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'K%^ V O R W O R T 



Dieses Buch ist den Deutschen im abgetretenen Nord- 
schleswig gewidmet. I<iebe Tyandsleute ! Wir haben uns 
im veigatigejieii Jahre öfter I^ebewohl gesagt. Dies hier ist 
mdn, letzter Abschiedi^imß. Im Zeichen der Wehmut — 
aber auch der Hoffnung. Em Gruß nicht von mir aUeiti 
sondern von Tausenden von Deutschen, die Euer Schick- 
sal im Herzen tragen. 

Ktter Schicksal stand fest seit dem dunklen Tage, da wir 
den Friedensvertrag von Versailles unterzeichneten — unter- 
zeichnen mußten. Ihr habt einen heldischen Kampf ge- 
kämpft — trotz alledem. Aber er komite nur ein Kampf der 
Ehre sein. Am Tage, da Ihr siegtet^ war Eure Niederlage 
besiegelt. Eure Niederlage — nicht Euer Untergang. 

Wir gedenken auf diesen Blättern noch einmal dieses 
unseres Kampfes. Wir haben ihn gekämpft auf blankem 
Grunde. Wir wollten niemanden festhalten, der von uns 
fortstrebte. Aber wir wollten denen eine Heimat bleiben 
dürfen, die sidi mit aller Kraft an uns klammerten* Wir 
stritten nicht g^;en die Nordsdüeswiger. Wir geden^^en 
auch derer*, die nicht mit uns einer Gesinnung waren. Sie 
werden Schleswiger bleiben, auch wenn sie keine Deutsche 
mehr sind. Unser Ziel war der Ans^leich, die Ruhe, der 
Friede in Nordschleswig. Möge der Himmel dieses l^and auch 
unter fremden Fahnen segnen ! 

Lebt wohl, Landsleute l Wir denken Eurer Höfe und Eu- 
rer Wiesen, Eurer deutschen Straßen mid Gärten^ Eurer 
Stuben nnd Bilder, Eurer Fahnen und Borer Üeder — 
jener Lieder, die auch die unsrigen sind. Wir denken be- 
sonders Eurer Kinder, Eure Jugend ist unsere Hoffnung. 
Wir grüßen in Ehrfurcht Eure jungen Töchter. Denn wir 
wissen, daß sie treue Mütter werden. 

O, Ihr wogenden Weizenfelder im Sundewitt, — Ihr 
sandigen Steilufer von Alsen — das rote Häusermeer von 
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Apenrade — die Stille der Gjenner bucht — die Ruinen 
von Lügumkloster — alle Heimlichkeiten der Kööge, 
hinter denen der Turm von Tondem wacht — nein, niemals 
werden wir dieses Land vergessen, auch welches wir fiir 
i^imer verloren haben. 

Und nun — zum letzten Male — lebt wohl ! Einige von 
Buch werden wir niemals wiedersehen. Was die andern be- 
trifft, so warten wir auf den Tag, der das Recht statt der 
Macht triumphieren läßt und die Treue anstatt der ge- 
brochenen Versprechtmgen. Denn kein Recht hat Buch von 
uns gelöst — kein natürliches, kein geschriebenes. Sondern 
Ihr seid uns unter Schmerzen entrissen, indem das Wort, 
auf das hin Deutschland seine Waffen niedergelegt, mit 
Füßen getreten ward. 

Wir warten auf diesen Tag. Alle Deutschen rüsten sich 
für ihn. Alle guten Nordschleswiger sollen für diesen Tag 
arbeiten. Ihr aber am meisten. 

Denn in Burer Hand vor allem Hegt Buer zukünftiges 
Schicksal — in Burem Willen und in Burer Treue. Ihr 
habt einen Prozeß verloren. Aber nur in erster Instanz. 
Es ist Berufung eingelegt. Auf Euer lebendiges Zeugnis 
wird es ankommen an jenem Tage, da das Urteil revidiert, 
da das wahre Plebiszit Nordschleswigß gesprochen wird — 
an jenem Tage — o käme er bald ! 

Dr. Adolf Köster. 
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Deutschland und die Abstimmungen 



Als die deutsche Regierung sich am 3. Oktober 19 18 ent- 
schloß, durch ein Waffenstillstandsangebot ihrerseits 
den über 4 Jahre währenden Kampf mit der Übermacht der 
Gegner abzubrechen^ tat sie das unter der aosdrückUchen 
Bedingung^ daß diesogenannteti 14 Punkte des damaligen 
amerikanischen Präsidenten Wilson zur Basis der 
künftigen Friedensverhandlungen gemacht wur- 
den. Und als Wilson mit der letzten seiner Antwortnoten 
vom 6. November die Bahn für die Waffenstillstandsver- 
handltingen definitiv frei machte, teilte, er ausdrücklich 
mit, daß diese seine 14 Punkte (mit zwei Einschränkungen, 
die das Problem der Freiheit der Meere nnd der Wieder- 
gutmachung der gegenüber der ^vübevölkertmg an- 
gerichteten Schäden betrafen) auch von den übrigen 
Gegnern Deutschlands als verbindlich aner- 
kannt würden. Der ganze diplomatische Notenwechsel 
zwischen dem 3. Oktober und dem 6. November drehte sich 
der Hauptsache nach um die 14 Punkte imd ihre Anwen- 
dung auf Deutschland. Im Vertrauen auf das Programm 
der 14 Punkte und seine Annahme durch sämtliche Gegner 
hat Deutschland sich am 10. November durch Unterschrift 
endgültig wehrlosgemacht. Im Vertrauen auf sie trat es in 
die Friedensverhandlungen ein. Sie bildeten mit Recht das 
Kriteritmi, an dem Deutschland während und nach den 
Friedensverhandlungen alle Forderungen imd Diktate der 
Alliierten immer wieder maß. Auch die beschämende Tat- 
saclie> daß die Politik der Alliierten dieses Rechtsprogramm 
der 14 Punkte von Vensailles bis Spa immer wieder mit 
Füßen getreten hat, ändert nichts daran, daß die von 
i allen Kontrahenten vor der Waffenabgabe Deutschlands 
anerkaimten 14 Punkte Wilsons auch in Zukunft die voll- 
gültige Rechtsgrundlage für Deutschlands For- 
derung nach einer Revision des Versailler Ver- 
trages und nach anem wirklichen Neuaufbau Europas 
bleiben. 
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In dem Programm dieser 14 Punkte spielte nun eine 
hervorragende Rolle das revolutionäre Prinzip des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker — revo- 
lutionär insofern, als dieses Prinzip über formalrechtlich- 
historische Besitztitel, ja über die sonst geltenden nationa- 
len Kriterien sprachlicher und ethnologischer Zusammen- 
gehörigkeit hinweg die Entscheidung über die Staats- 
Zugehörigkeit ganzer Länderstrecken rein in den Willen 
der einzelnen Bewohner legte. Während man über 
die grundsätzliche Berechtigung dieses Prinzips ver- 
schiedener Meinung sein kann, herrscht kein Zweifel 
darüber^ daß es — mit peinücher Gewissenhaftigkeit und 
im Geiste seiner Idee in ganz Europa ausgeführt — zahl- 
lose Ungerechtigkeiten zu beseitigen, eine ganze Reihe von 
iiitei nationalen Verwicklungsherden aufzuheben imstande 
war. Ebenso unzweifelhaft aber war dieses Prinzip, so wie 
es der Versailler Vertrag später anwandte, schon dadurch 
korrumpiert tmd zu einem einfachen Instrument der Strafe 
und Rache degradiert^ daß einseitig den Minoritäten 
der geschlagenen Zentralmächte dieses Recht der 
Selbstbestimmung auferlegt ward. Während z. B. Iren 
und Flamen unbefragt im harten Joch der ihnen ver- 
haßten Staatsgemeinschaft weiter ausharren mußten, 
wurden Hunderttausende von unzweifelhaft deutschen 
Männern und Frauen vor die völlig sinnlose Frage nach 
ihrer nationalen Zugehörigkeit gestellt — sinnvoll nur dann^ 
wenn der Zweck der Abstimmung nicht die Schaffung 
wirklich neuen Rechts sondern unter allen Umständen eine 
Schwächung Deutschlands war. Aber nicht genug damit: 
Andere Hunderttausende wurden überhaupt nicht gefragt 
sondern „wie Schachfiguren auf einem Brett" willkurUch 
nach Siegerlaune in den alten französischen oder neuen 
polnischen Staat geschoben. Während auf der einen Seite 
das historische Rechte so wie es zweifellos der Idee des 
Selbstbestimmungßrechts entsprach, mit Füßen getreten 
und durch das lebendige Recht der individuellen 
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Selbstbestimmung ersetzt wurde, benutzte man auf der 
andern Seite vergilbtes historisciies Recht, um Deutsch- 
land noch tiefere Wunden dort zu schlagen, wo man mit 
dem einfachen Selbstbestimmiingsrecht nicht weit genug 
zu kommen fürchtete. (Eupen-Malmedy, Posen, Elsaß) 
So durch und durch korrumpiert und seinem eigenen inneren 
Wesen entfremdcft, mußte das Prinzip des Selbstbestim- 
mungsrechtes, wie der Versailler Friedensvertrag es an- 
wandte, von vornherein massenhaft neues Unrecht schaffen 
und neue Herde der Unruhe in Kuropa zu den alten hin- 
zufügen. 

Das Selbstbestimmtmgßrecht sollte seiner Idee nach 
in gemischtnationaleii Landstrichen das Mittel sein, eine 
rein nationale Entscheidung herbeizuführen. Anstelle von 

strittigen Spraclistatistiken und historischen Rechts- 
titeln sollte der lebendige Wille des Menschen von 
heute für die künftige Grenzführung bestimmend werden. 
In der Theorie ein ausgezeichnetes Mittel. Aber indem das 
Selbstbestimmungsrecht jedem Einzelnen die Entschei- 
dung über seine künftige nationale Zugehörigkeit freigab, 
stellte es ihn in der Praxis nicht nur vor eine nationale 
sondern zugleich auch vor eine ökonomische Ent- 
scheidung. Das Individuum hatte nicht nur zwischen zwei 
national vcisciiiedenen sondern auch zwischen zwei ökono- 
misch imd sozial verschieden gebauten und prosperieren- 
den Staaten zu entscheiden. Und diese Tatsache drohte ein 
weiterer Quell der Verfälschung für alle Abstimmungen 
zu werden, denen das deutsche Volk sich unterziehen 
mußte. Das Deutschland, das der bis dahin deutsche Grenz- 
bewohucr nunmehr ablehnen oder annehmen konnte, war 
nicht das politisch mächtige, wirtschaftlich aufblüliende 
Reich von früher. Es war das moralisch verachtete, wirt- 
schaftiich ausgebrannte, körperlich heruntergekommene, 
von drückendsten Kriegssteuem bedrohte, zwischen Bol- 
schewismus und Militärdiktatur hin und her schwankendes 
I^d der militärischen Niederlage, das seine Hnwohner 
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kaum noch ernähren konnte. Wo es in Konkorrenz stand 
mit einer wirtschaftlich und politisch so zweifelhaften 
Staatengrundtmg wie Polen mochte die ökonomisch- 

materiefle Rechnung des zur Abstimmung Berufenen 
schwankend werden. Wo letzterer aber zwischen Deutsch- 
land und einem wirtschaftlich gesunden, kulturell hoch- 
stehenden, politisch freiheitlichen I#ande wie Däne- 
ma rk zu entscheiden hatte, wurde die Wahl schwieriger. 
So öffnete das niedergebrochene Deutschland, indem es 
sich mit all seinen Wunden muf Blößen zur Wahl stellte, 
seine Ausgangspf orten weit all jenen treulosen und wanken- 
den seiner Söhne, die den Aufruf zu einer rein nationalen 
Entscheidung Ijenutzten, um sich drohenden wirtschaft- 
lichen VerpfÜchtungen zu entziehen. Indem aber so der 
Kampf vom Gebiete der rein nationalen Auseinander- 
setzung sich auf dasjenige wirtschaftlicher und allgemein- 
politischer Debatten verschob (und von den jedesmaligen 
Gegnern naturgemäß bewußt hinübergespidt wurde), kam 
Deutschland von vornherein in eine immer ungünstiger 
werdende Position. Die Fragen der Valuta, der Brotpreise, 
der KohlenbelieferuTig wurden zu wichtigen Faktoren der 
nationalen Entscheidimg, Die Angst vor Steuern und 
Sozialisierung, vor Bolschewismus und Kirchenfeindschaft, 
hie und da die Abneigung gegen Republik und Demokratie 
— alles Dinge, die mit der rem nationalen Frage, zu deren 
Entscheidung die Einwohner aufgerufen wurden, gar nichts 
zu tun hatten — trieb Tausende und Abertausende in die 
Überlegung hinein, ob es noch Sinn habe, auf die nationale 
Gemeinschaft mit einem so bedrohten Staate Wert zu 
l^en. Daraus entstanden Gewissenskonflikte harter Art — 
am härtesten bei den unbemittelten Klassen, für die die 
nationale Entscheidung zum Teil in eine einfache Ent- 
schddung über Brot und Ifiikh zusammenschrumpfte. 
So wirkten der Zeitpunkt imd die Umstände, unter 
denen Deutschlands Grenzen ihr Selbstbestimmungs recht 
ausüben konnten, lediglich in deutschfeindhchem Interesse, 
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und lyänderstrecken, die zu normalen Zeiten zweifellos mit 
überwältigender Majorität für Deutschland votiert hätten, 
drohten unter dem Druck des namenlosen Blends eine 
leichte Beute feindlicher Propaganda zu werden. 

Zu all dem kamen Schwierigkeiten von innen, die viele 
Beteiligten zunächst an der wirklichen Stoßkraft einer 
Volksabstimmung von deutscher Seite völlig verzweifeln 
ließen. Das deutsche Volk, auf das die Bedingungen des 
Waffenstillstandes und die Anerkennung der Wilsonschen 
14 Punkte hemiederprasselten, durchlebte eine schwere 
revolutionäre Krisis. Zwischen Arbeitern und Bürgern 
herrschte im Winter 18/19 bitterste Feindschaft. Während 
polnische und dänische Irredenta durch den Krieg und die 
durch seinen Ausgang ihnen erweckten Hoffnungen fest 
zusammengeschweißt und von nie dagewesenem aggressi- 
vem Selbstbewußtsein beseelt waren, traten zu der be- 
greiflichen Niedergeschlagenheit im deutschen Lager 
schwerste innere Konflikte. Konnten diese überhaupt und 
wie konnten sie soweit beseitigt werden, daß Bürger und 
Arbeiter im Staatsbürger sich verschmolzen ? Aber damit 
nicht genug — auch gänzlich unvorbereitet wurde 
das deutsche Grenzvolk in eine poUtische Aktion hinein- 
gestoßen, mit der es nie gerechnet hatte. Niemand wußte^ 
was eigentlich eine Abstixomung wie die kommenden in 
Wahrheit und im Eänzdnen für sein Land zu bedeuten 
hatte. Unerträglich waren die Monate vom November bb 
Mai, wo das Schwert über allen hing, wo aber memand 
wußte, weder welche L/änderstrecken, noch unter welchen 
Formen, noch innerhalb welcher Zeit sie abzAi stimmen 
hatten. Die politische Erziehung des deutschen Volkes 
bewies während der Revolution ihre klaffenden I^ücken.. 
Das machte sich besonders g^enüber den nun plötzlich 
in den Grenzlanden entstehenden neuen Aufgaben be- 
merkbar. Staatspolitische Arbeit unabhängig von der 
Regierung — Selbstorganisierung, Selbstschutz — das 
hatte es für die breiten Schichten des Bürgerttuns im 
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alten Deutschland kaum gegeben. Überall — besonders 
auch im Kampf mit den versdiiedenen Nationalitäten an 
der Grenze — hatten die Regierung und ihre Organe die 
tonangebende Rolle gespielt. Nun war diese Regierui^ 
und waren viele ihrer Männer gestürzt. Bas Volk, nicht die 
Regierungen sollten zum Abstimmungskampf antreten. 
Neue Organisationen mit neuen Männern, mit neuem Pro- 
gramm, mit neuem Geist mußten geschaffen werden — 
ohne Regierung, aus eigener Energie. Das waren Aufgaben 
an deren Lösung das Deutschtum zunächst verzweifelte. 
Verzweiflung war daher das erste, was sich zahlreicher 
Gr^nzkreise bemächtigte — und das bittere Gefühl, auf 
halb schon verlorenem Posten von der Regierung und Vom 
übrigen Deutschland vollkonuneii im Stiche gelassen zu 
sein. Das war freilich, was die Regienmg anbetraf, voll- 
kommen falsch. Denn diese, die in jenem Winter Tag und 
Nacht auf einem Pulverfasse saß, hat schon damals getan, 
was in ihren Kräften stand. Bs war falsch auch gegenüber 
dem Gesamtvolk. Denn wie die Regierung unter der er- 
drückenden Last der sie bestürmenden Aufgaben — Auf- 
gaben, bei denen es zum großen Teil um die Weiter- 
existenz des ganzen Reiches ging — die Fragen der kom- 
menden Abstimmungen naturgemäß zunächst nur als 
peripherische Fragen behandeln konnte, so war jeder 
Stamm und jedes I^nd des deutschen Reiches damals mit 
so gewaltigen eigenen Sorgen belastet, daß es ein Unrecht 
war, hier Vorwürfe zu erheben. Diese Vorwürfe waren viel- i 
mehr nichts weiter als der Ausdruck für die völlige Über- 1 
raschtheit, für das vollständig Neue, in das ein an selb- i 
ständiges politisches Handeln bis dahin kaum gewohntes 
Volk hineingestoßen wurde. Das deutsche Grenzvolk mußte 
seinen Kampf selber auskämpfen. Daran mußte es sich^. 
unter Schmerzen gewöhnen. Es hat das getan — zu seinem: 
eigenen Heil. 

Eine besondere Schwierigkeit endlich bestand in dena 

zwiespältigen Geiste gegenüber der Ausführung de;s 
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unterschriebenen Friedensvertrages, an dem eine einheit- 
liche Zusammenfassung aller deutschen Kräfte zunächst 
tind auf die Dauer überall zu scheitern drohte. Der Kampf 
mit den fremden Minoritäten in den deutschen Grenz- 
marken war bis zur Revolution überall ausgef ochten worden 
unter der selbstverständlichen Parole, daß an eine Ab- 
tretung deutschen I^andes niemals zu denken sei. Aber 
in bezu^ auf das Maß der den Minderheiten einzuräiiiiien- 
den kulturellen vmd politischen Rechte hatte es in allen 
Grenzgebieten schwere Meinungskämpfe g^eben, die das 
gesamtpolittsche I^ben der Deutschen an vielen Stellen 
vergiftet hatten. Bs war selbstverständlich, daß die alten» 
zum Teil stark nationalistischen Kampfvereine nach 
der Revolutiüii äußerlich verschwairden. Aber es war ebenso 
natürlich, daß ihre ehemaligen Ane^ehörigen auch in dem 
nun unter der neuen Parole des Selbstbestimmungsrech- 
tes auszufechtenden Kampfe eine hervorragende Rolle 
spielten und daß ihr politisches Temperament und ihre 
extremen unversöhnlichen politischen Ideale auch diesem 
neuen Kampfe hie tmd da Richtung gaben. Das erleichterte 
den Kampf mit den Gegnern nicht und führte zu Schwierig- 
keiten in der Zusammenarbeit mit jenen demokratischen 
deutschen Kreisen, die schon f niher für die deutschen Fehler 
in der Behandlung fremder Minoritäten nicht blind gewesen 
waren und jetzt ehrlich sich bemühten, zwischen Deutschen 
und Fremden eine möglichst reinliche nationale Scheidungs- 
linieherbeizuführen.Fastüberall, auch da, wo es gelang, nach 
außen eine einheitliche Front aller Parteien zusammenzu- 
bringen, mußte dieser Zwiespalt die Stoßkraft der deutschen 
Ivinien schwächen. Ihn zu beseitigen und auf der Grundlage 
des 14-Punkte-Progranims eine wirklich geschlossene deut- 
sche Hinheitsfront zur Revision der diesmaligen Abstim- 
mungsresultate zustande zu bringen, wird die brennendste 
Zukunftsaufgabe unseres Grenzdeutschtums sein müssen. 

So lagerte tiefes Dunkel über den deutschen Grenz- 
marken, als der Versailler Friedensvertrag miterschrieben 
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wurde. Heute haben wir drei der großen Abstinimiuigen, 
in die das Reich verwickelt wurde» hinter uns. Wie feind- 
selig der Geist auch war, in dem der Versailler Vertrag 

das Prinzip des Selbstbestimmungsrechtes nicht auf son- 
dern gegen Deutschland anwandte — wie furchtbar auch 
die Lage und die Verfassung waren, in der Deutschland 
sich mit seinen kleinen, aber durch die Bajonette der 
£ntente gestützten Nachbarländern zur Wahl stellen mußte 
— wie unvorbereitet äußerlich und innerlich schließlich 
auch das Deutschtum war^ als der plötzliche Appell an sem 
Volksbewußtsein es traf — so unzerstörbar erwies sich die 
Lebenskraft und der Lebenswille dieses Volkes — so schnell 
paßte es sich den neuen ihm gestellten Aufgaben an. Aus 
tödlichen Gefahren erblühte ihm eine neue Treue. Was 
als Demütigung gedacht war, wurde zur Wiege eines 
neuen lauteren Nationalbewußtseins. Das deutsche Grenz- 
volk sammelte sich in sich selber zu eigener Größe. Und 
über das ausgedörrte Vaterland rieselten von seinen kämp- 
fenden und siegenden Grenzen her die frischen Wasser 
neuen nationalen Lebens. 
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1. SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Die Novembefstürme» die im Jalure 1918 überFrieslaiid 
und die Heide, über die Moore tmd die östlichen Förden 

Schleswigs fegten, trugen in alle deutschen Häuser bange 
Fragen. Zwar war es schon während des Krieges bei jeder 
kleinsten Unglücksbotschaft immer wieder wie ein bleiches 
Rannen durch die Häuser und Familien der Dänen ge<- 
gangen: nun käme die Wendung — nun käme der Bng- 
länder — nun käme der Danebrog. Aber hinter den grauen 
Divisionen tmd braimen Brdwallen, die oben in breitem 
Gürtel stidHch der Königsau während des ganzen Krieges 
die Grenze schützten, fühlte das deutsche Schleswig sich 
bis zuletzt geborgen. Sylt starrte von Kanonen. Von Ten- 
dern aus kreisten die Lruftschiffe über die Nordsee hinweg 
bis an die englische Küste. Von Flensburg und Sonderburg 
aus beherrschten die Eri^psschiffe des Reiches die Belte 
und den Sund. Man flaggte und feierte. Man schalt auf die 
dänischen- Deserteure und dje imnfer frecher werdende 
Spionage — auf die schlecht fuiiktiomerende Absperrung 
und die immer schlimmer werdenden Durchstechereien. 
Aber man hoffte und bheb optimistisch bis zum Ende. 
Und bei dem Geflüster und Getuschele der Dänen kamen 
die nüchternen deutschen Stimmen, die vor dem Ausgang 
warnten, hier wen^er noch als anderswo zum Wort. 

Um so härter schlug in Nordschleswig die Nachricht 
vom Waffenstillstandsangeböt und von der Annahme der 
14 Punkte ein. Noch sah niemand klar die Konsequenzen, 
die möglichen und die wirklichen. Aber eine bleierne Angst 
legte sich auf alle Gemüter, und das deutsche Schleswig 
— und bald ganz Schleswig-Holstein — fühlten, daß 
wieder em neuer Abschnitt, ein dunkler, in seiner tausend- 
jährigen Geschichte begann. In dieser Geschichte, die doch 
mit den Jahren 1866 und 1871 «gentlich zum definitiven 
Abschluß gelangt vvar. Denn Schleswig-Holsteiu war in den 
letzten Jahrzehnten fast völlig eingedeutscht — nicht 
3 Käi 
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zwar, was die Dänen in seinen vier nördlichen Kreisen — 
wohl aber, was das l^and als ehemaligen zwischen Deutsch- 
land und Dänemark hin iind herpendelnden Souder- 
staat betraf. Uralte Partikularhof&iimgeii waren end- 
gültig zu Grabe getragen — auch neuere Erinnerungen 
begannen zu verblassen. Zu beiden Seiten des Kanals 
(selber ein schimmerndes Wahrzeichen deutscher Mi- 
Htärgröße) war eine neue preußische Provinz entstanden 
mit allen Vorzügen und Schattenseiten preußisch-deutscher 
Zentralisation und Machtgestaltung. Das alte Schleswig- 
Holstein war' fast ein rein historischer Begriff geworden, 
der bei den Alten nodi im Blut, bei den Jungen nur noch 
in Festliedem lebte. Ab^ nun kam der Krieg — nun kam 
dieses Ende — und das uralte Problem dieses Landes 
wurde noch ciiniial aufgerollt — nicht zwischen Deutsch- 
land und Dänemark, sondern auf weltpolitischem Hinter- 
grunde. Das feste Gefüge der, wie es schien, mit tausend 
Klammern an das Reich geknüpften Provinz begann sich 
plötzhch zu lockern. Alle staatsrechtlichen Begriffe be- 
gannen eine Zeit lang zu schwanken. Allein gleichzeitig 
erhielt audi der Name Schleswig-Holstein wieder rotes 
lycben — und die Namen Friesland und Angeln — und 
di^ alte blau-weiß-rote Fahne begann sich flatternd 
zu zeigten — nicht als gemütliches Symbol vergangener 
Kleinstaaterei sondern als Standarte der Verteidigung, 
des Angriffs, des schärfsten Kampfes. 

Dais große Deutschland f reihch kamite diese Fahne kaum 
noch^ die vor 70 Jahren dem Kampfe um seine eigene 
nationale Einigung so tapfer vorangeflattert war. Was 
kümmerte sich Deutschland viel um Schleswig-Holstein ? 
Man kannte die Dünen von Westerland und die Förde- 
Ufer von Kiel. Das schmerzetisreiche I^and zwischen 
Hadersleben und Tondern war eine terra incognita 
für BerHn und das Reich. Man wußte etwas von einer 
Marineschule in Mürwik und von einer Hochbrücke bei 
Rendsburg. Aber für das Nydamer Wikingerboot, fiir 
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das Schicksal Uwe Jens I/Ornsens, für den Königs- 
pesel auf Hallig Hooge hatte Neu-Deutschland wenig 
Interesse. Ab und zu hörte man garstige Dinge aus der 
Nordmark — von ,^dänischen Unbotmäßigkeiten" 
und ^^deutschen Taktlosigkeiten". Aber das war und 
blieb ein leichtes Wellengekräusel, für welches Groß- 
Deutschland keine Zeit hatte in einer Periode rein macht- 
politischen Aufstiegs, die in diesen Spätherbsttagen nun 
so grausig zusaniinenstürzte. 

In dem wenig bekannten aber trotz seiner gedankenspiele- 
tischen Schrullen noch heute lesenswerten Kapitel, in 
welchem der Rembrandtdeutsche seine schleswigbol- 
steinische Heimat besingt, hat Juluis I/angbehn Schles- 
wig-Holstein historisch und politisch eine für Deutschland 
nach innen und außen schlechthin führende Rolle ange- 
wiesen. Das war zuviel gesagt und konnte nur mit hals- 
brecherischen Konstruktionen gestützt werden wie, der- 
jenigen z. B., in der er Schloß Gottorp mit Rom ver- 
glich. Sdüeswig-Holstein wird kein Rom werden — eben- 
sowenig wie Dänemark sich jemals an Deutschland an- 
schließen wird (auch das glaubte der Rembrandtdeutsche 
nach der Analogie Schottland England prophezeien zu 
können). Richtig ist aber, daß das Vaterland der lyornsen, 
Niebuhr, Dahlmann in der Kinheitsgeschichte 
Deutschlands unvergängliche Spurai hinterlassen hat. 
Richtig ist femer, daß Schleswig-Holstein durch alle Jahr«* 
hunderte hindurdh die wichtigste Umschlagstelle zwischen 
Deutschland und dem skandinavischen Norden gewesen 
ist, und daß es diese Rolle auch als preußische Provinz 
noch nicht ganz ausgespielt hatte. Leider haben die Ver- 
hältnisse in Nordsclileswig bis zur Revolution diese Rolle 
sehr erschwert. Denn gerade das nationale Kampf -Problem 
Nordschleswigs in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts ist 
als ein gemein-skandinavisches Problem nicht nur in 
Kopenhagen sondern in ganz Skandinavien, von Christiania 
über Stockholm bis Finnland hin, empfanden worden. 

3* 
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Bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts flutete in Schles- 
wig deutsches und nordisches Leben friedlich durchein- 
ander — dabei das deutsche vermittelst Kirche» Adel und 
Hof bis in das Herz Dänemarks hinein. Damals war Schles^ 

wig ein regelrechtes Bindeglied zwischen Deutschland 
und dem Norden. Wirtschaftlich und geistig strömte durch 
Schleswig-Holstein — begiiiistigt durch dessen eigenartige 
staatsrechtliche Stellung und bei reger eigener Lrandwirt- 
schaft und Manufakturentfaltung — ein Nord-Süd- Verkehr 
lebhaftester Art, der auch im übrigen Deutschland als 
solcher empfunden wurde Klopstock, Voß, Schiller « 
Claudius, Jacobi und viele andere Vertreter deutschen 
Geisteslebens haben zu diesem Schleswig Holstein in engen 
Beziehungen gestanden. Aber dann kam wie für ganz Eu- 
ropa auch für Schleswig-Holstein das Erwachen des Na- 
tionalbewußtseins — zuerstund zumal auf dänischer 
Seite. Was bisher als Neben- und schöpferisches Durch- 
einander friedlich miteinander auskam, ward als Gegen- 
satz, Schleswig-Holsteins politischer Kampf um seine 
alten ünabhängigkeitsrechte als „Aufruhr" empfunden. 
Die deutsche Lösung der schleswig-holsteinischen Frage 
von 1864 und 66 endlich riß Schleswig-Holstein voniNorden 
los — aus seiner fruchtbaren Verbiudun^roUe heraus — 
mit einer blutenden Nordgrenze, über deren provisorischen 
Charakter sich die deutsche Regierung und die Mehrheit 
der Schleswigschen Bevölkerung in dem ersten Jahrzehnt 
nach Friedensschluß keinen Zweifeln hingab. Es waren ja, 
wie Bismarck in jener bekannten Stelle seiner Gedanken 
und Erinnerungen erzählt, durchaus verschiedene Lö- 
sungen der Schleswig-Holsteinischen Frage nicht nur theo- 
retisch sondern auch praktisch möglich. Bismarck wählte 
g^;en den Rat gewichtiger Stinoimen seiner Umgebung die- 
jenige, die Preußen, nicht Deutschland am mächtigsten 
machte. Dadurch ist der Riß zwischen Deutschiard und 
dem Norden noch größer — die Kampfstellung Schleswig- 
Holsteins gegen den Norden noch schärfer geworden. Was 
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der skandinavische Norden über diese Lösung und die 
Bismarcksche Politik dabei dachte^ können wir Bürger des 
nachrevolutionaren Deutschlands heute (mit sicher anderen 
Gefühlen als vor dem Kriege) bei Ibsen und Björnson 

lesen. Es ist in der Geschichte schlecht prophezeien, noch 
leichter nachträglich Kritik zu üben. Aber daßdienord- 
schleswigsche Frage durch einen Bundesstaat 
Schleswig-Holstein ganz anders und besser (näm- 
lich im Sinne der Mehrheit seiner Bewohner) 
gelöst worden wäre, äls das zentralisierte Preu- 
ßen sie im Laufe der Jahre nicht gelöst, sondern 
immer mehr kompliziert hat, davon dürfte ganz 
Schleswig-Holstein seit dem Zusammenbruch 
fest überzeugt sein. uJ^J 



Heute, wo wir vor dem noch glimmenden Trümmer- 
haufen der Berliner Nordmarkpolitik stehen, hat es nur 
noch historischen Wert, auf preußische Versäumnisse 
und preußische Fehlgriffe zu schelten. Auch ist das Un- 
recht des Versailler Diktates, was Nordschleswig be- 
trifft, so riesengroß, daß alle Energie auf seine Wieder- 
gutmachung konzentriert werden muß. Und das neue 
Deutschland und vor allem das neue Schleswig-Hol- 
stein werden dafür so^en, daß an ihrer neuen Nordgraize 
nicht wieder staatszerstörende sondern staatsschop- 
ferische, staatserhaltende Politik getrieben wird. 
Aber es wird nie vergessen werden, daß jene katastro- 
phale preußische Grenz-Politik nur dadurch möglich 
war, daß Schleswig-Holstein als mitbestimmen- 
der Faktor in einer Angelegenheit, die vor allem dieses 
Land selber anging, so gut wie ganz ausgeschaltet 
wurde. Nur so konnten die Verhältnisse in der Nordmark 
sich In einer Weise entwickeln, daß das scfaleswigsche Pro- 
blem sich schließlich zwischen Deutschland und den ge- 
samten Norden drängte. Die alte MiUtärmacht Preußen- 
Deutschland hat solchen seelischen Faktoren im Verhältnis 
der Völker zueinander niemals großes Gewicht beigelegt. 
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Und in Schleswig-Holstein selber erstarben in der preußi- 
schen Umklammerung die Kräfte, die hier hätten das 
Gegengewicht schaffen können. So fraß die Wunde an der 
Nordgrenze immer tiefer in die nordgermanische Gemein- 
schaft hinein. war natürlidi und edEreulich zugleich, daß 
mit dem allgemeinen Zusammenbruch Schleswig Holstein 
in seinen lebendigsten Persönlichkeiten sich sofort wieder 
auf seine alte Rolle gegenüber dem No r d e n besann, 
und daß die Hoffnung sich regte, nach der verfahrenen 
Periode der letzten Jahrzehnte Schleswig - Holstein 
wirtschaftlich und kulturell wieder in seine alte 
historische 6 rücken- Stellung zwischen Deutsch- 
land und dem Norden eizizusetzen. 



II. DER NATIONALE KAMPF IN NORD- 
SCHLESWIG BIS ZUR REVOLUTION 

Der Abstimmungskampf um Schleswig — seine Grund- 
lagen wie sein Ausgang — muß besondexs dem Fem- 
stehenden unklar bleiben, wenn nicht das deutsch- 
dänische Ringen von 1864 bis 19 18 wenigstens in 
semen Hauptzügen feststeht. Die grundlegenden Daten sind 
relativ einfach . Zwischen der K ö n 1 g s a u , die nicht etwa erst 
seit 1816, sondern jahrhundertelangvSclileswigs Grenze gegen 
Dänemark gewesen ist, und einer ungefähren Linie Flens- 
burg — Tondern wohnt seit Jahrhunderten ein rassemäßig 
durchaus homogener Menschenschls^, der zum Teil deutsch 
zum Teil plattdänisch, zum Teil beides spricht, — und 
zwar so, daß das Flattdänische vom Norden nach Süden 
immer mehr abnimmt, bis es in einigen Gemeinden südhch 
der Linie Flensburg-Tondem gänzlich verrieselt. In Zahlen 
ausgedrückt sprachen nach der letzten allgemeinen Volks- 
zählung aus dem Jahre 19 10 von .der Bevölkerung des 
Kreises Hadersleben 80%, des Kreises Apenrade 75%, des 
Reises Sonderburg 72%^ des Kreises Tondexn 41%» der 
Stadt Flensburg 6,46% und des Kreises Flensburg 4,99% 
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entweder nur plattdänisch oder dänisch und deutsch. Aber 

diesprachliche Verschiedenheit in diesem Volksschlage 
hat niemals eine Verschi-edenheit auch in der po- 
litischen Oesinnung bedingt. Bis zum Einsetzen der 

dänischen Nationalbewegung im Anfange des vorigen Jahr- 
hunderts gab es überhaupt kerne tiefgehenden poHtischen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Deutschen und Dänen 
in Nordschleswig. Die dann b^innenden dänischen Ver- 
suche, das autonome Herzogtum zu danisieren, begegneten 
naturgemäß im deutschen Mittelschleswig und im rein- 
deutschen Südsdileswig dem schärfsten Widerstand. Aber 
schon damals stand ein großer Teil auch der plattdänisch- 
sprechenden Bevölkerung Nordschleswigs durchaus auf 
Seiten der die Selbständigkeit der Herzogtümer im An- 
schluß an Deutschland verfechtenden Schleswigs chen 
Partei. Die preußische Einverleibungspolitik, die den 
schleswigholstdnischen Gedanken ins Mark traf, hat ein 
paar Jahre lang zahlreiche deutsche Sympathien auch in 
Nord- und Mittelschleswig zerstört. Wenn 2. B. die Stadt 
Flensburg in ihrer ersten Wahl nach 1866 eme wenn auch 
nur kleine dänische Majorität aufbrachte, so war das ledig- 
Hchder Miß vergnügtheit auch zahlloser im Kern gutdeutsch- 
gesiimter Schleswig-Holsteiner zuzuschreiben. Immerhin 
gewann besonders nach der Reicfasgründtuig der deutsche 
Gedanke über den partikular-schleswigholsteinischen Ge- 
danken auch in dem platt dänischsprecbenden Teil von 
Nordschleswig von Jahr zu Jahr mehr Kraft. Wie die 
Kenntnis der deutschen Sprache zahllose Nordschleswiger 
nicht hinderte, dänisch zu fühlen, so gab es Tausende von 
Nordschleswigem^ die die plattdänische Mundart des 
Landes sprachen, aber aus natiarlichem Instinkt und er- 
erbter Tradition deutsch dachten und deutsch wählten^ 
Das zeigen die Ziffern der letzten Reichstagswahl vor dem 
Zusammenbruch. Bei 80% dänisch sprechenden Ein- 
gewöhnen! des Kreises Hadersleben wählten dänisch nur 
j .67%, bei 757o des Kreises Apenrade nur 49^0, bei 72% in 
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Sonderbuig nur 62%^ bei 41% in Tondem nur 20%, bei 
6,46% in Flensburg Stadt nur 3,9% und bei 4,99% in 
Flensburg I^and nur 3,8 % . Selbst wenn man berücisichtigt, 

daß in den sozialdemokratischen Stimmen sich noch ein 
gewisser Prozentsatz dänischer Stimmen versteckte, bleibt 
der Unterschied bedeutsam. 

Das politische Wertsystem der dänischgesinnten Nord- 
sdüeswiger^ die sich durch den Prager Frieden plötzlich zu 
preußischen Untertanen verwandelt sahen, ist bis zum 
Jahre 1918 hin durch den § 5 des Prager Friedens ' 
entscheidend bestimmt worden. In diesem § 5 einigten sich 
bekanntlich Preußen und Österreich untereinander dahin, 
daß „die Bevölkerung der nördlichen Distrikte von Schles- 
wig, wenn sie durch freie Abstimmtmg den Wunsch zu er- 
kennen gibt, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Däne- 
mark abgetreten werden soll". £s ist richtig« daß die nord- 
schleswigsche Bevölkerung selber» geschweige denn Däne- 
mark, aus diesem § 5 kein Recht auf Selbstbestimmung für 
sich herleiten konnte. Ks ist auch richtig, daß Preußen 
bald nach dem Prager Frieden ernsthafte Versuche machte, 
sich mit Dänemark über Form und Ausmaß einer Abstim- 
mung zu einigen, und daß diese Versuche vor allem an dem 
Übermaß der dänischen Forderungen und an der dänischen 
Verweigerung eines Minoritätenschutzes fu^ die abzu- 
tretenden Deutschen scheiterten. Bs ist endlich richtig, 
daß im Wiener Traktat vom 10. Okt. 1878 Preußen und 
Österreich die volle Freiheit hatten, den § 5 durch gegen- 
seitiges Übereiiikoniinen zu löschen, — ein Rechtsfaktum, 
das Dänemark im Optanten- Vertrag vom 11. Jan. 1907 
noch einmal ausdrücklich anerkannt hat. Aber trotz alle- y 
dem ist die Berufung auf den § 5 des Prager Friedens / 
Jahrzehnte hindurch bei allen däuischgesinnten Nord- j 
schleswigem nicht ausgestorben. Was juristisch immer > 
wieder totgeschlagen wurde, lebte moralisch und senti-^^ 
mental immer wieder auf. Man mochte von Kopenhagen ( 
aus offiziell noch so oft und noch so scharf den Verzicht auil 
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alle Hoffnungen aussprechen (wie es z. B. in jenem be- 
rühmten Artikel des Generalzolldirektoxs Rubin in den 
Preußischen Jahrbüchern von 1911 geschah, der 
sowohl vom Kopenhagener Außenministerium Wie 
vom dänischgesumten nordschleswigßchen Abgeordneten 
H. P. Hanssen approbiert war) — es nützte nichts: 
Die Idee der Selbstbestimmung und des Rechts der 
Selbstbestimmung, die durch den § 5 einmal in die Köpfe 
der Nordschleswiger hineingehämmert war, heß sich nicht 
ausrotten. Ja, es gab eine ganze Reihe auch deutschge- 
sinnter Nordschleswiger, die sich dem Andruck dieser 
Berufung nicht entziehen konuten. Und es gab nveit- 
herzige deutsche Politiker, die einem gütlichen Überein- 
kommen mit dem neuen Dänemark, das niclit mehr das 
alte von 1867 war, das Wort redeten. Es war nicht einfach, 
solche Meinmigen vor dem Elriege in Deutschland öff enÜich 
zu äußern. Das hat der Verfasser dieses Buches am eigenen 
Leibe erfahren, als er im Jahre igzo für die Rechte der 
Nordschieswiger weitherzig eintrat. Um so erstaunter war 
Deutschland, als es im vorigen Herbst erfuhr, daß im An- 
fang dieses Jahrhunderts zwischen Deutschland und Däne- 
mark hochpolitische Geheim-Besprechungen statt- 
gefunden haben, in deren Verlauf der Chef des deutschen 
Generalstabes Moltke dem dänischen Unterhändler Aus- 
sichten auf eine deutscherseits zuzugestehende 
Grenzregulierung machte, die das nordschleswigscfae 
Problem für immer aus der Welt schaffen sollte. 

Der politische Kampf zwischen Deutsch- und Dänisch- 
gesinnten in Nordsclileswig hat verscliiedene Phasen durch- 
laufen. Bis zum Jahre t888 spielte er sich in milderen 
Formen ab. Gegen das natürÜche wirtschaftliche Über- 
gewicht der Deutschen schien die poUtische und kulturelle 
Sammlung der Dänen (im dänischen Wählerverein und 
Sprachverein) auf die Dauer nicht aufkommen zu kdnnen. 
So ist von 1871 bis 1887 die dänische Wählerziffer im Wahl- 
kreise Hadersleben von 12408 auf 8510, im Wahlkreis 
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Apejuade-Flensbiifg von 5784 auf 3850 gesunken. Die Ver- 
waltung des Landes trat in jenen Jahren bewußt und be- 
stimmt, aber ruhig und selbstsicher, als deutsche auf. 

Die Anziehungskraft des großen deutschen Kultur- und 
Wirtschaftskörpers schien so stark, daß das däuischgesinnte 
Element zwar niemals ausgerottet, aber in absehbarer Zeit 
innerlich überwunden, auf jeden Fall jeder staatspolitischen 
Gefährlichkeit leicht entkleidet werden konnte. 

Erst der Regierungsantritt des letzten deutschen Kaisers 
brachte, wie in der gesamteuropäischen Verankerung der 
deutschen Politik so auch in der nordschleswigschen Frage 
eine radikale und lebensgefährliche Wendung. 
Sie begann (ausgerechnet Weihnachten) 1888 mit dem so- 
genannten Sprachreskript, das den Gebrauch der 
dänischen Sprache in der Schule bis auf vier Religions- 
stunden brutal unterband. Sie setzte sich fort in einem 
Verwaltungs- und Folizeiregiment, das unter dem Namen 
„Köller-Politik" internationale Berühmtheit erlangt 
hat. Sie endete in einer politischen Verhetzung der ge- 
samten Bevölkerung, üi einer Zertrümmerung aU der- 
jenigen staatlichen und moralischen Werte, die das deut- 
sche Element für eine künftige Prüfung wie die ntmmehr 
überwundene Abstimmung hätten stark und siegessicher 
machen können. Man glaubte mit Beamten und Para- 
graphen, mit Geld und Gefängnis eine organische Ent- 
wicklung beschleunigen zu können, die ohne künstliche 
Eingriffe wahrscheinlich von selber zu dem er w mischten 
Ziel gelangt wäre. Man griff einer Schicht von kulturell 
hochstehenden, mit reicher Tradition begabten Bauern- 
menscben an das Heiligste, was sie hatten, ihre Mutter- 
sprache. Man schikanierte I^ehrer und Pastoren, Redak- 
teure und Privatleute zuerst die Dänen, dann die Deut- 
schen, die nicht nach der neuen Pfeile tanzten. Man warf 
volksf remde Beamten in das I^and — angelockt und immer 
wieder aufgepeitscht durch widerrufliche Remunerationen 
— es gab eine Zeit, wo in Scherrebek ein naturalisierter 
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Russe als Amtsvoisteher und in Schleswig ein preußischer 

Pole als Regierungspräsident saß. Man führte von Re- 
gierungs wegen Krieg gegen die nordschleswigschen Dänen 
— Tag und Nacht — Guerillakrieg — Vernichtungskrieg — 
mit Versainniiungs- und Zeitungsverboten — mit ver- 
wdgerten Bauerlaubnissen und Schankkonzessionen — 
mit allen auch den unlautersten Mitteln> vor allem mit Aus- 
weisungen. Ich habe während des Abstimmungskamples 
den Ausweisungsakten der Schleswig Regierung mit 
tiefer Scham entnommen, daß Hunderte von Knechten 
und Mägden aus den Nordkreisen damals ausgewiesen 
sind — nach dem Aktenvermerk lediglich deshalb, weil 
ihre Arbeitgeber eine „staatsfeindliche" d. h. dänische 
Zeitung lasen oder eine „staatsfeindliche'' d. h. dänische 
Versammlung besuchten. 

Der dänischen Opposition, die bis dahin nicht wenig über 
lyauheit ihrer Anhänger zu klagen Anlaß hatte, wuchsen 
aus dieser Politik, die gegen den Willen der maßgebenden, 
damals amtierenden schleswigschen Verwaltungsstellen 
vom Zaune gebrochen ward, uj^eahnte Hilfskräfte. Inner- 
halb kurzer Zeit gelang es ihren Führern, das Dänentum 
Nordschleswig$ in einexh Maße durchzuorganisieren, wie 
keine andere europäische Irredenta es von sich behaupten 
konnte. Der Sprachverein mit seinem reidien Bibliothek- 
wesen blühte aiif . Der Schulverein wurde.gegr ündet, der 
von 1888 bis 1909 mehr als zehntausend junge Nord- 
schleswiger und Nordschleswigeriniien auf reichsdänische 
Volkshochschulen gesandt hat. Der Kampf, der bis dahin 
in Nordschleswig ein mehr politischer gewesen war — 
breitet von dänisch-diplomatischen Offensiven an allen 
Höfen Buropas — ward nun ein rein kultureller. Mit Mäßig- 
keitsbewegmig, Sportvereinen, Innerer Mission, mit Kredit- 
genossenschaften und Lesekränzchen organisierte sich die 
dänische Opposition zu einer kulturellen Irredenta, 
- die nicht nur den preußischen Beamten, der sie bekämpfen 
sollte, hilflos machte, sondern schheßlich auch dem deutsch- 
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gesinnteji Eingeborenen, der diesem wüsten Treiben seiner 
Regierimg innerlich fem stand, auf die Nerven ging. 
Denn das war die gefährlichste Folge dieser neudeatschen 
Zwangspolitik: Die Berufong auf das Recht, das sie seiher 
brach, schanzte sie den Dänen zn. Und nicht nnr der ganze 
skandinavische Norden — um vom europaischen Westen 
zu schweigen — nahm gegen Preußen Stellung, sondern 
die vernünftigen Elemente aus Schleswig-Holstein und 
Deutschland selber mußten ihre Regierung um der Wahr- 
heit und des Rechtes und des Schicksals Nordschleswi^ 
willen zur Besinnung rufen. So ward das deutsche Bin- 
heitsbewußtsein in Nordschleswig gebrochen. Die 
Rechtsgrundlagen des deutschen Nordmarkkampfes 
wurden für immer verwirrt. Der verflosseneAbstimniuugs- 
kampf mit seiner mühsam gehaltenen deutschen Einheits- 
front hat durch diese Politik xmd ihre die Köpfe ver- 
wüstenden Folgen mehr zu leiden gehabt, als heute gesagt 
werden kann. 

Es hat lange gedauert, bis aus der eingeborenen schles- 
wig-holsteinischen Bevölkerung heraus ein klarer Wider- 
spruch gegen diese brutale Vergewaltigung des ganzen 
I^andes — denn das war es — laut ward . Jahrelang hat die 
Bevölkerung von Nordschleswig und Schleswig-Holstein 
sich bedauerlicherweise von einer Organisation politisch 
führen lassen, ^e dem Mehrheitswillen dieser Bevölkerung 
sicherlich nicht entsprach und die sklavisch alle die Fehler 
und Brutalitäten guthieß, die in den 50er Jahren Schleswig- 
Holstein von Dänemark hatte an seinem eigenen I^ibe 
erdulden müssen. Wir wollen hier nicht unnötig in alten 
Wunden wühlen. Aber die Tatsachen müssen beschworen 
werden. Denn die Politik des „Deutschen Vereins" und ihre 
Folgen haben das Problem Nordschleswigs so geformt, 
wie es im November 1918 sich dem deutschen Volke darbot. 

Der „Deutsche Verein" war kein Verein der . Nord- 
schleswiger. Er bestand zu einem starken Prozentsatz aus 
landfremden Beamten und volksfremden Siedlern. Die 
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Kampf methoden, die er einführte, waren zum mindesten 
zweischneidig. Sie waren anf jeden FaU ganz unschleswig- 
holsteinisch. Ks lag an dem mangelnden staatspolitischeii 
Selbstbewußtsein des deutschen Bürgertums, daß ein 
Kampfverein^ den die gut deutsche Stadtverwaltung von 
Tondem aus ihrem Stadtgebiet wies, jahrelang im Namen 
der schleswig-holsteinischen Bevölkerung Öffentlich spre- 
chen und offen und geheim in Berlin zum Bösen schüfen 
konnte. Es waren zweifellos Männer mit reiner Vater- 
landsliebe unter seinen Mitgliedern. Aber ihre Politik 
entbehrte nicht nur dei sittlichen Hintergründe sondern 
auch der staatsschöpferischen Ziele. Der „Deutsche Verein" 
war nicht die Selbstorganisierung der Deutschen» die durch 
ihn und in ihm sich kräftig machten» wirtschaftlich und 
kulturell in fairem Ringen mit dem dänischen Volksteü 
ihre Gleichberechtigung oder Überlegenheit zu erweisen. 
Der Deutsche Verein" war Trabant der Köllerschen 
Regierung. Er schrie immer wieder um Hilfe nach Berlin. 
Er denunzierte. Er stachelte auf. Gesellschaf tÜcher Boykott 
und private VerungUmpfung waren nicht die unbelieb- 
testen seiner Waffen. Er frohlockte, wenn zwang^sweise vor 
allen Schulen Nordscfaleswigs schwarz-weiße Plaggen- 
stangen emporsprossen, wenn „schlappe" einheimische 
Lehrer in Scharen das Land verlassen mußten und statt 
ihrer „national zuverlässige" Fremdlinge aus Thüringen 
und Posen nordschleswigschen Kindern die Großtaten der 
Brandenburger Kurfürsten einpaukten — wenn ein- 
seitig harte Gerichtsurteile, die von den Oberinstanzen 
glücklicherweise meistens später umgestoßen wurden, 
auf die dänischen „Hochverräter" niederprasselten — 
wenn vor dem von ihm organisierten Protestgeschrei 
schließlich der höchste Beamte der Provinz schwächlich 
sich selber verleugnen mußte. Nicht die Leidenschaft, nicht 
einmal den Haß, mit dem er gegen die Dänen rang^ wird 
die Geschichte dem »«Deutschen Verein" zum Vorwurf 
machen; Das war auf der Gegenseite nicht anders« die 
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ebenfalls mit allen Mitteln kämpfte. Aber daß er in den 
langen Jahren seiner Wirksamkeit so gut wie nichts getan 
hat, was die einheimische deutsche Bevölkerung, 
die doch nicht wie die Beamten die Stätte ihrer Wirksamkeit 
alle paar Jahre wechseln konnte, innerlich gesammelt 
und gefestigt hätte, wie es sein dänischer G^enspider 
zweifellos mit fruchtbarstem Erfolge getan, das ist eine 
nie wieder gutzumachende Schuld des Deutschen Vereins, 
die s^anz offenbar wurde erst in jenen Monaten, als die 
nordschleswigsche Bevölkerung plötzlich ganz auf sich 
allein gestellt war und ohne Direktiven der Staatsregierung 
und ohne Beamtenhilfe gegen einen innerlich und äußerlich 
zusammengeschweißten Gegner selber den Verzweiflungs- 
kampf um ihre Existenz aufzunehmen gezwungen war. 

Sozialdemokratie und Demokratie Schleswig-Holsteins 
hatten die Verwaltungsmethoden Kollers wie auch die 
Kampf methoden des „Deutschen Vereins" von Anfang an 
resolut , wenn auch ohne praktische Erfolge bekämpft. Es 
ist das Verdienst des nordschleswigschen Pastorensohnes 
Johannes Tiedje, im Jahre 1909 auf Grund per- 
sönlicher Erfahrungen und ganz von nord- 
schleswigschem Standpunkte aus die Verhältnisse 
seines Heimatlandes prinzipiell untersucht und durch seine 
Untersuchungen den Anstoß für eine innerliche Be- 
sinnung und eine neue Kampffront innerhalb des 
nordschleswigschen Deutschtums selber gegeben zu haben. 
Seine in der ^«Christlichen Welt" (Marbm^ a. d. I^.) er- 
schienene, zunächst zufällige Polemik mit dem dänischen 
Theologen Amundsen über die Zustände in Nordschleswig 
ward — nicht ohne daß die wilde und wie nniiier stark 
persönliche Bekämpfung, die er von den Männern des 
„Deutschen Vereins" erfuhr, dazu beigetragen hätte, — 
der Beginn einer fruchtbaren über ganz Deutschland gehen- 
den politischen Debatte, in der auch das südwärts gelegene 
große Vaterland zum ersten Male schaudernd erfuhr, welche , 
Werte an seiner Nordgrenze in den letzten Jahren syste- ' 
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matisch verwüstet worden waren. In Nordschleswig selber 
führte diese Polemik zur Gründung des Vereins für 
deutsche Friedensarbeit in der Nordmark" — 
einer rein deutschen Organisation, die im Gegensatze zu der 
zerstörenden Arbeit der preußischen Verwaltung die platt- 
deutsche Muttersprache der Nordschleswiger erhalten und 
gegen alle Angriffe verteidigen — die das Deutschtom im 
Gegensatz zu dem unfruchtbaren Protestlertum des 
„Deutschen Vereins" innerlich sammeln und durch Pfege 
der berechtigten Eigenart Nordschleswigs und durch 
Hebung des Bildungsstandes der breiten Massen kulturell 
kräftigen — die endlich allen Bestrebungen, deutschen oder 
dänischen, enl^egentreten wollte, die den nationalen 
Gegensatz in Nordscbleswig verschärften. 

„Was* wir vertreten, vertreten wir für alle und wir fühlen 
uns als Kinder Nordschleswigs und Glieder des deut- 
schen Volkes — nicht als Clique desselben.'* — „Wir er- 
warten wenig von Staatshilfe, viel von Selbst- 
hilfe, das Beste immer von dem Einzelnen." Das war 
der Geist, der in, Nordschleswig bisher verschüttet gewesen 
war, der Arbeitsgeist politischen Auf baus, der Geist jener 
altoi klassischen Staatsauffassung, der in Neudeutscfaland 
fast verloren zu gehen drohte. Aber indem der „Friedens- 
verein'*, wie er bald genannt wurde, das „Beste vom Ein- 
zelnen erwartete", zeigte er docli zugleich die Schranken, 
die seiner Arbeit gesetzt waren. Tiedje selber wie die Griui- 
der und Träger des Friedensvereins waren theologische 
Individualisten, die aus ihrer £Lenntnis der seelenver- 
wüstenden Wirkuti^;en der offiziellen Nordmark-Politik 
heraus zum Reden gedrängt wurden. Sie hatten den Geist > 
aber es fehlte ihnen — die politische Technik, eine 
Massenbewegung auf ihn zu gründen. Sie arbeiteten in der 
Stille — als das gute Gewissen des nordschleswigschen 
Deutschtums. Dieses lebendig zusammenzufassen und ihm 
positive Ziele des Ti^es zu geben, dazu fehlte ihnen das 
politische Pectus, das ein Untertanenvoik nicht von 
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heute auf morgen lernt. So blieb die Bewegung des Frie- 
densvereins im Polemischen stecken. Sie reinigte die 
batte. Aber sie veränderte die Sachlage wenig. Dazu kam 
sie zu spät.Als derAbstimmungskampf da warimdganzNord- 
sdileswig, wenn auch zum Teil widerwillig, mit den Pormehl 
des Friedens Vereins zu kämpfen gezwungen war, da traten 
einige seiner Mitglieder kampfesfroh in die große Sclüacht- 
reihe — der Friedensverein als solcher aber blieb stumm. 

Der nationale Kampf hat scharf getobt in Nordschleswig 
bis tief in den Krieg hinein. Ab und zu machte die Regie- 
rung den Versuch, die Zi^d zu lockern. Aber gegenüber 
dem eingespielten provinzialen Apparat gelang ihr das nur 
in geringem Maße. Am Anfang des Krieges machten die 
antomatisch erfolgenden Verhaftungen zahlreicher Dänen- 
fülirer viel böses Blut. Denunziationen auf deutscher Seite, 

, Desertionen auf dänischer Seite wirkten in gleicher Rich- 
tung. Die dänische Presse hat unter der Kriegszensur hart 
gelitten. DänischeTaktlosigkeiten wechselten mit deutschen 
Siegerezzessen. Der Beginn des Zusammenbruches sah 
die dänischen Hoffnungen am Ziel. 

Ks ist die Frage aufgeworfen worden, ob eine andere, 
eine staatsschöpferische Nordmark-Politik uns die Ab- 
stimmung in Nordschleswig erspart hätte. Ich habe jene 

" Politik bekämpft, wo ich konnte. Aber ich glaube nichts 
daß irgend eine PoUtik in den 50 Jahren von 1864 — 1914 
die dänische Irredenta' so weit innerlich gebrochen hätte, 
daß die Versailler Friedenskonferenz, die sich sogar mit 
den nationalen Ansprüchen der Wenden beschäftigte, an 
den dänischen Ansprüchen auf Nordschleswig vorüberge- 
gangen wäre. Hier konnten nur ganz radikale Lösungen 
helfen, wie sie die deutsche Regierung ja im Anfange 
unseres Jahrhunderts erwogen hat, leider ohne zu einem /' 
entscheidenden Abschluß zu gelangen. Entschloß sie sich ^ 
nicht dazu, so mußte sie wie bei Elsaß-Lothringen so auch \ 
bei Nordschleswig damit rechnen, daß ein kimftiger Krieg 
über den Besitz dieses Landes entschied. 
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I. CHRONOLOGISCHE DARSTELLUNG 
jpj^. 5. Oktober, Deutschland nimmt das von Wilson in der 

Kongreßbotschaft vom 8. Januar 191 8 und in seinen 
späteren Kundgebungen, namentlich der Rede vom 
27. September aufgestellte Proi^ranim als Grund- 
lage für die Friedensverhandlungen an. — 

22, Oktober. „Norddeutsche Allgemeine Zeitung" stellt fest, 
daß die däxiische Regierung weder eine Note an die 
deutsche Regierung gesandt, noch sonst in irgend einer 
Form an die deutsche Regierutig herangetreten ist. — 
. 2J. Oktober. Der Abgeordnete H. V. Hausen ford-LTt im 
deutschen Reichstag die Durchführung des § 5 des 
Prager Friedens (Abstimmung der Bevölkerung in 
Nordschleswig) . — Gleichzeitig spricht sich der dä- 
nische Reichstag für eine rein nationale Lösung 
der nordschleswigschen Frage im Sinne des Sdbst- 
bestimmungsrechtes (nicht auf Grund historischer An- 
sprüche) aus. — 

24, Oktober. Staatssekretär Dr. Solf bestreitet, daß der 
§ 5 heute noch rechtsverbindliche Kraft hat, erklärt 
abeij daß die deutsche Regierung das von ihr ange- 
nommene Wilsonsche Programm nach allen Richtungen 
hin loyal und im Sinüe voller Gerechtigkeit und Billig- 
keit erfüllen werde., — 

ji. Oktober, Der Deutsche Ausschuß für das Her- 
zogtum Schleswig" tritt mit seiner ersten Kund- 
gebung an die Öffentlichkeit. Seiner Flensburger Zen- 
trale gehört der spätere Dänhng Waldemar Sören- 
sen an. — 

j. November. Nachdem schon am 30. Oktober die Natio- 
nalliberale Partei Schleswig-Holsteins in Kid 
gegen die Abtretung der Kordmark protestiert hat, 

nimmt auch der Provinzialausschuß der Pro- 
vinz Schleswig-Holstein gegen die Abtretung 
auch nur eines Teiles von Nordschleswig Stellimg. — 
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2, Ncvemhef, 'Wilson versichert dem dätuschen Pastor 

Bothoidt als Vertreter der amerikanischen Südjüten, 
daß das „Unrecht" von Schleswig wieder gut 
gemacht werden würde. — 
j. November. Der Vorstand des „Deutschen Vereins 
für das nördliche Schleswig" protestiert gegen 
das Auftreten des Abgeordneten H. F. Haussen und 
tritt für ein ungeteiltes deutsches Schleswig-Holstein 
ein. — 

4. November. Lord Northcliffe veröffentlicht in der 
[„Times" die Liste der englischen Friedensbedin- 
gungen, deren 10. Punkt fordert, daß das Volk von 
■Schleswig über seine Staatsangehörigkeit 
[frei selber bestimmen soll. — 

8, November. Erste einstimmige Kundgebung des Städti- 
schen Kollegiums von Flensburg gegen eine Ab- 
tretung nordschleswdgschen Landes, besonders gegen 
eine Trennung Flensburgs von seinem nordschleswig- 
schen Hinterlande. — 

13, November. Der dänischgesiimte Rechtsanwalt Ravn- 
Flensburg beginnt mit einer Eingabe an Magistrat und 
Stadtverordneten^-KoUegium von Flensburg die dä- 
nische Agitation für den Rückfall auch Mittel- 
schleswigs incl. Flensburgs an Dänemark. — 

14, November. Auf die Übersendung eines Aufrufes zahl- 
reicher teils rein, teils in ihrer Majorität dänischge- 
sinnter nordschleswigscher Vereine antwortet Staats- 
sekretär Dr. Solf dem Abgeordneten H. P. Hanssen, 
daß die deutsche Regierung gemäß dem 'Frie- 
densprogramm Wilsons auch die nordschles- 

JE wigsche Frage zu lösen gedenkt. — 
16, November. Unter scharfen Ausfällen gegen den Geschäfts- 
führer des ,, Deutschen Ausschusses" Herrn John legt 
der sozialdemokratische Stadtverordnete W. Sörensen 
sein Mandat als AusschußmitgÜed nieder. Gleichzeitig 
erklärt die fortschrittliche Volkspartei Flensburges, daß 
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die Schreibweise des Gescliäftsiülirers des Deutschen 
Ausschusses nicht der gegenwärtigen Zeit ent- 
spreche. — 

J7. November, i. Apenrader Entschließung. Der dänische 
Wählerverein in Nordschleswig faßt unter Teil- 
nakme und Führung des späteren Ultraxadikalen 
Kloppenburg-Skrumsager eine Bntschließtnig, in der 
er für Nordschleswig, d. h. die spätere sogenannte 
I. Zone Enbloc- Abstimmung fordert. Auswärtig Ge- 
borene haben Stimmrecht, wenn sie i o J a h r e im 1 yande 
wohnen. (I) Auswärtig Wohnende haben kein Stimm- 
recht. ( !) Von Mittelschlestng soUen nur die „angren- 
zenden Distrikte^ welche dies Verlangen", das 
Recht der Absümmung haben. — 

22, November, Erste Versammlnng des dänischen ^^ttel- 
schleswigschen Ausschusses" in L'lensburg. — 
November. Der Flensburger Arbeiter- und vSoIdatenrat 
tritt gegen die dänische Propaganda imter den Deut- 
schen Nord- und Mittelschleswigs auf. — 

24, November. Der Abgeordnete H, P. Haussen überreicht 
durch die dänische Gesandtschaft in Berlin der dä- 
nischen Reichsr^erung die Apenrader Entschließung 
vom 17. November, sowie den Brief des Staatssekre- 
tärs Soif vom 14. November imd bittet, bei den Al- 
liierten (!) die nötigen Schritte zu erwirken, daß die 
dänische (1) Bevölkenmg Nordschleswigs bei den 
Friedensverhandlungen ihr Recht erhält. — 

2$. November, Der dänische Außenminister antwortet H. 
F. Hanssen mit dem Ausdruck der Befriedigung dar- 
über, daß sich die Anschauungen des Wählervereins 
mit denjenigen des dänischen Reichstages in seiner 
Sitzung vom 23. Oktober decken und verspricht, daß 
die dänische Regierung unter gleichzeitiger 
Mitteilung dieses Schrittes an die deutsche 
Regierung sich an die Alliierten in dem von 
Hanssen gewünschten Sinne wenden werde. 
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— Der Führer der Flensburger "Sozialdemokratie, P. 

Michels en, tritt fiii das Selbstbestinunungsrecht, 
aber gegen die dänische Propaganda in Flensburg ein. 

29. November. In Tendern finden die ersten Massenkund- 
gebungen gegen die Einbeziehung rein deutscher Ge- 
biete in die Enbloc-Zone statt. — 

2. Dezember. Die Sozialdemokratie Nordschleswigs 
protestiert gegen die Ausschließung zahlloser Nord- 
schleswiger von der Abstimmung. — 

6. Dezember. Begeisterter Empfang H, P. Hanssens in 
Kopenhafi^cn. vSkavenius' Rede: „Wir wollen aber 
niemanden zwingen oder knechten." — 

x6. Dezember. Das Rendsburger Ts^eblatt" meldet, daß 
die dänische Agitation nunmehr bis an die 
Eider vorgedrungen ist. — 

X7. Dezember, Es wird bekannt, daß in Fredericia eine 
auch von Mittelschleswig besuchte vertrauliche Ver- 
sammlung stattgefunden hat, in der Andreas Grau 
für eine rein nationale Lösimg (!), Waldemar Sö- 
rensen für einen Heranfall ganz Schleswigs an Däne- 
mark, Graf Bent- Ho Istein für eipen schärferen 
Kurs in Dänemark eintrat. 

18. Dezember. Die „Flensburger Nachrichten" stellen fest, 
daß in Schleswig (Flensburg, Apenrade und Haders- 
leben) die Sozialdemokratie ,,laut und eindringlich" 
den Kampf gegen dänische Vergewaltigungsversuche 
aufgenommen hat. — Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die von den Dänen in Flensbtirg verbreiteten 
Unterschriftszettel gefälscht sind, indem der deutsche 
Text auffordert ,,kundzutun, ob wir mit Dänemark", 
der dänische jedoch, „daß wir mit Dänemark vereint 
zu werden" wünschen. — 

Jp. Dezember. Der Deutsche Ausschuß" veröffentlicht 
„Grundsätze zur Abstinmiimgsfrage". — 

jo. Dezember, 2. Apenrader EntschUeßung. Der dänische 
Wählerverein beschUeßt in Apemade: 
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1. daß die dänische Bevölkerung Nordschleswigs 
sich bei den Nationalversanmünngswahlen der Stimme 

zu enthalten hat, 

2. daß getreu den eigenen Beschlüssen und der Kund- 
gebung des dänischen Reichstags vuni 23. Oktober 
die Greuzfrage auf Grund des Selbstbestimmungs- 
rechts gelöst werden soll, 

3. daß die dänische Regierung auf der Friedenskonfe- 
renz die Unterdrückung des Selbstbestimmungsrechtes 
der Dänen in Mittelschleswig zur Sprache bringt. — 

1929. 2. Januar. Der Apenrader Arbeiter- und Soldatcnrat 
fordert unter Angriffen auf die Regierung und den 
Sachverständigen Tiedje im Verein mit dem „Apen- 
rader Tageblatt", daß die nordschleswigsche Bevöl- 
kerung selber in BerUn gehört werde. — 

4. /tfnuar. Der Provinziallandtag in Kiel tritt für das 
historische ungeteilte Schleswig-Holstein ohne Ab- 
tretung, aber mit kulturellen Freiheiten für die Dä- 
nischgesiimteii ein. — 

9. Januar. Der Flensburger Nationalversamniltingskandi- 
dat Michelsen, der eben von Kopenhagen zurück- 
gekehrt ist, macht in Gelting Mitteilung von eng- 
lischen Absichten auf Bildung einer Kanalzone. — 

jo. Januar. In einem Briefe des Bhrensekretäxs der ,,Ge- 
sellsdiaft der englischen Freunde Dänemarks **,Price , 
wird die Ruckgabe Holsteins und I<auenburgs an 
Dänemark gefordert. — 

Die dänische Rechtspresse beginnt einen immer 
schärferen Ton siegen die versöhnHche Haltung des 
Ministeriums Zahle anzuschlagen und erklärt es für 
eine Schmach, Südschleswig aufzugeben. In dieser 
Zeit tritt „Berlingske Tidende" noch für die Reichs- 
tags-Resolution vom 23. Oktober 1918 ein. Ks wird 
bekannt, daß gewisse dänische Kreise nunmehr auch 
für die in Dänemark wohnenden Nordschleswiger das 
Stimmrecht verlangen. — 
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14, Januar, Die Schleswig-Holsteiniscbe Ritterschaft 
protestiert gegen jede Abtretung nordsclileswigscher 
Kreise an Dänemark. — 

J5. Januar. Der Deutsche Ausschuß bittet das Aus^R^uüge 
Amt, den Sachverstandigen Tied j e durch „vertrauens- 
würdigere Nordschleswiger*' zu ersetzen. Gleichzeitig 
sprechen sich die Arbeiter- tind Soldatenräte Nord- 
schleswags 11. a. gegen jede Abtretung nordschleswig- 
schen Bodens an Dänemark und für Anhörung nord- 
schleswigscher Sachverständiger aus, da sowohl der 
Staatssekretär Graf Brockdorff -Rantzau wie der 
Sachverständige Tied je — besonders aber letzterer 
— „einseitig dänisch orientiert" seien. Als 
solche Sachverständige schlagen sie Landrat BÖhme- 
Tondern und Pastor Schmidt- Wodder vor. — 

23. Januar. Der „Temps" tritt energisch fiir die lyos- 
lösung Schleswigs und des Kieler Kanals ein. — 

24* Januar, In Flensburg sind bei 33 500 deutschen Stim- 
men zur Nationalversammlung^ahl nur 3401 Unter- 
schriften unter die Petition für ein dänisches Flens- 
burg geleistet worden. — 

2y. Januar. Nach einer Meldung von Ritzaus Büro steht 
die dänische Regierung in der Nordschleswig-Frage 
auf dem Standpunkt, daß jede Erwerbung nicht 
dänischgesinnter Gebietsteile für Dänemark 
eine Schwächung bedeute und daß im Sinne der 
Apenrader Entschließung Nordschleswig (i. Zone) en 
bloc, Mittelschleswig gemeindeweise abzustimmen habe . 
Falls es aus irgend welchen Gründen nicht zu einer 
Abstimmung kommen sollte, so ist die dänische Re- 
gierung der Meinung, daß Nordschleswig (i. Zone) 
ohne weiteres, von Mittelschleswig jedoch nur die 
unzweifelhaft dänischen Gebietsteile an Dä- 
nemark fallen sollten; Flensburg dagen sei 
tx:otz der 3 401. für Dänemark geleisteten Unterschriften 
eine Stadt mit unzweifelhaft deutscher Mehr- 
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heit tmd könne ohne Abstimmung niemals von Däne- 
mark aufgenommen werden. — 
28. Januar. In einer dänischen Versammlung teilte H. P. 

Haussen mit, daß wälirciici der Abstiminuiig Nord- 
schleswig von 2 höheren dänischen und 2 höhereu 
deutschen Beamten verwaltet werden würde (!) Nur 
' für den Notfall seien neutrale (!) Truppen als Polizei 
vorgesehen. — 

26. Januar* Die Vertrauensmännerwahlen zum dä- 
nischen Wähler verein bringen durchweg Wieder- 
wahlen — ein Zeichen, daß fast der ganze Wähler- 
verein in dieser Zeit noch auf dem Boden der Apen- 
rader Entschließung steht. — 

28, Januar, In einer Versammlung in Mühlenbrück^ bei 
der Wall-Obdrup anwesend ist» wird eine Ent- 
schließung angenommen^ nach der infolge der drohen- 
den englischen resp. neutralen Kanalzone Schles w i g - 
Holstein, um diese zu vermeiden und die Kordmark 
zu retten, als Ganzes sein Selbstbestimmungs- 
recht fordern und sich zu einem Freistaat machen 
soll, der sich später an Deutschland wieder an- 
schheßen könne. — 

30. Januar. Zusammenkunft und Besprechung zwischen 
Landrat Böhme und H. P. Haussen zwecks 
Errichtung eines paritätisch eingerichteten deutsch- 
dänischen Schlichtungsausschusses. 

5. Februar. Die „Deutsche Allgemeine Zeitung" begrüßt 
im Namen der Reichsregierimg diesen Versuch aufs 
wärmste. Am gleichen Tage übersendet H. P. Haussen 
an Landrat Böhme auf Grund der Besprechung 
vom 30. Januar eine Reibe von Leitsätzen» in denen 
neben 3 deutschen und 3 dänischen Vertretern 
als Vorsitzender des Schlichtungsausschusses ein 
Neutraler (Schwede) vorgeschlagen wird. Der Aussciiuß 
ist auch als späterer Abstimmungsausschuß vor- 
gesehen. — 
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FebriMT, Der Beruer Internationale Sozialisten- 
Kongreß nimmt eine Erklärung über Nordschleswig 
an, nach der gesondert abgestimmt werden soU 

1. in den geschlossenen Sprachgebieten Nordschles- 
wigs (also nicht i. Zone), 

2. in den südlich dieses Gebietes gelegenen über- 
wiegend dänischsprechenden, bisher überwiegend 
deutschgesinnten Gemeinden, 

3. in Flensburg, wenn ein ansehnlicher Teil 
der wahlfähigen Bewohner die Abstim- 
mung fordert. Die Abstimmungen sollen erst 
nach einer bestimmten Zeit vorgenommen 
werden. Den nationalen Minderheiten werden in 
beiden Staaten gleiche Rechte verbürgt, die 
durch den Völkerbund garantiert werden. — 

8, Februar. 3. Apenrader Entschließung. „Der Wähler- 
verein hält unabänderlich an der Forderung fest, daß die 
Grenzfrage auf der Grundlage des Selbstbestimmungs- 
rechtes der Völker gelöst werden muß. Wir betrachten 
es als gegeben, daß Flensburg nicht vor Däne- 
mark ausgeschlossen wird, ehe es unter freien 
Verhältnissen Gelegenheit gehabt hat, mit 
Kundgebungen her vor zutreten, die danach die 
Grundlage für die Entscheidung bilden. "(I) — 

II, Februar, Reichsminister Graf Brockdorff -Rantzau 
begrüßt die Zuziehung von weiteren nordschleswig- 
schen Sachverständigen zu den Beratungen in Berlin. — 

JJ. Februar. Der Vorstand des „Vereins für Handel mad 
Industrie" in Flensburg tei^t mit, daß seine letzte 
Mitgliederversanunlung mit 124 gegen 26 Stimmen be- 
schlossen habe, daß Flensburg deutsch bleiben solle. — 
Am selben Tage warnt H. P. Haussen in einer Massen- 
versammlung Kopenhagens vor der Einverleibung 
geschlossen deutscher Gebiete. — 

20. Februar. Der schleswig-holsteinische Abgeordnete der 
Nationalversamuiluug Tiiumsen-Winnert hat einen 
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Antrag eingebracht, der für ganz Schleswig-Holstein 
das Selbstbestimmutigsrecht fordert. — 
21. Februar . Die Friedenskonferenz beschäftigt sich zum 
ersten Male mit der nbrdschleswigschen Frage. Nach 

Keuter ist eine Volksabstimmung so gut wie sicher. 
Die dänischen Forderungen decken sich mit der 
2. Apenrader EntschUeßung. — 

25. Februar. Eine Versammlung in Kol ding, auf der 
H. P. Haussen und A. Lebeck den gemäßigten 
Standpunkt vertraten, zeigt das Wachsen des däni- 
schen Chauvinismus. La Cour fordert Abtretung bis 
zu den Dancvv erkeii ohne Abstimmung. — 
Die Namen der Kommissionsmitglieder, die auf der 
Friedenskonferenz die nordschleswigsche Frage be- 
handeln, werden Veröffenthcht. Von Frankreich: 
Tardieu und Laroche. Als Sachverständiger für 
Dänemark ist Magister Claußen anwesend. Von 
Deutschland ist kein Sachverstandiger befragt. — 

2. März, Bei den Kommunalwahlen in Flensburg haben 
die Dänen überhaupt keinen Kandidaten aufgestellt. 
In Hadersleben erhalten die Deutschen (Bürgerliche 
und Sozialdemokraten) 14 Sitze, die Dänen 16 Sitze, 
in Apenrade die Deutschen 12, die Dänen 12 Sitze, 
in Tondem die Deutschen 22, die Dänen 3 Sitze, 
in Sonderburg die Deutschen 14, die Dänen 10 Sitze. 

j. Af^ra:. Die deutsche Eingabe an Präsident Wilson 
gegen die Vergewaltigung des Deutschtums hat im 
Herzogtum Schleswig 113 664 Unterschriften ge- 
funden. — 

Franz v. Jessen teilt aus Paris mit, daß auf der 
Friedenskonferenz für Mittelschleswig die gememde- 
weise Abstinunung beschlossen sei, daß aber Flens- 
burg dänisch werde, falls die umliegenden 

Landgemeinden dänisch stimmten. — 
4. März. Nach einer Havas-Meldung vom 3. März stimmte 
die Friedenskonferenz in Paris der Enbloc-Abstim- 
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mtuig für den nördlichen Teil sowie der gemeinde- 
weisen Abstimmung für den »^zentralen" (!) Xd] 
Schleswigs zu. Die Wahl soll stattfinden, nachdem 
das Land eine gewisse Frist dem Einfluß der deutschen 

Beamten entzogen ist. Eine andere Meldung besagt, 
daß die Friedenskonferenz eine dritte Zone be- 
sciiiossen habe, die jedoch lediglich von den Alliierten 
militärisch besetzt werden sollte. — 

6. März. Die dänische Delegation in der Stärke von lo 

Mann ist am 3. März in Paris eingetroffen und ver- 
handelt mit dem Vorsitzenden der Schleswig-Kom- 
mission, A. Tardieu. An den Verhandlungen nimmt 
der dänische Gesandte in Paris, Kammerherr Bernt- 
hoft nnd der Sachverständige für Nordschlesmg, 
Magister Claußen, teil. Ünter den Delegierten • 
befindet sich H. P. Haussen, Nissen- Wiby und 
Kloppenburg- Skr umsager. Die Vorschläge der 
Delegation decken sich mit denen der 2. Apenrader 
Entschließung. Doch wird nunmehr für die nicht- 
gebürtigen Nordschleswiger eine Ansässigkeit von 
19 Jahren (statt früher 10 Jaiiren) gefordert. Auch soll 
das Gebiet siidlicii des Abstimnuingsterritoriunis von 
deutschen Truppen und höheren Beamten geräimit 
werden. An der Spitze der Verwaltimg sollen Ver- 
treter der Alliierten, ein Schwede und ein Norweger 
stehen. Die Delegation bat, die nordschleswigsche 
Frage wenn möglich noch vor dem allgemeinen 
Frieden zu lösen. — 

7. März. Auf eine Anfrage der Abgeordneten Runkel imd 

Oberfohren in der Nationalversammlung antwortet 
die Reichsregierung, daß nach der Annahme von 
Wilsons Programm die Gewährung des Selbst- 
bestimmungsrechtes an die Nordschleswiger 
ein Akt der Loyalität war. Abstimmung bedeutet 
nicht Abtrennung. Bei gewissen Teilen Nord Schleswigs 
handelt es sich um klare nationale Forderungen. 
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Die deutsche Regienmg wird mit allen Mitteln auf 
einen direkten Abstimmungsmodus hinwirken. — 

8. März. Nach Mitteilungen des Abgeordneten Thomsen- 
Winnert hat die deutsche Regierung zunächst ange- 
strebt, sich mit Dänemark direkt über Nord- 
schleswig zu einigen. Ks hätten auch inoffizielle 
Besprechungen in dieser Richtung mit Dänemark 
stattgefunden. Jedoch habe die Bntente Däne- 
mark mitgeteilt^ daß eine direkte Verständigung 
von Seiten Dänemarks mit Deutschland von der En- 
tente als unneutraler Akt aufgefaßt werden würde. 
Nach weiteren Mitteihmgen desselben Abgeordneten 
haben in Weimar alle schleswig-holsteinischen Abge- 
ordneten außer den Sozialdemokraten die Anwen- 
dung des Sdbstbestimmut^rechts auf Nordschleswig 
abgdehnt. Sein eigener Antrag, dann ganz Schles- 
wig - Holstein das Selbstbestimmungsrecht zuzuer- 
kennen, fand nirgends Gegenliebe und ein Versuch, 
in der Nationaiversarnmlnng zu Worte zu kommen, 
scheiterte. 

10, März, Bs wird bekannt, daß eine zweite inoffizielle 

Dänendelegatioi^n nach Paris unterwegs ist, 
die den eiderdänischen Standpunkt vertritt. — 
Der Verein „Stidjüten" in Kopenhagen propagiert 

das Stimmrecht für alle, die in Nordschleswig geboren 
sind, auch wenn sie außerhalb des Landes wohnen, 
und besciiließt, ebenfalls einen Delegierten nach 
Paris zu senden. — 

11. März. Der Deutsche Ausschuß wendet sich in einer 
Kundgebung gegen die Gewährung des Selbst- 
bestimmungsrechtes an Nordschleswig. Wenn 
überhaupt, soll ganz Schleswig abstimmen und zwar 
erst 2 Jahre nach Friedensschluß. Bei einer Abstim- 
mung nur in Nordschleswig soll überall gemeindeweise 
abgestimmt werden. Die Majorität soll eine Va Majori- 
tät sein. Auf beiden Seiten sollen gleiche Minderheiten 
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bleiben. Alle für die National veisamniiung Stimm- 
berechtigten sollen abstimmen können. Den Minder- 
heiten soll ein gesetzlicher Schutz garantiert werden. 
Werden diese Forderungen nicht erfüllt, so werden 
die Nordschleswiger unter Protest sich der 
Abstimmung enthalten. (Stimmsti eik). — 

12, März. Nach einem Pariser Telegramm von Politiken" 
versicherte die Belgisch- Schleswigsche Kommission 
der Dänisch-Schleswigschen Kommission, daß die 
Lösung der nordschleswigschen Frage im Großen und 
Ganzen auf der Grundlage des Selbstbestimmungs- 
rechts erfolgen werde, daß darin aber nicht liege ^ 
daß nun die künftige Grenze in vollkomme- 
ner Übereinstimmung mit dem Resultat der 
Abstimmung sein werde. — 

Der Fliese Cornelius Petersen, der seit einiger 
Zeit heftig gegen Deutschland und für eine neue 
Bidergrenze Propaganda macht, ist nach Kopen- 
hagen gefahren, um sich mit dem dänis6hen Grafen 
Bent-Holstein und anderen chauvinistischen Ultras 
nach Paris zu begeben. Die dänische Linkspresse 
greift ihn und den frülieren könie^hch-preußischen 
Amtsvorsteher imd politischen Knegsagenten Clau- 
ß e n - B a u , der ebenfalls nach Paris reist, heftig an. — 

14, März, Der „Temps** tritt wiedenun für ein^ unab- 
hängigen Schleswig - holsteinischen Kanal- 
staat ein, der im Norden von Dänemarks neuer Siid- 
grenze, im Süden von der ehemaligen Grenze zwischen 
Holstein luid Lauenburg begrenzt sein würde. — 
Eine 12 Köpfe starke Abordnmig aus Mittel- und 
Südschleswig — die meisten Deutsche — trifft in 
Kopenhagen mit Petitionen für Paris ein. — 

ig, März, Eine Kundgebung des Provinz! allandtages 
zu Gunsten des ungeteilten Schleswig-Holstein wird 
von dem Kommissarischen Oberpräsidenten 
von Schleswig-Kolstein (Kürbis) verhindert. — 
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21, März. JUandrat Böhme fragt bei H. P. Hanssen wegen 
des geplanteii paritätischen SchÜchtujigsausschusses 
an. — 

24. Marz, Die Reichsiegieniiig tritt in einer Kttn^ebung 

für die nationale Lösung der Nordschleswigschen 
Frage ein, verlangt gemeindeweise Abstimmung für 
das ganze Gebiet, Zwetdrittel-Majorität und die Mög- 
Hchkeit der Teilnahme aller nordschleswig- 
schen Kriegsgefangenen an der Abstimmung. — 

28. März. Die Sozialdemokratische Partei Schles- 
wig-Holsteins erläßt eine Kundgebung für das 
nationale Selbstbestimmungsrecht der Dänen und 
Deutschen entgegen der Theorie vom ungeteilten 
Schleswig- Holstein. — 

29. März. Bei dem Kampf um den Kanalstaat Schleswig 

auf der Pariser Friedenskonferenz scheint England 
eine Zeitlang der Hanptinteressent^ Amerika immer 
der Gegenspieler gewesen zu sein. — 

Eine Abordnung der Flensburger Kaufmannschaft, 
zu der u. a. der königlich-preußische Konunerzienrat 
Hübsch gcliöit, erweckt in Kopenhagen durch miß- 
verstände ches Benehmen den Eindruck, als ob die 
Flensburger Kaufmannschaft für den An- 
schlu ß an Dänemark wäre. — * 

30. Marz. Nachdem bisher einseitig nur die nordschleswig- 
schen Kriegsgefangenen dänischer Gesinnung heim- 
gesandt worden sind, soll nunmehr nach Kopenb agener 
Meldungen Aussicht bestehen, alle Nordschleswig- 
schen Kriegsgefangenen — ohne Rücksicht auf ihre * 
Gesinnung — zur ^Entlassung frei zu erhalten, — 

J. Aprü, H. P. Hanssen antwortet I^andrat Böhme 
u. a.j daß die Errichtung eines deutsch-dänischen 
Scfalichtungsausschusses sich nach den Pariser Er- 
eignissen erübrige. — 

2. April. Die deutsche Probeabstimmung in Flens- 
burg ergibt 24 683 deutsche Stimmen gegenüber 



Digitized by Google 



48 Vom Waffenstillstand bis zm' Versailler Entscheidung 

3 401 Dänen, die die dänische Petition unterschrieben 
hatten. — 

3* Aprü, Über die Bestrebungen zur Gründung eines 
selbständigen Sdüeswig-Holstein^ die in dieser Zeit 
zum Teil im ^^Rendsburger Tageblatt'* Ausdruck 
finden^ verbreitet neues Licht ein Bericht des Oats- 

besitzers Schwerdtf eger- J oiianncsberg, der die- 
sen Bestrebungen selber nicht fern stand. Danach 
machten auf einer Versanunlung der Landespartei 
am 22. März Wall-Obdrup und Fischer-Mühlen- 
brück von den Brgebnissen ihrer Kopenhagener- 
Reise Mitteilungen^ die einer dänischen Agitation 
nicht unähnlich sahen. Schwerdtf eger und Thom- 
sen-W innert haben mit Wall zusammen ein paar 
Tage später einer Flensburger Zusammenkunft beige- 
wohnt, an der neben einem reichs dänischen Rechts- 
anwalt auch Hübsch -Flensburg und Cl außen -Bau 
teilnahmen. Schwerdtfeger hatte den Hndruck, daß 
auch diese Versammhing keinen anderen Bndzweck 
habe als den, deutsche Wortführer für Däne- 
mark zu ködern. Seinen eigenen Standpunkt 
präzisiert er dahin: wenn der Kanal interna tionali- 
' siert wird, muß Schleswig ein selbständiger Staat 
werden, um selber Hüter des Kanals werden zu kön- 
nen. Wenn links und rechts vom Kanal eine Kanalzone 
entsteht^ die Schleswig - Holstein zerreißt, so muß 
ganz Schleswig ein autonomer dänischer Bundes- 
staat (I) werden. Von einer nach Kopenhagen ge- 
planten Reise nimmt Schwer dtf eger aus politischen 
Bedenken Abstand. — 
5. April. Die Deutsche Demokratische Partei 
Schleswig-Holsteins tritt auf einer Tagung in 
Keumünster für ein ungeteiltes Schleswig-Holstein 
und g^en die Ausdehnung der Abstimmung auf Mittel- 
scfaleswig ein. Sie und alle Parteien außer der I^des- 
partei erlassen scharfe Aufrufe gegen die Selbständig- 
machung Schleswig-Holsteins. — 

* 

i 
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9. Aprü. Nach einer Atiseinaiidersetzmig im Verein für 

Handel und Industrie" steht fest, daß Kommerzien- 
rat Hübsch sich für den Anschluß Flensburgs und 

Südsclileswigs an Dänemark ausgesprochen hat. — 

10. April. In Weimar findet unter dem Vorsitz des preu- 
ßischen Ministerpräsidenten Hirsch eine Versamm- 
lung der schleswig-holsteinischen Abgeordneten statt. 
In der Mittel beratschlagt wurden^ die Nordmark 
wirtschaftlich zu unterstützen. — 

Graf Brockdorff' Rantzau erklärt in der Na- 
tionalversammlung, daß die deutsche Regierung sich 
im Herbst 1918 ledighch bereit erklärt hat, das 
Selbstbestimmungsrecht auf die unzweifelhaft 
dänisch besiedelten Teile Nordschleswigs 
anzuwenden. — 

11. April, 64 000 Reichsdänen petitionieren bei der däni- 
schen Reichsr^erung dafür, daß die Abstimmung auf 
das ganze schleswigsche Gebiet nördlich der 
D a 11 e w i r k e ausgedehnt wird. — 

12. April, Reichspräsident Ebert tritt in einem Antwort- 
briefe an die Sozialdemokratie Schleswig-Holsteins 
für ein Selbstbestimmungsrecht ein, das auch die 
Sicherung der Rechte des Deutschtums in sich 
schließt. — 

ij. ApriL Dänische Blätter berichten über zahlreiche 

deutsche Steuerflüchtlinge, die sich während der 
letzten Monate in Nordschleswig niedergelassen resp. 
ihr Geld auf dortigen Banken de^)oniert haben. — 

J5. April. Der Viererrat in Paris bilhgt die von der 
Pariser Schleswig-Kommission festgestellten Grund- 
sätze für die Abstimmung in Nordschleswig. — 

22, April, Sämtliche Parteien der Provinz Schleswig- 
Holstein einigen sich in Neumünster auf ein gemein- 
sames Nordschleswig-Programm, das unter anderem 
wirtschaftliche Förderung und Erhaltung der 
alten i:«^ieiheiten der Provinz in sich schließt. — 
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23. April. Dr. Adolf Köster ist zum Staatskommissar 

für Schleswig-Holstein emamit. — 

24, April. Im Ministerium des Innern tagt die letzte 
große Schleswig -Konferenz vor dem Eintreffen 
der Friedensbedingungen. An ihr nehmen zahlreiche 
Nordschleswiger teil. Auch auf ihr spielt die Frage der 
Erhaltung der alten und des Atisbaus der neuen 
Freiheiten Schleswig-Holsteins eine wichtige Rolle. — 

j, Mai. Staatskommissar Köster hat in. Schleswig die 
Geschäfte übernommen. — 

5. Mai. Verteidigungsminister Münch spricht sich dafür 

aus, daß das neue Dänemark nur ein reines lediglich 
von Dänen bewohntes Land sein darf. — 

6. Mai. In Kopcuhagciu trifft eine AbordiiLing Flens- 

burger Arbeiter (Deutsche und Dänen) zum Stu- 
dium der wirtschafthchen Verhältnisse und sozialen 
Einrichtungen Dänemarks ein. — 

7. Mai. In Versailles werden die Friedensbedingungen 

übergeben, die u. a. für Schleswig eine Abstimmung 
in der bis zur Bider reichenden rein deut- 
schen sogenannten 3. Zone vorsehen. — 

Nach einer Verfügung der Schleswiger Regierung 
kann in den Schulen Nordschleswigs nunmehr 
dänischer Unterricht eingeführt werden. — 

Bei den Kreistagswahlen erhalten unter lauer 
deutscher Anteilnahme, die mit als eine Folge 
des Stimmstreikbeschlusses anzusehen ist, im 
Kreise Hadersleben die Dänen 20, die Deutschen 5, 
in Apenrade die Dänen 15, die Deutschen 5, in 
Sonderburg die Dänen 18, die Deutschen 2 Abge- 
ordnete. Nur in Tondern und Flensburg-L/and 
zeigt das Deutschtum nach wie vor seine überwälti- 
gende Majohtät. — 
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2.DIEBILDUNGEINERDEÜTSCHENFRONT 

Die Periode zwischen der Annahme der Wilsonschen 
14 Punkte wtA der Überreichmig der alliierten Friedejis- 
bedingiingeiiin Versailles (Oktober igiSbisMai 1919) ist auf 
deutscher Seite charakterisiert durch iji n er e Gegen säze, 
Unklarheiten^ Schwankungen, durch eine Span- 
nung zwischen den Wortführern Nordschleswigs 
und der Reichsregierung, die das Aufkommen einer 
wirklichen Kampfstimmung, geschweige einer geschlosse- 
nen Kampffront zunächst erFchwerte iiiicl zum Teil un- 
möglich machte. Das wichtigste Streitobjekt ward der 
Solfsche Brief vom 14, November tmd die in ihm ent- 
haltene — nach Meinung zahlreicher Nordschleswiger 
,,überflüss^e'' und ^^poHtisch schädliche" — freiwillige 
Zuerkennung des Selbstbestimmungsrechtes an 
die gemischtsprachigen Gebiete Nords clileswigs. War diese 
Zuerkennmig poÜtisch klug und war sie notwendig? 

Am 23. Oktober 19 18 ist die nordschleswigsche Frage 
zum ersten Male öffentlich im deutschen Reichstage durch 
den Abgeordneten H. P. Hanssen aufgerollt worden — 
in einer Sitzung, in der die Vertreter sowohl Polens wie 
Elsaß-X/>thringens ihre Ansprüche anmeldeten. Aber 
Hanssen berief sich bei seiner Forderung der Selbst- 
bestimmung für Nordscliltsvvig merkwürdigerweise weniger 
auf das durch Deutschland akzeptierte lebendige Recht 
der Selbstbestimmung, aller Nationen und ihrer Splitter 
als vielmehr wiederum auf jenen § 5 des Prager Frie- 
dens, der in der Vorstellung der dänischen Nordschles- 
wiger zwar noch immer lebendig war^ aber völkerrechttich 
nicht die geringste Geltung mehr besaß. Mit Recht hielt 
ihm der Staatssekretär Soli' daher entgegen, daß für 
Kordschleswig aus dieser historisch-rechtlichen 
Berufung kein positiver Rechtsanspruch auf 
Selbstbestimmung abgeleitet werden dürfe. 

4* 
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Gleichzeitig betonte er aber schon damals, daß wir — 
ganz abgesehen von Polen und HlsaO — «»überhaupt 
nachdem wir es angenommen, das Wilsonsche Programm 
auch nach allen Richtungen hin loyal und im Sinne 

voller Gerechtigkeit und Billigkeit erfüllen" würden. 
Das war für einen Staatsmann, der mitten in den schwersten 
Verhandlungen um die Erreichung eines Waffenstill- 
standes sich befand, das Selbstverständliche, das er sagen 
mußte. Denn die Erreichung der Zustimmung unserer 
übrigen Feinde gerade zu diesen 14 Punkten Wilsons 
mußte ja das Hauptziel der deutschen Politik jener 
traurigen Wochen sein. Solf hat geantwortet, was jeder 
andere Staatsmann auch geantwortet hätte. Er hat aber 
schon damals nicht wenie^er gesagt, als was ihm in seinem 
späteren Schreiben an Haussen zum Vorwurf gemacht 
worden ist. 

Daß der Zusammenbruch die AufroUur^ der nord- 
schleswigschen Frage bringen würde, das stand für jeden 
nüchternen Politiker von Anfang an fest. Das wußte 

Dänemark und ganz Skandinavien, das wußte auch Nord- 
schleswig. Und es lag lediglich an der unter Prinz Max noch 
weiter bestehenden politischen Zensur, wenn die 
nordschleswigsche Presse diese Tatsache nicht in der- 
jenigen Öffentlichkeit behandeln konnte, die nützlich 
gewesen wäre. Was aber nicht feststand, war, ob die 
nordschleswigsche Frage nicht losgelöst von den Verhand- 
lungen mit unseren Feinden direkt und gütlich zwischen 
uns und Dänemark gelöst werden konnte. Ks war selbst- 
verständlich, daß die deutsche Regierung das versuchen, 
mußte, nicht nur, weil in Wilsons Programm von Nord- 
schleswig direkt nichts stand, sondern auch deshalb, weÜ 
dieser Weg Aussichten auf eine bessere Lösui^ (sowohl für 
denAugenblickwiefür später) bot und weü ohne diesen Ver- 
such die gewaltsame Losung mit Hilfe der Alliierten trotz- 
dem gekommen wäre. Mit Recht wies daher die Nord- 
deutsche Allgemeine Zeitvmg" gegenüber gewissen nor- 
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dischen Meldungen, nach denen die Nordschleswig-Frage 
anf der Friedenskonferenz behandelt werden sollte, amtlich 
darauf, hin, daß diese Frage lediglich Deutschland 
und einen seiner neutralen befreundeten Nach- 
barn anginge. (21. Oktober 1918). Ob und wie weit in 
dieser Richtung später von der Reicbsregierung Schritte - 
unternommen worden sind, ist bis heute nicht publik 
geworden. Von Dänemark ans ist, entgegen skandina- 
vischen Blätterstimmen, nichts in der Richtunc: nnter- 
nommen. Jedoch haben, wenn der Abgeordnete Thomsen- 
Winnert in der Presse richtig berichtet hat, inoffizielle 
Verhandlungen zwischen deutschen und dänischen Ver- 
tretern stattgefunden, die aber schließlich an dem Wider- 
spruch der Entente gegenüber Dänemark gescheitert 
sind. Ob es sich um dänische Nordschleswiger oder reichs- 
dänische Vertreter dabei handelte, ist tmklar. Ebenso, 
* wann diese Veihcindlungen stattgefunden haben. Es ist 
sehr wahrscheinlich, daß sie über eine lose Fühlmignalime 
des revolutionären preußischen Innenministers Dr. Breit- 
scheid mit gewissen Kopenhagener resp. Apenrader ihm 
persönlich befreundeten Kreisen niemals hinausgekommen 
sind. Auf jeden Fall aber war es richtig, daß die deutsche 
Regierung diesen Weg ging, sO weit sie gehen konnte und 
so lange eine direkte Verständigung mit Dänemark noch 
im Bereich der Möglichkeit lag. Dann aber war es auch 
richtig, daß sie ihre BereitwilHgkeit zu gegenseitiger Ver- 
ständigung offen dokumentierte, zumal die dänische Re- 
gierung noch nichts unternommen hatte, was eine solche 
I^ösung prinzipiell unm^Hch machte. 

Gleichzeitig mit jenem ersten Vorstoß H. P. Hanssens 
im deutschen Reichstag nämlich hatte der dänische Reichs- 
tag am 23. Oktober folgende Resolution angenommen: 
„Nachdem der Reichstag in einer gemeinsamen Sitzung 
der beiden Kammern die Mitteilungen des Ministeriums . 
gehört hat, stellt er fest, daß man einmütig für die Fort- 
Setzung der nach allen Seiten gleichmäßig beobachteten 
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Neutralitätspolitik ist, der das ganze Dänemark zu- 
stimmt. Ferner kann für die Ändenmg in der jetzigen 
Stellung Schleswig nur die Befolgung des Nationali- 
tätenprinzips dem Wunsche, Gefühl und Interesse des 
dänischen Volkes entsprechen. Bei der bevorstehenden 
Durchführung des von beiden Seiten anerkannten Ha- 
tionalitätenprinzips und des Selbstbestmunung;srechtes 
der Völker ist eine solche Lösung zu erstreben, durch die 
das Verhältnis zu keiner der beiden Seiten 
Schaden erleidet. Dadurch wird auch die zukünftige 
Sicherheit der Wiedervereinigung gewährleistet." 
So loyial diese Erklärung Deutschland gegenüber ist — 
und sie wurde dem Vertreter Deutschlands sowohl wie den 
Vertretern der Alliierten in Kopenhagen übergeben — ^ 
so zeigte sie andererseits zweifelsfrei, daß Dänemark — 
bevor irgend eine deutsche Äußerung gefallen war — 
die feste Absicht hatte, die nordschleswigsche 
Frage so oder so zur Lösung zu bringen. 

Als Staatssekretär Dr. Solf dann Mitte November vom 
Abgeordneten Haussen die Petitionen zahlreicher nord- 
schleswigscher Vereine um Lösung der Nordschleswig- 
Frage im Sinne des Selbstbestimmungsrechtes übermittelt 
erhielt, befand er sich in einer Zwangslage. Um den Para- 
graphen 5 handelte es sich nicht mehr. Antworten mußte 
er. Die Möglichkeit direkten Ausgleichs mit Dänemark 
war noch nicht verschüttet. Die Wüsonschen Grundsätze 
sprachen zwar nicht direkt von Nordschleswig. Aber die 
Tatsache einer seit Jahrzehnten mit der deutschen Ver- 
waltung und Regierung kämpfenden Irredenta lag in 
Nordscfaleswig wie in Poden und Elsaß-Lothringen vor. 
Zudem hatte Präsident Wilson am 4. November in einem 
Antwortschreiben an die amerikanischen Dänen und „Süd- 
jüten" ausdrücklich von der Wiedergutmachung des Un- 
rechts in Nordschleswig" gesprochen. Auch in den durch 
Lord Northcliffe in der „Times" vom 4. November formu- 
lierten „englischen Friedensbedingungen" war die „Volks- 



Digitized by Google 



abstiimnting in Schleswig" aufgeführt. Solf konnte sich und 
seine Ausführungen vom 24. Oktober nicht ntir nicht lyügen 
strafen — er mußte vielmehr die Art und Weise, wie 
Peutscliland das Selbstbestimnmngsrecht für Nordschles- 
wig auffaßte, auch gegenüber dänischer Verwirrung 
positiv tind klar zum Ausdruck bringen. Das hat er getan, 
indem er nnter Ablehnung aller historischen Rechtsan- 
sprüche (darin mit seinem Koliken Skavenius völlig über- 
einstimtnend) ledigHch „der in Betracht kommenden 
Bevölkerung" (also nicht euiem behebigen Distrikt von 
Schleswig) das Selbstbestimmungsrecht zuerkannte. 

Diese klaren Tatsachen und der unerbittliche sachliche 
Zwang, unter dem die deutsche Regierung handelte, sind 
leider während der eisten Monate in Schleswig-Holstein 
völlig verkannt worden. In zahllosen Zeitungsartikeln« 
Resolutionen und Protesttelegrammen lief man gegen die 
Absicht einer „Abtretung der Nordmark" Sturm, an 
die niemand jemals gedacht hat. Wenngleich psychologisch 
erklärbar aus jener verzweifelten Stimmung der inneren 
und äußeren Überraschung des Deutschtums, die wir im 
I. Kapitel gezeichnet h^ben, nahmen diese AngriHe 
schließlich Formen an^ die mehr von patteipoHtischem 
Fanatismus als von innerer TJiuiihe und positiver Arbeits- 
freudigkeit zeugten. Noch Neujahr 1919 warf die größte 
Flensburger Zeitung der deutschen Regierung vor, daß 
sie dänischer als Dänemark — das Unrecht des § 5 
wiedergutzumachen „aus völliger Unkenntnis der 
rechtlichen Fragen und der geschichtlichen 
Vorgänge" sich bereit erklärt hatte. — „Wir Nordmark- 
deutschen sollen kaltblütig von unseren deutschen Brüdern 
geopfert werden, um Dänemark zu versöhnen" — 
klagte eine andere Stimme von der Nordgrenze. — „Ist 
es denn möglich, daß eine deutsche Regienuig derartigen 
Verrat an den eigenen Volksgenossen begehen konnte, 
einen ganzen I^andstrich deutschen Landes zu ver- 
schachern?" — Wenn ein konservatives holsteinisches 
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Organ „ aus ganz sicherer Quelle** mitteilte, daß „Nord- 
schleswig schon abgetreten und nur das noch unsicher sei, 
ob die Abtretung von den dänischgesinnten Arbeiter- und 
Soldatenräten( !) oder von Berlin gemacht sei'^ so ließ sich 
das aus Unkenntnis und Parteifanatismus zur Not er- 
klären. Aber selbst der über allen Parteien stehende 
„Deutsche Ausschuß für das Herzogtum Schleswig" warf 
der Reichsregierung vor, daß sie „in übereilter Weise ohne 

Kenntnis der wirklichen Verhältnisse im Begriff 

Stände, Schleswig durch eine plumpe Grenzve^schie- 
bung(!) in neues und schwereres Unrecht zu stürzen, als 
der bisherige Zustand es darstellte/* Niemand verlangte, 
daß Politiker, die bis dahin mit dem Deutschen Verein" 
durch Dick und Dünn gegangen waren, sich nun plötzlich 
als Staatsmänner entpuppten. Aber was soll man dazu 
sagen, daß derselbe „Deutsche Ausschuß," anstatt die 
bestehende wenn auch leise Möglichkeit eines direkten 
Au^leichs mit Dänemark zu fördern, der ,,von einer ein- 
zelnen Partei einseitig inspirierten Reicbsregieruug" offen 
in den Rücken fiel und am 30. November verlangte, daß die 
nordschleswigsche Frage „auf dem Friedenskongreß 
erledigt", — daß also Nordschleswig unsem Feinden in 
Paris direkt ans Messer geliefert werde? Ich verzichte 
darauf, weitere Proben dieser kurzsichtigen Politik zu 
geben, die die Deutschen auseinander- und von Deutsch- 
land weg redete, anstatt sie zu sammeln und an das Vater- 
land zu ketten, das unser aller Vaterland auch unter einer 
xieueii Regierung blieb. 

Im übrigen war die seltsame Angst gewisser Ivcute, die 
nordschleswigsche Frage könnte durch deutsch-dänische 
Verständigung und nicht durch Alliierten-Diktat gelöst 
werden« Ende November überflüssig. Denn schon am 25. 
November — also 11 Tage nach dem Solfschen Briefe — 
ward durch ein Schreiben des dänischen Außenministers 
an den Abgeordneten Haussen jede Aussicht auf eine solche 
Verständigtmg illusorisch gemacht. In diesem Schreiben 
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von Skavenius heißt es, daß die dänische Regierung die 

von Hanssen übermittelten Anträge des dänischen Wähler- 
vereins mit tiefster Ergriffenheit erhalten habe ,,und sich 
nunmehr an dieRegierung ender alliierten M ächte 
wenden werde, um bei den Verhandlungen über 
den Weltfrieden für das Recht der dänischen 
Nordschleswiger Anerkennung zu . erlangen." 
Damit war die Frage vor das Forum der Alliierten ge- 
bracht. Die deutsch-dänischen „Besprechungen" und der 
Kiitciite-Einspruch dagegen müssen also — wenn sie über- 
haupt je stattgefunden haben — vor dem 25. November 
liegen. Das hinderte nicht, daß in Apenrade noch Mitte 
Januar eine Versammlung der Deutschen Volkspartei 
in einer Resolution dagegen protestierte, daß ^^die deut- 
sche Regierung widitige Kreise der Nordmark kampflos 
an das Ausland auszuliefern in Gefahr stehe." 

Von einem Fehler kann man die Reichsregiemng nicht 
freisprechen. Sie hat bis in das Frühjahr 1918 mit der nord- 
schleswigschen Bevölkerung selber in zu losen Bezie- 
hungen gestanden. Gewiß waren die polnischen Fragen 
wichtiger und schwieriger. Aber gerade, weil sie in Berlin 
sowieso im Vordergrunde standen, hätte das Auswärtige 
Amt resp. das preußische Innenministerium viel früher 
für eine intime Verbinduirg mit der Nordmark sorgen müs- 
sen, als beide es getan haben. Und gewiß war es bei dem 
Regen von Angriffen, der aus der Nordmark kam, schwer, 
das Berechtigte von dem Unberechtigten der Vorwürfe zu 
scheiden. Aber gerade wegen der nervösen und unklar 
schwankenden üaltung gewisser politischer Organi- 
sationen in Schleswig hätte diese Fühlungnahme und 
eine gewisse zentrale Führung viel früher einsetzen 
müssen, womit großer politischer Schade verhütet worden 
wäre. Es war sachlich ein guter Griff der Reichsregierung, 
als sie sich von vornherein das tiefgrimdige Wissen und den 
vorurteilsfreien politischen Blick jenes Johannes Tiedj e 
sicherte, dessen Kampf g€^en die alte preußische Kord- 
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markpolitik wir im zweiten Kapitel kennengelernt haben. 
Aber sie hätte wissen müssen, daß sie damit das Miß- 
trauen einflußreicher politisdier Kreise Schleswigs in ihre 
Absichten nur noch vergrößerte. Sie hätte also von Anfang 
an neben dem unersetzbaren Tiedje aus dem kämpfenden 
und leidenden, aus dem verzweifelten und mißmutigen 
Nordschleswig eine Reihe von Männern nehmen müssen, die 
sie in ihre Pläne einweihte, imd mit denen sie Maßnahmen, 
die zu treffen waren, in Berlin besprach. Indem sie weder 
das tat, noch selber einen Vertreter mit Autorität und Voll- 
macht in das kämpfende Gebiet schickte^ konnten offiziöse 
und halbof f iziöse Kundgebungen entstehen^ die unglücklich 
wirkten. Damit war selbstverständlich nidit der zum Teil 
häßhche und kleinliche Kampf entschuldigt, den eine 
Reihe von nüidschleswie^schen Zeitungen und Organi- 
sationen gegen das verdienstvolle Wirken Tiedjes ent- 
fachten. 

Der äußere und noch mehr der innere Widerstand, den 
auch parteipolitisch mehr objektive Köpfe Schleswig- 
Holsteins der Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts 
zunächst entgegensetzten, ist nicht allein auf allgemeine 
politische Verärgerung oder auf altpreußische Nordmark- 
traditionen zurückzuführen. Das lebendige Recht der 
Selbstbestimmung mußte jede Berufung auf das 
historische Recht entzweischlagen. (Siehe oben). Nun. 
gab es aber in Deutschland kaum ein Land, in dem der 
historische Rechtsgedanke so tief wurzelte wie gerade 
in Schleswig-Holstein. Jahrhundertelang hatte Schleswig- 
Holstein seinen Kampf mit Dänemark von der Basis 
dieses seines historischen Rechtsstandpunktes 
geführt. Und das „Up ewig ungedeelt" war nicht nur der 
Ausdruck einer poUtischen Zielsetzung sondern zugleich 
ein Zitat aus der wichtigsten historischen Rechts- 
urkunde der Herzogtümer gewesen, die es für Schles- 
wig-Holstein gab. In dem Wirrwarr der staatsrechtlichen 
Kämpfe mit Dänemark war dieser rechtshistorische Grund- 
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satz und die Benifung auf ilm das einzig Feste gewesen, 
das Einzige, was jedermann verstand und sich eingehäm- 
mert hatte. Wo blieb das Recht Schleswig-Holsteins, 
wenn dieser sein vornehmster Rechtsgmndsatz nicht mehr 
Geltung hdben sollte ? So kam es, daß während des ganzen 
Abstiniinungskampfes der Gedanke an die ewige Unge- 
teiltheit des Landes axich da praktisch lebendig geblieben 
ist, wo er theoretisch gar nicht mehr anerkannt wurde. 
So kam es, daß besonders in den ersten Monaten nach dem 
Zusammenbruch die heftigsten Proteste sich gegen jeden 
entluden, der diesen Grundsatz nicht anerkannte. So 
bekam die Unklarheit in den Zielen, das Schwanken in den 
Methoden, die Erbitterung gegen die Regierung, die auf 
keinem anderen als dem Boden des lebendigen 
Rechts kämpfen konnte, auch von hier aus immer 
neue Nahrung. 

Wenn man bedenkt, daß selbst in den Kreisen des „Frie- 
densvereins" ein Maun wie Schmidt- Wodder das Selbst- 
bestimmungsrecht nur unwillig anerkannte tmd in ErÖr- 
tertmgen, die an sich der Originalität nicht entbehrten, in 
einem deutschen Schleswig mit kultureller Auto- 
nomie für die Dänen das Ideal sah — ja daß selbst 
• der sozialdemokratische Fülirer Kduard Adler-Kiel, der 
jahrzehntelang für die Rechte der Dänen gekämpft hatte, 
in den ersten Wochen nach der Umwälzung noch an eine 
Verständigung mit den dänischen Nordschleswigem auf 
der Grundlage eines kulturellen und administra- 
tiven Autoiiouiieprogranims iiuierhalb der deut- 
schen Staatsgrenzen glaubte, wird man ermessen kön- 
nen, wie miendlich schwer sich schleswigholsteinisches Den- 
ken an wirkhche Trennung von den nordschleswigschcn 
Stammesgenossen anderer politischer Gesinnung gewöhnte. 
Die einzigeOrganisation, die offiziell dasSelbstbestimmungs- 
recht für Nordschleswig anerkannte, und demgemäß von 
Anfang an der Trennung resolut ins Auge sah und mit 
ihr rechnete, war die Sozialdemokratie. Über ihre Rolle 
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im Abstimmungskampf und seiner Vorberdtmig wird noch 
zu reden sein. Alle anderen Vertretungen blieben entweder 

atif dem Standpunkt der historischen Up-ewig-ungedeelt- 
Fordeniiig stehen oder schwankten wenigstens in der ersten 
Zeit hin und her. Daß die beiden politischen Rechts-- 
Parteien diesen Standpunkt bis zum Schluß einnalimen, 
ist selbstverständlich. Auch die alten Provinzialver- 
tretnngen (Landtag und Ausschuß) sowie Universität 
und Ritterschaft haben in zahlreichen Kundgebungen 
den Nordschleswigeni das Recht der Selbstbestimmung 
verweigert. Die schleswigholsteinische Demokratie 
ist bis zum Scliluß in dieser Frage gespalten geblieben. 
Die Mehrheit, besonders ihr Kieler Flügel, hat an den alten 
Begriffen festgehalten und sie zäh verteidigt selbst in einer 
Zeit, als lückenlose Front in dieser Frage entscheidende 
Bedeutung hatte. Unklar und widexsprucfasvoU war auch 
die Halturg des „Deutschen Ausschusses", der das 
Selbstbestimnmngsrecht der Nordschleswiger ebenso oft 
anerkannt wie ven^^orfen nnd die Reichsregierung seinet- 
wegen ebenso oft angegriffen wie zu stützen behauptet hat* 
Gegenüber dieser teils schwankenden teils bewußt oppo- 
sitionellen Haltung der nordschleswigschen Vertreter hat 
die Regierung nichts anderes tun kdnnen als die einfachen 
Linien ihrer Haltung immer wieder in Ruhe auseinander- 
zusetzen. Das hat der Reiclisiuinister Graf Brockdorff- 
Rantzau ebenso ^^^e seine Nachfolger getan. Besonders 
ersterer hat am lo. April in der Nationalversammlimg 
kurz vor Versailles noch einmal die Begrenztheit unserer 
Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes auf die un- 
zweifelhaft von Dänen besiedelten Gebiete 
Schleswigs ausgesprochen und das ihm aus langjähriger 
Gesandtenarbeit vertraute Königreich auf die Gefahren 
einer Irredenta hingewiesen. Der Reichspräsident Ebert 
hat wenige Rage später unterstrichen, daß nur die loyale 
reine Durchführimg des von ims anerkannten Grundsatzes 
des Selbstbestinunungsrechts auch den Deutschen an- 
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derswo ihre Rechte sicherte. Das waren keine Fanfaren 
und konnten keine sein. Aber es war der Appell an die 
einzige Waffe, die wir noch hatten, der Appell an unser 
Recht, der ohne Wirkung blieb nur bei denen, die von der 
augenblicklichen Macht alles, vom ewigen Rechte nichts 
erwarteten. 

Die Reichs- und die preußische Staatsregierung 
haben auf immer erneute Vorstellungen hin im Laufe des 
Frühjahrs eine Reilie nordschleswigscher Sachverständiger 
des öfteren in BerUn zu Besprechungen versammelt. Bei 
diesen wetterleuchtete die Mißve^ügtheit mit dem Selbst- 
bestimmungsrecht (und besonders ihrer Anerkennung durch 
Dr. Solf) zwar immer wieder auf. Allmählich aber erhielten 
die praktischen Fragen den Vorrang. Nachdem die dänische 
Propaganda mit nferlosen Versprechungen besonders wirt- 
schafthcher Art für die „heimfallenden" Nordschleswiger 
begonnen hatten, mußte die deutsche Gegengewichte 
schaffen. Eine ganze Reihe von landwirtschaftlichen und 
verkehrstechnischen Plänen, die durch den Krieg liegen 
geblieben waren, wurden wieder aufgenommen. In einer 
Besprechung unter Vorsitz des ^linisterpräsidenten Hirsch 
in Weimar wurden für eini2:e Hilfsaktionen zugunsten 
der Stadt Flensburg die ersten Grundlagen entworfen. Am 
24. und 25. April tagte im Ministerium des Innern die 
letzte große Schleswig-Konferenz vor den Versailler Be- 
sprechungen. Im Zusammenhang mit der nicht ungefähr- 
lichen Selbständigkeitsbewegung, die in diesen Wochen 
ihre höchsten Wellen schlug, ward die Forderung nach 
Ausbau der provinzialen Selbstverwaltung, Erhaltung der 
alten schleswig-holsteinischen Sonderrechte immer stärker. 
Sogar die Wiedereinführung der alten vorpreußischen 
Kreisbezeichnungen (Harden, Hardesvogt) ist damals an- 
geregt worden. Die Regierung ist, was die wirtschaftliche 
Forderung und was den politischen Ausbau anbetrifft, in 
jenen Tagen bestimmte Verpflichtungen eingegangen, von 
denen die ersteren großzügig erfüllt und die letzteren der 
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parlamentarischen Schwieiigkeiten wegen eist langsam 
ihrer Erfüllung entgegenreifen. Den immer erneuten Be- 
mühungen (besonders des Beigeordneten Adler- Schles- 
wig), die dem Programm der Selbstbestimmung direkt 
ins Gesicht schlagenden antidänischen Nordmark-Verfti- 
gnrgen der alten preußischen Regierung aufzuheben, hat 
jedoch leider auch die revokitionäre Regierung versäumt 
nachzukommen. Das hat dem sowieso schon erschwerten 
Kampf der wonigen Schleswig-Holsteiner, die sich auf den 
Rechtsboden der Regierung stellten, empfindhch geschadet. 
Erst dicht vor Toresschluß, kurz vor der Abstimmung, 
hat man sich in Berlin herbeigelassen, wenigstens die 
sclilimmstcn der antidänischen Verordntmgen zu löschen. 
Von mehr Verständnis für die Aufgaben der Zeit zeigte es, 
daß schon im April d. Js. eine Schleswiger Verfügung den 
dänischen Schulunterricht wenigstens im Kreise Haders- 
leben gestattete. 

Der wachsende Druck, unter den Regierung und Land 
mit dem allmählichen Bekanntwerden der Versailler Frie- 
densbedingungen gestellt wurden, hat sowohl die Spannun- 
gen zwischen Berlin und Schleswig als auch die inneren 
Unklarheiten und Reibereien der politischen Organisationen 
untereinander allmählich gemildert und zum Teil ganz be- 
seitigt. Unter dem Druck der Versailler Drohimgen, die 
eine Abstimmung bis an die Bider bringen zu wollen 
schienen, haben zunächst am 22. April alle Parteien 
Schleswig-Holsteins sich in Neumünster auf ein Ein- 
heitsprogramni festgelegt, das die bestehenden Gegen- 
sätze einigermaßen zum Ausgleich brachte. In diesem Pro- 
gramm, das kurze Zeit darauf auch vom „Deutschen Aus- 
schuß" akzeptiert ist, wurden die 14 Punkte Wilsons 
von allen Parteien anerkannt und der Reichs- 
regierung Unterstützung im Kampfe für ihre Durch- 
fühning zugesagt. I^ür die Abstimmung wurde verlangt: 
Gemeindeweise Abstimmung überall — Stimm- 
recht wie bei der Nationalversammlung — Rück- 
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kehr aller Kriegsgefangenen — Zweidrittelma- 
joiität — Schutz der nationalen Minderheiten — 
paritätische Verwaltung und Unterbleiben jeder 

Besetzung — Aufschub der Abstiiiiniuiig bis zu 
einer Zeit, in der die Wirkungen der Hunger- 
blockade beseitigt sind. Wirtschaftliche Förderung 
und Ausbau der Selbstverwaltung der Provinz wurden nun- 
mehr eine Forderung des ganzen Landes. In diesem 
Progranmi war nichts, mit dem die Regierung nicht über- 
einstimmte — wofür sie nicht schon selber tatkräftig ge- 
arbeitet hätte. Wenn mit dem theoretischen Einheits- 
programm auch noch keine praktische Einheitsfront ge- 
schaffen war — ein fruchtbarer Anfang war gemacht. Und 
es war symbolisch, daß am selben Tage, da das iUtnd sich 
in Neumünster einigte, die Regierung einen speziellen 
Vertreter nach Schleswig-Holstein sandte, um die 
bisher vermißte enge Fühlungnahme mit dem Lande, eine 
direkte und nicht instanzenmäßige Verbindung zwischen 
Schleswig und den Berliner Zentralstellen zu schaffen. 
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3. ERSTE KÄMPFE 

Ich habe im etsteti tind zweiten Kapitel zu zeigen ver-* 
sticht, wie unvorbereitet auch äußerlich der Zusammen- 
bruch das Deutschtum Schleswigs traf. Die einzige po- 
litische Nordmark-Organisation, die es hatte, der „Deut- 
sche Verein", war durch die Ereignisse gerichtet. Nach 
ein paar eindrnckslosen Kundgebungen verschwand er 
von der Bildfläche. Eine kulturelle Organisation, die sie 
hätten politisch tuustellen können, hatten diie Deutschen 
nicht. Irgend etwas mußte geschaffen werden. Und zwar 
schnell. Denn niemand wußte, wie bald das Uuheii kommen 
koxmte — und jeder rechnete mit den früliesten Terminen. 
So entstand der Deutsche Ausschuß für das Her- 
zogtutn Schleswig". Es war kein Verein — kaum eine 
Organisation. Er hatte keine zahlenden Mitgüeder, Er be- 
stand aus einem Komitee, das sich selber zusammengesetzt 
hatte, — das überall im Lande Zweigstellen gründete, eine 
Korrespondenz herausgab, — das zunächst die einzige Zu- 
sammenfassung des Deutschtums in Nord- und Mittel- 
schleswig darstellte. Der „Deutsche Ausschuß" war also 
nicht gewählt, wie etwa der Aufsichtsrat des Dänischen 
Wählervereins. Er arbeitete ohne die Kontrolle der Be- 
völkerung genau wie sein dänischer Kollege, der „Mittel- 
schleswigsche Ausschuß". Das hatte viele Nachteile, weil 
es die Zahl seiner Kritiker vermehrte. Niemand wollte 
eigentlich das Mandat des „Deutschen Ausschusses" recht 
anerkennen, gerade weil er mit dem selbstsicheren An- 
spruch auftrat, die Vertretung der nordschleswigschen 
Deutschen zu sein. Freilich hatte er unter seinen Mit- 
ghedem besonders im Anfang Angel lorige aller Parteien. 
Aber das bheb Dekoration. Es fehlte ihm der breite 
Unterbau, der in die Massen des Landes und der Stadt 
reichte. Darum hat er auch in verschiedenen Fällen falsche 
Politik gemacht, Politik, die et selber widerrufen mußte. 
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Es arbeiteten eine Anzahl tüchtiger Kräfte im Deutschen 

Ausschuß. Aber seine I^olitik wurde von einigen Männeni 
— meistens von einem gemacht. Niemand wollte für diese 
Pohtik eigentUch verantwortÜch sein. Oft fiel der „Deutsche 
Ausschuß'" in die Kampfmethoden des „Deutschen Ver- 
eins" zurück, dem viele seiner führenden Männer angehört 
hatten^ Er hatte kein einheitliches Ziel, kaum eine ein- 
heitHdiLe Methode, keinen legalen Körper, den er vertrat. 
Der Deutsche Ausschuß war trotz aller Massenproteste, 
die er organisierte, eben das, was sein Name besagte: ein 
Ausschuß — aber ein Ausschuß von sich selber. 

Es ist die Frage aufgeworfen worden, ob die Bildung 
einer durch demokratische Wahlen zustandegekommenen 
deutschen Vertretung in Schleswig möglich war. Theo- 
retisch und rückwärts betrachtet ohne Zweifel. Aber da- 
mals glaubte niemand, daß wir dazu noch Zeit hätten. 
Zudem ist fraglich, ob eine solche Organisation bei den 
disparaten Auffassungen, die nrm einmal herrschten und 
auch nach der Neumünsteraner Einigung immer wieder 
hervortraten, wirkhch aktionsfähig geworden wäre. Das 
Deutschtum büßte auch hier für seine politischen Unter- 
lassungssünden aus der Vorkriegszeit. Später im I^ufe des 
Sommers ist eine andere, losere Zentrale gegründet worden, 
eine neutrale alle I*arteien umfassende ^Vibeitsgemeinschaft 
die die verschiedenen Organisationen und Komitees, die 
sich bei dem bestrittenen Mandat desDeutschenAusschusses 
gebildet hatten, zusammenfaßte und bis nach der Ab- 
stimmung alles geleistet hat, was von ihr erwartet werden 
konnte. 

Die Kampfstellung des Deutschtums in dieser ersten 
Periode war dadurch erschwert, daß niemand eigentüch 

wußte, innerhalb welcher Grenzen er seine Befürchtimgen 
halten mußte. Die tollsten Gerüchte wurden geglaubt. Von 
der „Schacher- imd Verrats-PoUtik der Reichsregierung'* 
haben wir oben gehört. Niemand wußte zunächst, ob wir 
durch einfaches Diktat der Entente, wie einige dänische 

S Koner 
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Blätter propagierten, oder durch wirkliche Abstimmung 
Nordschleswig verlieren sollten. Niemand konnte sagen bei 
dem Durcheinander der Meldungen^ wie weit nach Süden 
besetzt oder geräumt oder abgestimmt werden sollte. Daß 
im Anfang das Deutschtum auf die Ztunutung der Ab- 
stimmung rein negativ reagierte, war psychologisch er- 
klärlich, l^eider har die politische Führung aber nichts 
getan, sobald der erste Schock vorüber war, die Bevölke- 
rung mit Selbstbewußtsein zu erfüllen und für 
den Kampf, weim er kam, zu kräftigen. Baß das bis da- 
bin unorganisierte Deutschtum besonders in der i. Zone 
auf Berlin schalt, sich in kräftigen Protesten erging und 
unter dem Eindruck dänischer Siegessicherheit sich schließ- 
lich einer fatalistisch verzweifelten Stimmung hingab, war 
ihm xiicht übel zu nehmen. vSchlinim aber war, daß die 
Männer seines poHtischen Vertrauens in diese Hetze gegen 
die Regierung, in dieses sterileProtestieren mit einstimmten 
und nichts taten, ihm das Umlernen 2ni erleichtem, ihm 
positive taktische Ziele zu geben, zunächst das Deutsditum 
bis auf seinen letzten Mann einmal durchzuorganisieren 
und an politische Selbstleitung zu gewöhnen. Um so mehr 
wäre das ihre Pflicht gewesen, als doch mit dem Verlust 
gewisser Gebiete sicher zu rechnen war und alle Orga- 
nisationsarbeit, die geleistet wurde, Arbeit für 
die Zukunft des abgetretenen Deutschtums war. 
Hier rächte sich der undemokratische Aufbau des Deut- 
schen Ausschusses. £r hat in dieser ersten Periode eine 
Reihe von guten Aktionen geleitet — die Wilsonpetition, 
die deutsche Flensburger Petition, zahlreiche Protestver- 
sammlungen, die die Massen aufrüttelten und bei den 
Dänen nicht ohne Eindruck bheben. Kr hat an die Re- 
gierung telegraphiert und protestiert, hat wissenschaft- 
liche Gutachten ausarbeiten lassen über Option, Wasser- 
recht, Fischereiinteressenschutz und zahlreiche andere 
Dinge, die vielleicht durch Sachverständige in Berlin 
ebenso gut hätten bearbeitet werden können. Aber er hat 
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nicht viel getan^ 11m das Volk selber für den 
bevorstehenden Kampf stärk und geschlossen 
zu machen. Die Frage des Minoritätenschutzes z. B. 

war für ihn vor allem die Frage eines Gutachtens — eine 
Sache der Regierung, an die er deswegen immer wieder 
seine Forderungen stellte. Sie war aber mindestens ebenso 
sehr eine Frage des Selbstschutzes, eine Frage der Or- 
ganisier tm g des Deutschtums selber. Wie sah es aber 
damit aus ? war schon Sommer 1919, als sich heraus- 
stellte^ daß der Deutsche Ausschuß, der besonders die i . Zone 
als seine eigentliche Domäne betrachtete, im ganzen 
KreiseHaderslebeii eine einzige wirkliche Arbeits- 
filiale eingerichtet hatte, die dazAi noch ehrenamtlich 
von einem Haderslebener Kommerzienrat verwaltet wurde. 
Das war dreiviertel Jahre nach dem Zusammenbruch. 

Das Deutschtum Nordschleswigs hat sich später auf- 
gerafft. Hs hat besdudexs in der ersten Zone einen Ver- 
zweiflungskampf , dessen Niederlage gewiß war, tapfer zu 
Ende gefochten. Ich weiß das und habe das so und so oft 
aus vollem Herzen auch öffentlich ausgesprochen. Heute 
aber müssen wir sagen, daß \mT mehr erwartet haben, 
mehr erwarten durften. Wir müssen es sagen, weil der 
Kampf noch nicht zu Ende ist — weil das nordschleswig- 
sehe Deutschtum in Zukunft mit besseren Methoden bessere 
Resultate erzielen muß. Der Kampf in der i. Zone 
hat von Anfang an unter dem Stimmstreik- 
beschluß gelitten, den die Kreise des Deutschen 
Ausschusses zäh verteidigt haben, bis die nord- 
schleswigsche Bevölkerung selber ihn mit ihrem 
Protest hinwegfegte. Der Stimmstreikbeschluß war 
die logische Konsequenz jener reinen Protestpolitik^ die 
vor allem der ^,Deutsche Ausschusß" in den ersten Monaten 
seines Bestehens betrieben hat. In einer Kundgebung, in 
der er sich stolz „die Vertretung des Deutschtums von der 
Eider bis zur Königsau" nennt, in der er gegen die Ge- 
währung des Selbstbestimmungsrechtes an Nordschleswig 

5* 
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protestiert und der deutscheu Regierung zumutet, ihre 
„bedauerliche" Zuerkennuug diese Selbstbestimmuugs- 
rechtes zurückzunehmen, hat der Deutsche Ausschuß am 
II. März den Stimmstreik verkündet. Es war nicht richtige 
daß hinter diesem Bescbhiß ^,die Vertreter aller nord- 
schleswigscher Kreise" standen — es war vielmehr ledxglkh 
die führende aber dünne Schicht, die im Deutschen Aus- 
schuß saß. Was verlangte eigentlich der Deutsche Aus- 
schuß ? Der Stimmstreik wurde nicht für alle Fälle be- 
schlossen. Er sollte nicht in Kraft treten, falls die Entente 
jene Abstimmtinpbedingungen doch noch gewährte^ die 
wir ans dem Nenmünsteraner Programm kennen. Aber 
daß damit nicht za rechnen war, wußte n:ian im voraus. 
Trotzdem mußte 'man sie fordern — selbstverständlich. 
Aber man durfte nicht einen Beschluß fassen, 
der sich von nun au lähmend auf alle deutschen 
Kreise legte. Wozu sich organisieren? Wozu den Dänen 
entgegentreten? Wozu deutsche Gemeindevertreter — 
wozu deutsche Stadtverordnete wählen? Warum nkht 
allen Nackenschlägen aus dem Wege gdien und einen 
dänischen Stimmzettel abgeben? Man stimmte ja doch 
nicht füi Deutschland ab — man sollte es ja nicht. Diese 
fatalistische Stimmung, deren Ausdruck der 
Stimmstreikbeschluß war, ist durch ihn noch 
verstärkt. Die Parole der Stimme^ithaltung drohte bei 
vielen immer mehr die Parole der Bequemlichkeit^ ein 
Deckmantel für mangelnden Mut zu werden. Wie ver- 
wüstend sie wirkte, zeigten u. a. die Kommunal- und Kreis- 
tagswahlen. Die ersteren fanden statt 8 Tage, bevor die 
Stimmstreikstimmung sich zu einem Beschlüsse fonau- 
lierte, die letzteren kurz vor Bekanntwerden der Ver- 
sailler Friedensbedingungen. Daß die deutschen Stimmen 
zurückgehen würden, war von vornherein sicher. Aber diese 
katastrophlae Niederlage (besonders bei den Kreists^- 
wahlen) — dieser dänische Triumph war mcht nötig. Br 
war mit eine Folge jener hohlen Protestpolitik, die in der 
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lebend^en Geschichte bisher immer den Kürzeren gezogen 
hat. 

Diese Politik entkräftete nicht nur anf die J3atter die 
Deutschen. Sie konnte auch dem Gegner nidit imponieren^ 

Jene Resolution z. B,, die mit dem Stimmstreikbeschluflf 
elidierte, forderte in erster I,inie, daß alles beim Alten 
bliebe und ül^erliaupt keine Abstimmung stattfinde. Wenn 
das nicht möglich sei, forderte sie Abstinmitmg für 
ganz Schleswig — mit der nicht ausgesprochenen Klausel, 
' daB ganz Schleswig en bloc abstimmte und dann den 
dänischen Norden tiberwältigte, wie das in jenen Wochen 
vielfach gefordert wurde. „Von diesem Standpunkt 
dürfe die Reichsregierung — wie es in der Reso- 
lution hieß — auf keinen Fall abgehen." Wenn es 
aber doch nicht durchzusetzen sei, dann müsse 
als Minimum erreicht werden: und dann folgen die Neu- 
miinsteraner Funkte. Mit einer solchenTaktik ließ sich nicht 
nur keine feste deutsche Politik machen. Man machte sich 
auch vor den Gegnern geradezu lächerlich — indem man 
wie der ;in geschickteste Unterhändler vor aller öffentlich- 
. keit seine Karten aufdeckte und zei^e, wie weit man ohne 
die geringste Gefahr für die Gegenseite mit sicli handeln 
ließ. Und das alles nur, um den reinen Protestlerstand- 
punkt theoretisch zu wahren. Nein — für solche politischen 
Spielereien war die Zeit vorbei. £s gab nur einen Weg, 
durch das Blend fest und nicht ohne Zuversicht hindurch- 
zukommen. Das war die restlose Anerkennung des Selbst- 
bestimniungsr echtes für das gesamte gemischtsprachige 
Gebiet. Ks war der Weg, den das Deutschtum Nord- und 
Mittelschleswigs später in dem eigentlichen Abstimmungs- 
kampfe, unbeirrt um den nörgelnden Widerstand gewisser 
Gruppen gegangen ist — der Weg des lebend^;en Rechtes^ 
von dem aus die Angriffe auf die Ungerechtigkdten der 
Abstimmung erst ihre eigentliche Würde und Wucht be- 
. kamen. 

Als das Deutschtum in den ersten Tagen des Zusammen- 
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bruchs nach einem Ausweg ans der durch den Krieg tmd 
die Vorkriegspolitik verfahrenen Situation suchte, glaubten 
die meisten, mit einer Lockerung der Zügel, an denen die 
Dänen bisher gegangen waren, sei alles getan. Dieser Ge- 
danke liegt der ersten Kundgebung des Deutschen Aus- 
scfatisses, der ersten Kntschüeßung der Flensburger Städti- 
schen Kollegien und fast allen Resolutionen zu Grunde^ 
die emsthafte politische Körperschaften in jenen eistea 
Wochen erließen. Auch das war ein Irrtum. Weder im 
Bisa (3 noch in Posen noch in Nordschleswig war mit solchen 
Mitteln jetzt noch etwas anzufangen. Dies immer wieder- 
holte Angebot zeugte von einer völligen Verkennung des 
Problems und der Situation. Es machte den Eindruck 
eines bösen Gewissens, das sich plötzlich rührte. Und es 
war gänzlich ungeeignet, weder bei den Dänen noch in 
Paris irgend welche Wirkung auszuüben. Nein — hier 
nützte kein Mundspitzen mehr — hier mußte gepfiffen 
werden — so schwer sie auch war, die Melodie der Trenn- 
ung und des Abschieds, und dennoch die Melodie des Kamp- 
fes und der TToffnung. 

Die große Masse der Schleswigschen Bevölkerung hatte 
au diesen poUtischen Streit^keiten wenig Anteil. Ihr kam 
es nicht auf die Formeln an, unter denen sie ihrem Herzen 
Luft machte. Sie litt nicht nur wie das ganze Vaterland — 
ökonomisch und seelisch — unter dem Zusammenbruch. 
Sie lebte iu quälender Ungewißheit, was aus ihr würde. 
Aber sie besann sich gleichzeitig auf die Werte, die ihr 
bisher bis zur Unbewußtheit geläufig waren — auf ihre 
Sprache, ihre Stammesgemeinschaft, ihre Zugehörigkeit zu 
einem großen Lande, das groß war trotz des zermalmenden 
Schicksals, unter dem es augenblicklich zerdrückt lag. Sie 
begann aufzuwachen in einem Sinne, den sie selbst im 
Kriege nie kennengelernt hatte. Alle theoretischen Feind- 
gcfühle des Krieges, alle Abneigung gegen Frankreich und 
England und wie die anderen Gegner hießen, reichte nicht 
an das konkrete Gefühl heran^ mit dem sie jetzt die voll* 
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besetzten Autos dänischer Fremdlinge sich in deutsche 
Städte, deutsche Dörfer ergießen sah. Die Bevölkerung 
wurde lebendig. Sie wurde den Fremdlingen gegenüber 
stolz in ihrer Armut und wegen ihrer Armut. Sie wurde 
erregt und es kam zu Zwischenfällen. Es wuchs trotz dieser 
Zwischenfälle viel echtes seelisches Gut in diesen Monaten 
auf in Schleswig — bei den Jungen und bei den Alten. 
Aber es wurde auch viel gerechnet und viel ökonomisch 
kalkuliert schon in diesen ersten Monaten. Der Schles^ 
wiger — besonders der Bauer — ist kein Idealist. Bs gab 
viele Deutsche, die rechneten sich einen VercUenst heraus, 
\\ emi das Land zu Däuciuark käme. Auf dein Lande und 
in der Stadt. Zum Teil behielten sie das für sich. Zum 
Teil machten sie kein Hehl daraus. Es gab Güterspeku- 
lanten und Warenspekulanten, Steuerscheue und auch 
einfach solche, die drüben mit der in Aussicht stehenden 
Kronenlöhnung glaubten leben zu können. Sie wohnten in 
ganz Schleswig. Bis Eiderstedt und bis Kappeln konnte 
man in jenen Monaten Deutsche treffen, die auf Befragen 
offen erklärten, für Dänemark stimmen zu wollen. 

Dies waren Leute ohne Verantwortlichkeit, die nur an 
sich selber dachten. Aber es gab andere, die wirklichen 
Renegaten, die aus ihrem Egoismus eine PoUtik machten. 
Zu diesen gehörte der Flensburger Kaufmann Hübsch, 
der Zi^eleibesitzer Wall aus Obdrup und der ehemalige 
Amtvorsteher von Bau, Claussen. Sie alle wurden von 
keinen politischen Motiven getrieben. Hübsch war einst 
ein begeisterter Deutsch- Vereinler gewesen und ein Be- 
wunderer neudeutscherMilitärktdtur. Nicht minder Claußen- 
Bau. Er hatte nach den Mitteilungen H. P. Hanssens 
noch während des Kri^es in Dänemark verschiedene 
nicht ganz delikate politische Aufträge im Dienste des 
Reiches ausgeführt. Es konnten nur rein egoistische Gründe 
— zum großen Teil materieller Natur sein, die diese 
Männer zum Verrat an ihrer Vergangenheit und an ihrem 
Vaterlande trieben. Denn sie trieben Verrat. Sie unter- 
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handelten in Kopenhagen mit unseren erbittertsten Geg- 
nern. Der Angliter Wall stand in Briefwechsel mit dem 
französischen Gesandten Cönti. ^ scheint auch in Paris 
gewesen zn sein. Auf jeden Fall gehdrte er sowohl wie 
Hübsch nnd Clanssen zu denjenigen, die für eine dänische 
Südgienze bis nach vSchleswig- Stadt eintraten und für die 
Forderungen der Kiderdänen im Kampf gegen die damalige 
dänische Regierung die nieistbegehrten Kronzeugen dar- 
stellten. Ein wenig anders hingegen möchte ich den Halb- 
friesen Cornelius Petersen beurteilen. Er hat, wie fest- 
zustehen scheint^ schon lange vor dem Kriege dänische 
Sympathien gehabt und offen gezeigt, die nach seiner Ab- 
stammung auch nicht unnatürlich sind. Vor allem aber ist 
sein Kampf für Dänemark verankert in einem politischen 
Gedankengebäude, das trotz seines abstruse begründeten 
fanatischen Preußenhasses subjektiv ehrlich aufgebaut er- 
scheint. Cornelius Petersen ist während des ganzen Ab- 
stimmuogskampfes eine unerfreuliche Erscheinung ge- 
blieben — aber keine unehrliche ^ keine^ der man Treu- 
bruch gegen sich selber zweifelsfrei vorwerf en könnte. Dabei 
bleibt ein Rätsel, wie dieser Mann noch im Januar 19 19 
sich zur deutschen Nationalversanmüung als Kandidat 
konnte aufstellen lassen. 

In nicht unbedenkhche Nähe dieser traurigen Gestalten 
und Vertreter eines halt- und wurzellosen Deutschtums 
sind im Frühjahr 1919 einige schleswig-holsteinische Man- 
ner gerückt» die aus zweifellos tief landespatriotischen Be- 
fürchtungen heraus die verzweifelt erscheinende Si- 
tuation Schleswig-Holsteins mit Mitteln der 
Verzweiflung retten wollten. Wenn man heute die so- 
genannte „Rendsburger Bewegung" rückschauend be- 
trachtet, — denn sie ist abgeschlossen und die Bemühungen 
der heutigen Landespartei' um größere Selbstverwaltung 
mit dem Ziel der Loslösung Schleswig Holsteins aus 4em 
großpreußischen Zentralverband sind außenpolitisch un- 
gefährUch — so erscheint sie einem als ein böser Traum, 
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als eine flüchtige Blase, die nur aus dem Wirrwar von Be- 
fürchtungen, Gedanken toid Plänen emporsteigen konnte, 
der kurz vor Versailles in der Zeit der groiSen Unsicherlieit 
zwischen der lUder und der Königsan brodelte. 

Die „Rendsburger Bewegung" hat mehrere Urspnmgs- 
motive. 

Zunächst war der Gedanke, bei der kommenden Aus- 
einandersetzung mit Dänemark soviel deutsches I^and 
wie möglich mit Nordschleswig an den nörd- 
lichen Nachbarn abzuschieben, gar nicht so selten, 
wie man das heute annehmen konnte. Von dem Glauben 
ausgehend, daß jede Abtretung nur provisorisch, weil 
tmrechtmäßig sei, sah man weniger Nachteile als Vorteile 
darin, wenn ein mögHchst großes Stück von Schleswig- 
Holstein die Reise nach Danebrogland zunächst einmal 
mitmachte und den deutschen Brüdern an der bisherigen 
Nordgrenze das Rückgrat stärkte. Dieser kurzsichtig Ge- 
danke, der in gewissen Kressen Schleswig-Holsteins viel- 
Idcfat nicht ohne Zusammenhang mit der dort vorhandenen 
poütischen Verärgerung Raum gewann, ist auch vom 
Norden aus stark unterstützt worden. Ich weiß persönlich, 
wie viele Nordschleswiger um ihres eigenen Deutschtums 
willen naiver Weise sehnHch wünschten, daß die deutsche 
Zentrale Flensburg mit ihnen nach Dänemark fiele. 
. Ebenso war der Gedanke eines freien Schleswig- 
Holsteins durchaus nichts spezifisch Rendsburgisches''. 
Die schleswig-holsteinische Sozialdemokratie hat in den 
Revolutionstagen sich emsthaft mit dem Gedanken der 
Errichtung einer „Republik Schleswig-Holstein" getragen, 
hat eine provisorische Regierimg (den späteren „Volksrat'*) 
gebildet und in Berlin über die Anerkennung dieser Re- 
gieruug verhandelt. Böse Zung^ behaupten sogar, daß 
diese selbständig Republik auf einem Schulhofe Kids 
eines Tages ausgerufen sei. Aber auch die parteipolitisch 
auf der äußersten Rechten stehenden Kreise sind von 
Regungen dieser Art damals nicht freigeblieben. Auf einem 
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Parteitage der Deutsch- und Freikonservativen 
Ende November in Kiel wurde auch die Frage debattiert^ 
ob durch- Gründung eines Freistaates Schleswig-Holstein 
Nordschleswig noch zu retten sei. Die Idee hatte ihre 

Gegner und ihre Freunde und man faßte keine Beschlüsse. 
Was endlich die schleswig-holsteinischen Demokraten 
betrifft, so hat einer ihrer Fiilirer noch im Sommer 1919, 
als die „Rendsburger Bewegung'* längst tot war, genau 
mit ihren Argumenten und Schlagworten in Nordschleswig 
Stimmung zu machen versucht. . 

Die Endabsicht der lauteren Elemente in der soge- 
nannten ,,RendsbU3^er Bewegung" war ohne Frage die 
Rettvirig Nordschleswigs und die Erhaltung der schleswig- 
schen und schleswig-holsteinischen Kuiheit. Insofern stand 
sie fest auf dem historisch -rechtlichen Stand pmikt der 
Up-ewig-ungedeelt-Politike -. Aber sie blieb nicht wie diese 
beim Reden und Protestieren stehen sondern suchte Po- 
litik zu machen^ große Politik. Dabei knüpfte sie 
an die Pläne, viehnehr zunächst au die Gerüchte von 
Plänen an, die auf der Pariser Konferenz gegen den Kieler 
Kanal geschmiedet wurden. Die Tatsache scheint festzu- 
stehen, daß Kngland eine Zeit lang mit den Franzosen 
auf Internationalisierung des Nord-Ostsee-Ka- 
nals gedrängt tmd darüber hinaus sogar die Schaffung 
einer unter dem Völkerbunde stehenden neu- 
tralen Kanalzone ins Auge gefaßt hat. Offenbar am 
amerikanischen Widerstand (Panama-Kanal) sind diese 
Pläne gescheitert. Sie berührten aber aufs tiefste das Nord- 
schleswig-Problem, insofern als der internationalisierte Ka- 
nal, besonders abci die Entstehung einer solchen Kanal- 
zone, Schleswig-Holstein zerriß und zwischen sich und dem 
abzutretenden Nordschleswig ein Restgebilde ließ, das 
völlig in der I^uf t hing. Was sollte mit diesem Restgebilde 
werden? Gab es nicht eine Möglichkeit und ein Zauber- 
mittel, diese ganze Internationalisierung sowie die Gefahr 
einer Kanalzone zu vermeiden ? Ja, war es nicht möglich. 
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nicht nur diese Intemationalisiemng sondern durch das- 
selbe kräftige Zaubermittel vielleicht die Abtretui^ Nord- 
schleswigs überhaupt zu vermeiden ? So lauteten die Grund- 
fragen, auf die die Rendsburger Bewegung eine Antwort 
geben zu können glaubte. Die Intern ationalisierung 
bezw. die Einrichtung einer Kanalzone war die 
Voraussetzung dieser Fragen wie Antworten. 
Kam sie nicht, so entfielen alle Folgerungen. 
Die Antwort aber lautete kurz so: Di« luternationali- 
sierung resp. die neutrale Kanalzone kommt 
nur deshalb, weil die mißtrauische Kiitente dem 
deutschen Reiche den Kanal nicht anzuver- 
trjiuen wagt. Dieses Mißtrauen müssen wir be- 
seitigen, indem Schleswig-Holstein sich vom 
Reiche löst und selber der Hüter des Kanals 
wird. Sinem solchen von Deutschland losge- 
lösten Schleswig-Holstein aber wird die Bntente 
— auch gegen dänischen Widerspruch — viel- 
leicht Nordschleswig und dessen dänische Be- 
völkerung lassen. Das war der Kern der Rendsburger 
Argumente. Man war sich klar darüber, daß ein solcher 
Pakt — 'wenigstens für die erste Zeit — gegenüber der 
Bntente (besonders England) Bindu]^;en mit sich brachte, 
die peinlich waren. Aber man rechnete kühn mit dem haX- 
digen Wiederanschluß an Deutschland und glaubte auch 
schwere Opfer bringen zu müssen, weil sonst Schleswig- 
Holstein vollkommen in Stücke ging. 

Hauptträger dieser Bewegung war der Abgeordnete der 
Nationalversammlung, der I^andwirt Thomsen aus Win- 
nert (Kreis Husum). Wieweit die schleswig-holsteinische 
Laudespartei sich damals mit ihr identifizierte^ ist nie klar 
geworden. Das Rendsburger Tageblatt" öffnete der 
Bewegung seine Spalten. Der Rendsburger Bürgermeister 
Ti mm, der nicht zur Landespartci gehörte, stand ihr sehr 
nahe. Eine wirkliche Volksbewegung ist von Rendsburg 
niemals ausgegangen^ weil bald nach dem Auftauchen der 
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Bewegung die ganzen ihr zu Grunde liegenden Voraus- 
setzungen sich als f alsch entpuppten. 

Man kann die Bewegung m den eben aufgezeichneten 
Grenzen landesverräterisch nennen. Ich selber habe sie 
so genannt, nachdem feststand, daß die Kanalzone nicht 
kam. So lange dieses Unheil drohte, war eine mildere Be- 
urteilung am Platz. Aber auch dann noch beruhte die Be- 
wegung auf leichtfertigen und naiven Voraussetzungen. 
Und sie mußte den allgemeinen und scharfen Widerspruch 
hervorrufen, weil sie es nidbt verstanden hat, sich von Per- 
sonen und Gedanken freizumachen, die mit ihrem letzten 
nationalen Ziele nichts zu tun hatten, sondern an der Be- 
wegung ihre eigene und die dänische Suppe au 
kochen versuchten. 

Zunächst waren die IMeldungen über die Kanalzone so 
unsicher, daß es leichtfertig war, daraufhin Entschlüsse zu 
fassen und zu propagieren, die, wenn sie Erfolg hatten, 
für Deutschland auf den Verlust ganz Schlesw^-Holsteins 
hinausHefen. Es war aber auch naiv, anzunehmen, daß die 
Friedenskonferenz und Herr Wilson jetzt plötzlich auf das 
Selbstbestimmurl ^srecht für die Südjüten verzichteten, die 
nordschleswig^che Frage mit der Kanalfrage verkoppeln 
und so Dänemark leer ausgehen lassen würden. In der Tat 
schrieb denn auch der „Temps", der die Kanalzonen-Idee 
besonders heftig propagiert hat, schon am 14. März, daß 
das neue selbständige Schleswig-Holstein zu beiden Seiten 
des Kanals begrenzt werden müsse im Süden von der alten 
Grenze zwischen Holstein und lyauenburg und im Norden 
von der neuen Südgrenze Dänemarks. Mit der Rettung 
Nordschleswigs und des ungeteilten Schleswig-Holsteins 
war es also nichts. Der neue Staat sollte nichts weiter als 
ein gefügiger Puffer gegen Deutschland werden. 

Die bisher besprochenen Pläne der Rendsburger haben 
außenpolitisch, obwohl sie Verbindung mit der Entente 
gesucht und gefuiidLii haben, praktisch keinen Schaden an- 
gerichtet. Aber es gab Rendsburger, die für noch andere 
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Bventiialitäten als die Kanalzone Pläne auf der Pfanne 
hatten. Und die haben den Rechtskampf Schleswigs 
im seine wirkliche nationale Grenze sehr eischwert. 
Darüber hat ein Mitglied der Rendsburger Bewegung, 

der Gutsbesitzer Schwcrdtf eger aus Johannisberg der 
Öffentlichkeit Aufklärung gegeben. Danach richtete man 
sich in gewissen Kreisen der Rendsburger nicht nur auf 
einen unabhängigen Staat Schleswig-Holstein sondern für 
bestinunte Fälle sogar auf einen dänischen Bundes- 
staat Schleswig-Holstein ein. Der sollte dann ins 
Auge gefaßt werden, wenn die Entente die Idee des unge- 
teilten schleswig-holsteinischen Kanalschutzstaates ab- 
lehnte. Es waren Thomsen und Schwer dt feger, die diese 
Idee mehr oder minder öffentlich ausgesprochen haben. 
Und es waren jene uns schon bekannten Renegaten Wall- 
Ob d ru p und Fisch e r-Mühlenbr ück , die dieVerbindung 
zwischen ihnen und dem nach ganz Schlesw^; gierenden 
Eiderdänentum herstdlten. Bö nützte nichts^ daß sie genau 
nach der oben gekennzeichneten politischen Methode des 
„Deutschen Ausschusses" behaupteten, ihr Ziel sei die 
Erhaltung ganz Schleswig-Holsteins bei Deutschland, 
und erst wenn dies nicht mögÜch sei und wenn außer 
Nordschleswig auch noch ein Schleswig - holsteinischer 
Kanalstaat abgetrennt würde und wenn ^e Entente die 
Idee eines selbständigen Schleswig-Holstein ablehnte^ esst 
dann wären sie bereit, mit dem ganzen Schleswig nach 
Dänemark einzugehen. Es nützte nichts — denn die Eider- 
dänen und ihre französischen ^Mitspieler kümmerten sich 
den Teufel um die eigentlichen Ziele dieser Rendsburger 
Ableger und hörten und verwerteten vor allem nur das 
Eine: Entgegen der offiziellen dänischen Ab- 
lehnung Südschleswigs gibt es in der 3. Zone 
einflußreiche deutsche Vertreter^ die sich mit 
dem Gedanken, an Dänemark zu kommen, aus- 
gesöhnt haben. Indem die Rendsburger Bewegung*' 
solche Auffassungen möglich machte, ist sie in den schwe- 



Digrtized by Google 



ren Wochen, da das Schicksal Schleswigs von der Billigkeit 
semer Bevölkenmg und von der standhaften Vernunft 
der danischen Regierung und der Mehrheit des dänischen 
Volkes abhing, ihrem engeren Vaterland geradezu in den 

Rücken gefallen. 

Die Furcht vor der Kanalzone bewies sich am 9. Mai als 
unbegründet. Auch die 3. 2k)ne hat nur wenige Wochen 
die Bevölkerung Schleswig-Holsteins geängstigt. Dagegen 
zeigte sich sehr bald nach dem Zusammenbruch, daß von 
Flensburg die Entscheidungs&age nicht fernzuhalten 
war. Flensburg rüstete schon in den ersten Wochen naeh 
dem Zusammenbruch zum Kampf. Es ist bis zum Schluß 
die Zentrale der ganzen deutschen Abwehr- 
beweguiig gewesen. Auf Flensburg richtete sich von Monat 
zu Monat mehr die lianptstoßkraft der Dänen. Der Kampf 
um die ganze zweite Zone ist schließUch ein Kampf um 
Flensburg, ein Kampf um sein Vor- und Hinterland 
geworden. Demgemäß ist hier die Bevölkerung im I^auf e 
eines Jahres politisiert wie kaum anderswo in Deutschland. 
Hier gab es wirklich eine Einheitsfront zwischen 
Männern und Frauen, Arbeitern und Bürgern — keinen 
faulen weil innerlich unwahren Burgfrieden aber eine ent- 
schlossene Arbeits- und Kampfgcmeirschaft um und 
für eine Sache^ die mit dem Farteikampf nichts zu tun hatte 
sondern allen Parteien erst die Grundlage wirklichen 
Handelns geben sollte. Während in der ganzen übrigen 
ersten und zweiten Zone der Hauptkampf um die Seele 
des Bauern ging, ward m Flensburg entscheidend um die 
Stimme des Arbeiters, des Kaufmanns, des Beamten ge- 
rungen. Die Kollegien dieser Stadt haben von Anfnng an 
sich der Höhe ihrer Aufgabe gewachsen gezeigt. Und die 
Flensburger Arbeitexschaf t und ihre politische Vertretung 
dürfen es sich zum Ruhme anrechnen, gefährlichen wirt- 
schaftlichen Lockungen zum Trotz der großen deutschen 
Arbeitsgemeinschaft die Treue gehalten und den deutschen 
Sieg in Flensburg zum großenXeil mitentschieden zu haben. 
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Der Kampf in Flensbuig ist von Anfang an auf beiden 
Seiten stark mit wirtschaftliclien Argumenten ver- 
setzt gewesen. Das war natürlich, da Flensburg der wich- 
tigste Exponent des wirtschaftlichen Lebens von ganz 
Schleswig war. Jede Veränderung am Wirtschafts-Körper 
Schleswigs mußte sich in Flensburg wirtschaftHch fühlbar 
machen. Ob die Stadt nun eine südliche dänische oder eine 
nördhche deutsche Grenzstadt wurde, immer verlor sie 
einen großen Teil ihres wirtschaftlichen Umlandes. Die 
dänische Agitation ist von Anfang an von der Tatsache 
des Verlustes der ersten Zone ausgegangen, und ihr Flens- 
burger Führer, der Rechtsanwalt Ravn, hat schon bald 
nach dem Zusammenbruch den Flensburgern die Sch\^ne- 
rigkeit der dann für sie entstehenden wirtschaftlichen 
Situation geschildert. Leider hat das Flensbnrger Deutsch- 
tum im Anf axig aus verfehlter Taktik heraus diese Schwie- 
rigkeiten sdber zu stark hervorgesucht — in der guten Ab- 
sicht natürlich, damit eben die Unmöglichkeit der Oaußen- 
Linie und die Notwendigkeit, daß die erste Zone bei 
Flensburg und damit bei Deutschland bleibe, zu beweisen. 
Die Gegenseite aber folgerte sofort das Gegenteil daraus, 
nämlich daß Flensbtirg um seiner selbst willen „mit müsse". 
Als das Deutschtum sich aus der ersten Protestlerstimmung 
heraus zu einer nüchternen Beurteilung der Sachlage 
hindurchgearbeitet hatte und die Dinge ruhig übersah, 
bemerkte es, daß Flensburg auch olme das nordschles- 
wigsche Hinterland wirtschaftlich mobil erhalten und 
gemacht werden konnte. Gerade der Flensburger Handels- 
kammer verdankt das Deutschtum ausgezeichnete Sta- 
tistiken über die Größe der Abhängigkeit^ in der Flensburg 
immer gerade vom Süden gelebt hat. 

Schon in dieser ersten Periode wurde der deutsche Kampf 
gerade in Flensburg venmreinigt durch eine Reihe von 
bisher deutschen Männern, die offen zum Feinde 
überliefen. Von dem Großkaufmann Hübsch, dem 
reichsten Manne der Stadt, der seinen Reichtum im Kriege 
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nicht unwesentlich vergrößert hatte, haben wir in anderem 
Zusammenhange schon geredet, war schon immer der 
Typ des rücksichtslosen Geschäftsmannes gewesen^ der 
seelische tmd Gemeinschaftswerte nur nach persönlichen 

Interessen maß. Er war nicht kleinlich — weder im Geld- 
verdienen noch im Geldausgeben^ atich für wohltätige 
Zwecke. Kr hat keine offene Propaganda getrieben, 
aber — zur Rede gestellt — auch nie geleugnet, daß er es 
für das Beste halte, Flensburg und Schleswig rückten mit 
nach Norden. Wieweit persönliche Steuerschen und Furcht 
vor Verm(^;ensverlusten ihn beeinflußt haben, möchte ich 
nidit entscheiden. Unangenehm fiel seine gesellschaftliche 
Streberei auf. Der Mann, der vor dem Kriege das Unmög- 
liche möglich machte, um mit deutschen Offizieren, 
AdeHgen oder gar Fürsten in persönhche Berühniog zu 
kommen, ist der einzige Flensburger Bürger gewesen, 
der sich bemüht hat, mit der Internationalen Kommission 
gesellschaftliche Verbindungen anzuknüpfen, auf die die 
Elommission selber ebensowenig wie das Ftensburger 
Bürgertmii Wert gelegt hat. 

Eine ebenso peinliche Hrscheinimg — peinlicher inso- 
fern, als sie mit den gröbsten Mitteln in den Kampf um 
Flensburg eingriff, war der sozialdemokratische Stadt- 
verordnete Waldemar Sörensen. Gewiß war erinNord- 
scfaleswig geboren. Aber daß der Mann, der der sozial- 
demokratischen Partei jahrelang ihre Flugblätter ins 
Dänische Übersetzt hat, niemals dänisch gedacht tmd ge- 
fühlt hat, zeigt die Tatsache, daß er Ende Oktober einer der 
ersten, sogar der einzige Flensburger Arbeiter- 
führer war, der in den „Deutschen Ausschuß" eintrat 
(dessen ersten Aufruf nun für die Geschichte sein Name mit- 
ziert), und daß mit auf sein Betreiben die Städtischen 
Koliken Flensburgs für den „Deutschen Ausschuß" und 
seine Zwecke ihr erstes Geld bewilligt haben. Aber nicht 
einmal das ist ihm vorzuwerfen, daß er, als die Sachen zur 
Bntscheidung kamen, seine dänische Gesinnung entdeckte. 
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So etwas ist psychologiscli möglich. Aber Verrat war as, 
daß er sofort joach seinem Stelltmgswechsel^ der inunerhiii 
eine Angelegenheit seines Herzens sein mochte^ mit seinem 
Namen tmd mit der Position, die ihm deutsche Arbeiter 

gegeben hatten, nun aktiv in den Kampf eingriff und zwar 
niit den niedrigsten Mitteln, deren sich die dänische 
Propaganda bedient hat. Sörensen ist es gewesen, der von 
Anfang an das ökonomische und physiologische 
Elend der kleinen Ivcute des Abstimmungsgebietes 
\ ausgenutzt bat zu politischen Zwecken. Er hat schon 
im Frühjahr 1919 die dänische Versendung von Lebens- 
mittelpaketen und von Seife an Von ihm gesammelte 
Adressen in Flensburg arrangiert und so aus dem geistigen 
Kampf mit Argumenten ciiicn Kampf um den Magen 
gemacht. Kr hat bei den unpoUtischen Ferienreisen der 
Kinder nach Dänemark eine Hauptrolle gespielt. Bs war 
naturgemäß, daß bei dem Benehmen dieses Mannes, der 
gleichzeitig in Friderida zusammen mit den eifrig^sten 
dänischen Chauvinisten für die Danewirkegrenze warb, 
allmähHch der Gedanke sich befestigte, daß es ihm bei dem 
ganzen Stelkingswechsel hauptsächlich auf seine Person, 
seinen Ehrgeiz und sein Wohlleben ankam — etwas, wozu 
gewisse Züge und ^eignisse seines früheren Lebens gut 
paßten. 

Ed gab noch eine ganze Rdhe schwankender Gestalten 
in Flensburg, unter den Kauf leuten, unter den Beamten, 

unter den Arbeitern. Einigen werden wir später noch 
begegnen. Es ist natürhch, daß sich die tiefste Erbitterung 
aller anständigen Staatsbürger gegen sie richtete und daß 
der nationale Kampf und seine Methoden durch diese Er- 
scheinungen nicht nur in Flensburg sondern im ganzen 
Abstimmung^ebiet übel beeinflußt wurde. Vor seinen 
rabiatesten danischen G^nem hat das Deutschtum bis zut 
letzt den jeder Gesinnung schuldigen Respekt gehabt. 
Die wirklichen Dänen Flensburgs, ein Rechtsanwalt wie 
Ravn, ein Kaufmann wie Po ulsen, haben immer^Achtung 

6 KöitM 
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genossen. Wo gegen sie in der Hitze des Gefechts über den 
Strang geschlagen wurde, ist nach Möglichkeit Remedur 
geschaffen. Männer wie Sörensen in Flensburg und 
Fetersen inFriesland habendeniAbstimmungskainpfesttni 
Schluß manchmal Formen gegeben, die tief bedauerlich 
waren. 

Die Fraktion der Sozialdenuikraten im Flensburger Rat- 
haus hat ihren Parteigenossen Sörensen, sobald er seinen 
Stellungswechsel öffentlich bekannt gemacht hatte, 
ausgeschlossen. Sie hat den Kampf g^en ihn und einen 
anderen Arbeitervertreter, der uns noch besdiäftigen wird, 
am schärfsten geführt — ebenso wie jenseits der Königsau 
ihre dänischen Parteigenossen das Treiben dieser deutschen 
Renegaten und ihre widernatürliche Arbeitsgemeinschaft 
mit den konservativen Chau\nnisten am stärksten ge- 
geißelt haben. Die Flensburger Sozialdemokratie ist für die 
Haltung der Arbeiterschaft im ganzen Abstimmungsgebiet 
maßgebend gewesen. Ihr Organ hat immer wieder dem 
Arbeiter in seiner Sprache und mit seinen Argumenten 
die Vorteile und Naditeile eines Ansschlusses ruhig aber 
entschieden auseinandergesetzt. Sie hat sich von Anfang 
an fest auf den Rechtsstandpunki der deutschen Re- 
gierung gestellt. Sie hat dem dänischen Gegner sein Recht 
gelassen. Sie hat den Stiininstreikbeschluß von Anfang an 
bekämpft. Sie ist hierbei und bei anderen Fragen des 
öfteren mit dem ,,Deutschen Anschuß" in Konflikte 
geraten. Aber ihre Methode des sachlichen Kampfes 
gegen den dänischen Gegner und der ruhigen Unter- 
suchung der nordschleswigschen Frage hat viel 
zur Versachlichung des ganzen Kampfes und zu seinem 
endhchen Erfolge beigetragen. Wäre im Febriiar die 
Stimmung der ganzen ersten Zone so gewesen wie die der 
deutschen Arbeiter, so hätten ^^r nicht gesiegt — das war 
unmöglich — aber unser Etfolg wäre großer gewesen. 
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4. DER DÄNISCHE GEGNER 

Als der dänische Reichstag sich am 23. Oktober in 
Geheimsitzung versammelte, mn ztmi schleswigschen Frob- 

lern Stellmig zu nehmen, glaubte kein verantwortlicher 
Politiker, daß im Ernste mehr als Nordschleswig, das 
heißt die Kreise, Hadersleben, Apenrade, Sonderburg und 
ein Teil von Tondern, an Dänemark zurückfallen würden. 
Darüber hat das Mitte Januar 1920 von der dänischen 
Regierung herausgegebene Weißbuch klare Auskunft her- 
gestellt. 1^ war der Führer der Linken J. C. Christenseu^ 
der damals erklärte: „Wir wünschen, falls die Grenze in 
Schleswig verschoben werden soll, daß die neue Grenze 
eine Grenze der Gesinnung wird, so daß diejenigen, 
deren Herzen an Deutschland hängen, an Deutschland 
kommen, und diejenigen die nach Dänemark wollen, auch 
nach Dänemark können. Das eiderdänische und das 
dänischerseits beanspruchte historische Recht 
ist hinfällig geworden." Und selbst der Führer der 
Konservativen, Alexander Foß, hielt damals eine 
Grenze, die nicht „im guten Einverständnis mit Deutsch- 
land erfolgt" sei, für unerwünscht. BeutepoHtik auf Kosten 
des geschlagenen Deutschland zu machen, konnte freilich 
den Dänen damals um so weniger in den Sinn kommen, 
als die ganze Größe der deutschen Niederlage noch nicht zu 
übersehen war. Und es war ein Zeichen nicht nur staats- 
männischer Mäßigung sondern auch politischer Klugheit, 
daß der dänische Außenminister Skavenius den Gedan- 
ken einer Lösung der schleswigschen Frage auf Grund des 
historischen Rechts von vornherein ablehnte. Damit ver- 
mied er näxnlich nicht nur die Aufrollung des jahrlnmderte 
langen Streites um das Recht Dänemarks auf Schleswig 
sondern auch ein Eingehen auf die für Dänemark ver- 
bindlichen Abmachungen von 1907. „Alle Begrün- 
dungen aus der Historie sind relativ. Deutsch- 
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land. kann nicht ohne Recht den Besitz der Nord- 
sehl es wigschen Kreise als historisch begründet 
ansehen." Indem sich die erste außenpolitische Autorität 

Dänemarks auf diesen Standpunkt stellte, strafte sie die 
gleichzeitigen Ausführungen des Abgeordneten H. P. 
Haussen im Deutschen Reichstag lyügen, der sich auf die 
aus dem § 5 des Prager Friedens hervorgehenden Rechte 
berief. Die Vermischung dieser beiden Gesichtspunkte, 
des lebendigen und des historischen Rechtes, werden 
wir im I^aufe des Kampfes um Schleswig bei den Dänen 
genau so treffen wie bei der deutschen Gegenseite. Der 
ganze spätere Kampf der Dänen um die zweite und dritte 
Zone Schleswigs ist mit historischen Argumenten geführt. 

Wir haben schon oben gesehen, daß im ersten Stadium 
der Verhandlungen noch durchaus eine MögUchkeit zu 
bestehen schien, die noidschleswigsche Frs^e zwischen 
Deutschland und Dänemark allein und direkt 
zu lösen. Der Reidistagsentschluß vom 23. Oktober ent- 
hielt nicht die geringste Andeutung darüber, daß Däne- 
mark oder die Dänen Nordschleswigs sich an die AUüerten 
zu wenden beabsichtigen. Die dänischen Nordschleswiger 
tmd ihre politische Vertretung, der Wählerverein, hatten 
zu der Grenzfrage bis dahin offiziell überhaupt noch nicht 
Stellung genommen. Dfi^egen war nicht nur H. P. Haus- 
sen und sdn Gesinnungsgenosse Nissen-Wiby sondern 
auch ihr nachmahger erbittertser Gegner, Kloppen* 
burg-Skrumsager, damals der gleichen Meinung wie der 
dänische Reichstag und seine Parteien. In dem Tagebuch, 
das H. P. Haussen im Mai 1920 in seinem Blatte „Heim- 
dal" veröffentlichte, hat er erzählt, wie am 9. Oktober er mit 
seinen beiden KoUegen aus dem preußischen I^andtag da- 
rüber einig gewesen sei, die Bewegung auf die Forderung 
zu beschränken, daß das, was wirklich nach 
Sprache und Gesinnung dänisch sei, Dänemark 
zurückgegeben werde. Man zog auf der Karte eine 
Grenzlinie, die der Süd^renze der späteren ersten Zone 



Digrtized by Google 



entsprach. Es war diese Grenze, die H. P. Hanssen in 
Besprechungen mit Parlamentariern und Regierung in 
Berlin vertreten hat. Ich weiß nicht, ob der Brief Solfs mit 
der Absicht geschrieben ist, der am 17. November ia Apen- 
rade tagenden Sitzung des dänischen Wählervereins als 
Grundlage zu dienen: Auf jeden Fall kam er gerade zur 
rechten Zeit» um die bestehende Möglichkeit einer deutsch- 
dänischen Verständigung nicht von vornherein zu ver- 
schütten. Schon dadurch ist er als politisch zweck- 
mäßig und notwendig erwiesen. Denn auch die soge- 
nannte Erste Apenrader Entschließung ließ der von 
uns erhofften gemeinsamen deutsch-dänischen lyösung noch 
durchaus Raum. Zwar forderte man jetzt bereits die 
En-bloc-Abstimmung für die ganze später so genannte eiste 
Zone und schrankte das Stimmredit auf diejenigen ein, 
die in Nordschleswig geboren oder 10 Jahre dort wohnhaft 
gewesen waren. Auch hatte die schon im Oktober ein- 
setzende Agitation des in Flensliurg gegründeten „Mittel- 
schleswigschen Ausschusses" und seiner reichs- 
dänischen Hintermänner beieits soviel Boden gewonnen, 
daß man den an Nordschleswig angrenzenden Gebieten 
Mittdschleswig^ (von Flensburg war nicht die Rede) das 
Redit zusprach, durch besondere Abstimmung zu erkennen 
zu geben, ob sie an Dänemark zurückfallen wollten. Abei 
in der ganzen Resolution deutete nichts daraufhin, daß man 
mit einer Einmischung der Entente rechnete. Ein 
direkter Hinweis hierauf findet sich, wie wir oben ge- 
sehen haben, erst in dem Briefwechsel Hanssen-Skavenius 
gdegentlich der durch Baarsen den danischen Außen- 
minister via Beilin Panische Gesandtschaft) übermittelten 
Resolution vom 25. November. Hier erst erklärte Ska- 
venius, daß ,,sich die dänische Regierung nunmehr 
an die Alliierten Regierungen wenden werde, 
um bei den Verhandlungen über den Welt- 
frieden für das Recht der Nordschleswiger An- 
erkennung zu erlangen." Daß die Bntente bei dieser 
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Schwenkung mit im Spiel war, ist hoclist wahrscheinlich. 
Sicherlich hat aber auch die dänische Opposition, 
die dem verhaßten Ministerium Zahle in der nordschleswig- 
schesi Frage ein Bein nach dem andern gestellt hat (auch 
dann^ wenn sie sachlich dessen Stellmignahme gutheißen 
mußte) den nötigen Druck ausgeübt. Bs war die Zeit, in 
der die Flensburger Dänen sich zu einer Filiale der 
Kopenhagener Opposition gegen Zahle etablierten 
und wo „Flensborg Avis" begann, für die Nordschleswig- 
Ansichten der reichsdänischen Opposition maßgebend zu 
werden. Daneben ist aber auch die deutsche Taktik an 
dieser plötzlichen Wendung zweif Jlos mitschuldig. Daß 
die preußische Zentrale in Berlin nichts tat, um 
praktisch zu zeigen, daß das alte Preußen tot war (Auf- 
hebung der antidänischen Gesetzgebung undVerordnungen) 
— daß von Schleswig aus dieselben Männer, die die 
frühere ZwangspoUtik mitgemacht hatten, trotz der 
eifrigen Bemühungen des Beigeordneten Adler weiter zu 
regieren verstanden, — daß bis auf die Sozialdemokratie 
und wenige Eingänger (unter ihnen die „Schleswigsche 
Grenzpost" in Hadetsleben) das ganze Land die Zuer- 
kennung des Selbstbestimmungsrechtes durch die Re- 
gierung immer wieder in flanuiienden Protesten angriff, — 
daß die nordschleswigschen Arbeiter- und Soldatenräte, 
die Organe der sogenannten Revolution, der neuen na- 
tionalen Situation verständnislos gegenüber standen imd 
zum Teil mit. dem Deutschen Ausschuß Arm in Arm auf 
dem Selbstbestimmungsrechte herumtrampelten, all dies 
und zahlreiche kleine Einzelerscheinungen und Einzelfälle 
waren durchaus uugeeignet, den Dänen, auch den Ge- 
mäßigten, denen an einei Verstandiginig mit Deutschland 
lag, Glauben und Zutrauen in einen wirkhch ernsten 
Willen des Deutschtums zu einer wirklichen Abstimmung 
einzuflößen. Ich glaube nicht, daß Deutschland schuld ist 
an dem Scheitern dieser Möglichkeit. Aber es scheint mir 
sicher, daß die deutsche Taktik den Bruch erleichtert und 
beschleunigt hat. 
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Mit dem Briefe des Herrn Skavenius war das Schicksal 
der Deutschen Berhn aus der Hand genommen (wie es jene 
unbegreifliche Kundgebung des Deutschen Ausschusses 
vom 30. November wünschte) uiid an das Versailler 
Diktat gekettet. Von nun an waren aller Augen in Nord- 
schleswig mehr nach Paris als nach Berlin und Kopen- 
hagen gerichtet. 

Wenn man heute nacliträglich die Entwickelung der 
deutschen und dänischen Psychologie in Bezug aiif Nord- 
schJeswig betrachtet, so sind die beiden Völker genau ent- 
gegengesetzte Wege gegangen. Die Deutschen entwickelten 
sich vom unpolitischen und rücksichtslosen Protest im 
Laufe eines Jahres zu einer auf festem prinzipiellen Rechts- 
boden stehenden Einheitsfront, die schließlich in einer auch 
dem Gegner imponierenden Geschlossenheit den End- 
kampf geführt hat. Die Dänen haben im Laufe eines Jahres 
ihren anfänglichen Rechtsboden inmier mehr verlassen 
und in wachsender chauvinistischer Verblendtmg tmd 
gegenseitiger Bekämpfung sich in Hoffnungen und Fanta> . 
sien verrannt, deren Scheitern ihrer lange Jahre hindurch 
ersehnten Wiedervereinigung die einheitliche Freude ge- 
raubt hat. 

Die dänische Kegierung hat in diesen ersten Monaten 
alles getan, das dänische Nordschleswig-Programm in der 
ihm durch den Reichstagsbeschluß vom 23. Oktober ge- • 
gebenen Begrenzung aufrecht zu erhalten. Am 6. Dezember 
hat der dänische Außenminister auf einem zu Khren 
H. P. Hanssen's gegebenen Bankett eine Grenze gefordert, 
die auf beiden Seiten ein Minimum an nationalen Minori- 
täten in sich schlösse : ,,Wir wollen niemanden zwingen oder 
knechten." — Am 27. Januar hat Ritzau's Büro eine 
halbamtliche Kundgebung gebracht, nach welcher jede 
Erwerbung nichtdänischer Gebiete für Dänemark eine 
Schwächung bedeute und eine Stadt wie Flensburg trotz 
der 3401 Stimmen, die sich dort für Dänemark erklart 
liatten, als deutsche Stadt anzusehen sei. Gegen die 
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Eütsendimg nichtoffizieller Quertreiber gegen die von der 
Mehrheit des Königreichs und des dänischen Schleswigs 
gebilligte Politik hat die dänische Regierung scharfe Stel- 
lung genommen. Sie hat in Paris nur das vertreten, was dem 
Willen der Volksmehrheit entsprach. Noch kurz vor Be- 
kanntwerden der VersaiUer Bedmgungen hat der Ver- 
teidigungsminister Münch sich dafür ausgesprochen, daß 
das neue Dänemark ein reines nur von Dänen bewohntes 
Land sein dürfe. 

Die Haltung der dänisclien Regienuig war bis zum 
Staatsstreich korrekt — auch gegenüber Deutschland. 
Freilich war sie abhängig von dem Willen des däni- 
schen Volkes, tmdkonntenichtgegendieMehrheit der 
dänischen Nordschleswiger r^eren. Hier aber 
stiegen von Monat zu Monat die Forderungen höher. 

Der j^Mittelschleswigsche Ausschuß" — finanziell vom 
Königreiche her immer reichlich imterstützt, was bei den 
Valutaverhältnissen nicht schwer war — begann in Mittel- 
schleswig eine offene, in Südschleswig eine geheime Propa- 
ganda zu entfalten, die weniger mit ihren historischen 
als mit ihren ökonomischen Argmnenten wirkte. Im 
spateren Wahlkampf haben ökonomische Diskussionen 
eine große Rolle gespielt. Der Flensburger Dänenführer 
Christian Ravn kann den Anspruch erheben, als erster 
mit ökonomischen Steuerargumenten öffentlich für Däne- 
mark Stimmt n geworben zu haben. Die offene Propa- 
ganda in Mittelschleswig stieß in den reichsdeutschen 
Kreisen auf große Widerstände. Schon damals bei B^;inn 
des Kampfes um Schleswig haben fast alle danischen Ver- 
sammlungen automatisch als deutsche Kundgebungen 
geendet. Wirksamer als die offene war die unterirdische 
Propaganda, bei der Geld und NaturaHen, Ehrgeiz und 
die Hoffnung auf spätere Versorgung eine Rolle spielten. 
In Mittelschleswig, wo die deutsche Bevölkerung durch den 
nachbarlichen G^ensatz gegen die Dänen national ge- 
schärft war, hatten , die Dänen wenig Erfolge. Übeir- 
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raschend war, welch relativ günstige Aufhalune sie in 
Südschleswig, in rein deutschen Kreisen, fanden. Bis Bider- 

stedt, Schleswig- Stadt, Kappeln gingen ihre Seiidbüten. 
Und überall besonders in Eiderstedt fanden sie nicht nur 
Gläubige sondern auch Männer, die sich in ihren Propa- 
gandadienst stellten. Das hatte mit nationalen Empfin- 
dungen oder Erinnerungen natürlich nichts zu tun. Es 
waren inneipoütische und wirtschaftspolitische Abnei- 
gungen (Angst vor Bolschewismus, Widenspruch gegen 
Zwangswirtschaft, Stenerscheu usw.), die die Deutschen 
gefügig machten. FreiHch das Gewand ihrer Argumente 
war immer ein außenpolitisches oder historisches. Herr 
Wall-Obdrup sowohl wie Herr Waldemar Sörensen 
haben sich immer auf § 5 oder den Wall der Königin 
Thyra beruf en. Diese Agitation begann frühzeitig und war 
schon Mitte Dezember bis in die äußeiste Spitze von Kder- 
stedt vorgedrungen, wo in St. Peter ein Badehausbesitzer 
die Fäden der dänischen Propaganda in der Hand halte. 

In Flensburg selber kam die Bewegmig zunächst schwer 
vorwärts, wenngleich die 3401 Stimmen, die sich dort für 
Dänemark erklärten, gegenüber den paar hundert däni- 
schen Stimmen bei der letzten Reichstag^wahl eine Über- 
raschung boten. Hier mußte noch mit ganz anderen ökono- 
mischen Mitteln gearbeitet werden^ die an Erfolg zu denken 
war. Auch die Abstimmtmg im Flensburger „Verein für 
Handel und Industrie" und die Antworten, die Rechts- 
anwalt Ravn auf seine Eingabe an die Städtischen Kolle- 
gien erhielt, zeigten, daß trotz Herrn Hübsch und seiner 
Kopenhagener Reden die weitaus große Masse der pro- 
duktiven städtischen Bevölkerung g^gen die dänischen 
Argumente gefeit war. Immerhin gelang es den dänischen 
Drahtziehern in Mittel- und Südschleswig in Verbindung 
mit den offenen und geheimen deutschen Renegaten doch 
bald, in Kopenhagen und Paris den Eindruck zu erwecken, 
daß in Mittel- und Südschleswig ein starkes deutsch 
sprechendes ^,Heimdänentum" (wie sie es gerissener Weise 
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nannten) vorbanden sei, das sich lediglich unter dem noch 
immer miverä^derten preußischen Beamtendruck nicht 
hervorwage. So entstand zunächst bei den nordschles- 
wigschen Dänen, dann in Kopenhagen und Paris der Glaube 

an ein deutsches Gewaltregiment, das bei der kom- 
menden Abstinimimg vor allen Dingen und in möglichst 
weitem Umkreis um das Abstimmungsgebiet beseitigt 
weiden müsse. Als am 30. Dezember der Wählerverein 
wieder zusammentrat (sogenannte Zweite Apenrader 
Resolution)« hängte er seinem Beschluß^ bei den bevor- 
stehenden deutschen Nationalwahlen nicht abzustimmen, 
sowie seiner Feststellung, daß die Dänen Nordschleswigs 
noch immer an ihrer Resolution vom 17. November sowie 
an der Reichslagsresolution vom 23. Oktober festhalten, 
einen scharfen Protest gegen das deutsche Gewalt- 
regiment in Mittelschleswig an sowie eine Bitte an die 
dänische Regierung» dafür sorgen zu wollen» daß der 
Friedenskonferenz diese Tatsachen» die das 
Selbstbestimmungsrecht für Mittelschleswig 
illusorisch machten, bekannt werden. Die leichs- 
dänische oppositionelle Presse schlug weithin Alarm. 
Das Märchen von dem unterdrückten Dänentum in jVIittel- 
schleswig (und natürlich erst recht in Südschleswig) war 
geboren und hat den ganzen Abstimmungskampf be- 
herrscht. 

Unter dem Bindruck solcher Hetz- und Schwindel- 
nachrichten, die nicht nur von Kopenhagen aus in die 

öffentliche Meinung Europas drangen, sondern durch die 
gute Verbindung, die die Kopenhagener Opposition mit 
den dortigen Kntentemissionen hatte, auch den alhierten 
Mächten suggeriert wurden, ist sowohl das an und für sich 
ruhige und gemäßigte nordschleswigsche wie auch das 
Dänentum des Königreiches, vor allem aber auch die Re- 
gierung weiter und weiter gedrängt worden. Man willigte 
(nicht ohne Zusauiinciiiiang mit der Agitation gewisser 
Flensburger Firmen) in eine Einbeziehung Flensburgs in 
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das Abstmutningsgebiet^ wovon bisher me die Rede ge- 
wesen war. Man sprach nicht mehr von dem Abstimmungs^ 

recht jener 8 — lo Gemeinden Mittelschleswigs, in denen 
nach bisheriger Auffassung ein starkes Dänentum vor- 
handen war, sondern man verlangte die Abstimmung für 
das ganze Mittelschleswigsche Gebiet, wo immer ein Däne 
saß. Der Grundsatz eines Minimums von nationalen 
Minoritäten atif beiden. Seiten der neuen Grenze war also 
fallen gelassen. Die danische Regierung versuchte fest- 
zubleiben. Aber dem stürmischen Drängen, von allen 
Seiten her mußte sie Konzession auf Konzession machen. 

Wie unklar und utopisch zum Teil die Gedanken und 
Hoffnungen des dänischen Volkes damals waren, zeigen 
jene Versammlungen in Fridericia und Kolding, an denen 
aus Schleswig Waldemar Sörensen und H. P Hanssen 
teilnahmen. Mit welchen Mitteln die Dänen in Mittel- 
schleswig und besonders in Flensburg ihre Unterschriften 
sammelten, zeigt jener Doppcltext ihrer Petitionen, auf 
denen die Deutschen etwas ganz anderes unterschrieben 
als die Dänen. Wie in Paris der bekannte Berichterstatter 
der „Berlingske Tidende", Franz von Jessen die Hoff- 
nungen der kleinen Flensburger Dänenkolonie immer 
wieder anstachelte, geht aus seiner Meldung von Anfang 
März hervor, nach der die Landgemeinden rings um 
Flensburg es vollkommen in der Hand hätten, ein deutsch 
votierendes Flensburg zu zernieren und nach Dänemark 
hinüber zustimmen. Stinmiungsmache war überhaupt eines 
der Dinge, auf die sich die Dänen weit besser verstanden 
als die schwerfälligen Deutschen. Zuerst sollte überhaupt 
keine Abstimmung stattfinden sondern das Land bis zur 
Schlei einfach an Dänemark zurückgegeben werden. 
Dafür kämpfte eine ganze Zeit lang besonders das Kopen- 
hagener Boulevard-Blatt ,,Vort Land." Dann sollte die 
Abstimmung zwar stattfinden, aber nur der Form halber, 
da die neue Grenze südlich Flensburg doch schon fest- 
gelegt sei. Später sollten die Stimmen gewogen und nicht 
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gezählt werden. Immer gab es etwas anderes, etwas ,,ganz 
Sicheres'', und immer war das Schicksal der Deutschen 
schon entschieden. Durch diese Stinixniingstnache haben 
sich viele unserer Landsleute ins Bockshorn jagen lassen. 
Viel Aktivität ist diesen dänischen Kiiiffen zum Opfer 
gefallen. 

Was übrigens den Gedanken betrifft, Nord^ chleswig 
könnte ohne Abstimmung durch einfache Ab- 
tretung an Dänemark fallen« so scheint es Anfang 1919 
eine Situation gegeben zu haben, in def man ernsthaft mit 
dieser Ungeheuerlichkeit rechnen mußte. Freilich nicht in 
dem Sinne, den der Deutsche Ausschuß im Auge hatte, 
wenn er der deutschen Regierung die Absicht einer „plum- 
pen Grenzverschiebung" unterschob, sondern so, daß die 
Bntente, ohne Deutschland oder die nordschleswigscbe 
Bevölkerimg zu fragen, das Abstimmungsgebiet einfach 
Dänemark tibergab. Am 27. Januar nämlich brachte 
Ritzau's Biiro eine schon oben zitierte Erklärung der 
dänischen Regierung, die unter anderem folgcbiden Satz 
enthielt: Sollte es sich wider Erwarten zeigen, daß die 
Abstimmung im dänischen Nordschleswig nicht durch- 
geführt wercien kann — was anzunehmen die Regierung 
keinen Grund hat — so muß die in Punkt 2 der Apenrader 
Kntschheßung erwähnte Grenze gelegt werden, da man 
nicht daran zweifelt, daß der nördlich von dieser I4nie 
liegende Teil von Schleswig ohne Abstimmung Dänemark 
zufällt.'* Und nachdem den ^.angrenzenden Bezirken 
Mittelsdileswigs** noch einmal das Redit der gemeinde- 
weisen Abstimmung zuerkannt war, heißt es von diesen 
wörtlich weiter: „Falls es auch diesen Bezirken mimöglich 
sein sollte, es zur Abstimmung zu bringen — was anzu- 
nehmen die Regierung keinen Grund hat — meint mau doch 
eiiizelue Gemeinden südlich von der Grenze aufnehmen zu 
können, die unzweifelhaft die dänisch redende Mehrheit 
besitzen. Anders liegt dagegen die Frage wegen Flensburg 
und näherer Umgebung. Man wird sich nicht damuf ein- 
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lassen können, daß diese Bezirke ohne ausdrückliche 
durch freie Abstimmung erzielte Willenskundgebung mit 
Dänemark vereinigt werden, da sie zweifelsohne eine über- . 
"megend deutsche Bevölkerimg besitzen/* — Was diesen 
HypotEesen zu Gmnde lag und was hiiiter den Kulissen in 
Paris damals vorgegangen war, ist heute noch schleier- 
haft. Bs war atif jeden Fall sehr merkwürdig, daß die 
dänische Regierung in einer offiziösen Er- 
klärung feierlich ihre Stellung festlegte gegen- 
über einer Sache^ von der sie selber sagte, daß 
sie keinen Grund habe^ an sie zu glauben. 

Wie die dänische Regierung so hat auch die politische 
I^eitung der dänischen Nordschleswiger sichg^en 
die steigenden Wogen des von Flensburg und Kopenhagen 
aus aufgepeitschten Nationalradikalismus tapfer gewehrt. 
Der lyage der Dinge nach — leider — jeden Monat mit 
weniger Erfolg. Noch Ende Januar 19 19 hielt H. P. Haussen 
es für mÖgUch, daß die Abstimmung unter paritätischer 
deutsch-dänischer Beamtenschaft vor sich ginge und 
daß Truppen — eventuell neutrale — nur für den Notfall 
zur Besatzung herbeigerufen zu werden brauchten. Es war 
die Zeit, in der er mit dem Tonderaner I/andrat Böhme 
über die Zusammenseztung einer deutsch - dänischen 
Schlichtungskoinniission verhandelte, die schon vor der 
Abstimmung für Ruhe und gegenseitige Duldung sorgen 
sollte. Daß Haussen in diesen Wochen trotz der immer 
wüdet werdenden Agitation, die sich unter Führung von 
Christiansen- Flensburg, Grau-Sonderburg und 
Kloppenburg- Skrumsager auch gegen ihn persönlich 
zu wenden begann, noch unbestritten die geschlossene 
Mehrheit der nordschleswigschen Dänenschaft hinter sich 
hatte, zeigten Ende Januar die Neuwahlen zum Auf- 
sichtsrat des Wählervereins, die im allgemeinen eine Wieder- 
wahl der alten zumeist Hanssenschen Gefolgsleute brachte. 
Aber er wie seine Gefolgschaft konnten diese Führung nur 
behaupten, indem sie selber der aufgdietzten Masse Kon- 
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Zessionen machten. Die gefährlichste war diejenige, die 
Flensburg betraf und auf einer Sitzung von Vorstand und 
Auisichtsrat des Wählervereins am 8. Februar einstimmig 
gutgeheißen wurde. (Sogenannte 3. Apenrader Ent- 
schließ u n g) . In ihr bekräftigte man noch emmal, daß man 
auf dem Boden des Selbstbestimmungsredites stand, 
stellte aber ausdrücklich als Forderung auf, daß ,,Flens- 
burg nicht von Dänemark ausgeschlossen wird, 
ehe es unter freien Verhältnissen Gelegenheit 
gehabt hat, mit Kundgebungen hervorzutreten, 
die danach die Grundlage für die Entscheidung 
bilden.*' Das besagte aber nichts weiter, als daß Flens- 
burg auch ohne regelrechte Abstimmung zu Dänemark 
geschlagen werden könne. Bs bedeutete, wie H. P. Haussen'» 
Organ „Heimdal'' sich ausdrückte, einen klaren Bruch 
mit dem Selbstbestimmungsrecht. Es ging mit den 
Dänen wirklich umgekehrt wie mit den Deutschen. Die 
Deutschen NordschlesTvngs begannen mit der Politik des 
unversönlichen Up-ewig-vmgedeelt-Standpunktes undende- 
ten mit dem Selbstbestimmungsrecht. Die Dänen gingen 
vom Selbstbestimmungsrecht aus tmd landeten bei der 
offenen Annektion. 

Trotz alledem hat es z\dschen den gemäßigten Dänen 
in Dänemark und Nordschleswng und den besonnenen 
Elementen in Deutschland während des ganzen Schleswig- 
Kampfes eine Art ungewollter Kampfgenossen- 
schaft gegeben. Dem Ministerium Zahle ist deswegen der 
Vorwurf gemacht, es betriebe einen ,,deutschen Kurs." 
Wir Deutsche sind verkappte Dänenfreunde, Illusionisten, 
Schlappmacher und weit Schlimmeres gescholten worden. 
Diese unbewußte Kampfgenossenschaft war gar nicht so 
auffällig, wie es den Ultras jenseits und diesseits der Kö- 
nigsau schien. Sie war nur der Ausdruck dafür, dfiß die 
nordschleswigsche Frage bei gutehi Willen von 
beiden Seiten zu lösen war: Es gab zwischen einem 
moderaten Deutschen und einem moderaten Dänen immer 
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noch klaftertiefe M^imgsvefscliiedeiiheiteii. Wir haben sie 
ausgefochten — in PLede tind Schrift — scharf aber fair. 

Nur gegen die Verlictzung, gegen die Vertiefung der Gegen- 
sätze^gegen die Verschüttung späterer gütlicher 
Auseinandersetzungsmöglichkeiten haben wir hü- 
ben und drüben gleichmäßig angekämpft. Unser gegen- 
seitiger Kampf ist dadurch reiner aber nicht unwirksamer 
geworden. Die Kampfmethpden des ^^ttelschleswigschen 
Ausschusses'' haben auf die Dauer nidit gewirkt. Parallele 
deutsche Methoden desgleichen. Wer auf dem Boden des 
Selbstbestinimungsrechtes kämpfte, brauchte überhaupt 
keinen Gegner zu beschimpfen und keinen Andersgesinnten 
zu locken. Der Kampf für das Selbstbestimmungsrecht be- 
stand darin, daß jeder sein Volk in Ruhe sammelte 
und sich auf sich selbst besinnen lehrte. 

Noch in diese erste Periode des Kampfes fallen die 
ersten Sendungen Schleswigscher Ferienkinder nach Däne- 
mark. Damit begann ein für uns schwieriges und für die 
Dänen etwas dunkles Kapitel in der dänischen Propaganda. 
Daß es sich um Politik dabei handelte — besonders in 
Mittel- und Südschleswig — war sonnenklar und ist den 
Kopenhagener Liebesgaben-Onkel und -Tanten — ich 
spreche nicht von den Gebern sondern von den Organi- 
satoren — später durch den Apenrader „Heimdal" 
deutlich gesagt worden. Die unpolitische" Wohltätigkeit 
hörte nämlich südlich der 3. Zone plötzlich auf. Für die 
Kieler und Altonaer Kinder hatten die sonderbaren 
Philanthropen in Herrn Möllers Kopenhagener Büro 
kein Herz. Seltsamerweise erloschen auch mit der in Ver- 
sailles gestrichenen Abstimmung der 3. Zone die Ein- 
ladungen an Kinder dieser Gegend. Und während in 
Schleswig-Stadt hunderte von ihnen auf die in Aussicht 
gestellte Reise vergeblich warteten, stürzten sich die Paket- 
Amazonen des Herrn Möller auf die friesischen Inseln und 
entführten deren nahrhaften Gefilden Dutzende von Kin- 
dern^ die es gar nicht nötig hatten — alles aus Menschen- 
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üebe. Ks ist kein schönes Kapitel, diese „unpc^litische" 
dänische Wohltätigkeit in dem Lande, um da^ sich die 
ganze Politik Dänemarks drehte — unschön besonders 
deshalb, weil sie eine politische Ausnutzung unserer wirt- 
schaftlich klägUchen Lage war. Bs war unmöglich^ nach 
dem immer wieder vorgetragenen R«zept mancher Rechts- 
kreise unserer Provinz, diese Ferienreisen zu stoppen. 
Bin Versuch, größere Massen von Kindern bei den Bauern 
im südlichen Schleswig-Holstein unterzubringen, 
scheiterte )iläglich. Die Arbeiter uiid besonders die 
Mütter der unteremährten Arbeiterkinder (wir waren im 
Frühjahr 1919!) hätten uns die Fenster eingeschlagen. Das 
wußten die Kopenhagener ^»Wohltäter." Und darum 
wandten sie sich mit ihren Einladungen und ihren Paketen, 
die sie jeder Reise mitbrachten, nicht ordnungsgemäß 
an die zuständigen Stadtverwaltungen sondern an die 
Arbeiterräte. Wir haben Fälle erlebt, in denen man von 
Kopenhagen aus die Arbeiterräte direkt ersuchte, den 
nötigen Druck auf die deutschen Behörden aus- 
zuüben, wenn diese einmal bei einer aUzu plumpen ,,Wohl- 
tätigkeitsaktion" Schwierigkeiten machten. 

^n anderes Ftopaganda-ltfittd, mit dem die Dänen bald 
begannen, waren die für Arbeiter, Bauern, Handwerker, 
Beamten usw. arrangierten Reisen in Dänemark. 
Sie haben nicht immer den erwünschten Erfolg gehabt. 
Vielmehr gab es manche, die bekehrt zurückkamen. 
Besonders die am 6. Mai in Kopenhagen ankommenden 
Flensburger Arbeiter haben mit ihren dänischen Er- 
fahrungen einen großen Teil des Wahlkampfes in der deut- 
schen Arbeiterschaft bestritten, indem sie objektiv aber 
sehr genau die wirtschaftlichen und sozialen Aussichten 
des Arbeiters in Dänemf^rk klarlegten und seine Zukunft 
in der großen deutschen Betiiebsgemeinschaft damit ver- 
glichen. 

Der dunkelste Punkt aber in der dänischen Propaganda 
war die Behandlung der Schleswigschen Kriefi:s- 
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gefangenen und die Auswahl derjenigen, die die 
Heimkehrerlaubnis erhielten. Schon während de.s 
Kneges wurden die nordschleswigßchen Kriegsgefangenen 
— wenigstens in Frankreich — bevorzugt behandelt und 
unter I^tung des französischen Nordschleswig-Speziatisten 
Professor Faul Verrier in danisdiem Sinne bearbeitet. Mit 
dem Zusammenbrach begann der Abtransport. Selbstver- 
ständlich meldeten sich alle Schleswiger. Monatelang hin- 
durch sind diejenigen, die aus ihrer deutschen Gesinnung 
kein Hehl machten, teils unter lächerhcheu Vorwänden 
teils brutal unter Hinweis auf ihr Deutschtum zurückbe- 
halten worden. Sicher trifft die größte Schuld in diesem 
Punkt die Franzosen. Aber die Dänen haben wenig getan, 
diese Beschmntzung der ,,größten nationalen Aktion, die 
Dänemark in dem letzten Jahrhundert erlebt hat", zu ver- 
hindern. Vor allen Dingen aber hat Dänemark, haben 
dänische Agitatoren — darunter der berüchtigte Gefan- 
genen-Fastor Haussen — mit allen Mitteln die seelisch 
herunteigekommenen Gefangenen für sich breit zu schlagen 
versucht. Zuerst in den feindUchen I^ern — mit Dror 
hangen, mit Versprechungen, mit einer Fülle von Bro- 
schüren und Zeitungsmaterial. Dann in der Heimat beim 
Durchzug — mit Traktierungen, Ansprachen, Geschenken. 
Denn alle schleswigschen Gefangenen wurden 
über Dänemark zurücktransportiert. Das ging so- 
weit, daß im Sommer 1919 ein Schiff mit schleswigschen 
Gefangenen, das den deutschen Nordostseekanal passierte, 
seme Insassen, die in wenigen Stunden hätten zu Hause 
sem können, nicht in Kiel oder in Flensburg ausschiffen 
durfte, sondern erst den zeitraubenden und kostspieligen 
Weg über Dänemark machen mußte alles um des Emp- 
fanges und der Bearbeitung in Dänemark willen. Es ist 
dabei kein Geheimnis, daß zahlreiche Schleswiger und 
Holstemer^ die gar nicht abzustimmen brauchten, sich mit 
robustem Gewissen früher als ihre nichtschleswigschen 
Kameraden in die Heimat geschmuggelt haben. Ich habe 



Digrtized by Google 



Vom Waffenstillstand bis zur Versailler 





aber auch zahlreiclie Briefe von gefangenen Mannschaften 
und Offtzteren bekommen^ die keine Konzessionen machten 
xrnd ihre peinliche Ehrenhaftigkeit mit rücksichtsloser Zu- 

rücklialtuiig ja offensichtlich schkditerer Behandlung 
büßen mußten - 

Während sich so in den ersten Monaten des Jahres 1919 
die Kampffronten beider Gegner in vSclileswig in ihren 
Grundzügen fomderten — wobei sich die stärkeren wirt- 
schaftlichen und politischen Reserven zweifellos auf Däne- 
marks Seite erwiesen — reifte auch in Paris nach einigen 
Schwankungen und vielen Intriguen die I^ösung heran, 
anf die Dänen und Deutsche spannungsvoll warteten. 
Der erste Versailler Vorschlag, der mit seiner 
» ungeheuerlichen Einbeziehung von Hunderttausenden von 
Deutschen in das Abstimmungsgebiet wie eine Bombe ein- 
schlug, obschon das deutsche Schleswig sich auf einiges 
gefaßt gemacht hatte, ist ohne irgendwelches Be- 
fragen der deutschen Seite zustande gekommen. Das 
war selbstverständlich nach der ganzen Art, in der wir 
vom Waffenstillstand aji behandelt wordeii sind. Es muß 
aber gesagt werden, tun die Tatsache ins rechte laicht zu 
setzen, daß bei der Vorbereitung dieser „unpartei- 
ischen" Abstimmung unser dänischer Gegner 
Gelegenheit hatte, offiziell und inoffiziell mo- 
natelang seine parteiischen Gesichtspunkte zur 
Geltung zu bringen. Wir wissen ja von Herrn Key nes , 
in welcher politischen Atmosphäre in Paris die Bedingungen 
für Dt:utschland zustande kamen — wie salopp und nui 
welcher verbrecherischen Leichtfertigkeit und Unwissenheit 
die schwierigsten Fragen entschieden wurden — und wie von 
den I^aunen und Stimmungen Binzeiner zu Zeiten das 
Schicksal ganzer Landerstrecken Europas abhing. In 
dieser Atmosphäre reaktionärer Kabinettspolitikmacherei 
kam niemand auf den so einfachen demokratischen Ge- 
danken: die Vertreter jener umstrittenen Be- 
völkerung einmal selber zu hören und ihre Ar- 
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gumente nach dem schlichtesten Prinzip aller 
Rechtsprechung einmal gegeneinander abzuwä- 
gen. Desto mehr Raum aber war hier für die Einmischung 
unverantwortlicher Quertreiber, hetzerischer Journalisten, 
ehrgeiziger Salon-Damen, chauvinistischer Parteifanatiker, 
die sich nicht schämten, mit ausländischen Politikern und 
Staatsmännern Arm in Arm ihre eigene Regierung zum 
Sturz zu bringen. Diese Gelegenheit haben die dänischen 
Quertreiber weidlich ausgenutzt. 

Die Grundlage dessen, was die dänische Regierung von 
der Friedenskonferenz für ihre dänischen Nordschleswiger 
forderte, war die erste Apenrader Entschließung vom 17. 
November. Wir sahen aber schon oben, wie sie unter dem 
Druck der mittelschleswigschen Hetze das Prc^ranvn des « 
17. November immer mehr zu erweitem sich gezwungen 
sah. Aus den 10 Jahren Wohnsitz, die für die nicht- 
gebürtigen Nordschleswiger ursprüngHch gefordert wurden, 
war ein Wohnsitz seit 1900 — aus den angrenzenden 
Bezirken Mittelschleswigs" (8 — 10 Gemeinden) war das 
ganze Mittelschleswig incl. Flensburg — aus der ur- 
sprünglichen Idee einer deutsch-dänischen paritätischen 
Abstimmui^sleitung war eine Bitte um Abhilfe gegen 
das deutsche Gewaltreginient geworden. In dieser 
Fassung trug denn auch der dänische Gesandte am 21. Fe- 
bruar der Friedenskonferenz die dänischen Forderungen 
zum ersten Mal vor. Das Echo seiner letzten Bitte, die in 
Paris natürlich auf wohlwollenden Boden fiel, war schon 
in einer Havas-Notiz vom 4. März zü sehen, nach der die 
3. Zone (1) zwar nicht zur Abstimmung zugelassen aber 
von deutschen hohen Behörden imd Soldaten geräumt 
werden sollte. Am 6. März fand eine Zusammenkunft der 
dänischen Delegierten mit der Schleswig-Konmiission, 
deren Vorstand A. Tardieu war, im Beisein des dänischen 
Gesandten und des Sachverständigen Magister Qaussen 
statt. Die Delegation forderte En-bloc-Abstimmung in der 
I. Zone und gemeindeweise Abstimmung in der 2. Zone. 
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Stichtag für die nichtgebürtigen NordscUeswiger sollte 

der I. Januar 1900 sein. Ausgewiesene sollten aber auf 
jeden Fall abstimmen können. Nicht nur das eigentliche 
Abstimmungsgebiet sondern auch das Gebiet südh'ch da 
von — aber nicht etwa die 3. Zone, sondern lediglich 
„die nächsten Strecken südlich des Abstim- 
mungsgebietes" — sollten geräumt werden. Die I^tung 
der Abstimmung wollte man einer aus Alliierten» einem 
Schweden und einem Norweger gebildeten Kommission 
übertragen wissen. Von Besetzung des Landes war 
keine Rede sondern lediglich von der Stationierung einiger 
Kriegsschiffe in der Flensburger Förde, die eventuell 
Truppenlandungen vornehmen könnten. Der Wunsch nach 
einem Optionsrecht von 2 Jahren Dauer und nach mög- 
lichst schleuniger Regelung der Schleswiger Frage (even- 
tuell losgelöst von der allgemeinen Friedensregelung) be- 
schloß die Liste der dänischen Wünsche. Diese Wünsche 
waren hart und ließen auch von Dänemarks Seite den ur- 
sprünglicliLii Verständigtuigs willen völlig vermissen. Über 
sie ist das Kabinett Zahle später nicht hinausg^angen. 

Dagegen glückte es der dänischen Opposition nicht 
nur, in Paris trotz der offiziell dort verhandelnden Dele- 
gation inoffiziell Fühlung zu bekommen sondern auch eine 
Reihe von Verschärfungen in den Vertrag hineinzuschmug- 
geln, die die dänische Regierung zu vertreten bisher strikt 
abgelehnt hatte. Schon wenige Tage nach der Ankunft 
der offiziellen dänischen Delegation tauchten in dem Vor- 
dmmer der aUiierten Schleswig-Kommission eine Reihe 
von dänischen resp. nordschleswigschen Ultras und deut- 
schen Renegaten auf ^ die an der Hand von Karten, Pe- 
titionen und gesammeltem Material über deutsche Gewalt* 
taten die absolute Notwendigkeite nicht nur der Räumung 
sondern auch der Abstimmung der 3. Zone zu beweisen 
suchten. Durch ihre guten Verbindungen und durch das 
von unerschütterlichem Haß gegen die Deutschen diktierte 
Verhalten der Franzosen ist es ihnen gelungen^ die rein 
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deutsche dritte Zone mit unter das Abstimmiingsdiktat zu 
schieben. Hatten doch weder England noch Amerika — 
von den übrigen Alliierten zu schweigen — irgend ein In- 
teresse daran, in diesem ihnen nebensächlichen Punkte 

Energien gegenüber den Franzosen zu verschleudern. — 

Eine weitere Verschärfung stellte dann die Einbeziehung 
aller derjenigen in die Zahl der Abstimmungsberechtigten 
dar, die in Nordschleswig geboren aber nicht 
mehr ansässig waren. So weit sie durch das frühere 
preußische R^^e ausgewiesen waren, hatte sich auch die 
dänische Regierung mid die offizielle Nordsdüeswig-Dele- 
gation ihrer angenominen. Der Gedanke, das Stimmredit 
für alle in Nordschleswig Geborenen zu verlangen, geht auf 
den etwa 3000 Mitglieder starken nordschleswii^schen Ver- 
ein ,,Südjüten" in Kopenhagen zurück, der Ende Fe- 
bruar den Beschluß faßte, einen eigenen Delegierten nach 
Paris zu schicken, um diese Forderung durchzosetzen. 
Unter ihren Vertretern tat sieh der stark chauvinistisch 
. angehauchte Rittmeister de la Cour hervor, den wir aus 
seinen abstrusen Ausführungen in der Koldinger Versamm- 
lung bereits kennen. Die Aktion scheint hervorgegangen 
zu sein aus dem Oedanken, nicht nur den Ausgewiesenen 
sondern auch den zahlreichen Deserteuren aus 
Nordschleswig das Wahlrecht 7x\ verschaffen. Kurz- 
sichtigerweise dachte man ntir an die Stimmverstärkung, 
die die erste Zone durch den Zustrom dieser zum grofien 
Teil in Dänemark ansässigen Ausgewanderten erfahren 
würde, nicht aber an die viel größere vStimmen Verstärkung, 
die die zweite Zone und besonders Flensburg durch den 
Zustrom vom Süden erhalten würde. Die gemäßigten 
Reichsdänen und Nordschleswiger bewiesen auch hier ihre 
größere politische Klugheit, als sie dieser Agitation von 
Anlang an entgegentraten. I^eider — oder sollen wir Deut- 
schen sagen zum Glück — auch diesmal ohne Erfolg. Wie 
in der Frage der Abstimmung der dritten Zone so gelang 
es den unterirdischen Einflüssen der Opposition in Paris 
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auch in der Frage der auswärtigen Abstimmiuigsberech- 
tigten, über die Fordenugen der dänischen R^enn^ bin-> 
aus das Absttmmung^instrument für Schleswig zu ver- 
schärfen. 

Die Füidemng nicht nur der Räumung soiidLiii auch 
der militärischen Besetzung d< s I^andes mag in den 
Friedensvertrag hineingekoniuien sein, um von der in den 
anderen Abstimmungsgebieten für notwendig erachteten 
Vorschrift der Besetzung keine Abweichung zu schaffen. 
Dagegen arbeitete die dänisdie Rechtspresse und die dä- 
nische Opposition von Anfang an, sobald feststand, daß in 
Mittelschleswig abgestimmt würde, mit aller Energie daran, 
das Abstimmungsergebnis nicht zu dem allein 
maßgebenden Faktor der * Orenzzielning zn ma- 
chen. Schon am lo. März erfuhr die offizielle Delegation, 
daß ein diesbezüglicher Passus in den Friedensvertrag auf- 
genommen werden würde. In dem Satze des Friedens- 
vertrages über die Bedeutung wirtschaftlicher und 
geographischer Gesichtspunkte neben demVolks- 
willeii flu die Grenzziehung hat dieser (ledaiike 
seinen Niederschlag gefunden, lu ist von Anfang an von 
den Dänen in ihrem Sinne — besonders gegen Flensburg — 
ausgenutzt worden, das man» falls es nicht dänisch votieren 
würde, auf dem Umwege über wirtschaftliche Argu- 
mente an Dänemark zu bringen hoffte. 

Die Schilderung des Widerstandes und der entschlossenen 
Ablehnung hauptsächlich der für die dritte Zone vorge- 
scfhriebenen Abstinnuung durch die dänische Regierung 
und die Mehrheit des dätiischcn V'oikes diesseits und jen- 
seits der Königsau wird im nächsten Kapitel ihren Platz 
finden. Dagegen muß in kurzen Worten noch die Stellung 
erwähnt werden, die der internationale Sozialisten- 
kongreß Anfang Februar in Bern zu der nordschleswig- 
schen Frage einnahm. Auf ihm suchten deutsche und dä- 
nische Vertreter ein Programm zu forniuhcn^n, das den 
deutschen und dänisciien Interessen auf der Grundlage des 
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gemeinsam anerkannten Selbstbetsimmungsrechtes ent- 
sprach. Leider hat zwischen den deutschen Belegierten und 
den Berliner amtlichen Stellen resp. dem Deutschtum Nord- 
schleswigs keine direkte Fühlung vorher stattgefunden. 

Die deutsche Delegation zählte unter sich zwar einen alten 
Schleswig-Holsteiner (Molkenbtihr) , aber sie war über die 
aktuellen Streitpunkte im Detail anscheinend nicht ge- 
nügend informiert. Sonst hätte sie das Votum der Inter- 
nationalen Konferenz vielleicht in einer die deutschen 
Rechtsinteressen noch mehr berücksichtigenden Form er- 
reicht. Aber auch so hat die Bemer Resolution in mancher 
Beziehung aufklärend und stärkend für das nordschles- 
wngsche Deutschtum gewirkt. ,,Die deutsclien mid däni- 
schen Delegierten" — so lautet die Resolution — „er- 
klären übereinstimmend, daß die neue dänisch-deutsche 
Grenze nicht nach dem Rechte der Gewalt sondern nach 
dem Rechte der Selbstbestimmung der von der Änderung 
betroffenen Bevölkerung zu lösen ist, also durch eine Volks- 
abstimmung. Diese Abstimmung ist für drei Gebiete ge- 
sondert vorzunehmen : Erstens für das geschlossene Sprach- 
gebiet Nordschleswigs, zweitens für die südlich dieses Ge- 
bietes gelegenen überwiegend dänischspreehenden, bisher 
überwiegend deutschgesinnten etwa 8 bis lo Gemeinden, 
drittens für die Stadt Flensburg, wenn eine beträchtUche 
Zahl der wahlfähigen Bevölkerung die Abstimmung for- 
dert. Die tmter 2) bezeidmeten Gemeinden stimmen dne 
jede für Sich besonders ab. Die Vorbereitungen tmd die. 
Vornahme der Abstimnuuigen müssen in voller Freiheit 
erfolgen. Die Abstimmungen sollen, um unbeeinflußt von 
augeubhcklichen Strömungen zu sein, erst nach einer ge- 
wissen Zeit vorgenommen werden. Die Grenze ist in einer 
Weise vorzunehmen, die Enklaven ausschließt. Natioualen 
Minderheiten werden in beiden Staaten die gleichen natio- 
nalen Rechte verbürgt." Wie man sieht, wahrte diese 
Resolution auch gegenüber den dänischen Vorschlägen 
ihren eigenen Standpunkt. Sie redete nicht von der Claussen- 
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Linie, wenngleich sie durch die Nennung jener 8 bis 
10 Gemeiiideu die Südgrenze des von ihr sogenannten 
geschlossenen Sprachgebiets ziemlich weit nach Süden 
Tückt. Sie spricht nicht von Besetzung, wemigleich sie 
leider jn der Frage der Stimmbereditigten jene demo- 
kratischen Prinzipien zn unterstreichen ver- 
säumt, die gerade die sozialistische Internatio- 
nale hätte in den Vordergrund rücken müssen. 
Wichtig aber ist, daß sie auch im Namen ihrer dänischen 
Vertreter den Schutz der nationalen Minderheiten 
fordert, daß sie die Abstimmung in Flensburg von 
dem Willen einer beträchtlichen Zahl seiner 
wahlberechtigten Bevölkerung abhängig machen 
will, vor allem aber, daß sie die Abstimmungen auf- 
schieben will, bis die für Deutschland so ungün- 
stigen änßereii Umstände aufgtlioben sind. Da- 
mit kam sie einem Teil der deutschen Forderungen immer- 
hin wirksam enl^gen. 

Wenngleich die dänische Sozialdemokratie in ihrer 
ganzen Haltung während des Kampfes um Schleswig be- 
sonders in den letzten Monaten von Schwankungen, die 
durch ihre Teilnahme an der Regierung diktiert waren, 
nicht freigeblieben ist, so hat sie doch immer — und be- 
sonders nachdem das Wahlergebnis der zweiten Zone vor- 
lag — an der Spitze derjenigen Dänen gestanden, die 
für die deutschen Re chte in Nordschleswig Ver- 
ständnis hatten und hinter dem Kampf um die 
kleinen nordschleswigschen Städte und Gemein- 
den die großen Gesichtspunkte künftiger euro- 
päischer Zusammenarbeit sah. In dieser Beziehung 
hat sie mit ihren deutschen Gesinnungsgei Kossen — beide 
zugleich für ihr eigenes nationales Volkstum und dennoch 
und gerade dadurch für die gerechte Ordnung des künf- 
tigen Europas arbeitend — in gemeinsamer Front gekämpft. 
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^1. CHRONOLOGISCHE DARSTELLUNG 

9, Mat. Im Hanptausscluiß des dänischen Reichs- 

tages verlangte die Regierung Volhnacht, gegen die 
Abstimmtu^ in der 3. 2k)ne protestieren zu dürfen. 
Die Besprechtmg wurde auf den 12. Mai vertagt. Der 
dänische Gesandte in Paris erhielt ein Telegramm 
seiner Regierung, nach dem die dänische Regierung 
und der Reichstag an ihrem bisher eingenommenen 
Standpimk± in der schleswigschen Frage festhalten. — 
Im Geo^ensatz zu 104 Fknsburger Firmen, die in 
einer Kingabe an das Auswärtige Amt baten, die 
Grenze möglichst weit südlich Flensburgs 
zu verlegen, erlassen ungefähr 350 Flensbuiger Fir- 
men einen Au&iif, der eine Grenze möglichst weit 
nördlich von Flensburg wünscht. — 

10. Mai. Ein Artikel in der dänischen Regierungs- 

presse erhebt scharfen Protest gegen die im Friedens- 
vertragsentwurf vorgesehene Abstimmung in der rein- 
deutschen sogenannten 3. Zone, die eine Fälschung 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker und einen 
Bruch mit den Wilsonschen Ideen darstelle. — 

H. P. Haussen stellt „Politiken'' gegenüber fest^ 
daß die 2. Zone alle Dörfer umfasse, die 1867 dänisch 
gestimmt hätten. Der Friedensvertrag in seiner jetzi- 
gen Form sei eine völlige Überrascliung. Dänische 
Stimmen in der 3. Zone seien Stimmen entweder des 
Materialismus oder des für Dänemark gefährlichen 
Strebens, möglichst viel Deutsche unter dänische 
Herrschaft zu bringen. ^^Kommt die ganze 3. Zone mit 
zu Dänemark, so erhalten wir 400 000 Schlesw^ier, 
von denen nur 120 000 Dänen sind. Das wäre ein na- 
tionales Unglück für unser Land." — 

Ministerpräsident Zahle erklärt enieni Vertreter 
von , J)anewirke", daß Dänemark einen Nationalstaat 
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erstrebe und darum nur den Anschluß von solchen 
wünsche, die aus Überzeugung und von Herzen dä- 
nisch sind. — ' t 

11, Mai. Auf dem Knivs]> rgfest findet die letzte groJtJe 
deutsche Kundgebung statt. — 

Aufruf des Staatskommissars an die Bevölkerung 
von Schleswig-Holstein. — 

,,Berlingske Tidende" (1) steUt fest, daß der Ver- 
saäler Friedeosvertrag unter Vergewaltigung der 
sonschen Grundsätze beabsichtige, zwischen Däne- 
mark und Deutschland Feindschaft zu säen. — 

Abgeordneter Neergard (Bauernlinke), Abgeord- 
neter Sigwald Olsen (Sozialdemokrat) und Pro- 
fessor Birck protestieren ebenfalls öffentlich gegen 
die Vergewaltigung der deutschen dritten Zone. — 

12. Mai, Die Hauptsachverständigen in der Nordschleswig* 

fra^ werden nach Berlin berufen. — 

Aus dem ganzen I^ande bis tief in das Reich hinm 
werden Proteste gegen die Schleswig-Bedingungen des 
VersaiUer Vertrages gemeldet. — 

Abgeordaeter B J u nck gibt in der Nationalversamm- 
lung eine Erklärung im Namen sämtlicher Abgeord- 
neten der Provinz gegen die Verfälschung des Selbst- 
bestimmungsrechtes durch den Versailler Vertrag ab.— 
12. Mau Der dänische Rdchstag lehnt mit 117 gegen 
29 Stimmen eine konservative Resolution, die eine 
Äußerung des Reichstages zu den Versailler Bedin- 
gungen für unzeitgemäß erklärt, ab und nimmt mit 
124 gegen 30 Stimmen eine Resolution an, in dem 
erauf seiner Resolution vom 23. Oktober 1918 
und .auf den Wünschen hinsichtlich des Ab- 
stimmungsgebietes in Schleswig beharrt. — 
14. Mai, Alle- Parteien Schleswig-Holsteins erlassen unter 
Wiederholung des Bekenntnisses von Neumünster eine 
Kundgebvmg gegen die Schleswig-Holstein zugemute- 
ten Schmachparagrapheu des Friedensvertrages. — 
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Die „Deutsche Allgemeine Zeitung" drückt ihre 
Freude über das gesunde germanische Anstands- 
gefühl" Dänemarks aus, das sich vom „heiligen !^gois- 
mus" frei wisse. — 

15. Mai, Nach H. P. Hansseu steht Dänemark durch den 
VeisaiUer Beschluß vor einer tiefgehenden Zersplitte- 
rung, die das dänische Volk südlich und nördlich der 
Königsau in zwei sich scharf bekämpfende I^er 
teilen wird. — 

Das Kopenhagener Blatt „Fünf Uhr" berichtet» 
daß in der ietzten dänischen Reichstagssitzung Proto- 
kolle von Sitzungen verlesen seien, die Herr Wall- 
Obdrup mit reichsdänischen Off izieren über die 
^Verleihung Südschleswigs abgehalten hat«- — 

Der Rat der AuBentninlster in Paris verhandelt über 
die Besetzung Schleswigs. — 

16, Mai. Der preußische Landwirtschaftsminister Braun 
und der preußische Minister für öffentliche Arbeiten 
Oes er treffen zum Besuch in Schleswig-Holstein ein. 
Dabei werden mehrere große Bntwässerungsprojekte 
im Kreise Tondem beschlossen. Die Abdeichung der 
Hder wird erörtert; Mit dem Neubau des Flensburger 
Bahxihofes sowie mit der Inangriffnahme der Strecke 
Flensburg-Husum soll alsbald begonnen werden. — 

Die Pariser Presse hetzt gegen die dänische Regie 
rung und orakelt von geheimen Abmachtmgen zwi- 
schen Deutschland luid Dänemark. — 
77. Mai. Die „Deutsche Allgemeine Zeitung" stellt fest, 
daß die dänischen Proteste gegen die Abstimmung in 
der 3. Zonesich dauernd mehren. Magister Claussen 
erklart, daß er in der ganzen 3. Zone nur zwei dänische 
Familien kenne. Das ganze übrige Land sei deutsch 
und friesisch. Verteidigungsminister Münch 
nennt das nach dem Willen des Versailler Vertrages 
entstehende Dänemark ein dänisch-deutsches Reich. 
Innenminister Rode weist darauf hin, daß Däne- 
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mark zuerst die Folgen einer irrtümlidieii Festsetzung 
der Grenze zu tragen haben werde. 

17. Mai, An diesem Tage übergibt der dänische Gesandte 

in Paris Giemen ceau eine Note, in der die Ablehnung 

der 3. Zone folgencküiiaßen begründet wird. Die zwei 
nördlichen Zonen enthalten alles Land, was 1867, vor 
dem preußischen Unterdrückungssystem", dänisch 
gestimmt hat. Das Deutschtum wird bei einem Heimf all 
dieser beiden Zonen an Dänemark bald verschwinden( !) 
Die Bevölkerung in der 3. Zone aber war vor deitn 
Kriege antidänisch. Die heutige prodänische Stim- 
mung erkläre sich zu m Teil aus materiellen Gründen. 
Zum Teil liege aber die Absicht des schleswig-hol- 
steinischen Partikularisnius, dessen Gefährlich- 
keit Dänemark aus der Geschichte kenne, vor, mög- 
hchst starke geschlossene Minderheiten nach Däne- ' 
mark umzusiedehi und so eine Hoffnung für die Zu- 
kunft zu behalten. In der i. und 2. Zone würden bei 
einem Heimfall an Dänemark 80 000 Deutsche bleiben — 
mit der 3. Zone aber würden weitere 160 000 Deutsche 
ihr Gewicht verstärken. — 

18, Mai. Bine sozialdemokratische Konferenz aus allen 
3 Zonen protestiert in Flensburg gegen die Vergewal- 
tigung der deutschen Schleswiger und fordert alle 
deutschen Arbeiter auf, deutsch zu stimmen. Abge> 
ordnetet Michelseh polemisiert gegen den Stimm- 
streikbeschluß. An einer für den 20. Mai beschlossenen 
Kundgebung auf dem Südermarkt wollen sich die An- 
hänger der U. S. P. nicht beteiUgen. ~ 

Außenminister Skavenius hat in Aalborg eine 
Rede gehalten, in der er feststellt, daß die Abstimmung 
in dier3. Zonehauptsächlich der Agitation deutscher 
Schleswiger in Paris zu verdanken sei. Wenn 
das dänische Volk in seiner bisherigen Meimmg be- 
harrte, dürften sich daraus keine Konsequenzen für 
Dänemark ergeben. Skavenius zitiert Franz v. Jessen, 

I 
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der berichtet habe, daß der Versailler Entschluß 
die dänische Regierung oder den dänischen 
Reichstag in keiner Weise binde. — 

jg. Mai. Auf dem Südeiiiiarkt in Flensburg findet eine 
Kund|z:ebim,c: der Fleiisburger Arbeiterschaft g^en 
den Gewalt frieden statt. — 

21. Mai. Der „Deutsche Ausschuß" polemisiert in längeren 
Ausführungen gegen die Berliner halbamthche An- 
erkennutig der Haltung der dänischen Regierung und 
des dänischen Volkes. — 

25. Mai. In Spa werden die deutschen Gegenvor- 
schläge fertig gestellt, darunter auch die zur Schles- 
wigfrage, die nicht nur gegen die Abstmimung in der 
3. 2k>ne protestieren sondern auch den Abstimmungs- 
modusinder I. tmd 2. Zonenach dem Neunmnsteraner 
Programm revidiert wissen wollen. — 

24. Mai, ,,Socialdemokraten" in Kopenhagen erklärt: 

Keine Macht der Erde kann ein im Kriege neutrales 
lyand zwingen, eine andere Grenze anzunehmen, als 
die es selbst wünscht. Die Einverleibung von 300000 
Deutschen nach Dänemark kann nur gegen den hart- 
näckigsten Widerstand der 300000 dänischen sozial- 
demokratischen Wähler durchgesetzt werden/' — 

25. Mai. In Kiel protestieren über 40000 Personen nach 
einem Umzug durch die Stadt gegen die Vergewalti- 
gimg des deutschen Schleswig. U. a. mir den an Wil- 
son und Sca venius Protesttelegranmie abgesandt. — 

26. Mai. Waldemar Sörensen legt seinen Posten als 
Stadtverordneter nieder und erklärt öffentHch^ daß 
er zukünftig für die Wiedervereinigung Flensburgs 
bzw. Mittelschleswigs mit Dänemark in Wort und 
Schrift eintreten werde. Magistrat und Stadtverord- 
nete wiederholen ihre frühere Erklärung zugunsten 
eines deutschen Flensburg, von der sich nur der un- 
abhängige Stadtverordnete Mittelstadt ausschließt. 
— In der ganzen dritten Zone bis in die kleinsten 
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Dörfer hinein finden zahllose Protestversatnmhitigfitt 
gegen die Einbezieht!]]^ in das Abstimmung^biet 
statt. — 

JO- Mm. Die deutschen Gegenvorschläge stellen eleu 
Grundsatz auf, daß kein Gebiet von Deutschland ab- 
getrennt werden darf, dessen nationale Zugehörigkeit 
duarch jahrhundertelange konfliktlose Vereinigung mit 
dem deutschen Staatswesen unbestreitbar bewiesen 
ist, oder^ soweit dies nicht zutrifft, dessen Bevölkerung 
indh nicht mit der Abtrennung einverstanden erklärt 
hat. Diese Erklärung muß diurch eine Volksabstim- 
mting nach Gemeinden abgegeben werden, an der alle 
über 20 Jahre alten männlichen imd weibHchen An- 
gehörigen des Deutschen Reiches teilnehmen, die in 
den Gemeinden ihren Wohnsitz bereits ein Jahr vor 
Friedensschluß hatten. Die Wahl muß streng geheim 
sein. Alle Truppen müssen aus dem strittigen Gebiet 
entfernt und die Verwaltung einer aus Neutralen be- 
stehenden Behörde unterstellt werden. iir Schleswig 
schlägt die deutsche Regierung vor» dal.? an einem 
einzigen Tage und zwar gemeindeweise nur diejenigen 
Gemeinden Schleswigs abstimmen, die in territorialem 
Zusammenhange stehend mehr als 50 % Dänen haben. 
Das er^bt als südliche Grenze des Abstimmui^i^ge- 
bietes eine IJnie südlich Rom, nördlich Hoyer, südlich 
Mögeltondem, nördlich Tondern, südwestlich Rohr- 
karr, südlich Ladelund, nördlich Karlum. südlich 
Bramstedt, südlich Weesby, nördlich Medelby, südlich 
Jardeiund, nördlich Wallsbüll, nördlich Ellund, südlich 
Fröslee, westlich Harrislee, Pattbtug, Niehus, nörd- 
hch Krusau^ südhch Hönschnapp bei Süderhaf f in die 
Flensburger Förde gehend und mit dieser in die Ost- 
see. Der deutsche Behörden- und Verwaltungsapparat 
Süll bestehen bleiben aber einer deutsch-däniselien 
Koninüssion mit schwedischem Obmann unterstellt 
werden. Bei der Grenzfestsetziuig ist zu eistiebeu^ daß 
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nicht mehr Deutsche nach Dänemark kommen als 

Dänen nach Deutschland. Nationale Minderheiten 
sollen nach einem nationalen Kataster kulturelle Auto- 
nomie erhalten. — 

In der von 57 Mitgliedern besuchten Sitzung von 
Voxstandund Aufsichtsrat des Dänischen Wähler* 
Vereins wurde eine Resohition Kloppenburg, die 
der Entscheidung der Vefsailler Konferenz Vertrauen 
entgegenbringt und von den dieutschen Schleswigem 
der 3 Zone künftig loyales Verhalten gegenüber dem 
dänischen Staat verlangt, mit 34 gegen 22 Stimmen 
abgelehnt und statt ihrer eine Resolution Nissen- 
Wiby mit derselben Mehrheit angenommen. In ihr 
schließt sich der Wählerverein der Resolution des 
dänischen Reichsts^es vom 12. Mai 1919 an. — 

4. Juni, In dnem Telegramm an den Staatskommissar 
warnt das preui3ische Staatsministeriiim vor treulosem 
Imstichlassen des bedrängten schleswig-holsteinischen 
Vaterlandes und verspricht, bei notwendig werdenden 
Abtretungen die geschädigten FrovinzteÜe großzügig 
zu kräft^pen. — 

6. Jmi, Sin von dem Kieler ^.Ausschuß für ein unge- 
teiltes Schleswig- Holstein" eingebrachter An- 
trag auf Aufhebung des Stimmstreikbeschlusses 
ist in der Vollversanitulimg des „Deutschen Aus- 
schusses" abejelehnt. — 

Unter den Friesen des Festlandes und der Inseln 
entstehteine tiefgehende Bewegung» die die hie ttndda 
auftauchenden Sympathien mit Dänemark bekämpft 
und gleichzeitig das Interesse für friesische Sprache 
und Kultur wieder dauernd wachhalten will. — 

Um die Kapitalflucht in das nordschleswigsche Ab- 
stimmungsgebiet wirksamer zu bekämpfen, werden 
Zoll- imd Steuerbehörden angewiesen, Personen, durch 
deren Mithilfe dem Lande Kapital erhalten bleibt, 
Främieu von 10 % solchen Kapitals zu zahlen. 
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7. Juni, Skavenius erklärte in einer Rede zu Rudkjöbiug: 
„Wenn die Alliierten sich nicht weigern wollen, den 
Deutsch-Sdüeswigem Gelegenheit zu geben, sich über 
ihren eventuellen Ansdüuß an Dänemark zu äußern, 

so werden sie noch weniger der dänischen 
Nation verweigern oder sie daran hindern, 
das freie Selbstbestimnnmgsrecht auszuüben 
hinsichtlich jener, die sie als ihre Mitbürger 
anerkennen wolle oder nicht/' — 

r^. /fmi. Reuter meldet, daß der Viererrat beschlossen hat, 
in Rücksicht auf die deutschen und danischen An- 
sprüche die Abstimmung in der 3. schleswigschen Zone 
aufzugeben. — 

17. Juni. Nach der Antwort der »itciite auf die deut- 
schen G^cnvoiscliläge heißt es lautHavas, daß „auf 
Brsuchen der dänischen Regierung Bestim- 
mungen erlassen sind, daß das Gebiet bis 
zur Eider und Schlei von den deutschen 
Truppen und hohen preußischen Beamten 
geräumt wird", (also auch jetzt noch!) und daivi 
,,auf Ersuchen der dänisclieii Reo-ieruug be- 
schlossen wurde, die Grenze des Gebietes, 
wo die Volksabstimmung stattfinden soll, 
in Übereinstimmung mit diesem Ersuchen 
festzusetzen." 

2j. Jum. Deutschland nimmt die Friedensbedingungen der 
alliierten und assoziierten Regierungen an. — 

2$, Juni. Der ehemalige deutsche Reiclistagsabgeordnete 
' H. P. Haussen ist zum Minister ohne Portefeuille er- 
nannt und hat die Leitimg der südjütischen Angelegen- 
heiten übernommen. — 

25. Juni. Das von der Nationalversammlung beschlossene 
„Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes gegen 
die Steuerflucht vom 26. Juli 1918" tritt in 
Kraft. Darnach hat jeder Deutsche, der ins Ausland 
geht, 50 % seines Vermögens zu deponieren. Die Be- 
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hörden haben das Recht, diese Deponiermig auch dann 
zu verlangen^ wenn beabsichtigte Vennögensverschie- 
bnng vorli^. Das Bankgeheimnis ist aufgehoben. Am 
24. Juni hat der Rdchsfinanzminlster eine Bekannt- 
machung erlassen, wonach n . a. in den Kreisen Haders- 
leben, Apenrade, Tondern, Sonderbiirg, Flensburg und 
Husum befindliche Bani{:en verpflichtet sind, iimer- 
halb 8 Tagen ein Verzeichnis aller Personen ein^u- 
rdchen^ die seit dem i. Oktober 1918 bei der Bank 
irgendwddie Werte deponiert haben> — alle Personen^ 
die künftig bei ihr Werte deponieren, innerhalb 
48 Stunden anzuzeigen, — allen Reichssteuerämtem 
Auskunft zu erteilen. — 

27. Juni. Aufruf des Staatskoiininssars: ,,Wir haben einen 

Krieg verJoren. Aber niemals werden wir ims selber 
^ verlieren. Die kommenden Wochen sind Wochen des 
Kampfes. Wenn wir einig sind, werden wir siegen." — 
Der ,,Deutsche Ausschuß "erläßt einen Protest gegen 
die von Deutschen betriebene verdienstvolle Agitation 
für eine Beteiligung; an der Abstimnumg der 1. Zone. — 

28. Juni. Mittelst grobziionj^er Sammlung von Unterschrif- 

ten soll nach einem in Flensburg gefaßten gemeinsamen 
Beschluß deutscher Renegaten und nordschleswigscher 
Ultras doch noch versucht werden, für die 3. Zone die 
Abstimmung durchzusetzen. Bei dieser Gelegenheit 
beruhtet Herr Wall-Obdrup, daß er auf Veranlas- 
sung des amerikanischen Konsuls in Kopenhagen und 
Paris gewesen sei und dort von den Entente Vertretern 
verlangt habe, daß Schleswig bis ztu Sehlei an Däne- 
mark komme. Auf Wunsch der Herren dort habe er 
seine Anschauungen schrifthch niedergelegt. — 
3. /«Ä. In Rendsburg findet unter Beteiligung von De- 
legierten aus der ganzen Provinz eine feierliche 
Landes Versammlung der Herzogtümer — die 
letzte vor der Abstimnuiiig — statt , in der der Wille des 
schleswig-holsteinischen Volkes zur Verständigung mit 
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Dänemark, aber zum imerbittticfaen Kampf für sein 
Recht, — mm deutschen Einheitsstaat, aber auch zum 

Ausbau seiner vSelbstverwaltung noch eiiiiüal Aus- 
druck findet. - 

6, Juli. Der Provinzialausschuii der Deutschen Volkspartei 

beschließt, „den von dem Deutschen Ausschuß 
geführten Kampf für das Deutschtum" weiter 
zu unterstützen und bezeichnet es als ,,dringend 
notwendig, daß die vom Deutschen Ausschuß 
ausgehenden Parolen für diesen Kampf von 
allen Deutschen einmütig befolgt werden". 
(Stimiiistreikbeschluß.) — 

7. Juli. Ani einer Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat 

des Wählervereins ist es zu schweren Zusammen- 
stößen gekommen, in deren Verlauf Graf Schack sein 
Mandat niederlegte. Bs hat Mißbilligung gefunden, 
daß das Kabinett Zahle über den Kopf der Schles- 
wiger hinweg H. P. Haussen zum Minister gemacht 
hat. SacJilich wird seine Krnennung gebilligt, jedoch 
mit 50 Stimmen bei 3 Enthaltungen erwartet, daß 
künftig von der dänischen Regierung keine wichtige 
südjütische Frage entschieden werde, ohne daß der 
südjütische Ausschuß gehört ist. — 

9. Juli, Waldemar Sörensen ist aus der sozialdemokra- 
tischen Partei ausgeschlossen. 

J2. Juli. Nach „Beiiingske Tidende" ist H. P. Haussen 
bereit, die Forderniie: nach Räumung der 3. Zone 
während der Abstimmung in den beiden anderen 
Zonen zu vertreten. — 

14, Juli, In der deutschen Presse erscheint der ^^Offene 
Brief", den Staatskommissar Köster an seine 
dänischen Parteigenossen göichtet und in der Kopen- 
hagener Zeitung „Sociaideniokraten" veröffentlicht 
hat. — 

IS" Juli. „Ribe Stiftstidende" meidet, da(j der Verzicht 
auf die Räumung der 3. Zone durch die letzte Ver- 
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sailler Antwort auf dem Schreibfehler eines 
Schreibers beruht. — 

j6. Juli, Zum schwedischen Mitglied der Internationalen 
Konimission ist der frühere Staatsrat v. Sydow er- 
nannt. — 

iS. Juli. Eine deutsche Note an die französische R^erung 
weist auf die Notwendigkeit sofortigen HeimtranS' 
portes aller Schleswiger Kriegsgefangenen hin. — 

2t, JülL Die Deutschen der i. Zone^ die bisher am Stimm- 
streik festgehalten haben, werden nicht ohne den 
Einfluß der immer schlechter werdenden deutschen 
Valuta, die den Anfall an Dänemark für alle Schles- 
wiger zu einem wirtschafthchen Problem ersten £.aa> 
ges macht, immer schwankender. — 

22, Juli. Da der bisherige französische Gesandte in Kopen- 

hagen, Conty, zum Gesandten in Brasilien emasmt 
ist, wird sein Nachfolger, Paul Claudel, französi- 
sches Mitglied der Internationalen Kommission. — 

Die dänischen Erwerbungen von Oiitem in Nord- 
und Miltelsciileswig, von Häusern in den Städten, be- 
sonders in Flensburg, sowie die Gründung dänischer 
und deutscher Geschäftsuntemehmen im ganzen Ab- 
stimmungsgebiet nimmt beängstigende Formen an. 
„Sodaldemokratan** kritisiert diese üblen mtschaft- 
liehen Begleiterscheinux^)en der nationalen Wieder« 
Vereinigung scharf. — 

23, Juli. 1500 dänische Pfadfinder landen ohne Erlaubnis 

in Sonder bürg, um Düppel zu besuchen. Während die 
Pf adf inderselber sich gesittet benehmen, entsteht durch 
das Verhalten der von Andreas Gran aufgehetzten 
resp.gereiztenBevölkenmgUnruhe^ diezmrBntsendmig 
einer Sonderburger Dänenkommission nach 
Kopenhagen führt, um dort die vorzeitige Be- 
setzung des Landes durch die Alliierten zu erreichen. — 

24, Juli. Reichsniinister Müll er spricht in der Nationalver- 

sammlung für eine I^isung der Schleswig-Frage, die 
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in keinem der beiden Länder eine Irredenta hinter- 
läßt. — 

26. Juli. Die Konservativen und die Bauernlinke 
unternelimen in Kopenhagen einen neuen Vorstoß zur 
, Räumung der dritten Zone. F. von Jessen telegra- 
pbiert, daß die Bestimmungen über die 3. Zone in 
Paris noch einmal g^nau geprüft werden. — 

2g. Juli. Einesorialdemokratische Mj^jliedervetsammUing 
in Apenrade tritt für unbedingte Teilnahme an der 
Abstiuiumng in der i. Zone ein. — 

jo. Juli. Der Deutsche Ausschuß** ejibt bekannt, daß 
innerhalb seiues Hauptausschusses selber Meinungs- 
veischiedenheiten über den Stimmstreikbesdiluß be- 
stehen. — 

Den Vorsitz der Internationalen Kommission in 
Schleswig wird der englische Gesandte in Kopenlu^en, 

Sir Charles Marling, führen. — 

,,Kristehgt Dagblad " berichtet, daß von den 18 Ge- 
meinden auf Föhr 15 für Dänemark stimmen werden. 

Der dänische Wählerverein verwirft mit 28 
gegen 21 Stimmen einen Antrag Gr au^ die der Entente 
zugestellte Resolution um Räumung der 3. Zone auch 
der dänischen R^erung und dem dänischen Reichs- 
tag zuzustellen. Die Mehrheit sieht in dem Antrag 
einen neuen Versuch, die Abstimmung in der 3. Zone 
durchzusetzen. — 

Skavenius teilt im dänischen Reichstag mit, daß 
die Regierui^ sich an die Alhierten gewandt habe 
mit der Bitte^ schon jetzt Kriegsschiffe nach Nord- 
Schleswig zu senden wegen der letzten Unruhen in 
Sonderburg (!). — 
1 . Augusi. Seitdem die deutsche Valuta erheblich schlechter 
geworden ist, strömen anstelle von Kapital Massen 
von Gütern zur Auf Stapelung ins Abstimmungsgebiet. 
Die bisher dort angesammelten Güter werden von jetzt 
an soweit wie mögUch beschlagnahmt und nach Süden 
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abtransportiert. Gegen die Zufuhr von wdterem Spe- 
kxilationsgut erläßt der Minister für öffentliche Ar- 
beiten eine Verordnung, die besondere Zufiihrerlaubnis 
für alle nach Schleswig rollencfen Güter vorschreibt. — 
2, August. Die preußische Staatsregieriing beschließt die 
Anlage eines Freihafens in Flensburg. — 

Die Vorstände sämtlicher Parteien Tonderns be- 
schließen, unter allen Umständen in der i. Zone 
abzustimmen. — 

4 . A ugust.Kxxs dem am6. Juli in Sörupgegründetenstarknatio- 

nalistischen ^, Deutsch- Schleswigholsteinischen Schutz- 
nnd TrutzbuTid" wird in Schleswig der ,,Schleswi^- 
Holsteiner-Bund" gebildet, dessen Ziele Erhaltung 
des bodenständigen Deutschtums jenseits der neuen 
Grenze sowie Ausbau der Selbstverwaltung und Pflege 
der Stammeskultur innerhalb Schleswig-Holsteinsist. — 

5. August. Eine Konferenz der Arbeiterräte Nord - 

schleswigs beschheßt, sich an der vom Staatskom- 
missar angeregten Aufstellung eines nationalen Ka- 
tasters in der i. Zone zu beteiÜgeu sowie unter allen 
Umständen auchin der i. Zone abzustimmen. — 

10, Augitst, Auf einer gewaltigen Kundgebung in Niebüll 
protestiert das gesamte Friesentum gegen die Zer- 
reißung seines Stammes und die gewaltsame Binbe- 
ziehung friesischer Gebiete in die 1. Zone. — 

12. August. Im englischen Unterhause erklärte Unterstaats- 
sekretär Harmsworth auf die Amrage des Abge- 
ordneten Guinness, warum die Käumung der 3. Zone 
aufgegeben sei, und ob das auf einem Versehen beruhe^ 
daß mit der Abstimmung logischerweise auch die Räu- 
mung fallengelassen sei und keine Tatsache der Ifit- 
teilung zugrrnde läge, die Räumung sd durch einen 
Schreibfehler aus dem Vertrag herausgefallen. — 

jj. August. Bish.er sind über 40 Millionen Mark au 
' Sicherheitshinterlegung den nach Nordschles- 
wig geflüchteten Steuerdrückebergem abgenommen. — 



Kr 



Digrtized by Google 



1 20 



A^^^gj^Vr^^^'^^Aii^^^g^^ bis zur Besetzun^ 



14. August. Nunmehr tritt auch der „Deutsche Aus- 
schuß" für StimmbeteiUgung der Deutschen in 
der I. Zone ein. — 

August. Der künftige Vorsitzende der Internatio- 
nalen Kommission für Schleswig erklärte einem 
Redakteur von ,,PoHtiken". daß eine Abänderung 
des Vertrages in Bezug auf die 3. Zone ausge- 
schlossen sei. Nach den Ermittelungen der Kommis- 
sion habe sich heransgestelljt, daß die Meldungen über 
angeblicbe Vergehen der Deutschen auf Mißverständ- 
nisse und Übertreibungen zurückzufuliren seien. — 

16, August. Auf einer Sitzung des Wähler Vereins, auf 
der die Opposition die Mehrheit zu erhalten hoffte, 
wurde von den Anhängern Hanssens der Graf Schack 
niit 34 gegen 22 Stimmen zum Vorsitzenden gewählt. 
Da die Mehrheit Neuwahlen ablehnte, verließen die 
Anbänger der Minderheit unter Führung von Kloppen- 
qurg den Saal. — 

Landrat Böhme befindet sich seit einigen Tagen in 
Kopeniiagen,um auf Wunsch des englischen Gesandten 
Marling und im Auftrage des Auswärtigen Amtes 
mit der Internationalen Kommission Vorbespre- 
chungen wegen der Durchführung der Ab- 
stimmung zu pflegen. — 

ig. Augusi. Alle Parteien und der „Deutsche Ausschuß" er> 
lassen einen Aufruf für den Wahlkampf in der i. Zone. — 

20. August. Der „Deutsche Ausschuß" wahrt in einer langen 

Erklänmg seinen Proteststandpunkt, der durch 
seinen Beitritt zmn Abstimmung&beschiuß für die 
I. Zone nicht aul^egeben sei. — 

Bei dem inneren Kampfe des schleswigschen Dänen* 
tums beguint der süd jütische Arbeiterverein mit 
seinen 3000 Mitgliedem eine entscheidende Rolle m 
spielen. — 

21. AugusL Generaldirektor Heftye ist zum norwegischen 

Mitglied der Internationalen Kommission bestimmt. — 
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Bs wird bekannt» daß die Internationale Kommis- 
sion "besöndere Plebiszit-Briefmarken für Sdik»- 
wig heransgeben wird. — 

2$. August. Gegen den Widerspruch der Reichsregierung 
trifft der französisclie Kreuzer Marseillaise" in 
Apenrade em und empfängt dänische Deputationen. 

sy. August. Noch 1800 nordschleswigsche Kriegsgefangene 
befinden sich in Frankreich und England« — 

Die ^^Marseillaise" berührt Sonderbmg and legt 
am Marinegeländefest. Der dortige Vertreter der Retcbs- 
marine protestiert ohne Erfolg. — 

2g. August. Gegen die Durchführung der Beschlagnahme 
von deutschen Gütern, die in Nordschleswig im Werte 
von ungefähr 100 Millionen aufgestapelt sind, erheben 
die Dänen heftige Proteste. — 

2, September, Ein Kriegsgefangenen-Transport aas 
Svendborg (Dänemark), der in Flensburg nidit ge- 
landet werden könnte, da das dortige (dänisolie) Em- 
pfangskomitee deutsche Feierlichkeiten ablehnte, 
landet unter großen deutschen Feierlichkeiten in 
Apenrade. — Zwischen dem Staatskommissar und 
H. P. H anssen fanden in Apenrade Verhandlungen 
statt mit dem Ziele, bei der Beschlagnahme der nord- 
schkswigschen Spekolationsgüter den legitimen ein- 
gesessenen Handel za schonen. — 

5. September. „Socialdemökraten" veröffentlicht Mittei- 

lungen über die von iqoo — 08 unter dem Minister- 
präsidiuni J. C. Christensens stattgefundenen 
deutsch-dänischen Besprech-ungen, die den 
Zweck hatten, eine Militärkonvention zustandeza- 
bringen and das Nordschleswig-Problem gütlich za 
lasen. — 

6. S^^/^md^. Wie die deutsche „Tondernsche Zeitung" 

hat sich auch die bisher deutsche „Flensburger 
Norddeutsche Zeitung" (Redakteur und Besitzer 
I^ohmeier) von Dänen kaufen lassen. 
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S, September. Das Kieler Oberlandesgericht hat gegen den 
dänischen Rechtsanwalt und Notar Ravn in Flens- 
burg wegen seiner Teilnahme an dem Besuch des fran- 
zösischen Kreuzers „Marseillaise" ein Disziplinarver- 

ialueii (Eingeleitet unter gleichzeitiger Suspendierung 
vom Amte. — 

Von den lychreni in Nordsciileswig haben sich 140 
bereit erklärt, in dänische Dienste zu treten. — 

Der Ptovinzialausschaß erwirbt eine größere Anzahl 
von Karl Stracker Jahns nicht veröffentlichten 
Denkschriften, um diese an öÖentliche Bibliotheken 
des Auslands abzugeben. — 

ig. September. Die Wählervereinsminderlieit — ,,die 23" — 
fährt in ihren Wühlereien für eine Räumung der 
3. Zone unentw^ fort. — 

33, September. Ein von Ritzaus Büro verbreitetes und von 
der dänischen Opposition heftig angegriffenes Inter- 
view des Staatskommissars in der ,,Deutschen Allge* 
meinen Zeitung" besagt, daß bei einer tmgerechten 
Grenzziehung, z. B. bei einer Vergewaltigung Flens- 
burgs, eine deutsche Irredenta entstehen würde, an 
deren Spitze sich die j enigen steilen wurden, die bisher für 
einen deutsch-dänischen Ausgleich gearbeitet hätten. — 

.2«!!^. September, Der ^^Schleswig-Holsteiner-Bund" veran- 
staltet in Flensburg seinen ersten schleswig-holsteini- 
schen Tag. — 

j. Oktober. In der dänischen Propaganda taucht der sinnlose 
Plan eines Flensburger Nordostseekanals auf. — 

4. Oktober. Unter Vorsitz des Staatskommissars imd Teil- 
nahme von deutschen und dänischen Vertretern Nord- 
schleswigs finden mit dem Delegierten der Internatio- 
nalen Kommission, dem Schweden I^undgreen, in 
Flensburg Besprechungen über die Emährungswirt- 
schaft während der Abstimmung statt. — 

//. Oktober. Zu Beiräten der Intcriiationaleii Kommissioti 
sind von deutscher Seite Abgeordneter Michelsen- 
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Flensbuxg, Abgeordneter I versen-Mmikbrarap, Bank- 
direktor I^a Motte-Sonderburg, Rechtsanwalt Chri- 
stians -Kiensburg ^später noch Stadtrat Schaidt- 
Flensburg) — von dänischer Seite Hofbesitzer Nissen- 
Wiby, Kaufmann Paulsen-Flensburg, Rechtsanwalt 
Ravn-Flensbnrg, Hofbesitzer Schmidt-Woyenshof 
(später nach Redakteur Christiansen-Flensburg) 
vorgeschlagen und akzeptiert. — ; 
15. Oktober, Der von der Schulabteilung der Schleswiger 
Regierung erteilte Urlaub für eine größere Zahl von 
nordschleswigschen Tyehrem und Lehrerixuien zur Teil- 
nahme au einem Spraclieiikursns in Kopenhagen wird 
auf Anordnung des preußischen Kultusministers be- 
schränkt. Unterricht durch reichsdänische Lehrer ist 
unzulässig, — 

20, Oktober, Die Stelle des 5. Mitgliedes der Internationalen 
Kommission, die Amerika vorbehalten war^ wird nicht 

besetzt. — 

22. Oktober. Für das Abstinmiungsgebiet ist ein paritätisch 
zusammengesetzter Krnähmngsbeiiat gebildet. Deut- 
scher Vertreter ist der Abgeordnete Iversen, däni- 
scher Vertreter der Kopenhs^ener Professor MÖll- 
gaard. — 

24. Okiober, Die nordschleswigschen Arbeiterräte prote- 
stieren bei der deutschen Regierung gegen die weitere 
Tätigkeit des I^andrats Böhme, dem sie rückschritt- 
liche Gesinnung vorwerfen. — 

25. Oktober, Wie früher zahlreiche deutsche und 
einige skandinavische unternehmen nunmehr auch 
3 englische Journalisten unter Fährung des 
Staatskommissars eine Studienreise durch Nord- 
schleswig. — 

JÖ. Oktober. Der Fünf er rat in Paris berät über den Ein- 
zug der Reichswehr in Flensluirg, der notwendig war 
wegen fortdauernder Störung der städtischen Verwal- 
tung durch zusanunengerottete Arbeitslose. — 
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I 24 Von der Versailler Entsckeiduii*^ bis zu)- Bestfzunv 

Der dänische Hauptmann Daniel Brünn ist von 
der Internationalen Kommission zum Polizeidirektor 

^ im Abfitimmung^ebiet ernannt. — 

jo. Oktober. Gegen die noch andauernden Gütertransporte 
und die in letzter Zeit zunehmenden Viehverschie- 
bungen in die nördlichen Kreise wird hart südlich der 
Grenze des Abstimmungsgebietes eine Sperrkette 
von Truppen gelegt. — 

Die Internationale Kommission hat zu kommissa- 
rischen Landräten in Tondem Graf Schack, in 
Hadersleben J. P. Refshauge^ in Apenrade K. 
Thomsen, in Sonderbui^ Dr. Karberg, in Flens- 
burg Land Amtsvorsteher Brodersen, zum Ober- 
bürgermeister in Flensburg Carl Hohn, /Aiiii Polizei- 
meister in Flensburg W. Sörensen (!) ernannt. — 

J. November. Der Magistrat von Flensburg überreicht 
der Reichs- und Staatsregierung eine Denl^chrift über 
die wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Ver- 
hältnisse der Stadt in Bezug auf die Grenzführung. — 
In Flensbm^ kommen zwei englische Offiziere als 
Quartiermacher an. — 

4. November. Reichskanzler Bauer und Minister Heine 

treffen in Flensburj^ ein. In der Harmonie" findet 
eine Zusammenkunft mit Männern und Frauen aus 
ganz Nordschleswig statt. Reichskanzler Bauer: „Das 
neue Deutschland ist ebenso wie das alte Deutschland 
^ bestrebt, jeden Fußbreit deutschen Bodens zu ver- 
teidigen, jeden letzten deutschen Bürger dem Staats- 
verbande 7A1 erhalten." Minister Heine macht Mit- 
teilung von der durch die preußische Regierung ge- 
planten Autonomisierung der Provinzen. „Preußen 
hat eine gewisse Summe zur Verfügung gestellt, um 
den durch eine eventuelle Abtretung geschädigten 
Kreisen Schleswigs zu helfen." — 

5. November. Reichskanzler Bauer und Minister Heine in 

Tondem. — 
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7. November, Die 2 englischeii QuartiermaiCher-Qffiziece 
reisen nach Köln zurück. Da gleichzeitig englische 

Kriegsschiffe, die von Kopenliagen südwärts fuliren, 
zurückberufen sind, nimmt man an, daß eine vorzeitige 
Besetzung Flensburgs {im Gefolge der Ankunft der 
Reichswehr) geplant war^ aber plötzlich wieder rück- 
gängig gemacht wurde. — 

ro. November, H. P. Haussen teilt im Nordschleswiger 
Ausschuß des dänischen Rdchsts^es mi^^ daß die Be- 
setzung Schleswigs durch die Internationale Kom- 
mission auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben sei. — 

II. November. Älinisterpräsident Zahle wendet sich noch 
einmal scharf gegen diejenigen, die axis ökonomischen 
Motiven nach Dänemark flüchten wollen. — 

rj. November. Eine Reihe von Delegierten der Interna- 
tionalen Kommission treffen zur Vorbereitung des 
Aufenthaltes der Kommission und der Besatzungs- 
triip}juu in Flensburg ein. Als Wohnung der Internatio- 
nalen Konmiission ist der „Flensburger Hof* in Aus- 
sicht genonmien. — 

iS. November. Gegenüber der dänischen Opposition spricht 
Staatsminister Zahle sich energisch dafür aus, daß 
das Abstimmungsresultat von Flensburg künftig unter 
allen Umständen respektiert werden muß. — 

21, Isfovember. Die Flensburger II. S. P. mißbilligt das 
Verhalten ihres Vertreters im StadtverordnetenkoUe- 
giuni Mittelstadt, der als deutscher Arbeitervertreter 
offen für Dänemark Propaganda macht. — 

24. November. Da die Agitation für P;imnung der 3. Zone 
keinen Erfolg hat, sucht die radikale Minderheit des 
Wählervereins von jetzt ab Flensburg auf alle Weise 
— ohne Rücksicht auf die Abstimmung — für Däne- 
mark zu erwerben. Advokat And eisen -Hadersleben 
^ spricht offen für eine Annexion Flensburgs. — 

} 26. November. H. P. H aussen stellt im dänischen Reiclistag 
noch einmal fest, daß ursprünglich alle Nordschles- 

I ■ 
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wiger einschlieiilich des Mittelschleswigschen 
Ausschusses für die Politik des 23. Oktober 
eingetreten seien. — 
28. November. In Kopenhagen findet eine Massenkund- 
gebung der Linksparteien für das Selbstbestim- 
luiingsreclit und eine rein nationale Lösung der 
Schleswigschen Frage statt. — 

Da die Mehrheit der Minderheit des Wahlvereins 
nachgegeben hat, sind Neuwahlen für den Vor- 
stand und Aufsichtsrat des Wählervereins an- 
gesetzt. — 

November. Die Haussen- Partei im Wählervefein er- 
hälteine knappe Mehrheit , die durch die Haltung der 
Arbeitervertreter erreichtist. Die Verstärkung der Oppo- 
sition ist verursacht zum großen Teil dnrcli die Flens- 
burger FiÜale des Wählervereins, in die Hunderte von 
Deutschen hineingelockt bezw. hineingepreßt sind. — 

5. Dezember. Der Abstinnnungskampf ist im ganzenLande im 

votUen Gange. Die friesischen Inseln scheinen ein Haupt- 
kampfschauplatz werden zu wollen. Deutsche und 
dänische \ cisanimlmiL^cu lösen einander schnell ab. — 

6. Dezember. Auf die Rcsohition der schleswig-liolstei- 

nischen Sozialdemokratie betr. Nordsclileswig hat die 
dänische Sozialdemokratie eine Antwort gesandt, in 
dersieu.a. anerkenntjdaß^,die praktische Durch- 
führung der bevorstehenden Abstimmung 
sich mit der erhabenen Idee nicht voll und 
ganz in Übereinstimmung befindet." — 
8. Dezember. In Schafflund werden nach aufreizenden 
Reden emes dänischen Agitators und des Renegaten 
Cornelius Petersen die Dänen \ erprügelt. Der 
Staatskommissar erläßt einen Aufruf und fordert alle 
Nordschleswiger auf, gegcöi die zunehmende chau- 
vinistische Verseuchungihrer Heimat Front zu machen. 
Die lifinderheiten bitten in einer Depesche an die 
Internationale Kommission um sofortige Besetzung. — 
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i j. Dezember. Auf der i. Sitzung des neugewählten Wähler- 
vereinsausschusses beantragte Christiansen-Flens- 
buig eine Resolution, in der sofortige Besetzung des 
Abstimmungsgebiets und Räumung der 3. Zone ge> 
fordert wurde. Haussen versprach, die zweite For- 
derung /AI unterstützen. Mit 35 gegen 31 Stimmen 
wurde eine Krkläriiiiü; an*^eiionniieii , nach welcher der 
Wählerverein mit allen Parteien Dänemarks zu- 
sammenarbeiten will imd eine Einmischimg in die 
inneren Parteikämpfe Dänemarks ablehnt. Kloppen* 
bürg hatte ein Mißtrauensvotum gegen Minister 
Zahle beantragt. Nach der Abstimmung erklärte sich 
H. P. Haussen bereit, auf seinen Posten zu verbleiben. 

25. Dezember. Gegenüber den Angriffen der Opposition, die 
jetzt sieht, welche große Anzahl deutscher Stimm- 
berechtigter vom Süden zur Abstimmung kommen 
wird, teilt ,,Heimdar' mit, daß H. P. Haussen der 
Anrc^gung des Vereins ,;Südjüten'\ allen im Ab- 
stimmungsgebiet geborenen Sdüeswigem das Stimm- 
recht zu verleihen, von Anfang an gerade wegen 
inc'üsburg widersprochen hat. Trotzdem hat das 
Kopenhagener „Komitee für Flensburg und Mittel- 
schleswig" am 12. Mai privatim an A. Tardieu, Prä- 
sidenten der Schleswigkommission in Paris, eine tele- 
graphische Bitte um Gewährung des Stimmrechts 
für alte in Schleswig Geborenen gerichtet. Als der 
Friedensvertrag veröffentlicht wurde, sah das dänische 
Volk zu seiner Überraschung, daß das Telegramm des 
Herrn la Cour gewirkt hatte. — 

J7. Dezember. Der Generalsekretär der Internationalen 
Kommission, Herr Bruce, ist in Flensburg einge- 
troffen und hat sich mit dem Staatskommissar in Ver- 
bindung gesetzt. Es finden Besprechungen zwischen 
den beiden l^ährungskommissaren statt. — 

20. Dezember, In den Kreisen der Minderheit des Wähler- 
Vereins wird der Plan, durch eine direkte Hin- 
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Wendung an den dänischen König das Minist eri- 
umZ ahle zum Sturz zu bringen^ warm unterstützt. — 
21. Dezember. In Flaisburg hat sich dn innerpolitisch 
paritätischer Abstimmungsausschuß gebildet, 

in dem die Arbeiterschaft mitwirken will, falls in ihm 
jeder Clumvinisinns und ebenso die Werbung für den 
„Sch1es\\ng-Holsteiner-Bund" unterbleibt. — 

23, Dezember. Die Hinwendung an den König, hat nicht 
den gewünschten Erfolg. — 

In Pl^burg läuft das dänische Schiff ,>Kong 
Haakon" mit zahlreichen Weihnachtspaketen fiir die 
Bevölkerung ein. Das Schiff hat erst nach langen 
Verliandluugeii zwischen der dänischen und deutschen 
Regierung Einreiseerlaubnis bekommen. 30 Gästen 
mit zum Teil aus der chauvinistischen Bewegung her 
bekannten Namen, die an Bord sind, ist jedoch die 
Einreise nach Deutschland abgeschlagen worden. 
Trotzdem betreten diese^ Männer und Frauen^ die 
Stadt Flensbui^ und nehmen an zahlreichen Be- 
scherungen teil. Der Besuch des zunächst von der 
deutschen Presse wann bewillkonnnten Schiffes und 
das Benehmen seiner Insassen an den fol'^enden Tagen 
wächst sich zu einem Skandal aus. Sie leisten der 
Aufforderung des Oberbürgermeisters zur Innehaltung 
der deutschen PaJßordnung keine Folge. Bist per- 
sönlichen VerhandUmgen des Staatskommissars mit 
dem Führer der Delegation, Möller, gelingt es, eine 
gütliche Verständigmig über das Verbleiben der Passa- 
giere an Bord imd die niögÜchst frühzeitige Abfahrt 
des Schiffes zustandezubringen. — 

2$, Dezeynber, Seit dem 21, Dezember ist zur weiteren Be- 
kämpfung von Warenverschiebut^en jeder private 
Automobil verkehr über die dänische Grenze 
gesperrt. — 

j$i . Dezember, Am 6. Januar sollen in Paris die Ratifikatioiis» 
urkimden ausgetauscht werden. 
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1 „Heiimdal" beschwert sich bitter darüber, daß die 
noidscyesw^ESchen Kinder dänischer Eltern von 
der ganzen reichsdäniscfaen Weihnachtsaktion stief- 

mütterlich behandelt sind gegenüber den deut- 
scheu Kindern in Flensburg und Mittelschleswig, wo 
man politische Geschäfte zu machen hoffte. — 

I. Januar. Bei der Abfahrt des ,jKong Haakon'' kommt es 
zu Schlägereien. — 

7. Januar. Bei einer im Gefolge der Kong-Haakon-Affäre 
abgehaltenen Paßrevision in Flensburg zeigt sich^ 
daß dne Reihe von Dänen ohne BinreiseerlatLbtds 
sich in Flensburg aufhalten. Unter ihnen befindet sich 
die Berichterstatterin von „Berlingske Tidende", die 
schon ohne Einreiseerlaubnis das Weihnachtsschiff 
„Kong Haakon" verlassen hatte. Aus der Tatsache, 
daß ihr tmd anderen Dänen die Befolgung der deut- 
schen Paßvorschriften zur Pflicht gemacht wurde^ 
machen die Dänen eine Hetze g^en „EdQecpolitik 
1920". — ' 

10. Januar. Nachdem der Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden erfolgt und das Protokoll 
über die Hinterlegung unterzeichnet ist, 
tritt der Friede am Nachmittage dieses 
Tages 4,X5 Uhr in Kraft. Damit beginnen 
die im Versailler Vertrage vorgesehenen 
Fristen zu laufen. — 

Reichspräsident imd Reichsregler mig erlassen an 
die Deutschen in den abgetretenen Gebieten eine er- 
greifende Kundgebung. — 

14, Januar. Der englische Zerstörer ,,B. 94" ist vor Tages- 
grauen in die Flensburger Förde eingelaufen. Nach- 
mittags folgt die „Marseillaise." — 

IS' Januar, Die gesamte nord- und mittdschleswigsche 
. Presse veröffenthcht die Proklamation, nach der die 
internationale Kommission die Verwaltung des 
Abstimmungsgebietes übejnimmt. — 
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Im Süden des Abstimmungsgebietes wird eine Paß- 
grenze errichtet. — 

j6. Januar, In Flensburg finden bei nie dagewesener Be- 
tdligung die letzten Kundgebungen vor der 
Besetzung statt. In ihnen sprechen einheimische 
und auswärtige Redner aller Parteien. Es kommt zu 
Straßeuumzügen, die bis tief in die Naclit dauern. — 

jy, Januar. Die Räumungsfristen für deutsches Militär und 
Beamte sind bis zum 24. Januar abends 12 Uhr ver- 
längert. — 

ig. Januar. Oberbürgermeister Todsen-Flensburg legt sein 
Amt nieder und verabschiedet sich von den städtischen 
Kollegien. — 

Aus dem ganzen Abstimmungsgebiet werden Demon- 
strationen der Deutschen gemeldet. Auch das übrige 
Schleswig sowie Holstein und Hamburg nehmen an 
den letzten Willenskundgebungen des freien Nord- 
schleswig teil. — 

20. Januar, In Hadersleben rücken unter dem Jubel 
der dänischen Bevölkerung französische Alpen- 
jäger em. — 

In En 8^1 and befinden sich noch drei nordschleswigsche 
Kriegsgefangene, von denen zwei an der Versenkung 
der Flotte teilgenommen haben und einer geisteskrank 
ist. In Frankreich halten sich noch 420 auf, die jetzt 
in Ronen gesammelt werden und am 6. Februar, also 
kurz vor der Abstimmung der i. Zone, in Schleswig 
ankommen werden. — 
■ 21. Januar. In Sonderburg sind ebenfalls französische 
Alpenjäger eingerückt. — \ ' 

22. Januar. Die Abstimmimg in der i. Zone Jst auf Diens- 
tag 10. Februar festgesetzt. 

24. Januar. Unter einem Meer von Fahnen bei klarem 
sonnten Winterwetter findet auf dem Südermarkt 
in Flensbm^ eine gewaltige Abschiedskundgebung 
für das deutsche Militär statt. — 
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25. Jamuat. Gegen 12 Uhr mittags trifft die Internatio- 
nale Kommission mit einem vSonderzuge in 
Flensburg ein. Gleichzeitig gehen auf dem Dach 
des „Flensburger Hofes" die Fahnen Englands, 
Frankreichs, Schwedens tind Norwegens hoch. 
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' :2l PERSÖNLICHES ' 
:iA]s kh an 'fitnebi scmxdgen Maitage des Jahies 1919 auf 

dem veralteten kleinen Friedrichsberger Bahnhofe von 
Schleswig ausstieg und mich nach der großen roten 
Zigarrenkiste" in Bewegime^ setzte, von der aus das alte 
Preußen jahrzehntelang Sclileswig-Holstein imd besonders 
die Nordmark regiert hatte, brachte ich für meine künftige 
Arbeit ein Gutes mit: Eine tiefe Liebe und — me ich hoffe 
— angut Stück Vetständnis fürLandund Leute von Schks- 
wig-Holstdn. Ich bin nicht in Schleswig-Holstein geboren. 
Aber als Sohn eines iVngliters bin ich mit der Geschichte, 
der Landschaft und den Menschen Schleswigs früh imd 
immer wieder in Berührung gekommen. Von dem, was der 
Knabe und Jünghng zwischen Hamburg und Kopenhagen 
im Lande der Knicks und der jütischen Heide gesehen und 
erlebt, habe ich anderswo einiges au^eplaudert. Später 
bm ich in den Strudel der Politik gerissen und habe in 
vier Weltteilen wirtschaftliche und politische Dinge stu- 
diert. Aber von all meinen politischen Reisen ist eine der 
schönsten jene Winterfahrt in das Schleswig- jütische 
Grenzland zu beiden Seiten der Königsau geblieben, von 
der ich im Winter 1910— ii in der „Frankfurter Zeitung" 
des längeren berichtet habe. Vor dem Kriege Hebte ich 
Dänemark und hatte in Sören Kierkegaard und J. P. 
Jacobsen m^r als in Goethe gelesen. Ich bewunderte die 
dänische Bancrnkultur und ihre geistigen Blüten, weÜ sie 
eine harmonische Ausstrahlung der wirtschaftlichen Kräfte 
dieses kleinen aber intelligenten Landes waren. Man kann 
Schleswig Heben und braucht Dänemark nicht zu hassen. 
Das Verhältnis der deutschen Schleswiger zu Dänemark ist 
imm& nur durch falsche Regieruugs-Methoden — in der 
Mitte des vorigen Jahrhunderts von Kopenhagen, am 
Bnde des Jahrhunderts von Berlin — vergiftet worden. 



i 

Digrtized by Google 



I 



Dieses Sympathieverhältnis zu dem Volke, mit dem wir 
DeutscJie tms iimimehr anschickten, eineu unblutigen 
Waffengang 7ai tun, hat meine Arbeit für das Deutschtum 
aiicht gestört, sondern befruchtet. Und der Gedanke, daß 
idi eine Zeit lang mit den dänischen Nc^dsdileswigam 
gemeansam g^;en Alt-Pteußen gekämpft hatte, gab mtc 
immer wieder die innere Fteiheit, mit voller Schärfe audi 
gegen dänische Brutalisieningsversuche Front zu machen. 

Ein Jahr lang fast habe ich mit den Schleswig-Holsteinern 
für Schleswig-Holstein kämpfen dürfen. In diesem Jähre 
habe ich auch Enttäuschungen erlebt — ich meine solche, 
die mir zeigten» wie schwer es unserem Volke auch nach 
den Erfahrungen des Zusammenbruches wird, ernsthaft 
politisch zu denken. Aber ich habe audi viel vornehmes 
Menschentum und viel großzügigen Gemeinsiun kennein 
gelernt. Es war ein reiches Jahr. Denn ich glaube, daß über 
die Rettung der zweiten Zone und des Tiedje- Gürtels 
hinaus der Kampf um Nordschleswig bei uns Volkskräfte 
entbunden hat, die das Vaterland brauchen kann und 
spüren wird — besonders in unserer Jugend. Jch habe viel 
mit . Jugend gearbeitet. Darauf bin ich stolz. Was soUcfa 
politische Ideale, die die Jugend nicht locken? •* 

Die Vollmadit, mit der ich mein Amt antrat waär sdit 
düim. Hin Staatskonnnissar ist nichts als ein Delegierter. 
Was ans dem Amte geworden ist, habe ich selber daraus 
gemacht — mit Hilfe derjenigen im I^ande, die verstanden, 
worauf es ankam. Es gab Bürokraten, denen ich von An- 
fang an ein Dom im Auge war — nicht nur wegen mdner 
Parteistellung sondern auch wegen der Störunge die ich 
zuweilen in den heiügen Apparat ihrer Instanzen brachte: 
Ich habe keine Energie auf den Kampf mit ihnen ver- 
wandt sondern mich an diejenigen gehalten, die guten 
Willens waren. Dabei faßte ich mein Amt von Anfang an 
viel weniger in dem Sinne auf, Sprachrohr Berlins in 
Schleswig zu sein, als vielmehr umgekehrt die Interessen 
Schleswigs in Berlin zu vertreten. 
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Auch in Berlin saßen Blirokratenseden^ die sich an 
schnelle politische Entschlüsse über die Instanzen hinw^ 

schwer gewöhnen konnten. Aber im Cxanzen haben die 
Berliner Zentralen, besonders das Auswärtige Amt, An- 
regungen und Wünschen, die an sie herangebracht wurden, 
schnell nnd vefötandnisvoU entsprochen. IVIit den preußi- 
schen Zentralen war das manchmal schwieriger. Vielleicht 
lag das daran, daß sowohl im Staatsministerium wie im 
Ministerinm des Innern bis zum Herbst 1919 die nord- 
schleswigschen Angelegenheiten von Männern bearbeitet 
wurden, die vor dem Kriege den schärfsten Nordmarkkurs 
mit gesteuert hatten. War es doch ohne Frage ein poli- 
tischer X^apsus ohn^ieichen, daß gerade ein solcher Ge^ 
heimrat auch den preußischen Minister des Innern Anfang 
November 1919 auf seiner Reise nach Nordschleswig, die 
eine politische Geste ersten Ranges war, begleitete. Im 
ganzen ist in der Beurteilung der Tätigkeit der Berliner 
Zentralstellen von der Provinz sehr oft vergessen worden, 
daß jede von der Zentrale für einen Teil des Reiches er- 
griffene Maßnahme ihre unerbittlichen Konsequenzen ftir 
aUe anderen nach sich zog. Heute wird auch die Provinz 
es einsehen : Man hat viel Unbill^es von Berlin gefordert in 
den Monaten der Entscheidung. Vieles habe ich nicht 
weitergeben können. Ging es doch manchmal mit den 
Forderungen so weit, daß man kategorisch verlangte: 
„Entweder Geld — oder wir stimmen dänisch." 

Preußen hat wirtschaftlich eine große Reihe von 
Zugeständnissen an Schleswig gemacht und seine Ver- 
sprechungen emsthaft gehalten. Weniger Verständnis — 
zumal in der ersten Zeit — hat es für die politischen 
Belange imserer Heimat gezeigt. Berlin hat erst sehr spat 
gemerkt, daß der Kampf hier oben mindestens ebenso sehr 
ein Kampf des wiedei erwachenden Schleswigholsteiuer- 
tums vne ein bloßer Kampf des Deutschtums war. Es 
ist charakteristisch, daß die Berliner JoumaJisten in 
unserem Kampfe diese schleswig-holsteinische Grundnote 

'S. 
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ab MeinUch empfanden und nns Ratsdiläge erteilen sa 
müssen glaubten, wie wir tinsern Kampf auf eine breitere 

und höhere gro Li deutsche Basis rücken müßten. Gewiß 
ist ein gut Teil Schwärmerei in dem neuen Schleswig- 
Holsteinianismus. Aber daß er besonders auf dem I^ande 
der lebendigste Motor unseres Kampfes gewesen ist, das 
haben viel eher als unsere eigenen die; dänischen Minister 
erkannt. Von Skavenius bis zum letzten danischen Dntzend- 
agitator f tirdrtete man in Nordscbleswig weniger den fotor 
teutonicus als den wiedererwachtcu furor aus der Zeit des 
schleswig-holsteinischen „Aufruhrs". 

Hatten wir manchmal darüber zu Id^en, daß man in 
Berün unsere spezifisch schleswig-holsteinischen politischen 
Wünsche auf (He leichte Schulter nahm^ so war komisch an- 
zusehen, was für Sorgen sich mandie Berliner Stellen um 
die Stimmung" unserer Scfakswig-Holsteiner machten. 
Als ich gleich zu Beginn meiner Tätigkeit anregte, von 
dem Kriegsmaterial, das in der ersten Zone angehäuft lag, 
alles Brauchbare so schnell wie möglich nach Süden zu 
transportieren, schrieb mir ein leibhaftiger Unterstaats- 
sekretär» daß das unter anderem deshalb für untunlich ge- 
halten werde, weil man fürchtete, die Bevölkerung würde 
aus einer sokhen Maßnahme schließen, daß die erste Zone 
von uns bereits aufgegeben sei. Als wir von Anfang an 
darauf drängten, daß mit dem Beginn der Besetzung 
das Abstim muTigsgebiet gegen die übrige Provinz durch 
eine scharfe Kontroll-I^inie wirtschaftlich abgesperit würde, 
damit sich bei uns keine Zustände wie im Westen ent- 
wickelten, wurde uns von einigen Berliner Stellen immer 
wieder entgegengehalten, da0 man sich von einer solchen 
Absperrung keinen guten Hnfluß auf die Abstimmung!»- 
freudigkeit versprechen könne. Besonders die von mir vor- 
geschlagene Verwendung von nicht uniformierten Zollbe- 
amten bei dieser Kontrolle ist an dieser ÄTic;stHclikeil 
scheitert. Und der Skandal, daß die Dänen vom Süden der 
Provinz in Postpaketen uiikontrolliert nach Norden schie- 
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ben koimteii» was sie wollten, tvaluend wir jede Waggon- 
hidttiig, jedes Cepä<*stack, jede Küb und jedes Automobil 

scharf kontrollierten, ist ebenfalls mit Stimmungsrück- 
sichten begründet worden, welche diejenigen, die mitten 
in den Dingen standen und für die sogenannte Stimmung" 
schheßlich verantwortlich waren, mit Recht für Unfug er- 
klärten. 

Mit dem Obetpräsidium in Kiel bin ich in meiner Arbeit 
wenig zusammengekommen. Mit der R^erung in Schles- 
wig gab es anfangs einige Schwierigkeiten; Das lag weniger 

an Personen, als an der ganzen Kimichtung eines solchen 
Staatskommissariats, das nur mit viel Takt und gegen- 
seitiger Rücksicht in einen Instanzenapparat einzugliedern 
war, den für einige Zeit aufzuheben es ja gerade geschaffen 
war. Im Ganzen ist die Zusammenarbeit ohne emstliche 
Reibungen verlaufen. Waren wir auch politisdi oft anderer 
Meinung, so haben wir in wirtschaftlichen Dingen, die der 
Regierungs-Präsident als Deniobilmachungskommissar aus- 
zuführen hatte^ gegen Berliner Bedenklichkeiten immer 
zusammengestanden. Von welcher j)olitisclien Naivität 
preußische Verwaltungsbeamte heute noch sein kömien, 
zeigt die Tatsache^ daß ein an sich höchst befähigter Re- 
l^emngsrat sich zu Beginn meiner Täti^eit mit Händen 
und Füßen gegen meinen Vorschlag sträubte, ausländische 
Journalisten, die Nordschleswig besuchen wollten, auch 
mit dänisch gesinnten Nordschleswigem zusammenzu- 
bringen. Ich habe mich um diesen Widerspruch natürlich 
nicht gekümmert und glaube, daß die große Hilfe, die 
deutsche wie ausländische Journalisten uns in unserem 
Kampfe ums Recht geleistet haben, gerade dadurch er- 
reicht ist, daß wir ihnen rücksichtsik)S und objektiv die 
Dinge so zeigten, wie sie sind! Was den preußi^en Ver- 
waltungsapparat anbetrifft, so habe ich in Schleswig mit 
einer Reihe von Beamten und besonders I/andräten, deren 
völlig andere politische Gesinnniig mir bekannt war, sach- 
lich die besten und persönhch die angenehmsten Brfah- 
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mngen gemacht. hat es besondeis I^d getan^ daß der 

letzte l^andrat des Kreises Hadersleben, dessen veiständige 
Haltung gegenüber den Dänen viel zur Entgiftung des 
dentsch-dänisclK-n Verhältnisses beigetra^^eii hat, während 
der Kieler Kapptage in ein Unternehmen initverwickelt 
wurde, daß ihm seiner ganzen Gesumung nach innerlich 
fernstand. 

Zu den politischen Parteien Schleswig-Holsteins bin ich 
gldch nach meinem Amtsantritt in nähere Berührong ge- 

treten imd habe mit ihnen allen bis zum Schluß Hand in 
Hand gearbeitet. Bei der Sozialdemokratie geschah das 
ohne Schwierigkeiten. Bei der Landespartei zog mich wie 
jeden Schleswig-Holsteiner trotz ihrer poÜtischen Extra- 
väganzen ihr tiefes schleswig-holsteinisches Stam- 
mesgefühl an/das bei anderen Partden» zumal im Münde 
landfremder Rheinlander und Sachsen, nicht gerade über- 
zeugend wirkte. Den Bauern ging überhaupt der Grund- 
gedanke der Nation alpolitik, deu ich in Nordschleswig zu 
vertreten hatte — den Deutschen, was deutsch und den 
Dänen, was dänisch ist — viel leichter ein, als man anneh- 
men sollte. Der alte Gegensatz zwischen ihnen und der 
Ritterschaft, die schon in den sechziger Jahren preußisch 
dachte, zeigte sich atuch jetzt wieder. Die Ritterschaft stand 
ausnahmslos auf dem starren Frotestlerstandpunkt. 

Ausgezeichnete Arbeit hat in diese in ganzen Jahre die 
schleswig-holsteinische Presse geleistet. Rechts- 
blätter und I^inksblätter wetteiferten in der Konzentration 
auf das Eine, was nötig war. Von den ganzen wochenlangen 
Verhandlungen des Brzberger-Helfferich-Prozesse^ wird, 
nian in der nordischleswigschen Presse jener Zeit ver- 
gebens etwas suchen. Öftere Besprechungen mit den Ver- 
tretern der gesamten schleswig-holsteinischen Presse haben 
viel zur Klärung des Problems und zur Schaffung jener im 
Großen einheitlichen Stimmung beigetragen, ohne die der 
Kampf nicht durchgefochten werden konnte. Ich rechne 
es dabei besonders den Rechtsblättem als Verdi^ist an. 
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daß sie nach der Abstimmung in der ersten Zone unter Zu- 
rückstellung ihres prinzipiellen Up-ewig-ungedeelt-Stand- 
punktes unsem Kampf für die Tiedj e-Linie nicht gestört 
sondern kräftig unterstützt haben. 

Auch die Presse ans ckni Reiche hat uns wacker geholfen. 
Hier war noch alles zu tun, als ich meine Arbeit begann. 
Ks waren zum großen Teil persönliche ICoUegen von mir, 
die ich im Sommer 1919 durch Reisen in Nordschleswig für 
unsere Nöte und Hoffnungen zu interessieren suchte. Diese 
ungezwungenen Fahrten, auf denen der Journalist das 
konnte, was er will, nämlich alles sehen und alles hören, 
und wo er selber das Programm mitbestimmte und nicht 
geführt wurde" — sie werden den Beteiligten sicher in 
ebensogiiter Erinnerung bleiben wie uns die Tage ihrer Mit- 
arbeit in Flensburg, wo sie gänzlich hineinwuchsen in den 
deutschen Arbeitsapparat und ihre Ratschläge uns manch- 
mal von großem Nutzen wurden. 

Von ausländischen Journalisten habe ich besonderen 
Wert auf die Reisen skandinavischer Vertreter gdegt. Bei 
ihnen fand man viel Verständnis füi" die von uns vorge- 
schlagene L/ösung der Nordschleswig-Frage, sobald sie 
merkten, daß iinser Progrannn kein plötzÜches taktisches 
Manöver war sondern wirklicher seit langem vertretener 
Überzet^^ung entsprang. Die alte preußische Nordmark- 
politik war diesen Skaadinaviem bis ins Einzdne geläufig. 
Was für Verheerungen übrigens die dänische Propaganda 
in manchen Gehirnen angerichtet hatte, bewies ein mit mir 
reisender Norweger, der tagelang im schieswigschen Misch- 
gebiet Dänen und Deutsclie durch Schädelmessungen aus- 
einanderzukennen versuchte. Daß auch ^Engländer nach 
Schleswig kamen war wichtig, nicht nur wegen des Ein- 
flusses, den die englische Regierung auf die letzte Ent- 
scheidung der Dinge hatte, sondern auch w^en des Inter- 
esses, das gewisse englische Kreise gerade der Nordschles- 
wig-Frage immer entgegengebracht haben. Ks ist in Schles- 
wig-Holstein nicht genug gewürdigt worden, daß in Eng- 
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knddnespezieUeOigaxiisationdereiigHsdieiiFreimd^ 
marks existierte, und daß diese die weitestgehenden Forder- 
ungen sowohl ünanzieU als auch publizistisch untersttitzte. 

Persönliche Beziehungen zu den dänischen Führern ver- 
boten sich auch da, wo sie natiirÜch gewesen wären, leb 
kenne H. P. Hansse n seit vielen Jahren — aus der Zeit 
seiner Kämpfe und auch aus der Zeit des Krieges, da er um 
das Schicksal seines Sohnes bangte^ der im deutschen Heere 
focht. Ich habe H. P. Haussen immer für einen tüchtigen 
Taktiker aber auch für einen ehrlichen und überzeugungs- 
festen Mann, niemals für den „Fuchs" gehalten, als den 
Stracker j an ihn hinzustellen liebte und für den er auch 
während der Abstiuinumgskänipfe noch von vielen Deut- 
schen gehalten wurde. Ich glaube, daß die Entwicklung der 
Dinge dieses Urteil bestätigt hat. Ich habe Achtung be- 
kommen vor der Festig^eit^ mit der er und seine Freunde 
auch in den Tagen, als die Wogen des Nationalismus hoch 
gingen , nüchtern und sich selber treublieben. Biese Achtung 
habe ich auch vor einem greifen Teil des däiuschen Volkes 
bekommen. Cyewiß war es das politisch klügste, was Haussen 
und das dänische Volk in ihrem eigenen Interesse taten, als 
sie bei der rein nationalen lyösimg des Nordschleswig-Pro- 
falems beharrten. Aber es ist ein Zeichen einer nicht überall 
vorhandenen politischen Reife» daß ein Volk gegenüber 
einer immer stärker werdenden und lauter tobenden natio- 
nalistischen Minderheit aus nüchterner politischer Erwä- 
«fung heraus einen reichen Gebietszuwachs ablelmt, den es 
ohne Schwertstreich bekonnnen kann. 

Mit dänisch gesinnten Nordschleswigern habe ich bis zu- 
letzt Fühlung behalten. Das entsprach der allgemeinen Si- 
tuation zwischen Deutschen und Dänen» die ja ganz anders 
war als im Osten diejenige zwischen Deutschen und Polen. 
Deutsche und dänische Bauern lebten in Nordschleswig 
einträchtig beieinander, vviüirend ilire Zeitungen sich gegen- 
seitig zu Tode schimpften. Hier und da feierten sie noch 
gemeinsame Dorffeste. Auf jeden Fall waren sie darin einig, 
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weder den deutschen Behörden mbch der Intematkmaleii 
Kommission soviel Getreide und Butter zu liefern, als diese 
es ihnen befahlen. Auch zwischen deutschen und dänischen 

Arbeitern hat es während des Kampfes kaum MißlieUig- 
keiten gegeben. Sie fochten für ihre Ziele vor und während 
der Besetzung. WirkHche Erbitterung und Feindschaft 
herrschte nur zwischen den Deutschen und ihren Renegaten. 
In der ersten Zone hat es musterhafte deutsch-dänische 
Ausdnandersetzungen gegeben — wie jene berühmt ge* 
wordene in Rapstedt, wo auf dem Scheitelpunkt der 
Tiedje-Linie H. P. Haussen, der alte, und Sclimidt- 
Wodder, der ueue Führer der nordscldeswigschen Minorität 
zusammenstießen. Ks ist dabei charakteristisch für den 
Geist der Nordschleswiger, wenn sie unter sich und weder 
durch fremde Beamte noch durch fremde Journalisten auf- 
gdietzt wurden, wie damals in Rapstedt die Dänen und 
Deutschen zuerst getrennt, dann beide zusammen in einer 
öHenÜichen Diskussion, endlich wieder einzeln für sich 
tagten. Übrigens darf bei diesem Verhältnis der deutsch 
und dänisch gesinnten Bevölkerung Nordschleswigs zu- 
einander nie vergessen werden, daß es bis zur Königsau 
hinauf einst eineArt schl es wigschen Gesamtgefühls 
gegeben hat und daß dieses Gefühl auch heute noch nicht 
ganz erlosdien ist. Das haben die Kopenhagener Dänen 
sehr bald bemerken müssen, als ihre Reichsbeamten sich 
nach der Ubergal)c des Landes in Scliareu auf Nordschles- 
wig stürzten, um aus ihm ein echt königlich dänisches 
Gebiet zu machen. Schon heute gibt es einen Gegensatz, 
der zwischen allen Schleswigern auf der einen und Kopen- 
hagen auf der anderen Seite steht. Ob ihm noch eine 
historische Rolle zu spielen bestimmt ist, läßt sich nicht 
Stagen. Auf jeden Fall wird er sich nur entwickeln, wenn die 
Deutschen südlich der neuen Grenze dabei ihre Finger 
ganz aus dem Spiele lassen. 

Ich habe bei allen Konflikten in Nordschieswig an die 
ruhigen Elemente auf beiden Seiten appelUert und 
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bin dabei nicht schlecht gefahren. Auch über heikle wirt- 
schaftliche Fragen ließen die vemönft^en Dänen mit sich 
reden. Das zeigte sich bei der Beschlagnahme der 
Spektilationsgüter, die im Laufe des Sommers iqiq 

im Abstimmungsgebiet aufgehäuft worden warcu. Ks 
unterliegt keinem Zweifel, daß bei der wirtschaftlichen 
Katastrophe, der die nordschleswigschen Markbesitzer bei 
der schlechten deutschen Valuta entgegengingen, die Um- 
wandlung von Maxkwerten in Güter jeder Art nicht ntir 
ein gutes Geschäft sondern für manche die einzige Rettung ' 
bedeutete. Trotzdem einigten sich dieDänennnterHanssen's 
Führung mit uns dahin , daß der ansässige legitime Handel 
durch unsere Aktion nicht gestört, allen Spekulanten jedoch 
ob Deutschen oder Dänen, rücksichtlos die Waren be- 
schlagnahmt werden sollten. Und wie die dänische Re- 
gierung so hat auch die Mehrheit des nordschleswigschen 
Dänentnms ihrem Abscheu vor den ^mtschaftlichenHyänen 
des iübstimmungskampf es immer meder scharfen Ausdruck 
verliehen. 

Ich habe den Kampf gegen Steuerflüchtlinge und Waren- 
schieber, für die Wirtschaft- und Finanzinteressen des 
Reiches, mit besonderer Freude gefülirt und auch unge- 
wöhnUche Mittel nicht gescheut, den Schiebungen an der 
Grenze aul die Spur zu kommen. Das lag zunächst meinem 
e^entlichen ArbdHsgebiete fem. Ich habe mich tun diese 
Dinge mitkünmiem müssen, weil manchmal einfach 
niemand da war, der sie entschlossen in die 
Hand nahm. In Nordschleswig schleiften vom Frühling 
an die Zügel staatlicher Ordnung in jeder Beziehmig am 
Boden. Ich glaube, daß wir den Kampf für die deutschen 
Wirtschaftsinteressen in Schleswig nicht ohne Erfolg ge- ^ 
führt haben. Er wäre größer geworden, wenn Berlin sich 
entschlossen hatte, schneller und großzügiger zu arbeiten. 
Aber auch so ist Schlimmes verhütet worden. Unser Feld- 
zug gegen die Steuerflüchtlinge, die sich vom Herbst 1918 
an in den Nordkreisen festgesetzt hatten, ist fast restlos 
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glückt. Über 70 Millionen Mark sind ihnen als Sicherung 
abgenommen worden, kurz bevor der Vorhang fid^ hinter 
dem sie Schtttz zu finden gehofft hatten. Es waren vor 
allem die unleidlichen Zustände in Nordschleswig, auf die 

hin am 24. Juni 1919 das Ergänzungsgesetz gegen die 
Kapitalflucht erlassen wurde. Und ich rechne es dem 
damaligen Finanzminister Dernburg hoch an , daß er auf 
meine persönhchen Vorstellungen in Weimar hin das Ge- 
setz so energisch betrieb, daß es noch am Tage der Annahme 
des Friedensvertrages durch die Nationalversammlung 
verabschiedet werden konnte. Dabei bin ich — das spreche 
ich hier ganz offen aus — der festen Überzeugung, daß ohne 
dieses mein persönliches Kingreifen, ohne das persönliche 
Betreiben eines Mannes, hinter dem nicht nur der Auftrag 
des Staates sondern das moralische Gewicht einer großen 
Partei stand, jene Millionen nicht gerettet worden wären. 
Alle Fach- und Zwischeninstanzen, die ich mit dem Skandal 
b^eUigte^ hatten mit den Schtdtern gezuckt. Das bringt 
mich kurz auf die prinzipielle Frage des Wertes der 
politischen Staats- resp. Reichskommissariate über- 
haupt. 

Ich habe mich oft gefragt, ob die Arbeit, die ich in 
Schleswig geleistet habe, nicht auch von dem alten Apparat 
unserer Provinzialverwaltung oder Regierungsbehörden 
hätte bewältigt werden können. Ich glaube, so wie die Dinge 
lagen, war das in Schleswig tuunöglich. Zweifellos haben 
alle Staats- und Reichskommissariate ihre großen Schatten- 
seiten. Aus der Unmögliclikeit, ihren Wirkungskreis und 
ihre Vollmachten gegenüber den Instanzen sauber abzu> 
grenzen, entspringen latente Konflikte auf allen Gebieten. 
Alle Beamte werden in einem solchen politischen Delegierten 
mit Staatsaufträg zunächst einen Eindringling sehen. 
Staatskotmnissariate sind Personlichkeitsfragen in einem 
viel höheren Maße als die Besetzung anderer hoher und 
höchster Beamtenposten. Wenn sich ihre Einrichtung 
notwendig erwies überall da, wo wichtige poUtische Fragen 
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unter Mitwirkung der Bevölkerung zur Entscheidung 
standen^ so ist das zonädist ein Zeichen dafür^ daß in 
wichtigen politischen Situationen unser bis- 
heriges höheres Beamtentum seiner Aufgabe 

nicht gewachsen ist. Denn diese Aufgaben sind andere 
im Volksstaat, andere im Obrigkeitsstaat. Man konnte mi 
alten Preußen zur Not mit einem Beamten aus Oppehi 
Sprachenpar^aphen in Schleswig durchführen — sogar 
g^en die gesamte Bevölkerung. Aber man kann heute mit 
einem noch so tüchtigen Verwaltungsbürokraten keine 
Volksbewegung leiten, in der es auf die lebendige Zu- 
sammenfassung aller Parteiströmungen zu einem poli- 
tischen Ziel ankommt. Darüber hinans aber haben die 
politischen Kommissariate gezeigt, daI3 der technische 
Verwaltungsapparat in Preußen stark verbesserungsbe- 
düift^ ist. Das Nebeneinander von Regierungspräsidium, 
Oberpräsidium und Provinzialverwaltung zeigt in Schles- 
w^-Holstein, wo wir nur einen einzige Regierungsbezirk 
haben, seine stärksten Schattenseiten. Bin lebendiges 
Oberpräsidium und ein lebendiges Regierungsprasidiuni 
werden hier immer gegeneinander stoßen. Die preußische 
Verwaltung muß rücksichtslos vereinfacht — die provinziale 
Selbst Verwaltung bedeutend erweitert — der Instanzen- 
w^ zwischen der Bevölkerung und den Berliner Zentralen 
stark verkürzt werden. Alte Verwaltungsbeamte, die sich 
den offenen Blick für die Notwendigkeiten der neuen Zeit 
gewahrt hatten, haben mir denn auch die Vorteile eines 
Staatskommissariats rein vom verwaltungstechnischen 
Standpunkte des beschleunigten Geschäftsganges immer 
wieder bestätigt. Auf jeden Fall sollten die Bifahiungeu 
die die BerHner Zentralen mit allen Staatskommissariaten 
gemacht haben, bei der künftigen Reform der Verwaltung 
objektiv — ohne Rücksicht auf parteipolitische Kon- 
stellationen, aber auch ohne Rücksicht auf die Herrschafts- 
bestrebungen der alten Bürokratie — geprüft imd ver- 
wendet werden. 
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Wenn ich heute auf die St)ninier-, Herbst- und Winter- 
monate zurückblicke, die ich in treuer Arbeitskainerad- 
schaft mit den Männern und Frauen Schleswigs verbracht 
habe^ so sind es Monate ewiger Fahrten gewesen. Bis 
auf die letzten Wochen, in der ich dnrch Rücksichten auf / 
meine Stellung bei der 1. K. ausgeschaltet war, bin ich 
eigentlich das ganze Jahr unterwegs gewesen — in allen 
Städten und Dörfern, auf den ln;^tln und auf manchena 
Bauernhof dieses einst so ruhigen und nun in den Wirbel- 
tanz pohtischer Leidenschaften gerissenen Schleswig. Ich 
habe wenig Akten und wenig Beamte gehabt. Mein Büro 
habe ich zuerst mit einer, später mit drei Hilfskräften 
geführt. Bs wurde wenig geschrieben bei ims, vid tele- 
graphiert, das meiste an der Strippe erledigt. Wo es etwas 
irgendwie wichtiges gab, war ich persönlich zugegen. 
Meine Mitarbeiter, die alle jung und keine Bürokraten 
waren, haben frohe und harte Stuiuleii mit mir kamerad- 
schaftlich durchgehalten. Ks war ein uivregelmäßiges Leben 
und kein systematisches Arbeiten, in dem wir standen. 
Aber es war ein Arbeiten an Menschen und keine Be- 
schäftigung mit Paragraphen. Es war das Schönste^ das 
ein Farteipolitiker sich wünschen kann: über und doch 
mit den Parteien, mit den Menschen, mit der gesamten 
Landsmannschaft für eine Sache in vorderster Reihe zu 
fechten, die uns allen aus dem Herzen kam und die der 
großen Volksgemeinschaft im Süden Mut machte. 
' Wälnrend ich dieses kleine Kapitel schließe, findet in 
Kopenhagen die eiste Reichstagssitzung statt, an der 
ein deutscher Schleswiger teilnimmt. Jetzt haben wir also 
wirklich ein kämpfendes Auslandsdeutschtum in Schles- v, 
wig. Wir haben den Schmerz nnd die Wehmut, die Leiden 
und den Stolz eines „unerlosten" deutschen Schleswiger- 
tums. Was die Dänen in ihrem Kampfe gegen uns einst ' 
überlegen machte, ihre Rechtsbasis, auch sie haben \ 
wir. Wir haben sie in dem von unseren Gegnern untei^ 
schiiebenen Programm der 14 Punkte und noch mehr in | 
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den klaren Wahkiffem des lo. Febniar nnd 14. März, die 
txotz Wirtschaftspropaganda und Abstimmungsaiithmetik 
onerschütterlidi zeigten, in welcher Kurve die wahre und 
gerechte VÖlkergrenze zwischen Deutschen nnd I^nen ki 

Nordschleswig läuft. Diese Basis ist so fest gegründet — 
unsere natioiialpolitische Situation so unangreifbar, daß 
auch der Endausgang dieses Kampfes sicher ist. Wir 
brauchen keine Politik des Hasses und der großen Worte — 
auch das Zauberwort der ^^Irredenta" können wir getrost 
beiseite legen. Wenn das Deutschtum nordlich und südlich 
dieser Grenze von 1920, die keine Grenze ist, eine wirkliche 
Politik macht, eine Politik der Tatsachen, nämlich, die 
PoHtik seiner selbst, die Politik der Sammlung und Er- 
haltung seines Deutschtums und seiner deutschen Kultur, 
dann ist die Zukunft des deutschen Schleswig für nie- 
manden zweifelhaft, der die Geschichte nationaler Be- 
wegungen kennt und für den Triumph des Rechtsge- 
dankens in der ganzen Welt selber zu kämpfen bereit ist. 



Digrtized by Google 



146 



yiim der Versadiler Enischeidunz Ins zur Beset 



3. DER AUFMARSCH. 

Eine von den wenigen wirklichen Veränderungen, die^ 
die Pariser Konferenz an dem ursprünglichen Friedens- 
vertrag vornahm, ist der Fortfall der dritten Zone 
aus dem für Schleswig vorgesehenen Abstim- 
mungsgebiet. Sie bedeutete nicht viel im Rahmen des 
Ganzen dieses Vertrages, aber von uns in Schleswig nahm 
sie einen Alpdruck. Heute darf man sagen, welch ernste 
Sorgen uns die dritte Zone bereitete, wie gerade hier, in 
dieser ganz deutschen Zone, der Materialismus grassierte 
und die ökonomische Hoffnung auf Dänemark sich viel 
zynischer äußerte als im Norden. Es ist wahrscheinlich, daß 
im lyaufe des Sommers und Winters auch liier eine Er- 
nüchterung eingetreten wäre. Aber niemand weiß^ ob es 
nicht Leuten vom Schlage des Abgeordneten Thomsen 
schließlich doch noch gelimgen wäre, unter der Flagge des 
schleswigschen Partikularisnius das ganze Abstimmmigs- 
i^ebiet an Dänemark hinüber/.uschicben. Die dänische 
Regierung und H. P. Haussen haben immer damit ge- 
rechnet. Unser Rechtskampf wäre bei einer Mtab- 
stimmtmg der dritten Zone gegenüber dem Up-ew^-un- 
gedeelt-Standpunkt der Mehrheit der schleswigschen 
Bevölkerung kaum durchführbar gewesen. Ich selber habe 
das Deutschtum im Mischgebiet der zweiten Zone von 
Anfang an für viel fester angesehen als das von Hiderstedt 
und Husum Heute hört sich das an wie ein böser Traum. 
Und doch weiß jeder, daß es damals Tausende von Stimmen 
für Dänemark selbst in Holstein und Hamburg gegeben 
hätte^ wenn man sich vermittelst eines kostenlosen und 
geheimen Zettels aus dem deutschen Zusammenbruch 
hätte heraus stehlen können. 

Ks ist kein Zweifel, daß die zahlreichen und 7Ami Teil 
erregten Proteste, die aus der dritten Zone bis /.imi Jwni 
herausbrodelten, die Pariser Konferenz insofern beein- 
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f Itißt haben, als sie Dänemarks Ablebnmi|^willen stärkten. 
Aber ebenso sicher wissen wir, daß letzten Endes weder 
Hinsicht in den begangenen Wahnsinn noch 

Rücksicht auf deutsche Proteste den Fall der 
dritten Zone veranlaßt haben. Das war vielmehr lediglich 
der konsequente Widerstand des dänischen 
Volkes und seiner Regierung sowie die Verlegenheit 
der Konferenz vor dem Zustand, der eintreten würde, falls 
Dänemark das I^and^ das sich ans' (Monomischen Gründen 
von Deutschland abwandte, in seinen Staatsverband 
aufzunehmen sich weigerte. Denn damit mufite ge- 
rechnet werden. ' 

Die dänische Regierung war zunächst in tötlicher Ver- 
legenlieit, als die erste Versailler Kntscheiduiig herauskam. 
Aber schon am 9. Mai zeigt sich, daß in der Regierung die 
alte Mehrheit ^r das Selbstbestimmungsrecht noch vor- 
handen ist. Am 10. Mai polemisiert Ritzau's Büro, am 
selben Tage H. P. Hanssen und Zahle, am 11. Mai sogar die 
sonst so kampflustige ,,Berlingske Tidende" gegen die 
Versailler Zumutung. Ihnen folgen Reden, Versannnlungen, 
Presseartikel in reicher Zahl. Man hat den Kindruck, daß 
jetzt auch die große Mehrheit des dänischen Volkes noch 
hinter der Regierung steht, und daß in der Schleswiger 
Frage die Opposition sich auf eine nicht sehr große, wenn 
auch energisch geführte Minderheit stützt. Das bestätigte 
der Reichstag, der am 12. Mai mit 117 gegen 29 Stimmen 
eine oppositionelle Resolution ablehnt und damit offen 
gegen die Kinbeziehung Schleswigs votiert. Tnnnerhin 
bewies H. P. Hanssen auch jetzt wieder seinen politischen 
Blick, als er am 15. Mai voraussagte, daß die Versailler 
Zumutung mit ihren Folgen Dänemark im lyauf e der Zeit 
in zwei sich scharf bekämpfende Lager teilen würde. Zwei 
Tage später übergab der dänische Gesandte in Paris Herrn 
Clemenceau eine Note, in der die Ablehnung der dritten 
Zone noch einmal ausführlich begründet ward. In den 
beiden nördlichen Zonen sei das Deutschtum so mit Dänen- 
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tum gemischt, daß es bei einem Rückfall dieser Zonen an / 
DSnemark wahrscheinlich bald vä:schwinden würde. (!) / 

Wenn aber die dritte Zone noch hiii/Aikänie, so würde es 
durch Zuzug von weiteren i6o ooo Deutschen so verstärkt 
werden, daß eine niemals zu assimilierende deutsche Irre- 
denta entstehen würde. Und in diesem Zusammenhalt 
wies die Note ztim ersten Mal anl den für Dänemark ans 
der Geschichte so gefährlichen schleswig-holsteinischen 
Partikularismtus hin. Aber die für Paris wirklich zwingen- 
den Argumente setzte etwas später Herr von Skavenius 
in einer Rede zu Rundkjöbing auseinander. ,,Wenn nach 
Meinung von Paris die deutschen Schleswiger 
das Recht habeUj zu bestimmen, ob sie in ein 
fremdes I^and wollen, dann hat ohne Zweifel 
auch das dänishe Volk das Recht zu bestimmen, 
ob es sie als Dänen anerkennen will oder nicht/' 
> Das war eine nur schlecht verhüllte Drohung. Das nötige 
Gewicht aber hatte ihr ein paar Tage vorher die dänische 
Sozialdeiiiokratie verliehen, als sie feststellte, daß keine 
Macht der Krde einem neutralen I^ande eine 
Grenze aufzwingen kann und daß nur gegen 
den hartnäckigen Widerstand von 300000 dä* 
nischen Sozialdemokraten 300000 Deutsche in 
Dänemark einverleibt werden würden. Das waren 
deutliche Worte der verantworthchen Regierungsstellen 
wie der Vertreter des Volkes. Acht Tage später traf die 
Botschaft ein, daß der Viererrat beschlossen habe, die 
dritte Zone von der Abstimmtmg auszunehmen Es nimmt 
nicht Wunder, daß die französische Presse den Standpunkt 
der dänischen Regierung — ob er nun politischer Klugheit 
oder jenem „gesunden germanischen Anstandsgefühl" 
entsprang, von dem der Offiziosus in der „Deutschen 
Allgemeinen Zeitung" schrieb — absolut nicht begreifen 
konnte und blödsinnie^e Märchen über ein deutsch- 
dänisches Geheimabkonunen in die Welt zu setzen 
begann. 
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Wie man weiß, hatte die dänische Regiemng wie die 
o^Kizielle dänische Delegation in Paris unter den Siche- 
ningen für eine freie Abstimmang auch die Räumung der 
„Gegend südlich des Abstimmungsgebietes" ge- 
fordert. Aus dieser ,, Räumung der Gegend südlich 
des Abstimmungsgebietes" hatte der erste Ver- 
sailler Entwurf dann eine „Abstimmung in der dritten 
Zone" gemacht, in jener Gegend, die von deutschen Rene- 
gaten wie Wall-Obdrup in ihren Besprechui^üen mit da- 
nischen Offizieren und Alliierten-Vertretern in Kopenhagen 
sowie bei ihren Verhandlungen in Paris als wünschenswert 
angegeben war. Nun fiel die Abstimmung in der 
dritten Zone. Damit war aber noch lange nicht die 
Räumung gefallen. In der von Havas veröffentlichten 
Antwort auf die deutschen Gegenvorschläge heißt es noch 
ausdrücklich, daß ,,auf Ersuchen der dänischen 
Regierung Bestimmungen erlassen sind^ daß 
das Gebiet bis Bider und Schlei von deutschen 
Truppen und höheren Beamten geräumt wird." 
Im Gegensatz dazu ist später von dieser Räumung nie die 
Rede gewesen. Und in dem von Deutschland am 23. Juni 
imter zeichneten Vertrage fehlt jeder Bezug auf sie. Diese 
Tatsache hat das dänische Volk weit über die Kreise der 
Opposition hinaus erregt. Spätere Anträge, die dritte Zone 
bezw. die G^end südlich des Abstimmungsgebiet^ doch 
noch zu räumen, sind auch von Haussen und seinen Ge^ 
sinnungsgenossen unterstützt worden. Mitte Juli wußte 
dann ,,Ribe Stiftstidende" plötzlich zu melden, daß das 
Fallenlassen der Räumung auf dem Schreibfehler 
eines Pariser Schreibers beruhe. Und Mitte August 
führte dieses auch anderswo auftauchende Gerüdit zu 
einer förmlichen Anfrage im Englischen Unter- 
hause. Es bleibt etwas unklar an diesem plötzlichen Aus- 
fall der Räumungsbestimmung. Mit der Aufgabe der Ab- 
stimmung der dritten Zone hat er nichts zu tun. Das be- 
weist die erste Fassung der Antwort im Havas Wortlaut. 
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Ks bleibt nur iibrigentweder^ daß die Konferenz im letzten , 
Augenblick noch einen Moment vernünftiger Erleuchtung 
gehabt hat oder, daß der Fortfall wirklich auf dem 

Versehen untergeordneter Stellen beruht, die ! 
zwischen Räumung" und ,,Al)sti!iimung" nicht zu unter- | 
scheiden gewußt haben. Bei der Schlamperei, die auf der | 
Konferenz in dieser Beziehung herrschte, halte ich letzteres ; 
nicht für unmöglich. 

Während^ die deutsche Bevölkerung Südschleswig^ in 
mächtigen Kundgebungen Tag für Tag sich gegen das Ver- j 
sailler Diktat erhob und in der dritten Zone bis zur Eider 1 
hinunter die organisatorische Zusammenfassung des \ 
Deutschtums fieberhaft vorbereitet wurde, arbeitete die 
deutsche Regierung ihre Gegenvorschläge zu dem Ver- 
sailler Vertragsentwurf aus. Ks war selbstverständÜch, daß 
sie dabei gegendie Einbeziehung der dritten Zone i 
sowie gegen di^ Modalitäten der Abstimmung pro- , 
testiierte. Sie hat darüber hinaus positive Vorschläge ge- 
macht, die sowohl die Methoden einer gerechten Abstimmung 
wie auch die Linie angehen, innerhalb derer nach der deut- 
schen durch Solf und Brokdorf f -Rantzau immer wieder be- 
tonten Auffassung von einer Abstimmung überhaupt nur 
die Rede sein könne. Sie schlug vor, daß in Schleswig an 
einem Tage gemeindeweise von allen über 20 Jahre 
alten Bewohnern, die bereits i Jahr vor Friedensschluß 
ihren Wohnsitz in Schleswig halten, unter einer aus Neu- 
tralen bestehenden Behörde bei Entfernung aller Truppen 
abgestimmt werden sollte. Das Abstimmungsgebiet sollte 
dasjenige Territorium umfassen, in welchem territorial 
zusammenhängend alle diejenigen Gemeinden li^en, 
die mehr als 50 % Dänen in sich fassen. Das ergab eine 
Linie, die ungefähr das Gebiet dei^ eisten Zone einschließ- 
lich jener Grenzbezirke umfaßt, die auch die erste Apen- 
rader Entschließung der dänischen Noidschleswiger und 
die Hemer Resolution abstimmen lassen wollten. Die 
<ieutsche Regierung befand sich also mit ihrem Vorschlag 
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in guter Gesellschaft und auf gutem Rechtsboden. Auch, 
in der Forderung nach gesetzlichen Rechten für die zurüdk- 
bleibenden Minoritäten konnte sie sich auf das Votum von 

Bem stützen. Es war nach Lage der Dinge vorauszusehen, 
daß diese Vorschläge in Paris keine Gegenliebe finden 
würden. Dagee^en werden sie die Grundlage für unser Re- 
visions-Programni bleiben, solange in Nordschleswig ge- 
schlossene deutsche Grvippen die Rückkehr zum alten 
Vaterland verlangen. Der Ausgang der Abstimmung im 
Februar und Marz hat ^e Zweckmäß^keit dies^er deutschen 
Gegenvorschläge bestätigt. Die spätere Forderung der 
Tidje-I^inie baut sich organisch auf diesen deutschen 
Gegenvorschlägen von Ende Mai auf. 

Mit der Unterzeichnung des Friedensvertrages war die 
Mitwirkung der deutschen Regierung an der Regelung der 
Abstimmtmg zunächst erschöpft. Den für die Durchführung 
der Abstimmung bestimmten Apparat baute Paris allein 
auf. Die Kommissare der für Schleswig in Anseht ge- 
nommenen Internationalen (nicht Interalliierten) 
Kommission wurden im Laufe der nächsten Wo eben er- 
nannt. Als Vorsitzender wurde der Engländer Sir Charles 
Marling bestimmt, Gesandter in Kopenhagen, dem der 
Ruf eines objektiven, billig denkenden Mannes vorausging. 
Der französische Gesandte in Kopenhagen, Conti, dessen 
Stellung zur Schleswig-Frage durch seine Beziehungen zu 
Wall-Obdrup charakterisiert wird, und der sich weigerte, 
mit H. P. Haussen zu verhandeln, weil dieser die Kriegs- 
kredite im deutschen Reichstag niitbe willigt hatte, wurde 
durch seinen Kopenhagener Nachfolger, den früheren Ge- 
neralkonsul in Frankfurt später Hamburg Paul Claudel 
ersetzt, einen Dichter und Literaten, dessen frühere intime 
Fiahlung mit dem deutschen Geistesleben (er hatte unter 
anderem in Hellerau ein Mysterium aufführen lassen) ihn 
natürlich nicht hinderte, bei jeder Entscheidung auf die 
dänische Seite zu fallen. Der Amerikaner fiel aus, da sein • 
Land an der Ratifizierung dieses Versailler Friedens an- 
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scheinend kein Interesse mehr hatte. Von Norwegen wurde 
der Generaldirektor des norwegischen Post- und Tele- 
graphenwesens Heftye angemeldet, der als warmer Bn- 
tentefreund bekannt war. Schweden endlich delegierte den 
I^deshanptmann der Provinz Gothenbnrg von Sydow. 
Deutschfreundlich war keiner von ihnen. Das einzige, was 
wir von ihnen erhoffen konnten, war Unparteilichkeit und 
die atif Grund eigener Kenntnisnahme un Abstimmungs- 
gebiet zu gewinnende Einsicht, daß ihre bisherigen Infor- 
mationen über die Verhältsiisse in Schleswig zmn min- 
desten sehr einseitig gewesen waren. 

Die I. K. begann bald nach der Annahme des Friedens- 
vertrages ihre Vorbereitetenden Arbeiten in Kopenhagen, 
wo sie in der Peter Skramsgade ihr Btiro aufschlug. Obwohl 
sie jetzt noch nicht die geringste Vollmacht hatte und alles, 
was Nordschleswig anging, bis zur Ratifizierung des Frie- 
dens dmch die Botschafter-Konferenz in Paris erledigt 
werden mußte, b^annen die Dänen alsbald mit Fragen, 
Bitten und Beschwerden sie für sich mit Beschls^ zu be- 
legen. Wenn einem dänischen Kaufmann in Nordschleswig 
Waren besclilagnahmt werden sollten, wenn in einer Ver- 
sammlung die Dänen sich vergewaltigt glaubten, wenn die 
deutsche Regierung ein Grundstück in Nordschleswig ver- 
kauft hatte, wenn dänischen Pfadfindern das Betreten 
deutschen Gebietes untersagt wurde, wenn vermeintlich 
zu viel Vieh abgeliefert, zu viel Holz in Nordschleswig ge- 
schlagen werden sollte — immer wurde die noch gar nicht 
bestehende I. K. mobil gemacht. Es darf nicht verschwiegen 
werden, daß selbst deutsch gesinnte Landsleute sich nicht 
schämten, auf diesem Umwege ihre ökonomischen Inter- 
essen zu vertreten. Soweit bekannt wurde, hat die I. K, 
sich in allen Fällen korrekt benommen. Ihr Vorsitzender 
hat den dänischen Wühlern in der Frage der Räumung der 
dritten Zone sogar energisdi den Marsch geblasen. Je mehr 
die Kommission sich in ihre Arbeiten vertiefte, desto 
schneller sah sie ein, daß ohne deutsche Mitarbeit weder 
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später noch jetzt im Stadium der Vorbereitungen etwas 
Ordentliches zustande kommen konnte. So entstand die 
Bitte um Übersendung von deutschen Beratern mich 
Kopenhagen. 

Mitte Mai traf der preußische I,andwirtschaftsniinister 
Braun in Schleswig ein, um über eine Reihe von groß- 
zügigen Meiiorationsprojekten und Eindeichungsbauten 
mit der Bevölkerung Fühlung zu nehmen. Ihm folgte der 
Minister der öffentlichen Arbeiten Oeser^ der die Inan- 
griffnahme einer Reihe von Bahn- und Bahnhofsbauten 
in Aussicht stellte. Der Möglichkdt beraubt, selber an der 
internationalen I^ösung des Schleswig-Problems mit- 
zuarbeiten, warf sich die Regierung durch diese und andere 
Maßnahmen darauf, den nationalen Willen der deutschen 
Bevölkerung zu schützen und zu kräftigen — bis im August 
von Kopenhs^en die Aufforderung zur Mitarbeit an der 
Vorbereitung der Abstinmiung eintraf. Ursprünglich waren 
zwei deutsche Delegierte für diesen Zweck und ebenso die 
Mitwirkut^ Nordschleswigs an der Auswahl dersdben vor- 
gesehen. Später blieb es bei einem. Die nun beginnende 
Arbeit des Landrats von Tendern Böhme, der in Mexiko 
geboren, aber schleswigscher Abstammung war und nach 
mehrjähriger Tätigkeit im Grenzgebiet die einschlagen 
Fragen sdir gut beherrschte, hat in der Kopenhagener 
Fresse großes Erstaunen hervorgerufen und eine Bespre- 
chung seinerseits mit Mitgliedern des südjütischen lifini- 
steriums gab der dänischen Opposition Anlaß, das Gespenst 
einer direkten deutsch-dänischen Verständigung über den 
Kopf von Paris hinweg an die Wand zu malen. Erst die 
kalte Dusche, daß der Vorsitzende der I. K. selber die Mit- 
wirkung deutscher Sachverständiger schon jetzt angeregt 
hatte^ brachte den dänischen Protest zum Schweifen. 

In vidwöchiger Arbeit hat I^drat Böhme bei der Aus- 
arbeitung des Stimmreglements und der Räumungsvor- 
schriftcii, bei der Festsetzung der Grundlagen der Üinäh- 
rungswirtschaft, der Aus- und Einfuhr, der Eingliederung 
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des Verwaltuiigsapparates, der Post-, Eisenbahn- und 
Justizbehörden in den Apparat der Kommission, der Ab- 
grenzung der Kompetenzen zwischen deutschen und Kom- 
missionsbeamten, endlich der Feststellui^ dessen, was 
deutsche Souveränität bei internationaler Verwaltungs- 
hoheit praktisch besagte, den deutschen Standpunkt immer 
wieder zur Geltung p^ebracht. Wer Verhandkmgen mit 
uusern Gegnern nach dem Kriege geführt hat, weiß, wie 
ohnmächtig wir sind und wie billig das Geschrei gewisser 
Parteien bei uns nach einer starken Hand ist. Fast überall 
stand der Wille der I. K. und dementsprechend das Re- 
sultat vön vornherein fest. Dennoch sind die deutschen Be^ 
lange in manchen Punkten wesentlich berücksichtigt wor- 
den. Das Abstimmungsgebiet schuldet dem deutscheu 
I'nterhändler für diese Arbeit mannigfachen Dank. 

Die I.K. hat im I^ufe des Herbstes öfter Delegierte nach 
Nordschleswig entsenden wollen aus dem an sich richtigen 
Gefühl heraus, daß in Kopenhagen ihre Pläne im luftleeren 
Raum aufgebaut würden. Die deutsche Regierung hat das 
strikte abgelehnt, wozu sie formal ohne Zweifel im Recht 
war. Es fragte sich aber, ob das praktisch klug war. Tu 
Kopenhagen stand die Kommissiuii andauernd unter dä- 
nischem Druck. Alle Nachrichten und Vorschläge, die ihr 
gemacht wurden, kamen von Dänen. Ks ist die Frage, ob 
bei sofortiger direkter Fühlungnahme der I. K. mit Nord- 
schleswig und den Vertretern seiner Bevölkerung nidit 
manche Mißgriffe verhindert und manche Verwaltungsvor- 
schrift von vornherein gemildert worden wäre. Ich halte 
es zum Beispiel für sicher, daß der Skandal Her Ernennung 
des Herrn Waldemar Sörensen zum Polizeimeister in Flens- 
burg (der im Endeffekt der deutschen Sache ja mehr ge- 
nützt als geschadet hat) nicht passiert wäre, wenn die Korn- 
missioni bevor sie sich auf ihn, der ihr von den gesamter 
Dänen als „Flensburger Arbeiterführer" präsentiert wurde, 
festlegte, an Ort und Stelle mit Dänen und Deutschen Füh- 
lung aufgenommen hätte, so wie es später geschehen ist; 
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Ganz und auf die Dauer ließ sich natürlich die Fernhal- 
tttng der Kommission vor Beginn ihrer gesetzmäßigen 
Tätigkeit doch nicht durchführen. Wie nützlich sie sein 
konnte, zeigte sich an der Anfang Oktober in Flensburg 
stattfindenden Besprechung mit dem schwedischen Dele- 
gierten Lundgreen. Es wurden im Groben die Verpflich- 
tungen festgestellt, die für Dänemark aus dem Fortfall der 
Zwangslieferungen nach dem Süden während der Abstim- 
nuingßperiode sich ergaben. Vor allem aber erfuhren die 
Bauern, die wir in großer Zahl zu dieser Besprechung ge- 
laden hatten, auf diese Weise zu ihrem großen Erstaunen 
und direkt von einem Kommissionsmitgliede, daß die 
deutsche Wirtschaftsgesetzgebimg auch während der Ab- 
stimmmig in Kraft bleiben würde, daß sie also ihre Liefe- 
rungspflichten, wenn nicht für den Süden so für das Ab- 
stimmungsgebiet selber auch unter der Herrschaft der I. 
K. weiter zu erfüllen hätten. \^on welchem Werte das bei 
der Widerspen^gkeit gerade der dänischen Bauern gegen 
die Ablieferung war, braucht nicht erläutert zu werden. 
Die endgültigen deutsch-dänischen Abmadiungen über die 
Ernährung des Abstimmungsgebietes sind erst kurz vor 
der Besetzung getroffen. Schon Mitte Oktober aber be- 
gannen die alliierten Militärs in Flensburg und den 
übrigen für mihtärische Belegung vorgesehenen Städten 
Quartier zu machen. Neben dem Flensburger Hof wurden 
eine Reihe von Kasernen, Autogaragen und Privathäusern 
gemietet, darunter Räume im Bahnhofshotel" für ein 
neutrales Pressebüro unter norwegisdiei i^eitung. 
Hierzu wurden besonders groI3zügige Vorbereitungen ge- 
troffen. Wir haben alles getan, in Verbindung mit der 
I, K. den zu erwartenden Journalisten vom In- und Aus- 
land mc^chst viel objektives Material in Gestalt von 
wissenschaftlicher — deutscher und dänischer — Literatur 
über Schleswig an die Hand zu geben. leider hat sich das 
als ganz überflüssig erwiesen — aus später zu erörternden 
Gründen. Jedenfalls ist Flensburg von Anfang November 
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ab trotz des anfänglich starr ablehnenden Standpunktes 
dier deutschen R^erting von Kommissionsmit^edexn 
nidht mehr frei geworden. Schon am 17. Dezember traf 
atich der Oeneralsekretlü* der I. K., Herr Bruce, in Flens- 
bürg ein. vSo hatte die Bevölkerung des Abstimmungsge- 
bietes Gelegenheit Dänen und Deutsche, jede nach ihrer 
Art — sich in die neue Zukunft, die für beide nur ein 
Zwischenzustand war, einzuleben. 

Trotz der numnehr überall aus den dänischen Gärten 
Nordschleswigs emporsprießenden unbemalten Flaggen- 
stangen, die in kindlicher Vorausnahme der späteren Festes- 
freude manchmal an ihrem untersten Knde schon weiß-rot 
bemalt waren, und trotz der Danebrogs, die hier und da 
bei Trauungen und anderen besonderen Festlichkeiten — 
wenn auch nur eine halbe Stunde lang — gehißt wurden, 
wollte bei den Dänen kein rechter Schwung der Freude 
aufkommen. Das lag nicht nur an den wirtschaftlichen 
Sorgen der Markbesitzer, die sich in immer erneuten For- 
derungen nach Kopenhagen geltend machten — nicht nur 
daran, daß sich ein Teil der Dänen zu weite Ziele gesteckt 
hatte und anstatt sich der vsicheren Heimkehr der dänischen 
Nordschleswiger zu freuen^ unsichere Beutezüge nach dem 
Süden unternahmen, das lag besonders an den immer 
tiefer werdenden Zwiespalt, den diese dänischen Anuek- 
tionsgelüste in ihre eigenen Reihen braditen. Zwar während 
der Tage, in der zwischen Kopenhagen und Paris um die 
Entscheidung über die dritte Zone gerungen wurde, war 
es merkwürdig still, wenigstens bei der reichsdänischen 
Opposition. Das zeigt, wie stark das parteipolitische Mo- 
ment in diesem ganzen Streit um Schleswig war. Um so 
stärker setzte die Hetze nach der Annahme des Friedens- 
vertrages ein. Schon Ende Juni ist die Agitation für Ein- 
beziehung der dritten Zone in das Abstimmungsgebiet 
wieder in vollem Gange. Unter Führung von Wall-Ob- 
drup, der auf Grund einer Pariser Information behauptete, 
jeden deutschen Kriegsgefangenen sofort zu seinen Eltern 
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zurückschaffen zu können^ wenn diese dänenf reundHch ge- 
sinnt seien^ und C Petersen^ der sein Hauptquartier in 
dieser Periode gfanz nach Eiderstedt verlegte, wo die uralten 

wirtschaftlichen Beziehungen der dortigen Fettgräser ZU 
den dänischen Magerviehlieferanten des Nordens pro- 
dänische Sympathien erleichterten, wurden in der ehe- 
maligen 3. Zone Tausende von Unterschriften gesammelt, 
die sich für den Anschluß nach Norden aussprachen. Als 
die zeitweilige Verhaftung Beider ihrem Treiben ein Ende 
setzte, ging die Agitation unterirdisch weiter. Sdbstver- 
ständlich zeitigte jedes schärfere Zugreifen der deutschen 
Behörden in der nunmehr jedem Kntentediktat entzogenen 
alten dritten Zone und jede kraftie^e Abwehr dänischer 
Übergriffe im Abstimmungsgebiet durch die deutsche Be- 
völkerung bei den dänischen Ultras schreiende Proteste. 
Als 1500 dänische Pfadfinder die Unverfrorenheit besaßen, 
ohne Einreiseerlaubnis in Sonderboi^ zu landen, und eine 
Reihe deutscher Matrosen sich den dänischen Wühler Grau, 
der bei dieser Gelegenheit sich aufführte, als ob Sonderburg 
nicht mehr in Deutschland läc^e, sondern eine kleine Grau- 
Republik wäre, zu kaufen suchten, erhob sich in der ganzen 
chauvinistischen Presse ein maßloses Zetern über deutsche 
Gewaltherrschaft, das eine spezielle Sonderburger Delega- 
tion bei der I. K. in Kopenhagen zu dem Antrag formu- 
lierte, ikrfort mit der Besetzung des Landes zu beginnen. 
Bei der Besetzung Flensburgs durch die Reichswehr das- 
selbe Spiel. Sie war notwendig, weil die gewaltsame Störung 
durch Arbeitslose den konuimnalen Geschäftsbetrieb un- 
mögUch machte. Die Biderdänen machten eine Bedrohtmg 
der dänischen Freiheit aus ihr — das christlich konserva- 
tive Flensburg-Avis protestierte Arm in Arm mit den Kom- 
munisten — und nach Kopenhagen und Paris gingen lange 
Bitt-Telegramme ab — wieder um möghchst schleunige Be- 
setzung. Endlich der Zwischenfah in Schaffkuid. his war 
bedauerlich, wenn auch nach den pöbelhaften An^ffen 
auf Deutschland durch C. Petersen verständhch, daß die 
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Deutschen sich hier zu Gewalttätigkeiten (nicht gegen ihre 
dänischen I/andsleute sondern gegen die berufsmäß^n 
Hetzer) hinreißen ließen. Aber es war lächerlich, aus diesem 
einen Falle heraus ein deutsches Gewaltregiment zu kon- 
struieren — es war so gesucht, daß der Verdacht tiicht ab- 
i&uweisen war, es handelte sich hier um em planmäßiges 
Vorgehen, die vorzeitige Besetzung unter allen Umstän- 
den zu erzwingen. 

Bei der I. K. hat diese Hetze im Ganzen wenig Erfolg ge- 
habt. Ihr Vorsitzender erklärte Mitte August nicht nur 
kategorisch, daß die dritte Zone ein für alle Male aus dem 
Vertrage gestrichen sei, sondern daß nach den von der 
I. K. eingezogenen Informationen auch die dänischen 
Meldungen über deutsche Gewalttätigkeiten auf 
Mißverständnisse und Übertreibungen zurückzu- 
führen seien. Bas war klar genug. Andererseits war die 
demonstrative Entsendung des französischen Kreuzers 
,,Marsaillaise'* in Nordschleswigsche Gewässer zweifellos 
eine Konzession an dänische Ungeduld. Und es ist nie ganz 
klar geworden, ob Anfang November, als englische Offiziere 
in Flensburg als Quartiermacher erschienen und englische 
Schiffe den Sund südwärts verließen, im Gefolge der Be- 
setzung Flensburgs durch die Reichswehr nicht doch unter 
Bruch des Friedensvertrages eine vorzeitige Ententebe- 
setzung geplant war. Die Schiffe wurden bekanntlich zu- 
rückgerufen und die Offiziere reisten wieder ab. Es ist aber 
auch möglich, daß dieses ganze Intermezzo mit jenem Auf- 
schub der allgemeinen Ratifikation zusammenhängt, von 
der H. P. Hanssen ein paar Ts^ie später im Südjütischen 
Ausschuß Mitteüung machte. 

Tief ergehend waren die Wirkungen / die das Treiben der 
Ultras in der politischen Vertretung von Nordschleswig 
sowohl wie vom Königreiche hervorrief. Ende Mai stellte 
sich der Wählerverein noch fest auf die Seite des dänischen 
Reichstages und lehnte die VersaiUer dritte Zone ab, wenn 
auch die Minderheit jetzt schon auf 22 gestiegen war. Bald 
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darauf ward H. P. Hanssen zum Minister für siidjüti- 
sche Angelegenheiten ernannt. Am 7. Juli kam es 
schon zu schweren Zusammenstößen, im Verlaufe derer es 
der Opposition gelang, die Mehrheit des Wählervereins da- 
von zu überzeugen^ daß in der Ernennung Hanssen's ein 
tJbergehen des nordschleswiffschen Dänentums läge. Daß 
die Meiirlieit weich wurde, zeigte sich auch daran, daß 
H. P. Hanssen nunmehr (wenn vielleicht auch nur nach 
außen hin) für die Räumungsforderung einzutreten bereit 
war. Ende Juli glaubt die Opposition die Räumung (und 
damit selbstverständlich mehr als die Rätunung) durch- 
setzen zu können. Gleichzeitig kommt aus Paris Nachricht, 
daß derFünf errat (vielleicht weil der Schreibfehler nunmehr 
in seiner vollen Wirkung erkannt war i*) die Bestimmungen 
über Schleswig noch einmal nach])rüfen wolle. Durch die 
immer offener auf Abstimmung in der dritten Zone los- 
gehende Agitation der Ultras stutzig gemacht beschließt 
der Wählerverein Bnde JuH noch einmal — diesmal freilich 
mit nur 7 Stimmen Mehrheit — die Häumungsresolution 
nicht der dänischen R^erung und dem dänischen Reichs- 
> tag zuzustellen. Dagegen teilt gleichzeitig die dänische Re- 
gierung als Antwort auf die Sonderburger Provokatio- 
nen ( I)*' mit, daß sie sich an die Alliierten gewandt habe mit 
der Bitte, schon jetzt Kriegsschiffe nach Nord- 
schleswig zu senden. Durch diese und andere Konzes- 
sionen selbstbewußter gemacht» riskiert die Opposition 
dann den offenen Bruch und verläßt bei einer neu«i Sitzung 
des Wählervereins, wo sie mit ihrer Forderung nach Neu- 
wahlen wieder in der Minderheit bleibt, unter Protest den 
Saal. Selbst in den Reihen des Südjütischen Arbeiter- 
vereins, der mit seinen 3000 Älitgliedera von nun an eine 
entscheidende Rolle zu spielen beginnt, gewinnt die Oppo- 
sition eine Reihe von Anhängern, die für die Räumung der 
dritten Zone mitwirken. So weidit die Mehrheit noch ein- 
mal zurück und gibt in der Frage der Neuwahlen nach. 
Biese findet Ende November statt imd bringen der Hanssen - 
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Partei eine nur noch winzige Mehrheit. Ks war kein Zweifel, 
daß der Chauvinismus im Reiche wie in Nordschles- 
wig aul dem Marsche war. Schon begann man von Flens^ 
bürg atis mit dem Gedanken des Staatsstreiches zu 
spielen und dmch einen diiekten Appell an den dänischen 
König daS' Ministeriunx ZaMe, die verhaßte Quelle all 
dieser „schwädifichen" und „zaghaften** Schleswig-Politik 
zu beseitigen. Und schon wurden (je mehr man einsehen 
mußte, daß die dritte Zone endgültig: verlorer! war) Stim- 
men laut, die besagten, daß Flensburg nunmehr unter 
allen Umständen — stimme es^ wie es wolle — nach 
Dänemark herein müsse. So weit war es also gekommen. 
Während im Anfang der Kampagne Herr Zahle selbst von 
«ner Abstimmung in Flensburg nichts wissen wollte, 
mußte er nun — Mitte November — sich schon gegen 
offene Anuektionsabsichten gegenüber dieser deut- 
schen Stadt wenden, wie sie unter anderen der Advokat 
Andersen in Hadersleben offen propagierte. In der 
Tat: Die Wellen stiegen. Und der Chauvinismus, von dem 
Dänemark sich wahrend des Krieges hatte freihalten kön- 
nen, forderte nunmehr audi von ihm seinen fälligen Tribut. 
Anerkennenswert blieb die Festigkeit, mit der die Männer 
der bisherigen Mehrheit sich Regen diese Flut wehrten. Aber 
das Schicksal des Ministeriums Zahle w^ar jetzt besiegelt. 
Die Frage war niu, ob es dienordschleswigsche Frage 
noch lösen sollte oder nicht. Und damit zusammen 
hing das Schicksal des deutsdien Schleswig, Ohne das 
Ministerium Zahle hätten wir eine Abstimmung in der 
dritten Zone gehabt. Die dritte Zone war gefallen. Aber 
die Zukunft sollte zeigen, daß es noch andere Klippen gab, 
an denen das deutsche Schleswig in diesem seinem Schick- 
salswinter hätte zerschellen können. 

Während die Dänen sich so in innerem Hader ausein- 
anderredeten, wuchs das Deutschtum in diesen Monaten 
XU einer wirklichen Einh^tsfront zusammen. Zunächst 
fiel endlich der unselige StimmstreikbeschluO. Am 
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i8. Mai polemisierte eine sozialdemokratische Konferenz 
gegen ihn. Bas hielt freilich den ,,Deutschen Ausschuß" 
nidit äb^ Anfang Jnli einen vom Kieler ^,Ausschaß für 
ein Ungeteiltes Schleswig-Holstein" gestellten An- 
trag auf Stimmbeteiligung noch einmal abzulehnen. Aber 
je mehr von jetzt ab die deutsche Werbearbeit hinunter 
ni die Masse der Bauern und Arbeiter dran<]^^ desto weniger 
ließ sich der unfruchtbare und für die Zukunft gefährüche 
Protestlerstandpnnkt, der dem einfachen Manne unver- 
ständlich blieb, aufrecht erhalten. Dazu kam zweifellos die 
wirtschaftliche Sorge des Abstimmungsgebietes vor dem 
Übergang, die den Deutschen wieder Mut machte. Trotzdem 
ging der ,, Deutsche Ausschuß" noch Ende Juni mit schar- 
fen öffentlichen Protesten gegen ein deutsches Flugblatt 
vor, das (für das ganze Abstimmungsgebiet geschrieben) 
am Schlüsse die selbstverständliche Aufforderung zur 
Stimmabgabe brachte und auch in der ersten Zone verteilt 
wurde. Emen Helfer fand er an emer der ihm auch sonst 
personal eng verbundenen beiden Rechtsparteien. Am 
6. Juli beschloß der I'roviiizialausschuß der Deutschen 
Volkspcirtei in Kiel — nicht etwa den Kampf für das 
schleswigsche Deutschtum überhaupt, sondern den von 
dem Deutschen Ausschuß geführten Kampf für 
das Deutschtum" weiter zu unterstützen, und damit 
mau merkte, wie völlig unter dem Gesichtspunkt des 
,,Deutschen Ausschusses" man das nordschleswigscfae Fto- 
blem in diesen Kreisen betrachtete, bezeichnete man es 
,,als dringend notwendig, daß die vom Deutschen 
Ausschuß ausgehenden Parolen für diesen Kampf 
auch von allen Deutschen einmütig befolgt wer- 
den". Damit meinte man den Stimmstreikbeschluß. Dafür 
bedankten sich nun nicht nur die immer zahlreicher wer- 
denden Manner, die neben dem „Deutschen Ausschuß" 
auch noch etwas für Nordschleswig taten, sondern glück- 
licherweise auch die Bevölkerung Nordschleswis;s selber. 
Wiederum waren es Sozialdemokraten — in Apenrade — 
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die für die unbedingte Teilnahme an der Abstiinniung zu- 
erst eintraten. Aber dann brach Ton dem das Eis. Diese 
Stadt der ersten Zone hatte selbst mit ihren Ausschußmit- 
gliedern den Stimmstreikbeschluß immer nur halben Her- 
zens gebilligt. Anfang August kundigten die Vorstände 
sämtlicher Pattden Tondems dem „Deutschen Ausschuß" 
die Gefolgschaft und beschlossen, unter allen Umstän 
den abzustimmen. Ein paar Tage später faßten die 
Arbeiter rät e ganz Nordschleswigs denselben Beschluß. 
Damit war der Stein im Rollen. Einheit mußte imter allen 
Umständen hergestellt werden. Mitte August gibt der 
^«Deutsche Ausschuß'' endlich nach. Eine Hanunende Kund- 
gebung, die neben den gesamten Pärtden Nordschleswigs 
auch der Deutsche Ausschuß" unterzeichnet, ruft zu so- 
fortiger Aufnahme kräftigster Werbearbeit und zu unbe- 
dingter Einheit in der Stimmabgabe auf. Ein Auf atmen geht 
durch ganz Schleswig-Holstein. Viel war versäumt. Aber 
manches konnte noch nachgeholt werden — wenn nunmdir 
alle Kreise an die rücksichtslose Befolgung der 
Parole gingen. 

Die Einheitsfront des Deutschtums, zu der in Neu- 
münster der Grundstein gelegt war, manifestierte sich zum 
ersten Male in der historischen Landesversammluug 
zu Rendsburg am 3. J uli. Auf ihr erhoben Vertreter des 
ganzen schleswig-holsteinischen Volkes ihre Stimmen — 
Vertreter der alten neben denen der neuen Zeit — Männer 
und Frauen — Kopfarbeiter und Handarbeiter. Sie 
sprachen als Angehörige verschiedener Parteien, Klassen, 
Stämme, Weltanschauungen. Es war eine Mannigfaltigkeit 
von Melodien die aus ganz Schleswig-Holstein hier zusam- 
menströmte — in dem blau-weiß-rot mit Blumen über- 
säten Saale der alten Eiderfestung. Aber alle Melodien 
endigten in dem Akkorde des Mannes, dessen Büste die 
Versammlung überragte. Das Rechtsprogramm Uwe 
Jens I/ornsens — nun aber kein historisches mehr 
sondern ein lebendiges — lag der Rendsburger Reso- 
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lution zu Grunde^ die ganz Schleswig-Holstem nunmehr 
eänstinmiig beschwor, tind die heute in Tausenden von 
BzemplaTen unter Glas in den Häusern des abgetretenen 

Nordschleswigs an der Wand hängt; ,,Was dänisch ist soll 
dänisch werden. Aber diese Abstimmung ist keine Ab- 
stimmung. Und die kommende Grenze kann keine Grenze 
sein. Wir verlangen eine Grenze des Rechts und werden 
nicht ruhen bis wir sie erreicht haben." 

In Rendsburg schlugen zwei Redner ungewohnte TQne 
an, die allen ans Herz griffen. Der eine war ein Platt- 
deutscher. Das war kein Zufall. Der Kampf um unser 
lyand hat viel altes Gut wieder ans Tageslicht gefördert, das 
in Neudeutschland ver^^^essen schien. Dazu gehört die platt- 
deutsche Sprache. Unser zusammengebrochenes Volk be- 
sinnt sich überall auf sie. Im Kampf um Schleswig hat sie 
ihre werbende Kraft gezeigt. An ihr schieden sich die 
Geister. Sie war ein Erkennungszeichen für aUe Deutschen 
und ist 2U einem Instrument der Erinnerung und I^dcui^ 
für manchen Schwankenden geworden. Wo historische und 
ökonomische Argimietite versagten, hat die plattdeutsche 
Sprache, die nicht nur ein Wortschatz sondern zugleich eine 
gewisse Art zu denken und zu sehen ist , die Men- 
schen bezwungen. — Und der andere war ein Friese, der 
von seiner Heimat, ihrer Geschichte und ihrer ewigen Ver- 
bindung mit Schleswig-Holstein sprach. Auch das war kein 
Zufall. Ks sind dieselben Gründe, die das Plattdeutsche 
imd die das Friesische wieder lebendig gemacht und die die 
Besinnung der Schleswiger und Holsteiner auf diesen ihren 
alten Nachbar- tind Freundesstamm wieder ernsthaft ge- 
weckt haben. Unter den Inselfriesen hat es immer dänische 
Sympathien gegeben. Das war erklärlich. Denn die West- 
hälfte von Föhr wie die Nordspitze von Sylt sind bis 1S64 
keine Teile des Herzogtums sondern königlich dänische 
Enklaven gewesen. Und die Friesen sind mißtrauische 
Starrköpfe — mit Überredungspropaganda wnr bei ihnen 
nichts zu erreichen. Der Haß gegen die ^wan^wirtschaft 
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war bei ihnen besonders groß, da der Schleichhandd, der 
den Bauern des Festlandes die Zwan^wirtschaft erträglich 
machte^ auf den Inseln dnrdi die Schiff skontrolle leicht zu 
tmterbinden war. Bs stand nie schlecht tun die deutsche 

Sache auf den Inseln der Friesen. Aber es wußte auch nie- 
mand bei ihrem Charakter, wie sich ihre Mehrheit ent- 
scheiden würde. So gingen die abenteuerlichsten Gerüchte 
über die Stimmung bei den Friesen umher in Deutschland 
aber auch in Dänemark. So wurden die Insel- und die Fest- 
landfriesen mehr und mehr zum umstrittensten Teile der 
ganzen zweiten Zone. C. Fetersen — selber zu ihnen ge- 
hörig — wurde der dänische Apostel in Friesland. 
Die aufgekaufte ,,Tondernsche Zeitung" wurde seine 
Hauptwaffe. Tausende und Abertausende von guten Kronen 
haben die Dänen es sich kosten lassen, um dem deutschen 
Tendern die Axt an seine südliche Wtnzel zu l^en. Die 
Friesen erwachten erst spät zu wirklichem Leben. Aber 
dann wurden sie die deutsche Kemtruppe. Bei ihnen gab 
es Gemeinden, in denen keine einzige dänische Stimme fiel. 
Und was die Föhringer später schlecht machten, indem am 
14. März nur bei ihnen 2 dänische Zufallsniehrheiten heraus- 
kamen, das haben die Festlandsfriesen wieder wett gemacht . 
Der Kampf in Schleswig ist nicht mit ^,großdeutschen" 
Mittehi gekämpft. Er konnte nur gewonnen werden, indem 
das I^d, indem ein jeder Teil sich auf sein Bigenstes 
besann. 

Die deutsche Kiiiht^itsfront zu schaffen und durch alle 
Klippen hindurchzusteuern, bis das Hauptziel erreicht 
war, habe ich als meine vornehmste Aufgabe in Schleswig 
betrachtet. Es ist fast restlos gelungen. Abseits bis zum 
Schluß büeb nur der linke Flügel der Arbeitergruppe 
in Flensburg. Die Unabhängigen haben sich von der ersten 
Flensburger Arbeiterkundgebung am 20. Mai auf dem 
Südermarkt ausgeschlossen. Ihr einziges Mitghed in den 
städtischen Kollegien liat sich an Kundgebungen dieser 
Kollegien nie beteiligt. Als er später — von den Dänen 
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gekauft — offen zu ihnen überging, hat zwar seine Partei 
ihn desavouiert, und die Stimmabgabe für oder gegen 
Deutschland freigegeben. Zweifellos aber hat sie nut dieser 
Ignorierung der nationalen Fragestellung den ökonomi- 
schen Wühlereien der Dänen in Flensburg Voischtib ge^ 
leistet, und an der Stimiming jener irregeleiteten deutschen 
Arbeiter, aus deren Fenstern bei der großen Flaggenparade 
später der Danebrog hing, ist diese Partei nicht ohne 
Schuld. Wie die übrigen Parteien hi ihren Kreisen, arbeitete 
die Alte Sozialdemokratie unter den Arbeitern des Ab- 
stimmungsgebietes rüstig weiter. Freilich achtete sie — 
und das mußte sie — auf die genaue Innehaltung dieses 
innerpolitisch vdlHg neutralen deutschen Frogtanunes. Par- 
über ist es einmal zu einem an sich unbedeutendem Zu- 
sammenstoß gekommen, der bald beigelegt worden ist, 
aber mit der Gründung imd Propagierung des Schles- 
wig-!! oistein er- Bnndes" zusammenhängt. Dieser war 
entstanden aus dem innenpolitisch konservativ, außenpo- 
litisch rein protestlerisch gestimmten „Deutsch-schles- 
wigholsteinischen Schutz- und Trutzbund". Er 
hatte sich unter neuem Namen zunächst ein reiches Kul- 
turprogramm gegeben, das ihn eine Zeitlang als das wün- 
schenswerte Organ für die Zusammenfassung aller Schles- 
wig-Holsteiner (auch der Abgetretenen) zum Kampf um 
die neue Orenze erscheinen heß. Bald zeigte sich jedoch — 
weniger in seinem revidierten Programm als in der Art , 
wie er den Kampf, und in der personellen Auswahl, 
mit der er ihn führte — daßerim Grunde nichts weiter als 
die Fortsetzung des „Deutschen Ausschusses" und seiner 
Politik auch für die Zeit nach der Abstimmung zu sichern 
bestrebt war. Seine Entwicklung war noch im Fluß. Sie 
ist auch lieute nicht abgeschlossen. Jedenfalls stand da- 
mals und steht heute die Arbeiterschaft Schleswig-Hol- 
steins dem Bunde fern — über sie hinaus auch zahlreiche 
Männer des politischen Bürgertums, die ihre Zusammen- 
fassung noch nicht gefunden haben. 



Neben diesem offenen lein politisclien Kämpfender 

die deutschen und dänischen Bewohner immer tiefer tmd 
reinlicher schied , gin^ ein stiller wirtschaftlicher Kampf 
* einher, in welchem deutsche und dänische Leichen- 
fledderer gemeinsam die Gunst der Zeit und der Situation 
walunahmen, um (zumdst auf Kosten Deutschlands) 
riesige Konjunkturgewinne zu erzielen. Es ist von 
diesen üblen Nebenerscheinungen des Abstinmmngs^ 
kampfes schon oben die Rede gewesen Sie sind national- 
ökonomisch gerade m ilvrein Detail nicht iminteressant. 
Ich kami hier nur im Cxanzen noch einmal auf sie zurück- 
kommen. Die Abschiebung von baren Markwerten in den 
sicher an Dänemark fallenden Teil des Abstimmungsge- 
bietes^ die sich für den steuerflüchtigen deutschen Kapi- 
talisten besonders in den Monaten lohnte, da die Mark noch 
einigermafien Kurs hidt, führte in Kürze zu einer beispiel- 
loseii Überflutung dernordschleswigschen Banken 
mit deutschem Geld. Die Banken weigerten sich bald, 
Zinsen zu bezahlen. Es nützte nichts. Schheßhch nahmen 
sie überhaupt kein Geld mehr an. Die oben mitgeteilte 
Ziffer des lediglich als Sicherung bei uns deponierten 
Teiles dieser Vermögen läßt auf ihre Gesanxthöhe schJies- 
sen, wenn man bedenkt, daB es selbst dem durch mich vom 
Finanzministerimn angeforderten Steuerspezialisten, der im 
Abstimmungsgebiet nichts anderes als die Kontrolle dieser 
Vermögen zu leisten hatte^ nicht gelingen konnte alle diese 
Vermögen zu erfassen. Mit der sinkenden deutschen Valuta 
strömten statt Gelder Waren ins Abstimmung^ebiet. Auf 
der einen Seite yersuchten die Nordschleswiger selber aus 
erklärlidien Gründen ihre Markwerte in Güter zu verwan- 
ddn, wobei es dem Bauern gleichgültig war, ob er seine 
Scheunen voll Thomasinehl, voll Sekt oder voll eiserner 
Nägel stopfte. Andererseits strebten deutsche Firmen 
unter Umgehung der deutschen Ausfuhrverbote 
ihre Waren nach Nordschleswig zu bringen, um sie entweder 
dort unter ihrem resp. fremdem Namen bis zur Abtretung 
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lagern zu lassen oder sie gegen Kronen an Filialen reichs- 
dänischer Geschäfte zu veräußern, die sich in großer Anzahl 
zu diesem Zwecke dort niedergelassen hatten. Es waren 
deutsche Firmen von internationalem Klang, die sich an 
diesem zweideutigem Konjunkturgeschäft beteiligten. Und 
es grenzt ans Mäxchenhafte, welche Menge von Gütern 
innerbatb kurzer Zeit, ohne daß die Behörden es gemerkt 
hatten, an den unmöglichsten Orten — auf freiem Felde 
zum Teil — aufgestapelt resp. versteckt waren. 13ie ersten 
Anzeigen liefen bei uns von den Arbeiterräten Nord- 
schleswigs ein. Sie sind es auch gewesen, die immer wieder 
auf schleunige Maßnahmen, gegen dieses Schiebertum ge- 
drängt haben, das in den nordschleswigschen Städten saß, 
sein Geld in Mark und Kronen verpraßte nnd dem Meinen 
Manne die Wohnungen und den I^bensnnterhalt ver- 
teuerte. Die erste Maßnahme, die wir ergriffen, bezweckte, 
die weiteren Zufuhren von Spekulationsgütern zu 
verhindern. Das wurde für eine gewisse Zeit erreicht, 
indem jede Waggonladtmg (auf Stückgüter wollte Berlin 
sidi nicht einlassen) ins Abstimmungsgebiet über eine be- 
stimmte QuerHnie durdi die Provinz hinaus eine Zufuhr- ' 
erlaubnis vom Demobiknachungskommissar in Schles- 
wig beibringen mußte. Bas zweite war die Beschlag- 
nahme der schon aufgestapelten Güter. Sie ist großzügig 
— ohne Härten für die eingesessene Bevölkerung, beson- 
ders was die große Menge künstÜchen Düngers betrifft — 
durchgeführt worden. Bald aber zeigte sich, daß die Eisen- 
bahnkontroUe nicht genügte. So gewaltig waren bei dem 
damaligen Stande der deutschen Vahrta die Verdienste in 
Kronen, daß Zementladungen von Rendsburg nach 
Sonder bürg im Auto gingen, nux um die Kisenbalm- 
kontrolle zu vermeiden. Um dieses und sowohl die immer 
gefährlicher werdende Abschiebung von deutschem 
Vieh ins Abstimmungsgebiet als auch den immer unver- 
schämter werdenden Ausverkauf Schleswig und Hol- 
steins durdi dänische Automobile zu verhindern, wurde 
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Bude Oktober die SisenbabiikoiitroUe durch eine Kon- 
trolle von Reichswehrtruppen verstärkt ^ die von 

der Ostsee bis zur Nordsee hart südlich des Abstimmungs- 
gebietes jeden Chatisseeverkehr kontrollierten. Ich habe in 
anderem Zusammenhange darauf aufmerksam gemacht, 
daß ohne die ablehnende Haltung des Reichspostmiuiste- 
riums die Kontrolle lückenlos gewesen wäre. Aber auch so 
baben die Maßnahmen zusanunen das gesteckte Ziel er- 
rei9ht. Bs ist zu keinem ,,I^och im Norden'' gekommen, 
zumal Ende Dezember, als die Dänen begannen Nord- 
schleswi.s; geradezu als einen Teil ihres Königreiches anzu- 
sehen, wir ihnen durch ein Kinreiseverbot für alle pri- 
vaten Kraftfahrzeuge den Ausverkauf per Automobil 
völlig unmöglich machten. 

Wie die Führung der dänischen Nordschleswiger so hat 
auch die I. K. sich trotz der zahlreichen HinwendungEai der 
durch die Besdilagnahme und Kontrolle betroffenen Dänen 
nicht sehr für ihre Gewinnverluste interessiert. Man darf 
überhaupt das Eintreten und die Sympathien der Alliierten 
für die Dänen nicht überschätzen. Dänemark war während 
des Kii^es neutral geblieben — wirklich neutral — neu- 
tral gegen Englands Wünsche. Ks hatte nicht gelitten 
sondern verdient — viel verdient. Nun bedlte es sich 
mit Ungeduld^ die Beute aus dem großen alliierten Siege 
nach Hause zu tragen, an dem es selber gänzlich unschul- 
dig war, — den es nach engUscher Auffassung verzögert 
hatte. Es gab Engländer, die über diese TTnc^eduld lächelten 
und die die Auswüchse dieses Beutezuges nach dem Süden 
anekelten. Und es gab manchen Franzosen, der Deutsch- 
land jeden Verlust, aber noch lange nicht Dänemark jeden 
Gewinn gönnte. Zudem mußten auch die Alliierten in 
Kopenhagen allmählich sehen, mit was für Mitteln eine ge- 
wis>se Schicht dieses Volkes seinen unblutigen Si^ in 
• Schleswig vorzubereiten sich anschickte. 

Kurz vor der Besetzung nämlich gab es noch enien klei- 
nen Zwischenfall, der auf das Treiben dieser Kopenhage- 
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ner Clique noch einmal ein bezeichnendes Iiicht waxf . (Die 
Ankäufe der .^Tondenischen Zeitung^' und der »^Flens- 
burger Norddeutschen Zeitung" übergehe ich, weil sie mehr 

ein Zeichen von der kläglichen Gesinnung deutscher Ge- 
schäftsleute als derjenigen der dänischen Propaganda 
waren.) Ich meine hier die Propagandafahrt des „Kong 
Haakon''. Die Paketverteilung im Stillen, wie sie bisher 
betrieben wunle, zog nicht mehr. Bs mußte etwas Bin- 
dmdcsvolles — eindrucksvoll für Flensburg, eindnidssvoll 
für Kopenhagen, eindrucksvoll für die Welt — arrangiert 
und dazu das deutsche Gemüt und der deutsche 
Hunger mit benutzt werden. Außerdem gab es in Kopen- 
hagen eint- Reihe von Damen und Herren mit bekannten 
Namen, die Flensburg noch vor der Besetzung und unter 
^^deutschem Druck'' auchohne die normaleBinreiseerlaubnis 
einmal besicht^^ tmd — bearbeiten wollten. So entstand 
das „Weihnachtsschiff" — eine Täuschung der Flens- 
burger, aber auch eine Täuschut^ all jener wohlgesinnten 
Dänen, die ihre Gaben stifteten, einfach um Kindern und 
Erwachsenen eine Freude zu bereiten. Das Weihnachts- 
schiff war eine Unverfrorenheit, die über den Pfad- 
findereinbruch weit hinausging! Man fragt sich, woher 
wohlerzogene Europäer die Kühnheit nahmen, nachdem 
ihnen in langen Verhandlungen die Binreiseerlaubnis ab- 
geschlagen war, sich dennoch aufs Schiff zu setzen und in 
Flensburg an Land zu gehen. Denn das taten sie. Tagelang, 
auch nachdem sie von der Stadt auf das Gesetzwidrige 
ihrer Handlimg aufmerksam gemacht worden waren. Sie 
taten es, weil sie des Hungers der Armen sicher waren, die 
sie politisch ködern wollten, indem sie ihnen mit einem ver- 
ständnisvollem Blicke dänische!Lebensmittel schenkten. Sie 
haben sich viel versprochen vondieserFahrtund warenihrer 
ganz sicher, als sie am ersten Neu j ahrstage die Tausende von 
gutmütigen Kindern und Eltern am Hafen sahen, die ihnen 
ein dankbares Lebewohl zuwinkten . Sie waren i}irer Sache so 
sicher, wie der Führer ihrerDel^ation es in seinemDanktele- 
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gramm an die Flensburger später ausdrückle Sieh aben sich 
detmoch grausam getäuscht. Ein hungerndes Kind nimmt 
wohl Brot auch von seinem Feinde, wenn die Mutter ihm 
nichtsmehr geben kann. Aber wenige Kinder überlassen ihre 

Mutter dem Hungertod, um selber besser essen zu können. 

Als Flensburg kurz vor der Besetztmg seine deutsche Be- 
völkerung noch einmal unter die Fahnen rief, tmter die un- 
ioi^ensch blau-weiß-roten Fahnen seines Heimatkampfes 
— eswareinsonni^erWintertagjdasHafenwasserblinkte^und 
die alte Stadt atmete jung wie einMädchen — als von alten 
Redebühnender Stadtundvonden Straßen undMarkten bis 
tief in die Nacht hinein dais Bekenntnis der Treue erscholl — 
es war eine klare Sternennacht und zuerst der hohle Gesang 
und dann die schwarzen Menschenmässen wälzten sich bis an 
die Mauern des Flensburger Hofes, hinter denen nervös 
gewordene französische Offiziere zum Revolver griffen — 
da wußte db jeder, daßFlensburgfür denkommendenKampf 
gerüstet war. Und mit Flensburg das ganze übrige I#and. 
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i. CHRONOLOGISCHE DARSTELLUNG 
27. Januar* Der ehemalige deutsche Dampfer Eduaid 
Woermami läuft mit englischen Besatzungstruppen 
in der Flensburger Forde ein. — 

Der „Süd jütische Fonds" beschließt, 300 000 Mark 
' für die ,,Not" im Kreise Tondem 7ai opfern. — 

Die Dänen geben mit Erscheinen der I. K. in Flens- 
burg ein in deutscher Sprache gedrucktes Werbe- 
blattchen „Unser I^d'' heraus. — 
29. Januar. Die dänische Liga D. D. D. (Danmark^ Dane- 
brog, Danevirke) versendet dnen Aufruf (unter- 
zeichnet Oberstleutnant Jenssen-Tusch), der gegen 
die Zerstiickelung des alten „Kronlandes" Südjütland 
protestiert und unter allen Umständen die Dane- 
wirke zurückverlangt. — ; 

Bs wird bekannt^ daß der preußische Staat die 
Denkmäler von Arnkiel und Düppel an eine 
Privatgesellschaft veräußert hat, die die Denkmäler 
künftig in Stand halten will. Minister Haussen hat bei 
der I. K. gegen die Übertragung der Denkmäler pro- 
testiert. Die I. K. hat sich für rnizuständis^ erklärt, da 
der Verkauf vor der Besetzung getätigt ist. — 
Januar, „Politiken" stellt fest, daß unter den dänischen 
Gästen in Flensburg sich eine größere Anzahl von 
Extremisten (Admiral Richelieu, Kontorchef Rand- 
böl tmd andere) befindet, und daß diese sich 2um Teil 
herausfordernd und taktlos benehmen. — 

.,Heimdal" teilt mit, daß der Südjütische Fonds" 
augenblicklich über 4 MilÜonen Kronen verfügt. — 

Staatskommissar Dr. Köster ist zum Deutschen 
Bevollmächtigten bei der I. K. ernannt. — 

Oberbiirgenneister Dr. Todsen wird von der I. K., 
nachdem ihm als gewählten Beamten und geborenen 
Nordschleswiger in den Kopenhagener Besprechimgen 
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mit I^andrat Böhme das Verbleiben in Flensburg zu- 
gesichert worden war^ vonder I. K. ,,aus Gninden der 
Frettieit des Absthnmimgsredites" ausgewiesen. — 
In Flensburg stauen sich täglich hunderte von 
Menschen vor dem Paßkontor der I. X., da diese nicht 
im Stande ist, mehr als 20 bis 30 Pässe täglich auszu- 
stellen. — 

Der Polizeimeister Waldemar Sörensen hat eine 
Abschiedskundgebung für Oberbüi^ermeister 
Todsen verboten unter der Androhung, daß ^,die 
Demonstranten seitens der Besatzungstruppen aus- 
einander getrieben werden." — 

In Jübek sind 68 Waggon Schieberwaren be- 
schlagnahmt, die über das Abstimmimgsgebiet ins 
Ausland verschoben werden sollten. — 
j. Februar. 19 Flensburger „Arbeiterfrauen" treffen auf 
dner vom ,,Mitte]schleswigßchen Ausschuß'* finan* 
zierten Reise in Kopenhagen ein, um dort die dänische 
soziale Fürsorge für Kinder und Alte zu „studieren". 

In To Ilde in und Apenrade treffen englische Be- 
satzungstruppen ein. — 
2. Februar. Die I. K. veröffentlicht einen Erlaß, der den 
Beamten verbietet, in ihrer Eigenschaft als 
solche sich an der Agitation zu beteiligen. — 

4, Febfuar, In der dänischen Ultrapresse beginnt ein Feld- 

zug für getrennte Zählung der einheimischen und aus- 
wärtigen Wahlstimmen und damit für eine Degra- 
dieruug der den Dänen unbequemen deutschen Süd- 
Mehrheiten in der zweiten Zone. — 

5. Februar, Der deutsche Bürgermeister von Hadersleben 

ist von der I. K. „aus Zweckmäßigkeitsgründen" seines 
Amtes enthoben. Sein Nachfolger ist der dänische 
Redakteur Svendsen. — 

Entgegen dem Stimmreglement ist in der 
zweiten Zone der Termin für die JCinreichung von An- 
trägen auf Eintragung in die StimmÜste verlängert 



Digitized by Google 



worden. Während dies den Dänen bekannt war, ist 
den deutschen Organisationen keine Mitteilung ge- 
macht worden. — 

Die Dänen bemühen sich lebhaft, den Xeraim für 
die Abstimmung in der zweiten Zone^ der auf den 
7. März festgeset2st war, auf den 14. März hinauszu- 
schieben. — 

Tn ganz Dentscliland samnielii sich die auswärtigen 
Stimmberechtigten der ersten Zone. Es zeigt sich, daß 
die vom Deutschen Ausschuß technisch vorbereitete 
Heranbeförderung überall musterhaft klappt. — 

6. F^iMf, Eine „Snpplierende Mitteilung^' der 1. K. gibt 

bekannt, daß allen Beamten nicht nur jede 
Agitation sondern auch jede Teilnahme an 
öffentlichen Versammlungen, Demonstra- 
tionen und jeder anderen politischen Ver- 
sammlung verboten ist. — 

7. FebfiMf, ,,Heimdal" beklagt sich darüber, daß die zahl- 

rachen reichsdänischen Journalisten des Abstim- 
mtmgsgebietes sich in der ersten Zone überhaupt nicht 
blicken lassen. — 

II. P. Hanssen spricht in dänischer Sprache zum 
ersten Male in Flensburg für die Rückkehr dieser 
Stadt nach Dänemark. — 

S. Februar, In ganz Schleswig-Holstein werden die Sonder- 
züge der von auswärts kommenden Stimmberechtigten 
fderlich begrüßt. — 

In Sonderburg läuft der Dampfer , ^Moskau" mit 500 
abstimmungsberechtigten Sclileswigschen Klriegsge- 
fangenen ein. — 
9. Februar. Der Generalsekretär der I. K. erläutert den 
Beamten-Erlaß vom 6. Februar dahin, daß die An- 
wesenheit von Beamten in politischen Versamm- 
lungen nicht verboten sei. — 

JO. Februar* Die Abstimmung in der ersten Zone geht 
unter Sturm und Regen vor ^ich. Auf dem I^ande 
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wehen Tausende von Danebrogs. In Hadersleben 
haben die Dänen das Übergewicht. Französisches 
Mihtär entfernt zahlreiche deutsche Flamen. In 
Tondern herrscht festliche Stimmimg. Nur wenige 
Danebrogs* wehen. In Apenrade halten sich beide 
Parteien die Wage Bs kommt zu keinen Zwischen- 
fällen. Dagegen liabeu m Sonderburc: französische 
Soldaten die Vorfeier der Deutschen durcii plötzlich 
eingelegte „Maschinengewehrübungen" gestört. In 
der Stadt hofft man auf eine deutsche Mehrheit. — 
J7. Ftbruar. In der ganzen ersten Zone sind 75 431 gültige 
Stimmen für Dänemark (74,2 %) und 25 329 gültige 
Stimmen für Deutschland (24,9 %) abgegeben worden. 
Damit steht ein Gebiet von nmd 3980 i^kni und 
160 090 Kinwohnem in Gefahr, von Deutschland ab- 
getrennt zu werden. Von den Stadtgemeinden erhielten 
deutsche Stimmen 



Im Süden der ersten Zone stimmte ein mit der vor- 
wiegend deutschen zweiten Zone territorial ZAisammen- 
hängender breiter Gürtel deutsch. Er itmialjt 76 Ge- 
meinden mit 6735 deutschen und 5658 däinschen 
Stimmen. Kr wird fortan von den Deutschen der 
Tiedj e- Gürtel und die ihn nach Norden begrenzende 
I^inie die Tiedj e-I^inie genannt.. — 

Nachmittags werden von nnbekannter Hand, ohne 
daß die englischen Wachtposten es bemerken, die 
englisciieu und französischen Fahnen vom 
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Tondern 

Hoyer 

Christiansfeld 
Hadersleben 
Apenrade . . . 
Norburg .... 
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Dache des Fleusburger Hofes entifernt, undstatt 
ihrer die deutsche und schleswig-holsteinische 

Flagge gehißt. — 
Jj. Februar, Auf Drängen der Dänen und gegen die Stimmen 
der deutschen Berater wird der Abstimmungstermin 
der zweiten Zonne auf Sonntag, den 14. März ver- 
schoben. — 

14, Fdifuar, In der gsonsen deutschen Fresse und in allen 

Werbeversammlungen, auf Plakaten und in Schau- 
fenstern setzt eine lebhafte und bis zur Kntscheidung 
über die neue Grenze tmaufhörlich weiter betriebene 
Propaganda für die Tiedje-Linie als nunmehr 
einzig möghche Grenze zwischen Deutschland und 
Dänemark em. — 

Aus der ersten Zone^ besonders aus deni Ejreise 
Sonderburg, werden zahllose dänische Verstöße 
gegen Stimnireglement und Wahlordntmg bekannt. — 

Obwohl Dänemark nach dem Friedens vertrage das 
Recht hat, die erste Zone sofort nach einer für Däne- 
mark günstigen Gesamtabstimmung zu besetzen, 
bleibt nach einem Abkommen zwischen ihm tmd der 
I. K. die bisherige Verwaltung weiter in Kraft. Da- 
gegen triffi der erste Schub reichsdänischer Be- 
amt er in Nordschleswig ein, die die Verhältnisse des 
künftigen dänischen Gebietes studieren wollen. Sie 
werden von dänischen Nordschleswigern sowohl wie 
von Vertretern der I. K. feierlichst begrüßt. — 

In der zweiten Zone erscheint von nun an eine neue 
deutsche Zeitung ^,trnser Schleswig", die den 
Kampf für das Deutschtum wucht^ führt und mit 
Satire in Wort tind Bild die dänische Agitation ver- 
spottet. — 

15, Februar. Das „Flensburger Tageblatt" wird wegen 

einer Notiz, die die Abwehr dänischer Übergriffe durch 
die deutsche Bevölkerung verteid^, auf 8 Tage ver- 
boten. — 

12 
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Die Studienassessoren Blankenburg und Schlun 
werden von der I. K. aufgefordert, das Abstimmungs- 
gebiet zu verlassen. Auf VoisteUungen von deutscher 
Seite hin wird die Ausweisung zuiückgenonunen. — 

Die I. K. hat ein besonderes Standgericht für 
politische Vergehen gebildet, die mit dem Abstim- 
mungskampfe zusani 111 eilhängen. An ihm wirkt der 
Flensburger deutsche Rechtsanwalt Dr. Christians 
sowie sein dänischer Kollege Ravn mit. — 

21, FebfWKf, Das Standgericht der I. K. verhandelt zum 
eisten Male und verurteilt ehiige Plakatabreißer zu 
getinden Gddstrafön. — 

22, Februar. Der bisherige Polizeidirektor des Abstiimnungs- 

gebietes Hauptmann Bruun hat seinen Abschied 
genommen, da die T. K. seine wiederholten Vorschläge, 
mehr Truppen statt städtischer Polizei in Flensburg 
zu verwenden, abgelehnt hat. — 

In der ganzen zweiten Zone sowie im Tiedje-Oürtel 
finden zahlrdche deutsdie Versammlungen statt, die 
die Tiedje-Iyinie als neue deutsch-dänische Gesinnungs- 
grenze fordern. ■ — 

23, Februar. In Fridericia ist von Vertretern der Ver- 
einigung „Sönderjysk Kreds af 1918" und Vertretern 
von Südschleswig (!) ein Ausschuß g^ründet, der in 
Zukunft dauernd für die Abstimmung in der dritten 
Zone arbeiten soll. — 

Der ,,Mittelschleswigsche Ausschuß" wendet sich 
mit Flugblättern, die er durch die Post versendet, an 
die Abstimmungsberechtigten der zweiten Zone im 
ganzen deutschen Reiche. — 
März. In Rendsburg tagt ein aus allen Gauen und 
Schichten der Provinz besuchte Versammlung, die 
von der Staatsregierung noch einmal in zwölfter 
Stande fttt Schleswig-Holstein größere Selbst- 
ständigkeit innerhalb Deutschlands verlangt. Es 
wird beschlossen, eine Delegation nach Berlin zu 
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senden, die der Staats- und Reichsregierung diese 
Forderung überbringen soll. — 
j, März. Alle Parteien der Nationalversammln-ng und der 
I^andesversammlung stellen sich auf den Boden der 
Rendsburger Fordemngeti. Die Regierung erklärt sich 
bereit, die ati^^esprochenen Wünsche baldigst zu er- 
füllen. — 

5. März. Die Städtischen Kollegien Flensbtirgs verhandeln 

über die in letzter Zeit sich mehrenden Übergriffe 
französischer vSoldaten in der Stadt. — 

6. März. Während am Abstimmungstage der ersten Zone 

das Flaggen unbeschränkt erlaubt war, tmtersagt die 
I. K, nmtmehr für die Zeit vom 12. — 16. März (beide 
Tage eh^ieschlossen) jedes Hissen und Tragen 
von Flaggen sowie jedes Ausschmücken von 
Häusern, Fenstern und Eisenbahnztigen in 
der gesamten zweiten Zone. — 

7. März. Die dänischen Extremisten haben an den dänischen 

Reichstag, die I. K. und den Obersten Rat ein neues 
Ersuchen gerichtet, im Hinblick auf den starken 
deutschen Druck vom Süden (Rendsburger Tagung) 
doch noch zu einer Räumung der dritten Zone 
zu schreiten. Sollte das unmöglich sein, so bitten sie 
dahin zu wirken, daß die durch den Fortfall der 
Räumung verursachte ungünstige Einwir- 
kung auf die Abstimmung der zweiten Zone 
bei der Grenzfestsetzung berücksichtigt 
wird. — 

S.Marz.'Di^ 5 deutschen Berater der I. K. legen 
zum Protest gegen das Flaggenverbot ihre 

Amt er nieder. Der deutsche Bevollmächtigte ver- 
handelt täglich mit der I. K. über eine Milderung des 

Verbotes. — 

9. März, Im Stadttheater Flensburg findet eine Aufführung 
der „Iphigenie" unter Teilnahme der Berliner Schau- 
spielerin Else Heims und danach in den Räumen 

f2* 
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des Kunstgewerbemuseums ein Empfang statte del 
noch eimnai kuiz vor der Bntscheiduttg das gesamt^ 
in vorderster Reihe kämpf ende Deutschtum f eierlidi 

vereinigt. — | 
II. März. Die I. K. ändert ihr Flaggen verbot da- 
hin ab, daß nur das Beflaggen öffentlicher Plätze, 
Gebäude und der Erdgeschosse von Pnvathäuseni| 
sowie das Tragen von Flaggen verboten ist. — i 
Der dänische Journalist Anker Kirkeby wird vonj 
der I. K. auf Betreiben der Danen aiisgewiesen^ weil 
er unter anderem über die Herkunft der Dane- 
brogs in den Fenstern einiger anrüchigerl 
Häuser Flensburgs despektierliche Äußerungen! 
getan haben soll. — { 
21, März, Dr. Carl Melchior, ehemahger Finanzdele- l 
gierter der deutschen Friedensdelegation in Paris, 
spricht vor Flensbu^er Geschäftsleuten über die 
deutsche Valuta. — 

Die deutschen Berater nehmen nach Aufhebung des 
Flaggenverbotes durch die I. K. ihre Arbeit wieder 
auf. — 

Die I. K. selber greift zwei Tage vor der Abstim- 
mung in den Abstimmungskampf mit ein, indem sie 
amtlich eine Entscheidung der WiedeigutmachungsS' 
kommission veröffentlicht, nach welcher die Fleiis^ 
burger Sdiiffe für den Fall, daß Flensburg danisch 
wird, wahrscheinlich mclit abgeliefert zu werden 
brauchen. — 

xj. März. Nachdem schon am Freitag 5 Sonderztige aus 
dem Süden Tausende von Abstimmungsberechtigten 
nach Flensburg gebracht haben, treffen im Laufe des 
Vormittages weitere 8 Sonderzüge aus dem Süden ein. 
Die auswärtigen Gaste beherrschen mehr und mehr 
das Stadtbild. Für Unterkunft und Unterhaltimg ist 
durch die Flensburger Ausschüsse musterhaft ge- 
sorgt. Die Stadt ist von zuversichtücher Freuden- 
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ia i stimmuxig. Von den Dänen sind die meisten zu Schiff 

ate » gekommen . Fünf große dänische Schiffe liegen f ahnefi- 

ich 1 geschmeckt im Hafen. Um Mittag bildet sich ein nach 
\ Tausend^ zählender Zug deutscher Stimmherech- 
tigter, die unter einem Meer von Fahnen und von 
f zahlreichen Musikkapellen begleitet durch die Straßen 

der vStadt ziehen. Mitten in die Festesfreude 
der Flensburger platzt die Nachricht vom 
Berliner Kapp-Putsch, die von den Dänen 
sofort in Plugblättern über die ganze zweite 
Zone hin agitatorisch ausgenutzt wird. — 
14. März. Im strahlenden Sonnenschein stimmt die zweite 
Zone ab. Es kommt nirgends zu Zwischenfällen. Bis 
in den Mittag tobt der Flugblätterkampf zwischen 
Glücksburg und den Dörfern der friesischen Inseln. 
Die Dänen suchen mit neuen Nachrichten von dem 
Berhner Wirrwarr die Arbeiter vor der drohenden 
Reaktion, die Bauern vor dem drohenden Bolsche- 
wismus einzuschüchtern. Hunderte von fremden 
Autos durch js^en Stadt und I^and. In musterhafter 
Ordnung vollzieht sich über dl der Wahlakt. Um 
II 14 abends ist das Resultat für Flensburg be- 
kannt. 27 071 deutsche gegen 8 955 dänische 
Stimmen. Glocken^läute, Ansprachen, Umzüge, 
^ Gesät^ dauern die ganze Nacht an. — 

Die Abstiimnung in der gesamten zweiten Zone hat 
folgendes Ergebnis: Nur in drei kleinen Zwergge- 
^ meinden von Föhr haben die Dänen eine Mehrheit von 
55 % erreicht. Alle übrigen Gemeinden stimmten 
deutsch. Im ganzen sind für Deutschland 51303 
(80 %) für Dänemark 12 859 (20 %) Stimmen ab- 
gegeben. Von den vielumkämpften nordfriesischen 
Inseln stimmten deutsch: in Sylt 89 %, in Amrum 
86 %, in Föhr 75 %. Ohne eine einzige dänische 
Stimme bleiben die Gemeinden Osten au (Kreis 
Husum), Holzacker, Rantum, Wittdün, Knor- 
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bürg, Westerschnatebüll, Högelund, Bülls- 
büll, Klanzbüll, Julianen-Marienkoog, Kar- 
hardehof und Laygaard (Kreis Tondem). — 

J5. März. Während die dänische Rechtspresse auch nach 
der Abstimmung noch Flensl)iirg für Dänemark for- 
dert, legt „Politiken" das Scliicksai der Stadt in die 
Hände der I. K. ^,Socialdemokraten" erklärt, daß es 
ein Verbrechen sein würde, Flensburg zu Dänemark 
zu nehmen. — 

„Heimdal" scbreibt, daß der Kapp-Putsch den 
Dänen auüerordeutlich günstig gewesen sei, und be- 
ruft sich dabei auf ein Flensburger Telegramm an 
Aalborg Amtstidende", welches besagt, daß infolge 
der Revolution in Berlin alle Sozialdemokraten dä- 
nisch stimmen würden. — 
16. März. Die Flensburger Dänenföhrer sind nach Kopen- 
hagen g^ahren, wo Christiansen an der Spitze 
eines Demonstrationszuges dem Könige erklärt, daß 
er das Schicksal Flensburgs vertrauensvoll in seine 
Hände lege. — 

Der ,,Deutsche Ausschuß'' veröffentlicht in der 
Flensburger Presse ein ihm zug^angenes Telegramm 
des Kapp-Oberpräsidenten I/indemann^ in 
wdchem „Schleswig- Holstein dem Deutschen 
Ausschuß als dem Vorkämpfer für deutsches 
Recht für die in schwerer Zeit erfolgreich 
geleistete Arbeit dankt" und lyindemann selber 
„auf weitere treue Mitarbeit vertraut." — 

Die Nordschleswig-Gruppe des Wählerverems for- 
dert ihre Anhänger auf, sich von Versammlui^en und 
Kundgebungen fernzuhalten» welche die 1» K. in ihrem 
Spruch über das Schicteal der zweiten Zone zu beein- 
flussen suchen. — 

Ebenso erlassen die MitgHeder der Linkenpartei des 
dänischen Reichstages einen Aufruf an ihre Partei- 
mitglieder, an keiner Flensburg-Agitation teilzu- 
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nehmen sondern sich an die Resolntion des dänischen 
Reichstages vom 12. März zu halten. — 

Der Deutsche Bevollmächtigte bei der I. K. übergibt 
im Namen der Deutschen R^erang der I« K. eine 
ausführliche Note^ die die Auffassung der Deutschen 
Regierung über dÄe kSnftige Grenze auf Grund der 
nunmehr beendeten Abstimmung enthält. Der Note 
sind ausführliche Denkschriften über die nationale 
Schichtung und die wirtschafthchen Verhältnisse 
innerhalb des umstrittenen Grenzgebietes beigegeben. 
Note und Denkschrift kommen zu dem Schluß, daß 
die Tiedje-I/inie die einzige Möglichkeit für 
eine gerechte nationale JJösong der nordschlesivig- 
schen Streitfrage bietet. — 
ig. März. Der Dänische Reichstag mit Ausnahme der 
Rechten hat beschlossen, sich jeder Flensburg- Agita- 
tion zu enthalten^ damit die I. K. kein falsches Bild 
von der Stimmung in Dänemark erhält und sich in 
ihren Bntschließungen nur von den Bestimmungen 
des Friedensvertrages und dem Ergebnis der Ab- 
stimmung leiten läßt. — 

Reichspräsident Kbert und Reichsminister Koch 
senden der Bevölkerung den Dank des deutschen 
Volkes für den Sieg der Treue. — 

22, März. Die Flensburger Städtischen Koliken fordern 
bei Protest des Pohzeimeisters Sörensen die Tiedje- 
I^inie als deutsch-dänische Grenze. — 

23, März. Hne Deputation von Festlands- und Inselfriesen 

erscheint bei der I. K. und übergibt eine Resolution, 
in der das imgeteilte Friesland gegen die durch die 
Abtretung der ganzen ersten Zone bedingte Zer- 
reißung des Friesenstammes protestiert. — 
Sozialdemokratische Partei^ Gewerkschaftsleftung 
undReicfastag^fraktion inDänemark erlassen dnenAuf- 
ruf und versprechen, sichmit allen Mitt^einerBinver- 
leibung Flensburgs in Dänemark zu widersetzen. — 
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Oberbüigermeister Dr. Todsen kehrt nach Flensbtixg 
zurück. — 

24, März, Im ganzen Abstiinmungsgebiet hat eine lebhafte 
Bewegung für sofort^ l^setzliche Festlegung der 
dänischen Minderheitsrechte und die endliche 
I^öschung der antidänischen Gesetzgebung 

eingesetzt. Im Zusammenhang damit wird in Flens- 
burg die Einrichtung einer dänischen Schule auf 
städtische Kosten erwogen. — 

,,Heinidal" erklärt: ^,Wenn man ganz ehrlich 
sein will« muß man einräumen, daß die von 
den Deutschen unter Hinweis auf ihre 
Stimmenzahl erhobenen Grenzforderungen 
formell eine Begründung haben, die wir 
ihnen während unseres politischen Kampfes 
mißgönnt hätten." — 

März. Die I. K. hat ihren Vorschlag scheinbar fertig 
gestellt. Der Generalsekretär der I. K. hält sich in 
Kopenhagen auf. Sowohl in Flensbui^er wie in Eopen- 
hagener Dänenkreisen ist man niedeigescblagen, da 
dem Vernehmen nach die zweite Zone restlos an 
Deutschland fallen soll. — 

Im dänischen Reichsts^ fordern Konservative und 
I^nkenpartei, denen sich je ein Mitglied der Radikalen 
und der Sozialdemokraten anschHeßt, mit verdäch- 
tiger Plötzlichkeit die Auf lösung des Reichstages 
und sofortige Neuwahlen. — 
2^. M&fz, In den Flensburger Danenkreisen, die in den 
nunmehr beginnenden Kopenhagener Staatsstreich 
anscheinend eingeweiht sind, erweckt die Nachricht 
von dem neuen Vorstoß g^en das Ministerium Zahle 
großen Jubel. — 

Seitdem sich die Flensburger von dem Schlage des 
14. Marz erholt haben, betieiben sie eine heftige Pro- 
paganda för einen Freistaat Flensburg unter 
internationaler Konirolle. Audi deutsdie ^e- 
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mente wirken in dieser Bew^jung mit. Die dänisdie 
Blensbtug-Gruppe übergibt der I. K. 9000 Unter- 
schriften von Fiensbnrger Einwobnem, die für den 

Fall, daß Flensburg nicht däuiscli wird, seine Inter- 
nationalisierung fordern. — 

2g. März. In Kopenhagen hat der dänische König dep. 
Ministerpräsidenten Zahle nach einer langen Be- 
sprecbtmg über die Nordschleswig-Politik der Re> 
gierung aafgefordert, sein Abschiedsgesnch ernzn- 
reichen. Zahle lehnte ab. Darauf erteilte der König 
dem Ministerium Zahle den Abschied und be- 
auftragte Neergaard mit der Kabinettsbildung. Dieser 
lehnte nach zwei Stunden ah. Darauf bat der König 
Zahle, die Geschäfte weiter zu führen, was wiederum 
' von Zahle abgelehnt wurde. Das Vorgehen des Königs 
wird in den I^inkskreisen des Reiches als Staats- 
streich charakterisiert. In Kopenhagen selber be- 
ginnen sich Unruhen zu entwickeln. Im I^aufe des 
Tages wird ein ,,unpülilisches" Ministerium lyiebe 
gebildet, dessen Anhänger ausnahmslos auf dem Stand- 
punkt der Flensburg- Gruppe stehen. Die Kopen- 
hagener Arbeiter beschließen, als Abwehr gegen den 
Staatsstreich zum Generalstreik aufzufordern. — 

30. März. IHe preußische Staatsregierung erlaßt eine Kund-- 
gebtuig zu Gunsten des Minoritätenschutzes, in 
der ausgeführt wird, daß dieser in Zukunft eine 
Angelegenheit der Schleswig-Holsteinischen 
Selbstverwaltung sein würde. — 

In Kopenhagen finden Massendemonstrationen 
statt. Die Sozialdemokratie hat ein Ultimatum 
überreicht, bei dessen Ablehnung der Generalstreik 
Dienstag in Kraft treten soll. Unterrichtsminister 
Rovsing erklärt einem Vertreter von Politiken, daß 
ein deutsches Flensburg dicht an der dänischen 
Grenze die Gefahr eines Krieges mit Deutschland be- 
deute. Das Ministerium I^iebe sei gebildet 
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wordexi^ um ein deutsches Flensburg dicht 
an der Grenze zu verhindern. Dieses solle 
erreicht werden durch die Internationali- 
sierung von Plensburg und der zweiten Zone. 

jj. März. In Kopenhagen hat der Generalstreik begonnen. 
,,Heimdar* erklärt, dalj die Intemationalisieruiig, 
die von den dänischen Extremisten verlangt würde, 
nur das vorläufige Ziel sei, welches* das Badziel ver- 
schleiern solle. — 

j. Afrü. Auf Ersuchen des Ministeriums I4ebe werden 
Verhandlungen mit dem Aktionsausschuß der Ge- 
werkschaften und der sozialdemokratischen Partei 
aufgenommen. — 

j. April, Nachdem der Generalstreik täghch mehr seme 
volle Wirkung zeigt, tritt das Ministerium Liebe 
zurück. Es wird ein Geschäftsministerium Friis 
aus allen Parteien gebildet, dessen einzige Angabe die 
Ausschreibung der Wahlen auf der Grundlage eines 
neuen Wahlgesetzes bleibt. — 

In Flensburg zieht die Bewegung fiu die luter-. 
nationalisiernng immer weitere Kreise. — 

ö. April. Das „Ministerium für Nordschleswig" wird nach 
dem Rücktritt Hanssens nicht wieder besetzt. — 

9. Apfü, Die Flensburger Dänen überreichen der I. K. eine 
von 5275 Frauen der zweiten Zone unterzeichnete 
Bittsdurift, die darum ersucht, das Danentum der 
zweiten Zone auf keinen Fall wieder ,,dem Gewalt- 
regiment der Preußerei" zu überÜefem. Wenn 
eine Rückkehr nach Dänemark unmöglich ist, wird 
unter allen Umständen derjenige Schutz erbeten, 
den eine Internationalisierung geben kann. 
, „Sodaldemokraten" veröffentlicht Aufeehen er- 
regende Enthüllungen über die Vorgeschichte 
der politischen Krise in Dänemark. Darnach soll 
neben der Zarin-Witwe von Rußland eine Reihe von 
dänischen Frauen chauvinistischer Richtung, darunter 
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auch die Frau des Generalsekretärs der I. K., die eine 
geborene Dänin ist^ zn der Kamarilla gehören^ die den 
König vor dem 29. Marz bearbeitete. — 
Nach ,,Heimdal" haben Flensbtirger Dänen imd 

deutsche Renegaten wie Claussen-Bau schon am 
Sonntag, den 28. gewußt, daß am Montag, den 
29. das Ministerium Zahle verabschiedet werden 
würde. — 

10, April, Im „Südjütischen Ausschuß" des dänischen 
Rdu^stages erklärte Ministerpräsident Friis, daß das 
Ministerinm Triebe inrährend seiner kurzen Macht- 
Periode an die I. K. das Ersuchen gerichtet 

hätte, die Entscheidung über das Schicksal 
der zweiten Zone bis nach den dänischen 
Neuwahlen zu vertagen. Die Kommission habe 
nunmehr angefragt, ob auch das Ministerium Früs 
sidi dem Wunsche auf Vertagoog der Entscheidung 
ansdiließe. Prüs habe auf Grund von innerpolitisdien 
Drohungen der Konservativen diese Frage bejaht. — 
Der Deutsche Bevollmächtigte beider I. K. Köster 
wird zum Minister des Auswärtigen ernannt. — 

13, April. Auch in der ersten Zone werden von den Dänen 
Unterschriften für die Intemationalisierung der zweiten 
Zone gesammelt. — 

25. April. "Einec Abordnung von Dänen aus Nordschleswig, 
die eine Petition für Intemationalisierung der zweiten 
Zone überreichen, antwortet Ministerpräsident Friis, 
daß ein Geschäftsministerium in der iiordschleswig- 
schen Frage unmöglich Partei ergreifen könne. — 
Sozialdemokratie und radikale Linke in Dänemark 
führen den Wahlkampf unter der Parole des Selbst- 
bestimmimgsrechtes für Nordschleswig im Sinne H. 
P. Hanssens. — 

J7. Aprii, Im Kampf gegen die IntemationaHsierang über- 
nehmen die Arbeiter Flensburgs mehr und mehr die 
Führung. — 
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jJPlensborg Avis" meldet, daß 21 804 Nordschles« 
wiger die Petition für Internationalisienmg der 
zweiten Zone tintetschrieben haben. — . 

Zum Nachfolger Kösters wird der deutsche Kon- 
stil in Kolding O. Metzger ernannt. — 

iS. April. Knie reichsdänische Koniniission unter Fiihrtmg 
des früheren Ministers H. P. Hanssen verhandelt mit 
dem früheren Staatskommissar Köster über die so- 
fortige Übern ahme der ersten Zone in dänische 
Verwaltung. Die Verhandlungen scheitern daran, 
daß Deutschland die Verlegung der Zoll- 
grenze vor der endgültigen Abtretung nicht 
einräumen will. — 

jp. April. Die preul^ische Regierung hat beschlossen, sämt- 
liche für Nordscliieswig geltenden Gesetze und Ver- 
ordnungen, die in Dänemark als gegen die Dänen 
gerichtet betrachtet werden, sowie auch solche^ die 
sich g^en Retchsdeutsdie danischer Gesinnung rich- 
ten, zur Aufhebung zu bringen. — 

Reichspräsident Bbert empfängt in Berlin dne 
Abordnung von Schleswigem, die sich im Abwehr- 
kämpfe gegen Dänemark hervorragend betätigt haben. 
Unter ihnen befinden sich die Herren Dr. Kahler 
(Deutscher Ausschuß), Adler (Schutzwehr Schleswig), 
Cordts (Verein für freies Büdung^esen) sowie 
die Gattinnen des Stadtverordnetenvorstehers I«5h- 
mann und des Rektors Voigt, die an der Spitze der 
wichtigsten Ausschüsse für die Heranschaf fuiig und 
Unterbringung der auswärtigen Stimmberechtigten 
gestanden haben. — 

22, ApriL Die Kommissare der I.K. sind bis auf das nor- 
w^;ische Mitgüed aus Flensburg abgereist. Ks wird ' 
bekannt, daß das Votum der I. K. abgeschlossen ist, 
und daß das englische und schwedische Mitglied, 
für restlose Rückgabe der zweiten Zone an 
Deutschland, das französische und norwegische 
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lifit^edfuTBelassting von vier Gemeinden am 
Nordrande der zweiten Zone bei Dänemark 

votiert haben. Es handelt sich um die Gemeinden 
Aventoft mit 271 deutschen und 50 dänischen 
Stimmen, Süderliigum mit 334 deutschen und 69 
dänischen Stimmen, Ladelund mit 292 dentsdien 
und 107 dänischen Stimmen und Medelby mit 144 
deutschen tmd 30 danisdien Stimmen. — 

j6. Aprü. Während die Sozialdemokratie bei den dänischen 
Wahlen gewinnt, verliert die radikale Trinke so viel 
Mandate, daß eine neue Koahtion ohne Sozialdemo- 
kraten und Radikale die Regierung übernehmen muß. 

2g, April. ,,Heimdal" berichtet, daß die Konservativen 
Dänemarks sich an den Vorsitzenden der Pariser 
Schleswig-Kommission, A. Xardien, mit der Bitte 
gewandt haben, die erste Zone durdi Danemark be- 
setzen und spater die Abstimmung in der zweiten 
Zone wiederholen zu lassen. — 

Im „Südjüti sehen Ausschuß" des dänischen Reichs- 
tages wird mitgeteilt, daß die erste Zone vom 5. Mai 
ab durch Dänemark besetzt wird. — 

j. Mai. Von Dänemark befindet sich Kontorchet Hen- 
driksen undKammeradvokat Aagesen ^ vonDeotsdh- 
land Johannes Tiedje als Sachverständiger bei der 
dänischen resp. deutschen Gesandtschaft in Paris. — 

j. Mai, In der zweiten Zone finden auch jetzt noch an- 
dauernde Versammlungen und Kundgebungen für 
die Tiedje-irinie und gegen die Internatio- 
nalisier ung statt. — 

Dänisches Militär rückt in der eisten Zone ein. — 
In Paris übergibt der Vorsitzende der I. K. den 
Grenzvorschlag, bei dem sich die Kommission in der 
oben beschriebenen Weise trennt. Jedoch lenkt die 
gesamte Konrnussion die Aufmerksamkeit des Ober- 
sten Rates auf die schwierige I/age, in der sich 
die dänischen Bewohner der zweiten Zone 
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befinden würden. Nach dem ,,Temps" sind selbst 
; . während der Abstimmungsperiode die Vertreter der 
Mächte Zeugen von Plackereien gewesen, denen viele 
Dänen ausgesetzt gewesen seien. — 
8, Mai. 36000 deutsche Unterschriften ans der zweiten 
Zone pfotestieren g^^ die Intemationalisterung. — 

Der Kampf um die Kinfiihruns; der Kroiieiiwährnng 
verschärft sich nach der Besetzung der ersten Zone. 
Die zweite Zone, besonders Flensburg, befiirchtet mit 
Recht von der Einführung der Kronenwährung in der 
ersten Zone eine gewaltige Freissteigerung und einen 
radikalen Ausverkauf. — 

Nach ,,B^lii:^^^ Tidende*' haben das französische 
und norwegische Mitglied der I. K. in Paris vorge- 
schlagen, die neue Grenze an der Kupfermühlenbucht 
so zu ziehen, daß die Möglichkeit der Anlegung 
eines zweiten dänischen Neu-Flensburg ge- 
sichert sei. — 

12. Mai. Der deutsche Gesandte in Kopenhagen hat dem 
danisc^enAnßennxixuster den Vorschlag gemacht, daß . 
zwischen Deutschland und Dänemark ein 

Abkommen zum Schutze der gegenseitigen 
Minderheiten abgeschlossen wird. Der dänische ' 
Minister hat diesen Vorschlag abgelehnt. — 

14. Mai, Da die Einführung der Kronenwährung in der 
ersten Zone droht« schheßt sich die gesamte deutsche 
Bevölkerung der zweiten 2k>ne zu einer Abwehrbe- 
wegung mit allen Mittehi zusammen. Die deutsche 
Bevölkerung der zweiten Zone kann nicht einsehen, 
warmn die wirtschaftliche Not der ersten Zone ge- 
lindert werden soll dadurch, daß die zweite Zone in 
eine noch größere wirtschaftliche Katastrophe hinein- 
gerissen wird. — 

J5. Mai. Zur Abwehr der Einführung der Kronenwährung 
wird in Plensburg die Organisierung des aligemeinen 
Volksstreiks erwogen. — 
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16. Mai. Ehit' zur Besprechung der für die Organisierung 
des Volksstreikes notwendigen Schritte in das Flens- 
bfuger Gewerkschaftsbaus einberufene Versamm- 
lung ymA von dem Polizeimeister der I. W. 
Sötensen verboten. In einer trotzdem abgdialtenen 
internen Besprechung wurde verlangt, daß bei 
Einführung der Kronenwährung in der ersten 
Zone die zweite Zone nach Norden scharf 
abgesperrt, nacii Süden mit dem deutschen 
Wirtschaftskörper wieder normal verbunden 
würde. — 

J7. Mai, Der Votsitzende der deutschen Friedensdele- 
gation in Paris übergibt dem Präsidenten der Friedens- 
konferenz eine Note, die gegen die Einfülirung der 
Kionenwährung protestiert. — 

ig. Mai. „Socialdemokraten" stellt fest, daß das Mini- 
; sterium Neergaard einer Intemationalisierung der 
zweiten Zone zwar wohlwollend gegenübersteht, da- 
geg^ nichts ofBzielt für sie unternommen bat. — 

20. Mai. Unter dem Vorsitz von J ules Cambon und in 
Anwesenheit von Marschall Foch, Sir Charles 
Marling und Paul Claudel wird in Paris die Ent- 
scheidung über die neue deutsch-dänische Grenze ge- 
fällt. — 

22. Mai. Die I. K. nimmt die deutschen Voischläge betr. 
Binfiibmug der Kronenwähnmg an. Von mittags 
12 Uhr ab ist die zweite Zone handelspoli- 
tisch und wirtschaftlich wieder mit Deutsch- 
land verbunden. Die Paßkontrolle wird aufgehoben. 
Die Sperrlinie zwischen der ersten und zweiten Zone 
wird von Plebiszitgendarmen imd Kriminalbeamten 
gebildet. — 

28, Mai, Die Botschafterkonferenz hat die Beratungen der 
Sdüeswigfrag^ abgeschlossen. Die Clausen-I#inie 
bildet die zukünftige Südgrenze Dänemarks. 

Die zweite Zone wird an Deutschland zurückgegeben. 



Digitized by Google 



1 9 ^ ^''o7i der ßcsef'^^i^no- des Abstimmungsgebietes 

Die Frage der Internationalisierung ist von der 
Botschaiterkonierexiz gar nicht in Krwägung 
gezogen worden. — 

j. /ifn«. Die Botschafterkcmfereiiz in Paris übeigibt den 
Vertretern Deatsdb3ands und Dänemarks den Ent- 
wurf eines dreieckigen Vertrages zwischen 
den Alliierten, Deutschland und Dänemark, 
der in befristeter Zeit unterschrieben werden soll. Die 
deutsche Regierung erklärt, den Vertrag in dieser 
Form nicht annehmen zu können und bereitet einen 
G^E^varschlag vor. — 

5. Juni. Die Flensburger Städtischen KoU^en piotestieien 
gegen die Festsetzung der 0aussen-l4nie als Grenzr 
linie — 

Dänemark hat sich bereit erklärt, den ihm über- 
mittelten Vertrag innerhalb 10 Tagen zu unterzeichnen. 
jr5. Juni, Die Notifikation der Grenzlinie wird in Berlin 

und Kopenhagen überreidit. — 
jd. /«mt. Kurz vor 12 XJhr verschwinden die Fahnen der 
I. K. vom Flensburger Hof. In der Nacht verläßt der 
Generalsekretär der I. K. Bruce die Stadt. — 

Oberbürgermeister Todsen empfängt vom Reichs- 
präsidenten die Glückwünsche des deutschen Volkes 
zur Rückkehr Flensburg? zum deutschen Mutterlande. 

Die Minister Köster und Severing treffen in Flens^ 
buig ein. — 

i'j. Juni. Nach Fesl^ottesdiensten in allen Kirdien der 
Stadt findet auf dem Südermarkt in Flensburg 

unter xViiwesenlaeit der beiden Minister, des Ober- 
präsidenten, der gesamten Stadtvertretung und 
Tausender von Bewohnern Flensburgs und der zweiten 
Zone eine Begrüßungsfeier statt Ansprachen 
halten der Oberbürgermeister und der Minister des 
Äußeren. Einrückende Reichswehrtruppen werden 
jubelnd b^rüßt. Über Flensburg und der ganzen 
zweiten Zone wdien die deutschen Fahnen . 
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2. UNTER DER I. K. 
Am 24. Januar abends kurz vot Mittemacfat verließ ich 

als letzter Vertreter deutscher Staatsautoritäl da.s Ab- 
stimmungsgebiet. Eine Woche später zog ich als deutscher 
Vertreter bei der I. K. in Flensburg wieder ein. Kme ganz 
neae Arbeit begann« Statt zwischen Hadersleben, Ton- 
dern und Schleswig spielte sich mane Ar)ieit jetzt zwi- 
schen dem „Flensburger Hof in dem die 1. K. saß, 
dem „ Altflensburger Haus", in das die Deutschen ihr 
Hauptquartier verlegt hatten, und dem Kunstgewerbe- 
museum, dessen Nordflügel mir selber ein paar große helle 
Räume lieh, ab. Es war ein kleines Dreieck, das durch diese 
drei Namen eingeschlossen wiurde. Aber alle, die wir in ihm 
gearbeitet liab^> sind Zeugen und Mitbildner eines 
Stückes Geschichte gewesen — eines kleinen nur, aber 
eines Stückes, das der Beginn deutscher Bednnung auf 
sich selbst und der Wiederbeginn deutschen Auferstehens 
war. 

Die Abstimmungskommission Schleswig; ist eine der we- 
nigen Kommissionen des Friedensvertrages gewesen, die 
nicht vom Völkerbunde ressortierte und dennoch nicht 
interalliiert sondern international war. Als Amerika 
ausschied, hatte das neutrale dement in ihr sogar dasselbe 
Gewicht wie das alliierte. Die I. K. konnte mit «wei Me- 
thoden sich ihrer Aufgabe entledigen: als eine Art okku- 
pierender Maclit, die sich auf ihre Bataillone stützte, 
oder als bevollmächtigte Schiedsrichterin, die ledig- 
lich die Freiheit einer Wahl sicherte. Obwohl die Veu- 
suchung zur ersten Methode groß war, hat die I. K. im 
Ganzen den zweiten Weg gewählt und beibehalten. Bs ist 
von deutscher Seite viel auf sie gescholten worden. Das war 
in den Tagen des Kampfes zu verstehen. Wer heute in Eu 
ropa umherblickt und die Dinge anderswo und in Schleswig 
nüchtern betrachtet, wird sagen müssen, daß die I.K. sich 

«3 KMw 
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im Ganzen ihres Auftrages nicht schlecht entledigt hat. 
Sie trat mit großen Machtmitteln auf, die uns schmerzhaft 
waren. Französische Soldaten benahmen sich zuweilen mehr 
wie Eroberer denn wie Polizisten. Es hat darüber manche 
Auseinandersetzungen auch innerhalb der I. K. gegeben. 
Und es sind besonders bei den Engländern für Unbot- 
mäßigkeiten gegenüber der Bevolkermig harte Strafen ver- 
hängt, von denen Flensburg nichts erfuhr. Die Politik der 
I. K. war keine Politik des Kürassierstiefels. Das beweist 
der Fall des dänischen Scharfmachers Brunn, der zurück- 
treten mußte, weil die I. K. sich seine militanstischen 
Gemegroßspidereien verbat. Dennoch wurde die I. K. 
von der ganzen Bevölkerung als Feind empfunden. Denn 
sie war das Instrument, mit dem all die Ungerechtigkeit, 
die die Schleswig-Paragraphen des Friedensvertrages ent- 
hielten, dtirchgesetzt werden sollte. Sie war freilich für 
den Vertrag nicht verantwortlich. Vielleicht gab es in ihr 
Mitglieder, die ihn wie der Engländer Keynes und der 
Italiener Nitti als Wahnwitz empfanden. Ihre einzige 
Aufgabe war, ihn unparteiisch durchzuführen. Aber 
selbst das ist ihr nicht immer gelungen. Ich habe es schon 
für einen politischen Fehler gehalten, daß die Alliierten 
gerade aus ihren Kopenhagener Gesandten dieseKom- 
mission zusammenstellten. Was man in normalen Zeiten 
dafür hätte ins Feld führen können» ihre Vertrautheit mit 
dem südjütjschen Problem» das traf weder bei Sir Charles 
noch bei Claudel zu, die beide Neulinge in Nordland 
waren. Warum nahm man zur Durchführung eines so 
heiklen Auftrages, bei dem restlose Unabhängigkeit 
das Eine war, worauf es ankam, gerade Vertreter, die per- 
sönlich und dienstlich die Pflicht hatten, ein gutes 
Verhältnis zu Dänemark auch nach der Abstimmung 
zu erhalten und zu pflegen ? Die persönlichen Beziehungen 
der L K. zu den Dänen smd naturgemäß andere als die- 
jenigen zu den Deutschen gewesen. Denn sie kam für die 
Dänen als die „Befreierin vom Unrecht.** Das nahm ihr 
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niemand von uns selbst übel. Wir wissen aticli, daß sie 
dänische Wünsche genau so spröde sein konnte wie gegen 

deutsche. Sie ist von ihnen scharf angegriffen worden, weil 
sie die Zwangswirtschaft gemäß den Abmachungen mit 
Deutschland aufrecht erhielt. Sie hat auf dem Irande trotz 
immer erneuten Drängens der Dänen keine getrennten 
Wahlurnen für dieEinheimischen und die Auswärtigen auf-: 
gestellt. Sie hat weder die vorzeitige Besetzung des I^andes 
noch die nachträgliche Räumui^ der dritten Zone beför- 
wortet. Sie hat hunderte von dänischen Quertreibereien 
und Denunziationen in den Papierkorb geworfen. Als sie in 
der Flensburg-Frage strikt am Wortlaut des Friedens- 
vertrages festzuhalten schien, ist sie von den dänischen 
Ultras genau so zum alten Bisen geworfen worden wie das 
Ministerium Zahle. Gewiß: sie legte Wert auf Autorität. 
Bas durfte sie. Aber nach französischem Vorbild in den 
Rheinlanden oder nach deutschem in Belgien ist sie dabei 
nicht verfahren. Sie konnte auch nachgeben und Nieder- 
lagen ertragen. Das Beamtenverbot war ungerecht und 
parteiisch. Als die Kommissare es in den ersten Tagen 
ihrer Wirksamkeit erließen, standen sie ganz unter dem 
Einfluß der dänischen Hetze» die in jedem — auch dem 
gewählten; auch dem einheimischen — Beamten den ver- 
haßten preußischen ,,Embedsmand'' sah. Sie hatte über- 
triebene Vorstellungen — zum wenigsten von der Macht 
der nachrevolutionären Bürokratie — und von dem Ein- 
fluß der Beamten, die sie nach Abschub der andern uns 
noch gelassen hatten. Ich habe der I. K. dienstlich und 
persönlich inmier wieder auseinandergesetzt» was für ein 
brutaler Eingriff in die staatsbü^erlichen Rechte ihre 
„SuppUerende Mitteilung" war, und wie tief sie das in der 
ganzen Geschichte Schleswigs verankerte engeVerhält- 
nis des Landes zu seinen gewählten Pastoren und 
Lehrern verletzte. Nachträglich aber und an dieser Stelle 
kann ich nicht verschweigen, daß es in. der Tat gerade 
in Flensburg eine Reihe von Lehrern und Fastoren (nicht 
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immer Einheimische) gegeben hat, die den für JugendbÜd- 
ner gerade damals notwendigen Takt manchmal vergaßen. 
Immerhin ist doch das Beamtenverbot trotz einiger 

ruppiger Streiche des Herrn Sörensen und anderer Gen- 
darmen natu reu nicht so heiß gegessen worden wie gekocht. 
Eine regehechte NiederlagL aber hat die T. K. beim 
Flaggen verbot einstecken müssen. Es ist gar kein 
Zweifel, daß sie sich auch hier wieder durch dänische Treibe- 
reien hat ins Bockshorn jagen lassen. Diesmal war — ge- 
rade gegenüber ihrem Verfahren in der ersten Zone, wo sie 
die offene Beteiligung französischer Soldaten an den Dane- 
brc^- Spielereien geduldet hatte — ihre Unparteilichkeit 
so in die Augen springend und der Protest der Be- 
völkerung, der sich vor allem in der Amtsniederlegung 
der deutschen Berater äußerte, so wirksam, daß die 
I. K. klein beigab. Vielleicht war es verspätete Einsicht, 
vidUieicht war es Klugheit. Es war auf jeden Fall auch ein 
Zdchen von der Art, wie sie ihr Amt auffaßte, daß sie das 
Verbot zurücknahm. Dabei darf man heute ein Plakat 
erwähnen, das lüe öffentlich gezeigt ist. Ks enthielt nichts 
weiter als dieses Verbot selber, in reizender blan-weiß-roter 
Schrift, im Wortlaut und mit den Unterschriften der Kom- 
missare. Bs sollte vom 12. bis 16. März („beide Tage ein- 
schließlich'') in allen I4den aushängen — als Ersatz für 
die verbotenen Flaggen und als Auf merksamkeit für 
die Kommission und als Bekanntmachung für die aus- 
wärtigen Gäste. Mit der Aufhebung des Verbots selber war 
das Plakat überflüssig. Jedoch hat die T. K., als ich ihr 
später davon erzählte, sich eine ganze Reihe dieser Plakate 
zum Andenken erbeten. Freilich konnte sie auch anders. 
Im Falle des kleinlichen Verbotes des „Flensburger Tage- 
blattes'* hat sie nicht ein Tüttelchen nachgegeben. Und 
einmal ist sie offen aus ihrer sonst ziemlich unparteiischen 
Rolle gefallen. Das war kurz vor der Abstimmung in der 
zweiten Zone, als sie sich herabließ, selber in den Wahl- 
kampf mit einzugreifen. Es.zeugte schon von wenig 
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Takt, daß der dänische Vertreter bei der 1. K. die Nadi- 
rieht, daß die Wiedergutmachnngskommission 

den Flensburgern ihre Schiffe eventuell lassen 
würde, geflissentlich an die deutsche Öffentlichkeit weiter 
gab. Immerhin war er Partei. Daf.'» die T. K. selber als 
Hüterin der Abstimmungsfreiheit diese Nachricht zwei 
Tage vor der Entscheidung amtlich, also so, daß 
alle Zeitungen sie bringen mußten, veröffentlichte, 
das bedeutet einen dunklen Fleck anf ihrer Geschichte. 

Ich bin mit den Mitgliedern der I. K. auch in persönliche 
Beziehungen getreten. Ob eines oder das andere privatim 
Neigung hatte, nach der Abstimmung entgegen dem Wort- 
laut des Friedensvertrages Flensburg an Dänemark zu 
bringen oder zu internationalisieren, weiß ich nicht. Für 
die Tiedje-X4nie war freilich niemand im Ernste zu haben, 
wenngleich jeder sich für sie und ihre Begiimdung lebhaft 
interessierte. Aber auch dunkle deutschfeindliche Pläne 
lagen der I. K. fem ; der englische Marinestützpunkt 
Flensburg" spukte lediglich in den Köpfen deutscher 
Phantasten — meistens derselben, die während des Krieges 
die Annektion Belgiens damit begründet hatten, daß 
,ßxig^d ja doch niemals aus Calais herausgehen würde". 
Am meisten ist über dem Generalsekretär der I. K. geredet 
und gescholten worden. Ich weiß heute noch nicht, ob 
er wirklich jener gefährhche Mann war, der den Staats- 
streich in Kopenhagen mit vorbereitet hat und beinahe 
Flensburg zu einem zweiten Fiume oder Dan zig gemacht 
hätte. Aber ich weiß, daß er sehr Vieles und sehr Verschie- 
denes und sehr Unverbindliches gesprochen hat, und daß 
man bei denjenigen seiner Erzählungen, die überhaupt 
ernst waren, weniger aufpassen mußte, was er sagte, als 
vielmehr sich fragen, warum er es eigentlichste. 
Wieviel ist gekannegießert worden im Plebiszit Slesvig und 
wieviel geglaubt und wieviel gemunkelt - — gerade über die 
I. K. und ihr offizielles und nichtoffizielles Drum und 
Dran! Aber schließlich kam es auf das an, was sie im Ab- 
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8timmttiigiBgd>iet praktisch getan^imd auf die Grenze, 
die sie letsten Endes mrklich vorgeschlagen hat. 

Sichertich hätten die meisten Mitglieder der I. K. es gern 
gesehen, wenn am 14. März von der zweiten Zone ein starkes 
Stück dänisch gestimmt hätte. Und sicherlich gab es am 
Abend des 14. März nicht nur im „Bürger verein" sondern 
auch im „Flensbnrger Hof" dicke Köpfe. Aber andererseits 
war das Resultat für sie in der zweiten Zone so sauber wie 
in der ersten Zone. Im Ganzen hier 74 % dort 80 in 
Flensburg alldn 75 % reine Mehrheit. Das waren klare 
Zahlen. Wer Verantwortung Juitte gegenüber der Ge- 
schichte, dem wurde durch dies klare Resultat die Aufgabe 
sehr leicht gemacht. Man hat trotzdem langeZeit gebraucht, 
ehe man sich entschloß. Und man hat^ als Ende März das 
merkwürdige Ersuchen des Ministeriums Triebe kam, mit 
dem GrenzvQischlag zu warten, bis die dänischen Neu- 
wahlen zu Bude ^ren, darauf anscheinend nicht die rich- 
tige Antwort gegeben. Dieser Schritt des Eintagsministe- 
riums Liebe war eine unerhörte Einmischung in eine Sache, 
die nur die T. K. anging. Es ist unklar geblieben, ob es 
sich bei ihm sowohl wie bei der Rückfrage der I. K. an das 
Ministerium Friis, ob dieser Schritt auch für es gälte, um 
eine offizielle diplomatische Hin Wendung handelte 
oder ob das Ganze eine Frage und Rückfrage unter 
der Hand war. Auf jeden Fall scheint die I. K. das Un- 
mögliche einer solchen Einmischung selber empfunden zu 
haben. Denn ihr Vorschlag war fertig gestellt, ehe das 
dänische Volk an die Urne ging. Bei diesem Vorschlag selber 
zeigte sich, daß das Höchste, was wir von der I. K. er- 
warten konnten, Korrektheit war. Daß gerade der nor- 
wegische Vertreter sich seinem französischen Kollegen 
ansdüoß und das dänischePrestige durch Binverleibung 
von vier Gemeinden der zweiten Zone noch retten 
wollte — denn die übrigen Gründe waren an den Haaren 
herbeigezogen — konnte niemanden überraschen. Die 
Korrektheit des Engländers und des Schweden hat die vier 



Digitizedby Google I 



GemdiidetL gerettet — die Kotrektheit der gesamten I« K. 
die zweite Zone vor der Intemationalisiemng bewahrt. 

Die Tatsache aber, daß alle 5 Mitglieder in ihrem Votum 
den Obersten Rat auf die schwierige Lage aufmerksam 
machten, in welche die bei Deutschland verbleibenden 
Dänen geraten würden, bewies die Wichtigkeit, die ich 
mit allen gemäßigten deutschen Vertretern von Anfang an 
gerade diesem Punkte beigel^ hatte. Bs kam nicht darauf 
an, daß man von deutscher Seite sich immer wieder auf 
den § 113 der Reichsverfassung berief, manchmal von 
Leuten, die diese Verfassung selber in Gnmd und Boden 
verwünschten. Es kam auf das an, was man tat und nicht 
tat. Die Versävunnisse der Berliner Zentralen sowohl wie 
die Politik der „starken Hand", die nodi immer in einigen^ 
Köpfen spukte^ rächten sich. D^egen zeigte sich, wie klug 
die Taktik war, mit demMinorttätenschutz bei uns so bald 
wie möglich praktisch zu beginnen. Eine dunkle Wolke — 
die letzte — verschwand, als Paris aus diesem überflüssigen 
Hinweis der Kommissare keine Konsc([ueTizeTi zog. Denn 
daß die Tiedje-Linie inParis durchzusetzen war, daran 
haben nur Schwänner geglaubt — Schwärmer wie die- 
jenigen, die es auch für möglich hielten, daß dänische 
Bauern wegen der ungentigenden Kopenhagener Valuta-"' 
hilfe ihre Fahnenstangen umsägen und einen deutschen 
Stimmzettel abgeben würden. Nein, die Tiedje-L,inie war 
von Anfang an, was sie bis zum Schluß bleiben wird: das 
deutsche Revisionsprogramm, dem Leben zu geben 
die Aufgabe der abgetretenen Deutsch-Schleswiger selber 
ist. 

Die verwaltungstechnischen Aufgaben der L K. , 
im Abstimmungsgebiet waren nicht schwer. Der ganze 
deutsche Verwaltungsapparat lief weiter — auch da, wo 

dänisch gesinnte Beamte an die Spitze traten, wie in den 4 
nördlichen Kreisen. Es war weniger Rücksicht auf deutsche 
Interessen, wenn die I. dies gestattete — es war viel-, 
mehr notwendig, weil es anders einfach nicht ging. In 
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nähere Beziehungen zu der Kommission sind von deutschen 
Behörden nur die Post, die Eisenbahn und das Tele- 
graphenwesen getreten. Sie erhielten je einen Plebiszit- 
direktor^ der aus der deutschen Beamtei^^haft genommen 
war. Die ganze deutsche Beamtenschaft, die sich selbstlos 
tmter das Gebot der I. K. stellte und ihren Dienst in der 
ersten Zone noch versah, als die flatternden Danebrogs 
ringsum schon zeigten, daß siie hier niu: noch geduldet 
waren, hat sich durch ihr Verhalten den Dank der Heimat 
verdient. WirkUch neue und zum Teil sehr schwierige Auf- 
gaben hat von der L K. der sogenannte Volkswirt- 
schaftsrat bewältigt. St ist hervorg^angen aus diem 
' Emährungsbeirat, der schon vor der Besetzmig ins I^ben 
gerufen wurde, um die Ernährung des Abstimmungsge- 
bietes ans sich selber zu sichern. Ihm gliederten sich sehr 
bald Filialen verschiedener Reichs- und Provinzialstellen 
sowie eine Kontrollstelle für Ein- und Ausfuhr an. Das- 
war notwendig, weil das Abstimmungsgebiet wirtschaft- 
lich weder zu Deutschland noch zu Dänemark gehörte. 
Teils lebte und arbeitete es von sich selbst. Zum größten 
Teile führte Deutschland, zum kleineren TeÜe Dänemark 
das ein, was fehlte. Die Leistungen beider Staaten wurden 
im Kompensationsverfahren ausgeglichen. Deutschland 
lieferte hauptsächlich Kohlen und bekam dafür haupt* 
sächhch Vieh. Der Volkswirtschaftsrat war im Ganzen 
ein deutsches Geschöpf. In dem Büro für Ein «lind 
Ausfuhr saßen auch Dänen. Ebenso stand an der Spitze 
des Ganzen neben dem preußischen I/andtagsabgeordneten 
I V e r s e n der reicbsdäiüsche Professor M o 1 1 g a a r d. Beide 
haben mit Geschick, Energie und der nötigen Großzügig- 
keit das Abstimmungsgebiet über die Monate seines inter- 
nationalen Wirtschaftsdaseins hinweggebracht. HerrMöll- 
gaard hat den Grundsätzen des Volkswirtschaftsrates 
Geltmig veisdiafft auch da^ wo er bei seinen künftigen 
I^dsleuten mit ihnen keine S3nnpatliien errang. Herr 
Iversen hat gleichzeitig — als deutscher Berater der Kom- 



Digitized by Google 



mission ^ auch in anderen als wirtschaftlichen Dingen für 
seme klugen und immer aufs Sachliche gehenden Raty 
sehläge oft das Ohr der I. K. gehabt. 
Die I. K. hat zu Zeiten einen gewaltigen Apparat von 

Menschen und Autos beschäftigt und — besoldet. I^etzteres 
ging nach dem Friedensvertrag aiif deutsch-dänische 
Kosten. Die Gesamtkosten der Abstimmung sind heute 
noch nicht bekannt. Ein Teil von ihnen ist durch die I. 
selber gedeckt — aus dem Erlös der Plebiszit-Briefmarken, 
der schon, als ich die Kommission verließ, mehrere BCillio- 
nen betrug. Sicher sind die Kosten, besonders für das Mi- 
litär, sehr hoch gewesen. Wie die Soldaten wurde auch das 
fast ausschließlich ausländische Personal um in Kronen 
bezahlt. Gegenüber den selbst für eine Besatzungsbehörde 
•manchmal etwas zu weit gehenden Ansprüchen nachge- 
ordneter Militär- und Zivilstellen (auch der Neutrakai) 
hat der englische Finanzsekretar der I. K. zuweilen wohl- 
tuend gebremst — wohltuend für Deutschland und für 
Dänemark. Aber das ist nur sdir relativ zu verstehen. 
Ein Recht zur Finanzkontrolle hatte Deutschland nicht. 
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3. DER lo. FEBRUAR 

Der Verlust der ersten Zone ist in Deutschland teils zu 
leicht genommen, teils in seiner Zwangsläufigkeit nicht 
gleich begriffen worden. Mit den Abstimmungen in Ost- 
und Westpreußen kann die uordschleswigsche nicht ver- 
glichen werden. Im Osten war fast alles, was gemischt- 
völkisch bewohnt war, schon durch einfaches Di^t den 
Polen zugesprochen worden; Was in den beiden Preußen 
abstimmte, war im Grunde reindeutscbes Gebiet. Hier in 
Schleswig wurde auch das von vornherein sichere dänische 
Gebiet in die Abstimmung mit einbezogen. Insofern hat 
das etwas indignierte Staunen mancher deutschen Kreise 
— auch in einem gleich nach der Abstimmung erschienenen 
Interview des damaligen preußischen Ministerpräsidenten 
merkt man etwas von dieser Indignation — gar keine Be- 
rechtigung gehabt. Die erste Zone ist am 23. Juni, nicht 
am IG. Februar verloren gegangen. Aber es wäre auch ganz 
falsch, den Verlust dieses gesegneten Landes mit seinen 
60000 Deutschen über dem Wiedergewinn der zweiten 
Zone vergessen zu wollen, wie das auch zuweilen geschehen 
ist. Die erste Zone umfaßt etwa 45 % des Flächenraumes 
von ganz Schleswig. Auch wenn wir uns auf den Boden des 
Sdbstbestimmwigsrechtes stellen und den Dänen das I^and 
lassen, auf das sie kraft Mehrheitswillen ihrer Bewohner 
Anspruch haben, bleibt der Verlust des Tiedje-Gürtels (öko- 
nomisch und nationalpoHtisch schwer zu tragen. Das 
deutsche Volk darf über den Milhonen seiner unerlösten 
Brüder im Osten niemals die Tausende in Nordschleswig 
vergessen^ die I>eutschland deshalb nicht weniger lieben, 
weil sie in einer gleichwertigen, nicht in einer unter- 
geordneten Kultur gefangen sitzen. 

Das Bewußtsein dieses Verlustes wird dadurch nicht 
leichter, daß wir uns heute sagen müssen, daß in der ersten 
2one mehr deutsche Stimmen hätten fallen müssen und 
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daß es die Pühniog de$ Deatschtums selber gewesen ist^ die 
das mit verschuldet hat. Ich habe das im anderen Znsam- 
menhange schon berührt. Es liegt mir fem, in Wunden, 

die noch kaum vernarbt sind, mutwillig herumzustochern. 
Aber Deutschland tmd die Welt muß es wissen, daß in der 
eisten Zone ein stärkeres Deutschtum vorhanden war, 
als sidi am lo. Februar zeigte. Um keine Mißverständnisse 
aufkommen zu lassen: Nach Lage der Dinge war das Re- 
sultat des 10. Februar für uns eine angenehme Über- 
raschung. Nach dieser monatelangen Miesmacherei, die 
dort oben zunächst betrieben worden war — nachdem 
wir dann Monate kostbarster Arbeit damit hatten zu- 
bringen müssen, zimächst theoretisch die Fehlparole des 
Stimmstreiks zu werfen und darauf ihre üblen Wirkungen 
aus den Köpfen der Deutschen auszurotten — nachdem 
dann trotz der Binheitsparole die Werbearbeijt von ge- 
wissen Eieisen inuner noch lau und resistent betrieben 
wurde, war die Zahl der für Deutschland abgegebenen ein- 
heimischen Stimmen über Erwarten groß. Dennoch war 
sie zu klein. Ich gebe nicht allein den für diese Pohtik ver- 
antwortlichen Männern schuld. Ich weiß, daß große Teile 
des nördlichen Deutschtums auf dem I^ande^ besonders in 
den Kreisen Hadersleben und Sonderburg^ aus AogjSt vor 
ökonomischem Terror und ge^eUschaftÜchem Boykott 
schwach geworden waren. Ich rede nicht von diesen sondern 
von den andern, die noch in den letzten Monaten des • 
Jahres igiq kein deutsches Flugblatt gesehen 
hatten und sich verraten tmd verlassen vorkamen — nicht 
von der deutschen R^erung sondern vom „Deutschen 
Ausschuß". Ich rede von der Tatsache, daß noch kurz vor 
der Abstimmung der maßgebende Mann des „Deutschen 
Ausschusses" vor zu großer Aktivität in der ersten Zone 
warnte, und daß über seinen Kopf hinweg und gegen seinen 
passiven Widerstand die letzten Werbemaßnahmen ge- 
troffen und durchgeführt werden mußten. Das ist schmerz- 
lich zu sagen, aber es muß gesagt werden. Ich weiß» daß 
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zahlrdchen Mitarbeitern des Deatschen Aasschtisses be- 
sonders in der zweiten Zone diese Dinge unbekannt sind. 

Ich rede auch nicht von den Städten Nordschleswigs. 
Hier ist immer gehofft und immer gearbeitet worden. Ich 
rede vom Ivande. Man kann keine Volksbewegung organi- 
sieren, wenn man nach altem Schema mit Vorliebe Amts- 
voxstdier zu Vertrauensleaten macht. Bs kam nicht darauf 
an^ daß jemand aus Flensburg alle 14 Tage nach Haders- 
leben fuhr und inspizierte und orientierte, sondern es kam 
darauf an, daß in der ganzen ersten Zone systematisch von 
Dutzenden von Stellen aus mit allen Mitteln so gearbeitet 
wurde, wie es später im Südteil der ersten Zone, dem 
Tiedje-Gürtel, der Fall war. Wenn der „Deutsche Aus- 
schuß'^., dessen große Verdienste um die technische Vor- 
bereitung der Abstimmung unumstößlich fest stehen^ einen 
Teil der Zeit und der Energie, die er auf seine Berliner 
Filiale und die diese auf ihre Besuchein allen Ifinisterien 
verwandte, in der ersten Zone angewandt hätte, wärt 
das Deutschtum ihm heute dankbar. Mich haben von den 
Männern des Kieler „Ausschusses für ein Unabhängiges 
Schleswig-Holstein" zahlreiche Differenzpunkte getrennt. 
Aber sein energisches Eintreten gegen den Stimmstreik und 
für die Werbearbeit auch und gerade in der ersten Zone 
habe ich immer als wohltuenden Gegensatz gegen die Ver- 
zweiflungstaktik seines ihm sonst so vierbrüderten Flens- 
burger Kollegen empfunden. 

Was politische Werbearbeit war, konnte der ,, Deutsche 
Ausschuß'' später an der Propaganda für die Tiedje- 
I<inie sehen. Daß wir diese Linie sofort erreichen würden» 
daran hat niemand von uns gedacht, auch diejenigen 
nicht, die Woche für Woche in der praktischen Arbeit für 
diese Forderung drinstanden. Aber nicht davon war die 
Rede, daß wir heute mit ihr eine Niederlage erleiden wür- 
den, sondern davon, daß sie richtig und notwendig war, und 
daß alle für sie eintreten mußten. Es war Schwung in 
dieser Propaganda, obwohl der Tiedje-Gürtel 
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nicht zu retten war. Und die Propaganda reichte in 
das kleinste Dorf des 1?iedje-0iirtels. Dieser Gürtel der 
ersten Zone ist organisatorisch in den Wochen 

aach dei Abstimmung, als sein Schicksal schon 
entschieden war, viel intensiver bearbeitet wor- 
den als in dem ganzen Jahr vorher, als sein 
Schicksal noch nicht feststand. \ Freilich nicht vom 
„Deutschen Ausschuß' der auch der Tiedje-Iinie bis zu- 
letzt spröde gegenüber gestanden hat^ wohl aber von vielen 
seiner e^öien Angehörigen, die seine Zaudertaktik nörd- 
lich der Gaussen-Iyinie nicht verstanden. Und es war 
Einheit in dieser Propaganda. In Paris, in Berlin, 
Flensburg, in "Rapstedt, wo immer Deutsche über Nord- 
schleswig redeten, gab es mir eine Lösung: dieTiedje- 
I^inie. Noch einmal: Die Schwierigkeiten der Arbeit in 
der ersten Zone erkenne idi an. Was tatsächlich geleistet 
ist — auch vom ,,Deutscfaen Ausschuß" — würdige ich. 
Niemals hätten wir die erste Zone retten können. Aber 
daß nicht mehr hätte geleistet werden köimcn , wenn der 
„Ausschuß" von vornherein sich auf den Boden der 
Tatsachen gestellt und auf ihm eine Politik der Ak- 
tivität geführt hätte, das werde ich nie einsehen und mit 
mir allediejenigen, die später in der ersten und zweiten Zone 
die Fäden der politischen Werbearbeit In der Hand hatten. 

Wenn die Deutschen aus dem Süden nicht gekommen 
wären, hätten wir noch w^eniger einheimische Stimmen 
bekoinineii. Denn die Dänen merkten bald, daß sie sich 
mit ihrem Vorschlage, allen gebürtigen Nordschles- 
wigern das Stimmrecht zu verleihen (falls diese Bestimmung 
wirklich auf ihren Druck hin in den Friedensvertrag ange- 
nommen worden ist) ins eigene Fleisch geschnitten hatten. 
Die von Süden kommenden Deutsdben wirkten auf die 
Trägen und Lauen nach einem Ausdruck H. P. Hanssens 
wie eine Salzwassereinspritzung". Es waren geradezu 
Heimatfeste der Nordschleöwger, die in einigen Dörfern, 
Familienfeste, die in einigen Familien gefeiert wurden. 
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ökoiiouiisclie Bedenken und die Angst vor späterem dänischen 
Dnick wurden bei zahlreichen Deutschen übemunden durch 
die moralische Rückenstärkung^ die ihnen die von 
Süden kommenden von keiner Propaganda angekränkelten 
If aadsleute brachten. Diese moralischen Reserven tedmssch 
faeranzufühxen hat freilich schwere Arbeit gekostet. EGer 
hat skh der Deutsche Ausschuß" wirklich große 
Verdienste erworben — wie denn alks^ was er tech- 
nisch anfaßte, geklappt hat. Es wiederholte sich hier im 
Kleinen, was wir im alten Deutschland im Großen so oft 
erlebt haben. Hätten einige seiner I^ute von Anfang an die 
Hände von der Politik gelassen und sich (wie sie es später 
tau mußten) mehr auf das Technische geworfen, das 
Deutschtum besser dabei gefahren. 

Diese technische Arbeit war riesengroß und iiiaiiTiigfaltig: 
In allen Gemein den zunächst die Feststellung der Namen 
aller stimmberechtigten Ausgewanderten und der Orte, wohin 
sie ausgewandert waren — gleichzeitig in ganz Deutschland 
das Sammeln aller gebürt^en Schleswiger und die Festste!' 
kmg der Gemeinden^ wo sie stumnbeiecht^t waren — das 
Einsenden von Papieren mit Photographien — die Versor* 
gung mit Ausweisen und Freifahrkarten — die möglichst 
kostenlose Unterbringung mid Verpflegung von Tausenden 
im Abstimmungsgebiet, in Dörfern wo zum größten Teile 
dänische Mehrheiten waren — endlich der Eisenbahntrans- 
port iin Winter bei Kohlenknappheit und Lokomotiven- 
max^;^ Das waren die normalen Schwierigkeiten. Nun kasnen 
die Hunderte von komplizierten Fällen mit ihren ew^^ 
ffin- und Rückfragen — die Ungewißheit über die Stellung 
der I. K. — die Schwierigkeiten, die die Franzosen im be- 
setzten Gebiete machten — die bis zum Schluß ungeklärte 
Frage, ob deutsches oder dänisches Recht für das Problem 
des unterbrochenen Wohnsitzes galt. Das alles war Arbeit, 
um die früher das Volk sich nicht gekümmert hatte — die 
früher von Beamten und Regierung geräusdilos erledigt 
worden wäre. Jetzt mußte das Volk und seine Qcgauisation 
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selber heran. Männer und Frauen arbeiteten, besoldet und 
ehrenhalber^ Tag und Nacht. Das war das Große an dem 
Abstimmtingskampfe -j daß das Vdk sich selber helfen 
mußte tmd. selber half. ^ lernte Deutschland sich auf sich 

Als vom Morgen des 11. Februar ab die Züge der Gäste 
wieder südwärts rollten imd wir das Sclilachtfeld über- 
blickten, zeichnete sich das Eine klar ab: Mochte in den 
ländlichen Distrikten von Hadersleben, Apenrade und Son- 
derburg auch so mancher Deutsche zu Hause geblieben san, 
die Ciaussen-I/inie war niedergestimmt. Ganz deut- 
lich flutete das geschlossene Deutschtum auch nach 
dieser Abstimmung mit ihrem Wahlrechtsraub an Tausenden 
von Schleswig-Holsteineni weit über die I^inie des däni- 
schen Magisters nach Norden vor. Die hieraus sicli er- 
gebenden praktischen und taktischen Konsequenzen haben 
wir in unserem Kampf um die Tiedje-I^inie gezogen. 
Bs war die allerhöchste Zeit. Ich habe von Anfaag an das 
Fehlen einer klaren positiven Zid-Parole unter den Deutschen 
• Nordschleswigs als schwersten Mangel empfunden. Wenn das 
Ausland fragte, \^ ürum der Kampf in Schleswig eigentüch 
ginge^ so hatten die Dänen klare Parolen : Claussen-Iyinie, 
Flensburg, Danewirke, Eider. So wahnsinnig sie auch 
waren, man wußte, was sie wollten. Was aber wollten die 
Deutschen Schleswigs? Wenn Ausländer kamen und tagten, 
80 gab jeder eine andere Antwort. Theoretisch wäre es 
möglich gewesen, den gesamten Kampf des Deutsch- 
tums von vornherein wiiclitig auf die alte Bern- 
storff-Linie auszurichten und diese der Claussen- 
Linie als greifbares deutsches Ziel entgegenzu- 
setzen. Praktisch war daran nicht zu denken. Wir hatten 
mit dem Up-ewig-ungededt-Standpunkt, mit dem rdben 
Frotestlertam, mit dem Stimmstreik genügend zu tun^ ehe 
wir überhaupt an den positiven Kampf herangehen komiten. 
Ich habe bereits erwähnt, daß die Tiedje-I^inie selbst nadi 
der Abstimmung in der ersten Zone noch gegen den heim* 
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liehen Widerstand gewisser Kreise im „Deutschen Ausschuß" 
wie im „Schleswig-Holsteiner-Bund" durchgeiochten werden 
mußte. 

In djem ganzen Kampf um die erste Zone hat Tondern 
eine zentrale RoUe gespielt. Wie diese ganz tmd gar un- 
dänische Stadt in die erste Zone nuthineingezogen werden 
konnte, bleibt Magister C^ussens Studierstuben-Gefaehnnis. 
Sie ist immer ein kerndeutscher Bckpfeiler im Norden ge- 
wesen, der zwar links imd rechts von dänischen Wellen imi- 
spült war, aber im Süden durch gewachsenes Deutsch- mid 
Fxiesentum ununterbrochen mit dem dentschen Stammland 
zusammenhing und uadi Norden über Rapstedt hinaus bis 
I^iiguuikloster viele Kilometer weit alte deutsche Siedekmgen 
in dänisdie Umgebung ausstrahlte. Tondem hing audfi wirt- 
scliaftlich — nicht nur als Umschlagsstclk für Sylt — so eng 
mit dem frievSischen Süden zusammen, daß nach der Ab- 
stimmung auch eine Reihe von Tonderaner Deutschen mn 
die Mitgabe südÜchen Vorlandes nach Dänemark petitio- 
nierten. Natürlich wußten das alles die Dänen auch. Gral 
Schack auf Mogeltondern hat nie ein ganz reines Ge- 
wissen in Bezug auf Tandem gehabt. Und es ist vor allem 
die Stadt und der Kreis Tondern, auf den „Heimdal" 
abzielte, als er später ausplauderte, daß man ehrlicher 
Weise zugeben müßte, die T>eutschen forderten 
auf Grund ihrer Stimmabgabe nicht ohne Recht 
eine Revision der Claussen-Grenze. Es war daher das 
I^and südlich Tondern, auf das die dänische Fropi^^euda der 
zweiten Zone sich am kräftigisten stürzte. Hier in TocAiem 
hatte sich die erste Zone für die IHhien am schwädisten er- \ 
wiesen. Hier galt es mit dänischen Mehrheiten in Fries- 
land den Raub zu sichern. TTme:ekehrt war es auf der 
Flensburger Seite. Hier waren die Dänen mit Mehrheiten, 
wenn auch kleinen, bis dicht vor die Tore Flensburgs 
gerückt. Hier g^lt es für das Deutschtum der zweiten Zone 
sichere Wälle aulzuwerfen, einen festen Riegel auszu- / 
bauen, der jede Gefahr von' Flensburg abwälzte. So ent- 
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braimte der dänische Angriff auf die zweite Zone an den 
beiden Flügeln am stäiksten. Für die Dänen galt es: 
Tondern sn verteidigen und in Flensburg einzu- 
dringen. Für uns galt es umgekehrt: Flensburg zu schüt- 
zen und vor dem deutsch gebliebenen Tondern ein 
deutsches Glacis für den nächsten Kampf rein zu 
erhalten. 
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4. DÄNISCHE MINEN 

Den Kampf um die eiste Zcme hat auf dänischer Seite die 
Hanssen-Fartei gekämpft und gewonnen. Ihre Sicges- 
fceude war tief und ehrlich. Hier standen Männer an einem 
Ziele, an das sie kaum noch geglaubt und an das sie seit Jahr- 

zclmtcii doch Tag und Nacht gcdaelit luittcii. Aber die Freude 
wurde übergellt durch die Schreie ,,nH)(i Syd". Es ist charak- 
teristisch, daß der Schwärm dänischer Journalisten, der in 
Flensburg mit der I. K. niederging, sich um die erste Zone* 
fast gar nicht gekümmert hat. Der Kampf um sie prickelte 
nicht. Hadersleben^ Alsen» Sonderburg, selbst Ton- 
dern regte die „echtdanischen Idanner'' nic^ mehr auf. 
Christiansen und seine Leute, nicht Haussen waren für 
sie die Männer des Tages, lui Kampf um die zweite Zone 
schied denn auch die Haussen-Partei fast völli<^ aus. Kr wurde 
fast restlos bestritten von den dänischen Ultras. Das Auf- 
treten Hanssens in Flensburg war eine Geste, deren Ein- 
druck schon dadurch vetpuffte, daß der Minister dänisch 
sprach. Die dänische Propaganda m der zweiten Zone hat sich 
nicht nur, was die Sprache anbetrifft, dem deutschen Cha- 
rakter der Zone augepaßt. Mau redete hier weuig von der 
Rückkeln- ins Königreich. Das zog nicht. Mau redete von der 
schhnunen Preußerei — von den Freiheiten des alten Schles- 
wig unter dänischer Herrschaft — man kokettierte hier tmd 
da sogar mit einem autonomen, nur durch Personalunion 
dem Ki^iigreidie verbundenen, Schleswigschen Staate 
— kurz man stellte einen großen Teil seiner Arbeit auf den 
Schleswigianismus ein, dessen Wiedererwachen in diesem 
Kampfe man klug herausgespürt hatte. Das wird aui klarsten, 
wenn man heute in jener kleinen dänischen Zeitung blättert, 
die den Stinmieufang unter den Deutschen der zweiten Zone 
zu ihrem einzigen Zweck erhoben hatte. „Unser Land" 
ward in ^^ensborg Avis" gedruckt. Aber seine i^^itations- 
wdse war diejenigie deutscher Renei^ten. Wann hat ein ^ 
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Deutscher daian gedadit, die von Norden zttfeisenden Dänen 

mit deutscher Propaganda zu füttern ? Der „Mittelschleswig- 
sehe Ausschuß" aber sandte Tausende von Briefen, die zum 
Verrat aufforderten, bis in das Herz Deutschlands liinein. 
Wirklich : „Heimdal" hatte Recht, wenn er später sagte, daß 
dieser Kampf mit diesen Argumenten nichts mehr mit 
einem Rechtskampf um eine neue, nationale Gfenze 
zu tun hatte. 

Er hatte es auch in anderer Weise nicht, indem er jetzt, 

wo es zur Entscheidung ging, mit einer Offenheit die Krone 
in seinen Dienst stellte, die selbst starke Gemüter er- 
schreckte. Eine Wahl ist kein Kaffeekränzchen, und wo ge- 
hobelt wird, fallen Späne. Aber was mit den Millionen des 
„Südjütischen Fonds" in der zweiten Zone getrieben worden 
ist, geht über amerikanisdie Verhältnisse. Es wurde offen zur 
Verteilung von I^einen, Tuchen und Lebensmitteln 
eingeladen — daran anschließend wurden die Beschenkten 
mit den Paketen in der Hand in einen Nebensaal zum Auf- 
klärungs Vortrag geschoben. Autos mit Danebrogs stopp- 
ten in den Dörfern und verteilten Geld imter die Kinder. 
Man kaufte alles — Ahstimmungsausweise, Dachluken für 
Fahnen, Kinder zumTragen von dänischen Abzeidien,Män]ier 
und Frauen zur Teilnahme an dänischen Demonstrations- 
Zügen. Man kaufte direkt und indrdd: — direkt z. B. den tm- 
abhängigen Herrn Mittelstadt in Flensburg — indirekt z. B. 
jene Auslese Flensburger Arbeiterfrauen", deren Namen 
niemals jemand erfahren hat, die aber auf einer Gratisreise 
in Dänemark die sozialen Einrichtungen für Kinder und 
Alte „studieren" sollten. Wie tief ließ es blicken, wenn eines 
Tages 300000 Mark für die „Not'' in Tondem zur Verfügung 
gestellt wurde! Früher versuchte man noch das Gesicht zu 
wahren. Man verteilte Geld an Kriegerwitwen und Kriegs- 
beschädigte, an letztere, selbst wenn sie reiche Bauemsöhne 
waren. Jetzt ging man aufs Ganze. Man streute Geld über 
das I^and wie Dünger — am meisten dort, wo der Boden am 
hartnäckigsten war. Wenn der „Südjütische Fonds" im 
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Winter 1919 4 Millionen Kronen stark war, so bedeutete das 
bei der damaligen Valuta über 50 Millionen Mark. Dabei 
war der ^»Südjütische Fonds" lasige nicht die einzige Quelle, 
aas der die I^en üuen Wablkampf bestritten. 

Neben diesem wirtschaftlichen Druck arbeitete eine 
politische Maschinerie, die gefährliche Folgen für uns 
gehabt hätte, wenn ihre Taktik nicht zu plmnp gewesen wäre. 
Man bombardierte die T. K. mit Anträ<^eTi in einer Weise und 
Fülle, die selbst ihren wohlwollendsten Mitgliedern schließ- 
lich auf die Nerven gehen mußte. Man insinuierte ihr mittelst 
einer Diplomatie der ToUpatschigkeit durch die von Flens- 
buig aus bediente Küpenhagener Presse Absachteu und 
Pläne, die sie zuerst stutzig, dann ärgerlich machen mußten. 
Als alles (Teschrei nach Räumung der dritten Zone keinen 
Erfolg mehr hatte, wagte man die I. K. zu bitten, diese von 
ihr verweigerte Räumung doch wenigstens bei der Grenz- 
festsetzung mit zu berücksichtigen. Ohne eine moralische 
Rjechtsbasb unter sich und ohne ein wirkliches Volkselement 
mit nationaler Sehnsucht und nationalem Witten hinter sich 
mußte diese danische Propaganda in steriler Agitation 
zerflattem, und all ihr gutgespieltes Greinen und Schreien 
komite nicht verdecken, daß hinter ihr nichts stand als der 
Machttaumel einer verwirrten : eichsdänischenKli- 
que und der hartnäckige Wille einiger politischer 
Desperados. Dieser hartnäckige Wille an sich war nichts 
Sdilecfates. Wenn man bedenkt^ wasdieFknsburgmännerauf 
verlorenem Posten gearbeitet, und wie sie tis zum letzten 
Augenblick das Unmöglichste hervorgezerrt haben, tun we- 
nigstens halb zum Ziele zu gelangen, kann man ihnen selbst 
Achtung und Bewunderung nicht versagen. Hier war kein 
Verantwortungsgefühl und kein BÜck für das Maß der Dinge. 
Aber hier war politische I^eidenschaft und der Wille, 
es dennoch zu schaffen. Bm klein wenig von dieser Leiden- 
schaft und diesem Willen hätte ich jenen Führern des 
nordschleswigschen Deutschtums gewünscht» die pro- 
testierend die Flinte ins Korn warfen, bloß weil sie an 
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einer Abstimiming teilnehmen sollten, bei der ibr formaler und 
ziffermnaßiger Sieg tmmäglich war. 

H. P. Hanssen hatte richtig voratisgesagt : Der Elampf 
um die dritte Zone, der Kampf um Schleswig führte zu einer 
Spaltunc^ des ganzen dänivScheu Volkes in zwei 
Lager. lär hatte nocli nicht genug gesagt. Der Kampf um 
Flensburg führte Dänemark an den Rand des Ab- 
grunds. Denn die Flensbuiger und ihre reicfasdaaischen 
Freunde ließen nidit locker. Am 14. März stürzte das Luft- 
gebäude ihrer agitatorischen Phrasen zusammen — aber nicht 
sie selber und ihre Knergie. Während die Nordschleswig- 
Gruppe des Wählervereins, die reichsdänischen Radi- 
kalen, ja sogar die Christensen-Partei beschlossen, sich 
jeder Kundgebung für Flensburg zu enthalten und 
in die Entscheidung der I. K. durch nichts einzugrei- 
fen, lärmten und wühlten sie weiter für eine aktive däni- 
sche Flensburg- Politik. Bei der I. K. arbeiteten sie mit 
Deputationen, mit Unterschriftssammlungen, mit Hunderten 
von Wahlprotesten auf eine Kassierung der Wahl, auf 
einen Aufschub der Entscheidung, auf eine Intern atio- 
nalisi erung Flensburgs oder der ganzen zweiten Zone 
hin. Den Hauptschlag aber führten sie diesmal in Kopen- 
hagen. Die alte dänische Regierung hatte die dritte Zone 
,jjeichtfertig verspielt**. Eine neue Regierung, der Kdnig 
selber, sollten wenigstens die zweite Zone gewinnen helfen. 
Schon einmal war versucht worden, den König vor den 
Flensburger Karren zu spannen. Es ist keine Frage, daß die 
Karten auch zu diesem letzten Spiele in Flensburg ge- 
mischt sind. Vorspiel und Probe zugleich war jener Zug der 
Flensburger vor das Schloß des K5ni^ gleich nach der 
Wahl. In Flensburg wußte man schon am Sonntag, dm 
28. März, daß Zahle am Montag über die Klinge springen 
würde. Die Flensburg-Politik war es, die der König mit 
Zahle besprach, ehe er ihm seinen Abschied gab. Die Flens- 
burgfrage war es, die das neue Kabinett zusammerdeimte. 
Denn das Einzige, was dem bunten Staatsstreichministedum 
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liebe Charakter und Gesicht gab, war die Tatsache, daß 
alle seine Mitglieder eingeschworene Flensburg- 
Männer waren. Wer übr^iens noch daran zweifelte^ daß 
esimHensbrngirndnurtimHensburgging, der konnte aus 
dem Munde des Professors Rovsing, selber ein Mitglied 
dieses Kabinetts, erfahren, daß es der einzige Zweck des 
Ministeriums Liebe war, zu verhindern, daßFlens- 
burg eine deutsche Stadt würde. In Konsequenz dieser 
Stellung hat das Ministerium lyiebe sich denn auch an die 
L K. gewandt mit der Bitte, ihren Grenzvorschlag auf- 
zaschieben, bis die dänischen Neuwahlen beendet 
seien. 

Das Mbnsteritim Liebe ist nach wenigen Tagen zusammen- 
gebrochen — und mit ihm seine Flensburg-Pohtik. Was SDiist 
passiert wäre — ob die I. K. oder Paris unter dem Druck eines 
chauvinistischen Kopenhagen eine andere Kntscheidtmg ge- 
fällt hätten, ist nicht zu sagen. Wenn das dänische Volk 
mit dem Danaeigeschenk eines irredentadeutschen^ wenn 
Schleswig mit der Pebl^bart dnes internationalen 
Flensburg verschont geblieben ist, so hat es das nicht zum 
wenigsten der Energie der Kopenhagener Arbeiterschaft mid 
der rückgratfesten Haltung des seit Jahrzehnten demokra- 
tisch erzogenen Bürgertums von Kopenhagen, zusammen- 
genommen jener Demokratie zu verdanken, die sich ein 
Flensbuiger Gymnasialpiofessor am Tage^ da Flensburg end- 
gültig getettet war, herausgenommen hat vor vexsammdten 
Schülern pöbelhaft zu beschimpfen. Der Sturz des Ministe- 
riums Liebe, die Rüc^ehr des Königs zu verfassungsmäßigen 
Metlioden, die Ernennung des Geschäftministermiiis Friis, 
das jedes Eingreifen für Flensburg ablehnte, war die end- 
gültige Niederlage, von der die Flensburg-Partei sich 
nicht wieder erholt hat. Die Partei der Radikalen hat im 
folgenden Wahlkampf eine Niederlage erlitten. Aber der 
neue Reichstag ist kein Plensburg-Reichstag geworden. 
Ganz abgesehen davon, daß das Votum der I. K. fertig war, 
ehe die neue Regiertmg Gelegeaheitgeliabt hätte, es zu beeiu- 
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ütissen — der neue Reichstag hat später keine Aktion mehr 
von jener Geschlossenheit für Flensburg tmtenioimnen» 
wie sie der alte Reidistag gegen die dritte Zone gewagt 
hat. Freilich beteuerte Herr Neergaard die Sympathien, 

mit denen er die liiteinationalisienuig Flensburg begrüßen 
w^rde. Aber das war eine Geste zur Beruliigimc: der aufge- 
regten und nun doch allmählich abebbenden Wogen, die 
durch das dänische Volk gingen. Und es war eine persön- 
liche Geste. Seine Partei war keine Flensbnig-Paitei — 
weder Mher nodi jetzt. Sie hatte Zahle rückslcht&los^ be- 
kämpft — aber im Kerne nicht nm Flensburgs Willen. Diese 
Partei nistete sich vielmehr, aus Nordschleswig das Gros 
der dort fälligen Reichstagsmandate einzusammeln 
— aus den Händen von Wählern, die, wie sie wußte, keine 
Flensburg-Männer waren. 
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5. DER DEUTSCHE SIEG IN DER ZWEITEN ZONE 
Das Deutschtum MittelsrJhitesw^ hat sich an die Besetzung 
und ihre Fessdn schnell gew(^t. Diese Fessdn waren, was 

die Propaganda anbetrifft, nicht eng. Es wurden einige 
Redner lahmgelegt. Aber die Zensur war großzügig. Eine 
Zensur^ die sich den köstlichen Spott gefallen ließ, wie ihr, 
„Unser Schleswig** in den letzten Kampfwochen Tag für 
Tag anch gegen die I. K. vom Stapel ließ, war keine Zensur. 
Auf alle Fälle war die Freiheit g^ßer, als wir in dunkleo 
Stunden Tnanchinal vorher annahmen mußten. Wer erinnert 
ffich noch der Tage, als die Ifönner, die es anging, in Sdiles- 
wig über Belli 's „Roter Feldpost" saßen tmd alte und 
neue Schleichwege snclrten, um den nun bald abgesperrten 
Brüdern im Abstimmungsgebiet Hilfe zu bringen? All das 
ist später überflüssig gewesen. Das Abstimmungsgebiet 
konnte im Großen und Ganzen, reden und schreiben/ was es 
wollte. Das Reden war auf die Einheimischen beschränkt. 
Das war vielldcht gut. Denn sonst wäre das arme mittel- 
schleswigsche Volk von Kopenlaagenern und Berlinern zu 
Tode geredet. Im übrigen aber war der Staat Plebiszit nicht 
kleinlich. Wir liefen nicht zur I. K., wenn Herr Marott 
plötzlich in Flensbuig Besprechungen abhielt, oder wenn 
Herr Randböl uns eines Tages vom Balkon des Bahnhofs- 
hoteb aus vordemonstrierte, daß es auch unerzogiene 
Kopenhagener Kontorchefs gibt. Wir waren zufrieden, wenn 
dafür am anderen Tage Herr Dr. Melchior uns etwas über 
deutsche Finanzen oder Frau Else Heims etwas aus Goethes 
„Iphigenie" erzälilen koimte. 

Wie das Deutschtmn propagandistisch gearbeitet hat, da- 
von werden später diejenigen erzählen» die mitten in dieser 
Arbeit gestanden haben. £s war em gewaltiger Arbeits* 
appaxaty der im Laufe des Jahres 1919 aufgebaut war, und 
der sich nun in Bewegung setzte. Neben dem „Deutschen 
Ausschuß" hatten sich andere Arbeitsgiuppeu auigetan. De- 




Zentralisation und Individualisierung auf der einen 
Seite — einheitliche Führung imd reibungsloses 
Funktionieren bis hinunter in die letzten und 
feinsten Glieder des Arbeitsapparates auf der andern 
Seite, beides wetden immer die Hauptau^aben einer Pto-, 
paganda großen Stiles bleiben. Die Individualisierung 
war das Wichtigste und Schwierigste — nach Distrikten, 
Bezirken, Gemeinden — nach Bevölkerungsschich- 
ten und Interessen — nach den Fähigkeiten der Auf- 
nehmenden tmd der Intelligenz der Gebenden. Da gab 
es Spezialisten für die Inseln und den Hochriicken, fOr 
den Riegel, der Flensburg im Norden schützte, far die 
Dörfer, die es im Süden bedrohten. Da arbeiteten die 
Frauen Flensburgs für die Unterbringung der Auswär- 
tigen, die „Heinzelmännchen" für die plötzliche Ver- 
teilung aktueller Plakate. Da gab es Spezialisten für die 
Besorgung von Rednern, von Kraftwagen, von ein- 
schlägigen Flugblättern, Spezialist^ für Plakate, für 
' Schaufensterschmuck, für Fahnen, fOr Musik, Spe- 
äaÜsten für Arbeiterfragen, für I/andwirtschaft, für 
Valutaprobleme. Es gab ,, Eingebeizte" und Ausge- 
kochte", Plakat Zeichner, die politische Ideen, Journalisten, 
die Illustrationseinfälle hatten. Manchmal verwandelte sich 
das ,^tflensburger Haus" in eine Redaktion, manchmal 
in einen Debattierklub, manchmal in einen Verschwörer- 
keller. Attes startete hier, alles landete hier. Und alles wurde 
zusammengefaßt und zusammengehalten in jenem heimlidi- 
unheimlichen ,, Gremium", das in der hintersten Stube des 
Alt-Flensburger Hauses" tmter dem müden Szepter des 
Herrn Löh mann tagte. 

Der Kampf um die zweite Zone ist durch die Nieder- 
lage der ersten 2^ne nicht ungünstig beeinflußt 
worden. Die Befürchtung, daß das geschähe, bestand. 
bestand sogar die Meinung, daß diese ungunstige Wirkung 
der Zweck der ganzen Auseinanderzerrung der 
beiden Abstimmungen war. Wenn diese Wirkung nicht 
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eintrat, so ist das zvu: Hauptsache ein Verdienst der 
Geistesgegenwart jener Leute^ die sofort am Tage 
nach der Abstimmung in der ersten Zone die 
Forderung der Tiedje-Linie in die Masse warfen 
und damit d^r zweiten Zone die seelische Befreiung 
von jenem Drucke schufen, der ihr mit dem Verlust der 
ersten Zone zu^fedacht war. Auch der Ideengehalt, 
mit dem der Kampf um die zweite Zone bestritten wurde, 
ward nun reicher.. Wir haben vom lo. Februar bis zum 
14. März nicht einen einzigen Tag lediglich für die 
zweite Zone sondern immer zugleich auch für die 
Tiedje-I/inie, das heißt für eine gerechte Grenze 
überhaupt gestritten. Wir konnten die Trennung zwi- 
schen erster und zweiter Zone taktisch nicht ignorieren. 
Aber die Zielrichtung unseres Kampfes haben wir 
uns nicht von unseren Gegnern vorschreiben lassen, son- 
dern selber bestimmt. Indem wir die Tiedje-Linie 
in den Kampf warfen^ verließen wir auch end- 
lich den schwächlichen Standpunkt bloßer Ab.- 
wehr und gingen auf Grund eines positiven 
Zieles zum Angriff über. Durch diesen Angriff haben 
wir die dänischen Reihen erschüttert mid verwirrt. Die 
Tonderaner Dänen begannen emstlich um ihr Heil zu 
bälgen. Die Apenrader, die sich zum großen Teile auf die 
Oausseh-Iyinie so fest verlassen hatten wie ihre Gegner 
auf Flensburg, wurden nervös. Die Flensburger liefen 
zur I. K. und klagten. So hat uns gerade die entschlos- 
sene Rechtsbasis, gegen die sich das Deutschtum im 
Anfang so sträubte — die Rechtsbasis, die ihren Ver- 
zicht und ihren Anspruch zugleich in der Tiedje-l,inie 
formuHerte — die zweite Zone mit retten helfen. 

Man kann in historischen Momenten keine Volksbewe- 
gung aus reinem Proteste schaffen und zum Si^e führen. 
Man muß Ideen haben. Die Tiedje-I^inie war eine solche 
Idee — die Idee des Rechts, der gerechten Grenze, 
deskünftigen Friedens zwischen Deutschland und 
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Dänemark. Neben ihr bat im Kampfe tun Mittelschleswig 
^e andere Idee von Woche zu Woche eine größeiie RoUe 

gespielt: der Schleswig-Holsteinianismtis. Ich habe 
ihn bereits oben erwähnt. Er war eines unserer stärksten 
Mittel. Wir haben es gebraucht — gebrauchen müssen — 
teils freiwiüig, teüs gezwungen. Ich habe im vorigen Ka- 
pitel die Umstellung der dänischen Propaganda für 
die zweite Zone geschildert. Ihr zu hegten — mit 
starken Mitteln zu begegnen — mußten sich nunm^ auch 
diejenigen entschließen, die bisher aus ihrem Schleswig- 
Holsteinertum keine staatsrechtlichen oder verwaltungs- 
reformatüi Ischen Konsequenzen gezos:en hatten. Ks han- 
delte sich nicht nur um Bekämpf ung der dänischen 
Agitation. Es handelte sich nicht nur darum, unser 
Schleswiger Volk so stark wie möglich für die 
Entscheidung zu machen. Niemand wußte^ wie die 
Dinge in Kopenhagen sich entwickelten. Das Ministerium 
Zahle wackelte. Wenn es jetzt fiel, wenn eine Flensburg- 
Regierung ans Ruder kam, so änderte sich mit einem 
Schlage die ganze Situation für Mittel-Schleswig, Diese 
Regierung würde sicher in den Kampf umFlens- 
burg aktiv eingreifen, mit allen Mitteln, auch 
den stärksten. Darauf mußten wir uns richten. Wir 
konnten nicht riskieren, daß der Schlesw^-Gedanke uns 
durch Kopenhagen aus den Händen gewunden wurde. 
Das aber drohte zu geschehen. So mußten wir han- 
deln. So entstand Rendsburg. So erscholl der Ruf nach 
einem deutschen aber sich selbst verwaltenden Schleswig- 
Holstein noch einmal — aber diesmal stärker als früher 
und selbstbewußter aus dem Munde von Männern, die 
im Schicksalskampfe um ihr Land gdcmt hatten, daß nur 
ein freies Schleswig-Holstein den historischen 
Beruf eines nördlichen Grenzbollwerks für 
Deutschland , zu erfüllen vermag. Aus Kiel schrie 
man „Verrat'* — aus Apenrade Wahltrick". Beides 
war falsch. Die Flensburger Dänen aber schäumten und 
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Kopeiiliagen wurde nachdenklich. Ich habe in jenen Taget 
vor den Berliner Zeutraleii die Sache Schleswig-Holsteins 
selber mit vertreten. Indem das Reich und Preußen auf 
unsere Seite trat, hat es uns die stärkste Hilfe im Kampf 
tun die zweite Zone in der Hand gelassen. 

Als der Abstimmungstag nahte, gab es kernen, der nicht 
siegessicher war. Bs gab schwadie Positionen in unserer 
Front, auf denen wir bis zum letzten Augenblick schanzen 
mußten. Aber daß wir die Dänen werfen würden, das 
wußte Jeder. Am unsichersten stand es nm Flensburg. 
Hier hatte in Arbeiterschaft und Bürgertum die ökono- 
mische Propaganda des Gegners tief Fuß gefaßt. Hier 
wehten — den Dänen eine Augenweide — in den kleinen 
Nebenstraßen der inneren Stadt und in den nördlichen 
Arbeitervierteln viete Danebrogs. Hier und in den Indu- 
striedörfern nördlich der Stadt weilten unsere sorgenden 
Gedanken. Aber die drei, vier Arbeiter, denen wir die 
„Riegelstellung" anvertraut hatten, kamen in der Nacht 
zum Sonnabend zurück und erklärten, daß „alles in Ord- 
nung sei". Da traf am Sonnabend, den 13. März, morgens 
8 Uhr — 24 Stunden vor Beginn 6sx Abstimmung — die 
Nachricht vom Berliner Kapp-Putsch ein. 

Ich will hier nicht reden von den persönlichen Gefühlen, 
die mich bei dieser Nachricht bewegten — von den Erfah- 
rungen, die ich mit meinen Mitarbeitern machen mußte — 
von dem Zwiespalt, der auf meiner ganzen Arbeit lag, bis 
sich die Dinge im Reiche einigermaßen geklärt hatten — 
von den Empfindungen, die mich beseelten, als der 
„Deutsche Ausschuß" ein ihm zugegangenes Danktele^ 
gramm des Kapp-Oberpräsidenten lyindemann veröffent- 
lichte und als der Fülirer des Deutschtums der ersten Zone 
in seiner Zeitung das Kapp-Unternehmen mit Worten des 
Dankes begrüßte. Indem die Telegramme des Herrn Kapp 
in meinen Papierkorb wanderten, arbeiteten wir eben olme 
eine deutsche Regierung weiter. Ich will nur bei dem 
bleiben, was die Sache angeht. 
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Wean cler Kapp-Ptttsch ein paar Tage eher gekommen 
wate, hätte er katastrophale Wirkungen aül die Abstim- 

mung ausgeübt. So ist er in seiner ganzen wirtschaftlichen 
und politischen Verheerung glücklicherweise in großen 
Teilen des Abstimmuni^ebietes gar nicht bekannt gewor- 
den. Und wo er es wturde — wie in Flensburg — war kaum 
\ noch Zeit,, daß er sich auswirkte. An ein Unterdrücken der 
Nachricht, wozu einige rieten, war nicht zu denken. Auf 
dem Kontor von ,,Flensborg Avis" rieb man sich vom 
Morgen des 13. ab vergnügt die Hände. Schon am Vor- 
mittage schrien die Dänen ihre (natürlich bluti<^ tot auf- 
gemachten) Extrablätter ans. Wir haben dann nach kurzer 
Besprechung den Nachrichtendienst selber in die Hand 
genommen und bis zum nächsten Mittag die Bevölkerung 
durch eine Reihe von J^tteilnngsblättern über die Snt- 
wickdtmg der aufgeklärt. Über die starken V^n- 
kungen dieser Mitteilungen an sich waren wir nns nicht im 
Unklaren. Ob und wie weit sie die Abstimmung beeinflussen 
würden, war nicht abzusehen. Aber alle Parteien taten sich 
sofort zusannnen und gaben einen Aufruf heraus, in dem 
die völlige Uninteressiertheit des Abstimmungsge- 
bietes an dem augenblicklichen Berliner Winwair nnd die 
einmütige Geschlossenheit der ganzen deutschen Be- 
völkerung in der nationalen £ntscheidan@sfrs^ noch ein- 
mal festgestellt wurde. I^der begannen sich schon am 
Morgen des nächsten Tages die ersten wirklich schäd- 
lichen Wirkungen des Putsches zu zeigen. Hunderte 
von Abstimmungsberechtigten aus der Provinz, aus 
Südschleswig, aus Holstein und I/übeck^ aus Eael und 
Neumünster, die die normalen Züge benutzen wollten, um 
im Laufe des Tages in Flensburg ihre Stimmen abzt^ben, 
blieben zurück, weil wegen des Generalstreiks die Züge 
entweder nicht abfuhren oder unterwegs liegen bÜeben. 
Mir ist von dem Büro, das in Neumünster den Heran- 
transport der Abstimmungsberechtigten zu organisieren 
hatte, mitgeteilt, daß allein in Neumünster 300 Abstim- 
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mungsberechtigte zurückbleiben mußten. Wieviel es im 
Ganzen waren, ist ungewiß. Sicher ist nur^ daß diese Stim- 
men fast restlos der deutschen Sache in Flensburg 
verloren gingen. Es ist auch später sdir schwer geworden, 

festzustellen, wie weit die Dänen durch die moralischen 
Wirkungen des Putsclies direkt oder indirekt gewonnen 
haben. In Föhr sind wir am Wahltag mit unseren Nach- 
richtenblättern wegen Motorpanne eine Tide später als die 
Dänen — und damit zu spät — angekommen. Wenn man 
wiü^ kann man in den WalüergebnissenVon Föhr eine Folge 
hiervon sehen. Daß der Putsch auf die Arb eiter Flensbui^ 
deprimierend wirkte, und daß die radikalen Elemente 
ihn zu einer billigen Hetze gegen die gemäßigten und 
deutschgestimmten Kiemente benutzten, ist zweifellos. 
„Heimdal" möchte unter Berufung auf ein dänisches Tele- 
gramm, das am Wahltage Flensburg verlassen hat» dem 
Putsch eine geradezu verheerende Wirkung unter 
den deutschen Arbeitern zuschreiben. Das halte ichfür 
falsch. Aber ich glaube, man greift nicht fehl, wenn man 
Alles in .Vlkin der Kappiade in Flensburg denVer- 
iust von ungefähr i5(H) deutschen Stimmen zu- 
schreibt, von denen die Dänen aber nur den kleineren 
Teil erhalten haben dürften. 

Der Putsch hat in die bunte pohtische Gemeinschaft, 
die sich in der Arbeit für das Abstimmungsgebiet zusammen 
gefunden hatte, einen häßlichen Riß gebracht. Aber die 
große Masse besonders der zugereisten Abstim- 
mungsberechtigten hat er kaum innerlich be- 
rührt. Sie marschierten am Sonnabend nachmittag unter 
I^iedern und Fahnen in endloser Reihe über den Holm — 
die weißen Zettel mit den Berhner Alarmnachrichten, die 
von freundlicher Seite in den Zug geworfen wurden, be- 
achteten sie kaum. Während wir selber bis tief in die Nacht 
hinein fieberhaft arbeiteten, das Loch zu stopfen, das ver- 
breclierische Kräfte in iiiisern Abwehrdeich gerissen hatten, 
saßen die Tausende vom Süden in allen Sälen der Stadt, zu 
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Füßen deutscher Kunst, deutscher Geschichte, deutschen 
Htimois. Sie saßen in den Bauernstuben der Heimat» die 
sie solange nicht gesehen hatten, in den Fischerhäusem an 
der Förde, in den hodiattfgeworfenen Marschhöfen, in den 
langreihigen Inseldörfem, dnich die das Blinkfeuer der 
friesischen Leuchttürme huschte. 

Und dann kam der Sonntag, der lange Sonntag, die 
Stunden, die immer langer wurden. Am Spätnachmittage 
waren Dänen bei mir auf dem Büro. Sie erzählten von 
Flensburger Bezirken, in denen bis zu 70 % dänischer 
Stimmen at^e^ben tvaren. Glaubte man es nicht oder 
glaubte man es doch ? Einen Augenblick war man schlapp. 
Jede Spannung war gewichen. Dieser Putsch hatte viel 
Nerven gekostet. Aber abends im überfüllten „Alt-Flens- 
burger Hause" riß alles sich wieder hoch. War es ein Witz, 
daß das erste Resultat, das einÜef, die kleine Schlappe 
von Föhr war, die einzige, die wir erhtten ? Oder üef diese 
kleine danische Freudenmeldung — die einzige des Abends 
— hurtiger auf den Drähten des Staates Plebiszit als die 
anderen Nachnchten, die nun angeschritten, nein ange^ 
stürzt kamen — wuchtig und zermalmend und erhebend 
und unbekrittelbar in ihrer leuchtenden Klarheit? Uner- 
schütterlich stand Angeln von Wees bis Glücksburg 
und Holnis — abgeschlagen war damit der dänische An- 
griff auf das Südufer der Förde. Mit starker Mehrheit 
kehrten die Dörfer südlich Flensburgs den dänischen 
Hoffnungen den Rücken zu — mit 43 gegen 3 Stimmen 
machte Juhlschau den Debatten ein Ende, ob es mit 
Recht oder Unrecht in das Abstinmiungsgebiet gezogen 
war. Wunderbar hielt sich der gefährdete Riegel** — von 
Krusau bis Pattburg hatten die Danebrogs getäuscht. 
Fest stand der Hochrücken — keine der 8 bis 10 Ge- 
meinden südlich der eisten Zone^ auf die sich die Dänen 
spitacten^ entschied sich für den Norden. Und die Dorf er 
des Krdses Husum , die mit Gewalt in den Abstimmungs- 
gürtel gerissen waien, gaben die einzig riclitige Antwort, 
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indem Osten au nicht eine einzige dänische Stimme durch 
die Maschen ließ. Fest standen die Inseln — die Dunst- 
nebd spalteten sidi, die die dänische ißama über sie aus- 
gebreitet — das ,,danische" l4St entschied sich mit 44 gegen 
7, die Heimat von Nanne Mungaard mit 339 gegen 
68 Stimmen, Rantum mit 24 gegen o dänische vStinimeii 
für das größere Vaterland. Auch Föhr stand — trotz alle- 
dem — und Amrum stand herrlich. Aber am herrlich- 
sten stand das friesische Festland, das von Neu- 
kirchen bis I^aygaard der Kronen-Agitation des ,,Süd- 
jütischen Fonds" und den Verräterphrasen des Herrn 
C. Petersen seine klare Antwort gab. Tondern und die 
Inseln, Husum und der Hochrücken, der Riegel'* 
und Angeln — alles stand. Auch Flensburg stand. 

Ja, da war nichts zu drehen und zu deuteln. 27 000 deut- 
sche gegen 9000 dänische Stimmen! Es gab glänzende Be- 
zirke wie den Bezirk 11. Und es g^b schlechte Bezirke wie 
die Bezirke i bis 4, 7 bis 8. Die Bezirkeder Auswärtigeti, 
23 bis 32, brachten gewaltige deutsche Majoritäten. Das 
wußten wir. Aber die Hauptsache war, daß wir auch 
ohne sie die Danen unter 60 % hinunterzwangen 
Das war gescliehen. Und damit hatte Flensburg seinem 
Gegner die letzte Waffe aus den Händen geschlagen. Flens- 
burg stand. Die Danebrogs in den gemieteten Fenstern 
hatten getäuscht. Die Dutzende von reichsdänischen Autos 
hatten nichts genützt. Der offene Verrat der Einen, das 
pflaumenweiche Schwanken der Andern — die Kronen und 
die Seife, der Speck und die Butter, das Weihnachtsschiff 
und die Studienreisen, es war alles umsonst gewesen mid 
zerschellte in einer Nacht an dem festen Willen einer 
Volksgemeinschaft, die sich selber treu bUeb. 

In <Üeser Nacht ist viel gesungen worden — vopi Holnis 
bis Dagebüli^ von List bis Oeversee. Während das 
große Vaterland, für das wir gekämpft hatten, sich in 
blutigem Zwiste wälzte, feierte die zweite Zoue den 
Sieg eines einheitlichen Volkstums. Dieser Sieg war 
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sicher eine Selbstveiständlichkeit, und doch war er zugleich 
der Erfolg einer monatelangen heißen Arbeit von 
Hunderten von Männern und Frauen mit tausend Schwie- 
rigkeiten gegenüber einem materiell weit überlegenen 

Gegner. Diese Arbeit war noch nicht zu Ende. Das sollte 
sich bald zeigen. Aber einen Augenblick hielt alles still. 
Mancher weinte. Mancher schwieg. Mancher jubelte. Und 
da die Freude im Süden keinen Widerhall fand, schlug sie 
ihre Wellen nordwärts über die deutschen Sprachrücken 
und Sprachinseln hinweg — bis in das letzte deutsche Haus 
von Hadeisleben. 
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6. SCHLUSS 

Nun war der Sieg emmgen. Aber sdiwer ist es den deat-^ 
sehen Schleswigem gemacht, ihn endgültig unter Dach zu 
bringen- Monatelang haben sie noch kämpfen müssen, ehe 
die Klarheit der Abstimmtnigsziffern ihren Widerhall in 
einer ebenso, klaren Entscheidung der I. JL. und des Ober- 
sten Rates fand. Daß Flensburg und die zweite Zone nicht 
dänisch werden konnten» lag seit dem 14. Marz adf der 
Hand. Aber der Gegner steckte sein Ziel vorläufig zurück. 
Wenn Flensburg auch nicht dänisch werden konnte, so 
durfte es doch auf keinen Fall wieder deutsch werden. 
Der Schrei nach Internationalisierung, der sich plötz- 
lich in Flensburg und in der ersten Zone, in der reichs- 
dänischen und in der französischen Presse erhob, und der 
ein paar Tage lang bxk3i von dem dänischen Staatsstreich- 
Ministerium Liebe unterstützt worden ist, bedeutete 
nichts anderes als den Ruf nach einer versteckten und 
aufgeschobenen Danisierung. Aber er war gefähr- 
licher als der alte Ruf nach ,,H^inikehr". Er fand nicht nur 
bei den Ultras, sondern auch bei einer Reihe gemäßigter 
Dänen GegenÜebe. Er spekulierte auf französischen Hat» 
und auf englische Berechnimg. Es gab Flensburger Ge- , 
schäftsleute« die nie einen Finger für Dänemark gerührt 
hätten^ denen aber Flensburg als internationaler Ost- 
seehafen — als „zweites Danzig" wie sie sagten — als 
„Schiebianupolis", wie der Generalsekretär der I. K.. 
sich ausdrückte — viel Verlockendes bot. Ob und wie weit 
die I. K. dem Gedanken der Internationalisierung in irgend 
einem Stadium der Situation nahe getreten ist, weiß ich 
nicht. Die Flensburger Dänen aber arbeiteten mit allen 
Mitteki. Und mit derselben Geistesgegenwart, mit der wir 
nach der Niederlage des 10. Februar gegen den Tiedje- 
Gürtel vorgegangen waren, standen sie schon wenige Tage 
nach dem 14. März wieder auf den Beinen tmd forderten 
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internationalen Schutz für ihre bedrohten däni- 
schen Freiheiten. Mit loooo Unterschriften rückten sie 
schon Ende März bei der I. K. an. 5275 Frauen der zweiten 
Zone fanden sich, die die Leiden nnd Schrecken der däni- 
schen Mütter unter der künftigen deutschen Bedrückung 
schilderten. 21804 Unterschriften aus der ersten Zone ver- 
stärkten diesen Klagtinf. Man telegraphierte an den däni- 
schen Reichstag, an den Obersten Rat, an die Pariser 
Schleswig-Kommission, Man tat, als ob man gar nichts 
für sich und nur das Allermindeste für die arme 
Bevölkerung erreichen wollte. Indem man über Alt- 
preußen und seine Gewaltpolitik in allen Tönen jammerte, 
rührte man an Saiten, die in Nordschleswig und Kopen- 
hagen sowohl wie in Paris leicht in Schwingungen gerieten. 
Als 14 Tage nach dem deutschen Siege die alte Kopeu- 
hagener Regierung gestürzt war, stand Flensburg und die 
zweite Zone plötzlich in einer schwereren Gefahr als je» 

Mit Zieüsicheiheit und Schwang, die zagten, daß das 
Deutschtum im letzten Jahre gelernt hatte, politisch zu 
fechten, haben die Schkswiger auch diesen letzten Kampf 
gekämpft. Da das neue Deutschland angegriffen und ver- 
dächtigt wurde, mußte es veiteidigt werden, mußte es sich 
zeigen, mußte ^ praktisch erweisen, was es mit seinen 
dänischen Staatsbürgern vorhatte. Die ganze alte Gesetz- 
gebung fiel. Die Staatsregierung legte sich in der Frage 
des Minoritätenschutzes und seiner Übertragung auf 
die provinziale Selbstverwaltung bindend fest und 
gab so dem vielberufenen § 113 erst wirkliches I^ben. Es 
wurden Erhebungen angestellt, in welchen Gemeinden 
dänische Schulwünsche vorhanden waren. In Flens- 
burg selber wurde die Errichtung einer dänischen 
Schule beschlossen. In Kopenhagen machte der deutsche 
Gesandte der dänischen Regierung den offiziellen Vor- 
schlag, zwischen beiden Staaten über den Sdbutz der na- 
tionalen Minderheiten ein regelrechtes Abkommen ab- 
zuschließen. Es war ja nichts Neues^washiervorsichging. 
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So und so oft hatten wir unseren Willen ztl praktischem 
Minderheitsschutz kundgetan. Immer hatten wir auf 
die Mitwirkung der Dänen gewartet. Aber da diese 
nicht kam, mußten wir selber ans Werk gehen und ohne 
sie den Anfang machen. Das bedeutete diese ganze Aktion* 

Daneben ging der' direkte Kampf gegen das Intematio- 
nalisierungs-Phantom energisch weiter. 36000 deutsche 
Stimmen meldeten sich, die den Freistaat verwarfen und 
erklärten, nichts anderes als nur dies Kine zn wollen! 
Zurück zum alten Deutschland. Die Flensburger 
Arbeiter wurden besonders lebendig. Wenn der Ge- 
schäftsmann in einem internationalen Flensburg vielleicht 
etwas zu gewinnen hatte, so hatten sie bei einer Abtrennung 
von der großen deutschen Betriebsgemeinschaft alles zu 
verlieren. Mein Nachfolger hat diesen Kampf gegen die 
Internationalisierung Hand in Hand mit den Flensburger 
Arbeitern ebenso unerschrocken gefülirt wie den andern 
gegen die vorzeitige Einfülirung der Kronenwährmig. Auch 
Berlin griff in den Kampf mit ein und die Deutsche 
Friedensdelegation in Paris, der in diesen Wochen 
Johanixes Tiedje mit seiner Sachkenntnis zur Seite 
stand, benutzte alle Möglichkeiten, hier und in der Grenz- 
frage selber jene Klarheit der Entscheidung vorzu- 
bereiten, auf die das Deutschtum nach dem Stimmergebnis 
Anspruch hatte. 

Wenn die Entscheidung schheßlich im deutschen Sinne 
fiel, so hat der Zusammenbruch der dänischen Desperado- 
Politik in Kopenhagen und die Korrektheit, mit der die 
I. K. in ihren endgültigen Vorschlage jedes Eingehen auf 
den Internationalisierungsvorschlag ablehnte, hieran ent- 
scheidendes Verdienst. Freilich hatte selbst in dem Grenz- 
vorschlag der I. K. selber der letzte dänische Angriff noch 
seine Spuren hinterlassen. Wenn Paris aus dem einstim- 
migen Hinweis der Kommissare auf „die schwierige Lage, 
in welche die künftig bei Deutschland verbleibenden Dänen 
geraten würden", keine praktischen Konsequenzen zog^ 
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SO war auch das nkht zum weni^ten jener aktiven Politik 
zu verdanken, mit der Dentscfaland jetzt ze^;te, daß das 
alte Preußen endgültig tot war. 

Ende April ist der Grenzvorschlag der I. K. in Paris 
übergeben. Ende Mai fanden unter Vorsitz von Jules 
Cambon unter Beisein von Marschall Fochdie defini- 
tiven Beratungen statt. Sie führten zur Zusprechung 
der ganzen ersten Zone zu Dänemark und zur rest- 
losen und unbedingten Rückgabe der ganzen 
zweiten Zone an Deutschland. Damit waren beide 
Zonen zu toten Begriffen geworden und tauchten nunmehr 
als vollberechtigte Gheder in das staatliche und kulturelle 
Leben Dänemarks und Deutschlands unter. 

Am 24. Januar hatte sich Deutschland auf dem Süder- 
markt in Flensburg offiziell von dem Schleswigschen Ab- 
stimmungsgebiet verabschiedet. Am 14. Juni nahm es 
von dem Torso, der ihm geblieben, an derselben Stelle 
wieder feierlichen Besitz. Es flog ein Jubeln und ein Rufen 
über die alte detitsclie Föidestaclt, als am Vorabend dieses 
Tages die 4 fremden Fahnen am „Flensburger Hof" her- 
niedergingen, als die letzten Franzosen in die Boote stiegen, 
als dann am 14. Juni der ganze Spuk des Staates Plebiszit 
sich in einem klaren Flensbm^;er Sommersonnentag auf- 
i(Sste — einem Sommertage mit Fahnen und Kränzen, mit 
Liedern und festlich gekleideten Menschen — Menschen 
unter Bäumen, Menschen am Fördestrand, Menschen, die 
nur Menschen, nur Landsleute, nur Deutsche waren. Und 
doch war die Freude gedämpft. Wir Deutsche hatten nie- 
mals Zonen in Schleswig sondern immer nur Deutsche 
und Dänen, niemals eine Trennung auf dem Papier 
sondern immer nur eine lebendige Grenze der Men- 
schen und ihrer Gesinnung anerkannt. Wir konnten 
nicht jubeln, daß ein Begriff gesiegt hatte statt einer 
Idee, und daß ein Machtspruch gefällt war statt einer 
Rechtsentscheidung. Und darum klang auch an diesem 
Tage in den Siegesglocken von Friesland bis Angeln ein 
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Ton der Wehmut und des Schmerzes rnit. Und ein Ton des^ 
Trotzes.Und dieser Ton wird aus ganz Schleswig- 
Holstein und aus ganz Deutschland klingen, so- 
lange er bei Such, Ihr abgetretenen Brüder im 
Blend, ein Bcho findet. 
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